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Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 
1. 


Ciegt ungerechtfertigte Bereicherung vor, wenn ein 

Glünbiger, was 'r zu f "dern hatte, mittels einer 

wegen Formmangels rechtlich unwirkſamen Pfändung 
erlangt hat? 
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einſchlägige vollſtreckbare 1..Tunde dem Schuldner inſofern 
in rechtsunwirkſamer Weiſe zugeſtellt worden iſt, als die zu⸗ 
geſtellte Abſchrift des Vollſtreckungstitels nicht durch den ge⸗ 
ſetzlich hiezu berufenen Zuſtellungsbeamten, ſondern durch 
den Gerichtsvollzieher der Oberamtsſtadt beglaubigt war. 

Die Klage iſt, ſoweit ſie auf ungerechtfertigte Bereiche⸗ 
rung geſtützt war, vom Berufungsgericht abgewieſen worden. 

Gründe: 

Bei Beurteilung der Frage, ob nach den Grundſätzen 
über ungerechtfertigte Bereicherung, alſo nach den Vorſchrif⸗ 
ten der 88 812 ff. des BGB., ein Anſpruch auf Zurückge⸗ 
währung einer Leiſtung gegeben ſei, iſt die geſamte zwiſchen 
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dem Leiſtenden und dem Leiſtungsempfänger beſtehende 
Rechtslage zu berückſichtigen unter Beachtung des Grund— 
ſatzes, daß jedermann ſein Verhalten ſo einrichten muß, wie 
es Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrsſitte 
erfordert. Deshalb kann z. B. demjenigen, der ſich einem 
andern gegenüber zur Zeichnung und Einlöſung eines Wech⸗ 
ſels verpflichtet und der dann zwecks Erfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtung auch tatſächlich einen Wechſel gezeichnet und ein⸗ 
gelöſt hatte, nicht das Recht zugeſtanden werden, die bezahlte 
Wechſelſumme lediglich deshalb nach den Grundſätzen über 
ungerechtfertigte Bereicherung zurückzufordern, weil der Wechſel 
infolge irgend eines Verſtoßes gegen die formalen Vorſchrif— 
ten der Wechſelordnung eine wechſelmäßige Verbindlichkeit 
nicht erzeugt habe!). Unter dieſem Geſichtspunkt aber er⸗ 
ſcheint auch der Bereicherungsanſpruch als unhaltbar, welchen 
der Kl. im vorliegenden Fall gegen den Bekl. glaubt erhe⸗ 
ben zu können. 

Der Bekl. hatte (vorausgeſetzt, daß die Ausſtellung der 
vollſtreckbaren Urkunde vom 21. Oktober 1905 nicht der An- 
fechtung auf Grund der Konkursordnung unterliegt) nach 
dem Inhalt dieſer Urkunde einen wohlbegründeten Anſpruch 
darauf, für ſein Guthaben von 5000 Mk. beim jetzigen Ge- 
meinſchuldner — und zwar im Weg der Zwangsvollſtreckung 
— Befriedigung zu ſuchen. Die Zwangsvollſtreckung wurde 
nur — wie es im praktiſchen Leben zweifellos unzählige 
Male vorkommt — unter Nichtbeachtung einer prozeſſualen 
Formvorſchrift und zufolgedeſſen in formell unzuläſſiger 
Weiſe eingeleitet. Hätte der Schuldner die hieraus ſich er— 
gebende Ungültigkeit der Zwangsvollſtreckung vor Durchfüh— 
rung der letzteren gemäß $ 766 CPO. geltend gemacht, 
ſo hätte das allerdings zweifellos zur Aufhebung der Zwangs— 
vollſtreckung geführt. Auch hätte ein nachträglich pfänden⸗ 
der anderer Gläubiger das vom Bekl. durch ſeine Pfändung 
erworbene vermeintliche Recht nicht als vorhergehendes 


1) Vgl. Entſch. des RG. in JW. v. 1906 S. 69 Nr. 24. 
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Pfändungspfandrecht anzuerkennen gebraucht. Andererſeits 
aber hätte der Bekl., wenn er von dem (etzt nachträglich 
zufällig durch den Konkursverwalter aufgedeckten) formellen 
Mangel noch vor dem (teilweiſen) Verkauf der gepfändeten 
Gegenſtände ſei es zufolge einer Einwendung des Schuldners, 
ſei es in anderer Weiſe, Kenntnis erlangt hätte, dieſelben 
Gegenſtände, die er vorher in unwirkſamer Weiſe hatte 
pfänden laſſen und die in der Zwiſchenzeit ja noch für 
keinen anderen Gläubiger gepfändet waren, ſofort wieder 
unter Beobachtung der vorher außer acht gelaſſenen Form⸗ 
vorſchrift, alſo in gültiger Weiſe, pfänden laſſen können. 
Eine materielle Benachteiligung des Schuldners, der zur 
Duldung einer ſolchen nachträglichen formgültigen Pfändung 
verpflichtet geweſen wäre, hatte daher die Durchführung der 
formell nichtigen Zwangsvollſtreckung nicht zur Folge. 
Hätte nun der Gemeinſchuldner ſelbſt noch vor der 
Eröffnung ſeines Konkurſes den Betrag, welcher dem Bekl. 
aus den beiden Pfändungen vom 26. Oktober und 7. No⸗ 
vember 1905 zugefloſſen iſt, vom Bekl. nach den Grund⸗ 
ſätzen über ungerechtfertigte Bereicherung zurückfordern wollen, 
ſo wäre der Bekl. der hierauf gerichteten Klage gegenüber 
nicht darauf beſchränkt geweſen, ſeine ihm gegen den Ge⸗ 
meinſchuldner nach der vollſtreckbaren Urkunde und anderen 
Rechtstiteln zuſtehenden Forderungen gegen den Klaganſpruch 
aufzurechnen (wie es jetzt aushilfsweiſe geſchieht), er 
hätte vielmehr jenen Anſpruch ohne weiteres mit der Ein⸗ 
rede der Argliſt zurückſchlagen können, weil der Ge— 
meinſchuldner gegen Treu und Glauben gehandelt haben 
würde, wenn er den vorgekommenen rein formellen Verſtoß 
dazu hätte ausnützen wollen, vom Bekl. etwas zurückzufor— 
dern, was er ihm von Rechts wegen ſchuldig war. Es leuchtet 
denn auch ohne weiteres ein, daß es zu einer unerträglichen 
Beeinträchtigung der Rechtsſicherheit des Verkehrs führen 
müßte, wenn man bei einer Sachlage, wie der hier in Frage 
ſtehenden, dem Schuldner, der die Durchführung der Zwangs⸗ 
vollſtreckung — ſei es in Kenntnis des der Einleitung der⸗ 
1* 
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ſelben entgegenſtehenden formellen Mangels, ſei es ohne 
dieſe Kenntnis — unbeanſtandet hat geſchehen laſſen, nach 
Durchführung der Zwangsvollſtreckung einen — der Regel 
des § 195 BGB. entſprechend erſt in 30 Jahren verjähren⸗ 
den, auf Univerſal⸗ wie auf Singularnachfolger übertrag⸗ 
baren — Rückforderungsanſpruch nach den 88 812 ff. BGB. 
zugeſtehen wollte. Die im landgerichtlichen Urteil angeführ⸗ 
ten Entſcheidungen !) können nicht gegen die hier vertretene 
Anſicht ins Feld geführt werden, denn jenen Entſcheidungen 
lagen weſentlich andere tatſächliche Verhältniſſe als im vor⸗ 
liegenden Fall zugrunde. 

Daß nun aber dieſelbe Einrede der Argliſt, welche nach 
dem Ausgeführten einer vom Gemeinſchuldner noch vor der 
Konkurseröffnung erhobenen Bereicherungsklage hätte ent⸗ 
gegengeſetzt werden können, auch der jetzt vom Konkursver⸗ 
walter erhobenen Bereicherungsklage entgegenſteht, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, da der Konkursverwalter, ſoweit er aus Be- 
reicherung klagt, ja nur den dem Gemeinſchuldner angeblich 
zuſtehenden Bereicherungsanſpruch geltend macht. Ob die 
Auszahlung des Pfanderlöſes an den Bekl. noch vor oder 
erſt nach der Konkurseröffnung erfolgt iſt, iſt hiebei uner⸗ 
heblich. 

Urt. des III. CS. v. 12. Nov. 1907 i. S. Darlehens⸗ 

kaſſenverein Rottenburg g. Hechlerſche Konkursmaſſe. 


2. 


Nerletzung der einem Beamten einem Britten gegen⸗ 
über obliegenden Amtspflicht (8 839 B6B.)? 


Ein Gerichtsvollzieher hatte zum Nachteil des Kls. Geld 
unterſchlagen. Kl. forderte Erſatz ſeines Schadens vom 
Staat, indem er u. a. geltend machte: der dienſtaufſichtfüh⸗ 
rende Amtsrichter des OA.⸗Bezirks, in dem die Gemeinde 
liegt, die den betr. Gerichtsvollzieher gewählt hatte, habe 
die ihm nach 8 839 BGB. obliegenden Pflichten verletzt, in⸗ 


1) RG. 56 S. 70 ff. und Seuff A. Bd. 60 Nr. 44. 
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dem er bei Empfehlung und Beſtätigung des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers wie bei Ausübung der Dienſtaufſicht demſelben gegen⸗ 
über die gebotene Sorgfalt nicht beobachtet habe. 

Die Klage iſt abgewieſen worden. 

Aus den 

Gründen 
des Berufungsurteils: 

Mit dem erſten Richter iſt anzunehmen, daß die in 
Rede ſtehenden Amtshandlungen des OA.⸗Richters A. nicht 
Amtspflichten betreffen, welche ihm der Klin. als Dritten 
gegenüber oblagen. 

Ob es ſich um ſolche Amtspflichten handelt, iſt nach 
Lage des einzelnen Falls zu entſcheiden. Im allgemeinen 
wird eine weite Auslegung Platz zu greifen haben und 
werden alle Amtshandlungen in Frage kommen, die die 
Rechte und auch bloß die Intereſſen Dritter berühren. Im⸗ 
mer aber muß eine konkrete Beziehung zwiſchen der Amts⸗ 
handlung und den Rechten und Intereſſen Dritter vorliegen; 
ohne eine ſolche Beziehung kann von Amtshandlungen, die 
dem Beamten gegenüber einer beſtimmten Perſon obliegen, 
nicht geſprochen werden. An der Anſtellung eines Beamten 
iſt die Allgemeinheit und jeder einzelne inſofern intereſſiert, 
als ein untüchtiger Beamter jeden, der mit ihm amtlich zu 
tun bekommt, gefährden oder ſchädigen könnte. Durch ein 
ſolches allgemeines Intereſſe wird aber nicht ſchon bei der 
Anſtellung eines Beamten eine Amtspflicht gegenüber einem 
Dritten im Sinn des Art. 202 Württ. AG. und $ 839 BGB. 
begründet. Es handelt ſich hiebei lediglich um die Ausübung 
des inneren Dienſtes. Das gleiche gilt von der allgemeinen 
Dienſtaufſicht, ſolange nicht ein einzelner Fall, der einen 
Dritten betrifft, vorliegt, und auch die Verfolgung ſtrafbarer 
Handlungen dient nicht den Intereſſen Dritter, ſondern den 
ſtaatlichen Zwecken. 

Die von der Klin. angeführten Tatſachen beziehen ſich 
nun ſämtlich auf ſolche Amtshandlungen des dienſtaufſichts⸗ 
führenden Amtsrichters, die der erforderlichen konkreten Be— 
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ziehung zu einem Dritten, ſpeziell zu der Klin. ermangeln. 
Dies gilt insbeſondere auch von deſſen Verhalten auf das 
Telegramm der Polizeibehörde S. hin!), da er damals nicht 
wußte, daß P. eine Amtspflichtverletzung gegenüber der Klin. 
begangen hatte, und dieſe Unkenntnis auch nicht auf Fahr⸗ 
läſſigkeit beruhte. 

Urt. des JI. CS. vom 13. Dez. 1907 i. S. Stern g. 

Fiskus. 


3. 


Haftung des Staats für die durch verzögerte Auſtel⸗ 
lung einer Klagſchrift erwachſenen Folgen (AGBGB. 
Art. 202). 


Der Kläger hatte am 11. Juni 1906 von dem Bauern 
F. P. in Ge. ein Pferd um 520 Mk. unter Garantie dafür, 
daß es in jeder Beziehung fromm ſei, gekauft und übergeben 
erhalten. Er hatte das Pferd am folgenden Tag unter der⸗ 
ſelben Garantie weiterverkauft. Es ſtellte ſich heraus, daß 
das Pferd ein Schläger ſei, und Kl. nahm es aus dieſem 
Grund zurück. Er erhob nun Gewährſchaftsklage bei dem 
Amtsgericht ſeines Wohnorts, dem württembergiſchen Amts⸗ 
gericht Gö. 

Die Klagſchrift wurde am 18. Juli 1906 eingereicht. 
An demſelben Tag ſetzte der Richter Termin an. Nach einer 
Aktennotiz des amtsgerichtlichen Kanzleigehilfen P. wurde 
am 19. d. Mts. Zuſtellungsauftrag erteilt. In dem Regiſter 
des Zuſtellungsbeamten iſt als Tag des Auftrags der 20., 
als Tag der Uebergabe an die Poſt der 21. Juli 1906 ver⸗ 
zeichnet. Die Zuſtellung der Klagſchrift an den Bekln. iſt 
erſt am 24. Juli erfolgt. Hiezu iſt zu bemerken, daß ſein 
Wohnſitz Ge. ein kleines bayriſches Dorf iſt, wohin nur ein 
einmaliger Beſtellgang ſtattfindet, den der Poſtbote morgens 


1) Dieſe ſchweizeriſche Behörde hatte telegraphiert, der Gerichtsvoll⸗ 
zieher ſei verhaftet, worauf der OAR. ſie telegraphiſch anwies, ihn heim⸗ 
zuſchicken. 
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7 Uhr anzutreten hat. Der 22. Juli 1906 war ein Sonntag. 

Den Rechtsſtreit gegen F. P. hat Kl. verloren, da das 
Amtsgericht davon ausging, daß die Gewährſchaftsanſprüche 
nach 88 490, 492 BGB. verjährt ſeien; eine Argliſt des 
Bekln. wurde auf Grund eines von ihm geleiſteten Eides 
verneint. 

Die nunmehr von dem Kl. gegen den württembergiſchen 
Fiskus, vertreten durch die Staatsanwaltſchaft bei dem 
OLG. Stuttgart, erhobene Klage wurde abgewieſen. 

Aus den Gründen: 

Der Kl. ſtützt ſeinen Anſpruch auf den Art. 202 des 
Württ. AGBGB. in Verbindung mit § 839 BGB. Art. 77 
EGBGB. und es iſt davon auszugehen, daß der Zuſtellungs⸗ 
beamte (Gerichtsvollzieher), der die ihm kraft ſeines Amtes 
obliegende Ausführung einer Zuſtellung vornimmt, in Aus⸗ 
übung der ihm anvertrauten Gewalt handelt und auch gegen- 
über dem Auftraggeber eine Amtspflicht wahrzunehmen hat, 
wobei dahingeſtellt bleiben mag, ob daneben ein privates 
Auftragsverhältnis vorliegt. Das gleiche gilt von dem Ge⸗ 
richtsſchreiber, der die Zuſtellung gemäß den Vorſchriften 
der Zivilprozeßordnung vermittelt und die Uebertragungen 
der Terminsnote und ihre Beglaubigungen beſorgt. Der 
amtsgerichtliche Kanzleigehilfe, der die Abſchriften der Ter⸗ 
minsbeſtimmung auf den Abſchriften der Klageſchrift ge— 
fertigt hat, übte hierbei keine ihm anvertraute öffentliche Ge⸗ 
walt aus; er handelte aber unter Verantwortung des Ge- 
richtsſchreibers und dieſer hat für eine etwa vorgekommene 
Verzögerung des Kanzleigehilfen einzutreten, ſolange nicht 
erwieſen wird, daß den Gerichtsſchreiber trotzdem keine 
Schuld trifft. 

Dagegen hat der Kl. den Beweis zu erbringen, daß 
irgend einer der beteiligten Beamten bei der Zuſtellung der 
Klageſchrift die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht 
gelaſſen habe. 

(Es wird ausgeführt, daß der Kläger dieſen Nachweis 
in betreff des Zuſtellungsbeamten nicht geführt habe, daß 
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vielmehr keineswegs ausgeſchloſſen ſei, daß bei der Poſtbe⸗ 
förderung eine Verzögerung ſtattgefunden habe. Sodann 
heißt es): 

Von der Frage, ob die Zuſtellung beſonderer Beſchleu⸗ 
nigung bedurfte, zunächſt abgeſehen, iſt hienach nicht feſtzu⸗ 
ſtellen, daß der Zuſtellungsbeamte N., der nach der Dienſt⸗ 
anweiſung für Gerichtsvollzieher vom 10. Oktober 1899 
(Amtsblatt des Juſtizminiſteriums S. 270) die Erledigung 
erteilter Aufträge nicht verzögern darf und einen Zuſtellungs⸗ 
auftrag, vorbehältlich anderweiter Beſtimmung des Auftrag⸗ 
gebers, in der Regel binnen 24 Stunden erledigen ſoll (88 2, 
15 Dienſtanw.), ſich gegen die Dienſtvorſchrift verfehlt, 
und die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht ge- 
laſſen habe. Letzteres iſt aber auch bei den Gerichtsſchreiberei⸗ 
beamten nicht der Fall. Es läßt ſich zwar nicht verkennen, 
daß der Zeitraum im ganzen, der vom Einlauf der Klage⸗ 
ſchrift am 18. Juli bis zur Abgabe der Zuſtellung an die 
Poſt am 21. Juli verſtrichen iſt, ein etwas langer war und 
es würde zu einer Verurteilung des Bekl. genügen, wenn 
auch nur feſtgeſtellt werden könnte, daß einer der beteiligten 
Beamten ſich eines fahrläſſigen Verhaltens ſchuldig gemacht 
habe, ohne daß näher nachgewieſen würde, bei wem die 
Schuld lag. Aber dieſe Feſtſtellung läßt ſich nicht treffen. 
Insbeſondere iſt auch dann, wenn unterſtellt wird, die Ge⸗ 
richtsſchreiberei habe erſt nach 1 oder 1¼ ͤ Tagen den Auf- 
trag an den Zuſtellungsbeamten weitergegeben, keine Schuld 
des Gerichtsſchreibers vorhanden. Wenn dieſer, wie er an⸗ 
gegeben hat, damals viele Geſchäfte zu erledigen, insbeſon⸗ 
dere etwa den Dienſt in einer Sitzung wahrzunehmen hatte, 
ſo konnte es leicht im ordnungsmäßigen Geſchäftsgang ge— 
ſchehen, daß die Klageſchrift etwas ſpäter zur Weitergabe 
an den Zuſtellungsbeamten gelangte. 

Anders liegt dagegen die Sache, wenn die Beamten des 
Amtsgerichts erkannten oder erkennen mußten, daß beſondere 
Beſchleunigung der Zuſtellung geboten war. Dies war aber 
nicht der Fall. 
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Davon, daß durch die Zuſtellung eine kurze Verjäh⸗ 
rungsfriſt unterbrochen werden mußte und insbeſondere, daß 
dieſe Friſt am 23. Juli ablief, ſtand in der Klageſchrift 
nichts und es ließ ſich dies auch nicht der Bezeichnung des 
Gegenſtands des Rechtsſtreits mit „Gewährſchaft“ entnehmen. 
Von dem Inhalt der Klageſchrift hatten weder der Gerichts⸗ 
ſchreiber noch der Gerichtsvollzieher im einzelnen Kenntnis 
zu nehmen, und ſelbſt wenn ſie es getan haben, konnten ſie 
nicht erkennen, daß der Friſtablauf ſo nahe bevorſtand. Es 
wäre Sache des Kls. geweſen, die Beamten darauf irgend⸗ 
wie hinzuweiſen, daß ohne Beſchleunigung der Zuſtellung 
die Gefahr des Rechtsverluſtes drohte. Aus dem Umſtand, 
daß die Sache als Ferienſache erklärt worden war, ergab 
ſich nur die Verpflichtung, die Zuſtellung ſo zeitig zu erle⸗ 
digen, daß die Einlaſſungsfriſt vor dem auf 6. Auguſt be⸗ 
ſtimmten Termin gewahrt wurde. Auch der Begründung 
des Geſuchs um Bezeichnung der Sache als Ferienſache, die 
übrigens, wie bemerkt, den Beamten nicht zur Kenntnis ge⸗ 
kommen ſein wird, war nichts anderes zu entnehmen. 

Urt. des J. CS. v. 3. Juli 1908 i. S. Kurz g. 

Fiskus. 


4. 


Anſpruch eines im elterlichen Haushalt Bienfte leiſten⸗ 
den Kinds auf eine Rente gemäß § 844 BGB. im Fall 
der Tütung des Vaters? | 


Der Vater der Mitklin. K. M. ift durch den Hufſchlag 
eines Pferds des Bekln. getötet worden. In betreff des 
Anſpruchs der Klin. auf eine Rente gemäß § 844 BGB. 
ſagen die 

Gründe 
des Berufungsurteils: 

Auch die Klin. K. M. verlangt auf Grund der Beſtim— 
mung des § 844 BGB. die Zahlung einer Rente. Dieſen 
Anſpruch hat der Unterrichter abgewieſen und nur feſtgeſtellt, 
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daß der Bekl. ihr Unterhalt zu gewähren hat, wenn ſie vor 
dem 21. Dezember 1910 in die Lage kommen ſollte, ſich nicht 
mehr ſelbſt verhalten zu können. Der Unterrichter geht hie⸗ 
bei von der Erwägung aus, daß die Tochter durch ihre 
Dienſte bei der Mutter ihren Unterhalt verdiene und, wenn 
ſie mit dieſer nicht mehr zuſammenleben würde, eine ähnliche 
Stelle gegen Bezahlung annehmen könnte. 

Mit Recht fühlt ſich die Klin. K. M. hiedurch beſchwert. 
Denn dieſe Entſcheidung wird der Sachlage nicht gerecht. 

Der verſtorbene M. war nach §§ 1601, 1610 BGB. 
verpflichtet, ſeiner Tochter ſtandesgemäßen Unterhalt zu ge⸗ 
währen, wenn dieſe außer Stande war, ſich ſelbſt zu unter- 
halten. Dieſer Unterhalt iſt zu Lebzeiten des Vaters da⸗ 
durch gewährt worden, daß die Tochter im gemeinſchaftlichen 
Haushalt gelebt hat, wofür ſie häusliche Dienſte leiſtete. 
Seit dem Tod des Vaters hat die Tochter ohne weiteres 
einen Unterhaltsanſpruch gegen die Mutter, und dieſe hat 
ihr auch ſeither gegen häusliche Dienſtleiſtungen ſtandesge⸗ 
mäßen Unterhalt gewährt. Wenn nun ſo auch an ſich die 
Tochter durch den Tod des Vaters in keine ſchlechtere Lage 
gekommen ift, fo hat doch auch fie nach § 844 Abſ. 2 BGB. 
einen Anſpruch gegen den Bekln., der nach § 843 Abſ. 4 
BGB. dadurch, daß die Mutter geſetzlich Unterhalt zu leiſten 
hat, nicht ausgeſchloſſen wird, und bei dem auch die Dienſt⸗ 
pflicht gegen die Mutter außer Betracht bleibt. Allerdings 
iſt durch den Tod des Vaters ihre Erwerbskraft für einen 
anderen Erwerb ihres Unterhalts frei geworden; aber dieſen 
Erwerb braucht ſie nur inſoweit auszuüben, als es ihren 
Verhältniſſen nach üblich iſt. Nun iſt ohne weiteres davon 
auszugehen, daß die Tochter, jo lange ihr Vater gelebt, nie: 
mals das gemeinſame Hausweſen verlaſſen hätte, um ſo 
weniger, als die leidende Mutter der Pflege der Tochter be— 
darf und dieſe ſelbſt kränklich iſt und keine ſchwereren Ar⸗ 
beiten verſehen kann. Hätte nun der Vater die Tochter, ſo 
lange er lebte, im gemeinſamen Hausweſen unterhalten, fo 
ergibt ſich daraus die Verpflichtung des Bekln., der Tochter 


A. in Civilſachen. 11 


den durch das Aufhören dieſes Unterhalts entſtandenen 
Schaden und zwar ebenfalls in Geſtalt einer Geldrente zu 
erſetzen. (Im Fall einer Verheiratung der Tochter wäre der 
Bekl. auf 8 323 CPO. angewieſen.) Dadurch, daß jetzt die 
Mutter die Tochter unterhält, hat deren Unterhaltsbedürftig⸗ 
keit nicht aufgehört. Die leidende Mutter zu verlaſſen und 
in fremde bezahlte Dienſte zu gehen, kann der Klin. nicht 
zugemutet werden, weil ſie das zu Lebzeiten ihres Vaters 
auch nicht getan hätte und ihr eine Veränderung ihrer Lage 
bloß im Intereſſe des Bekln. nicht zugemutet werden kann. 

Hienach iſt auch der Anſpruch der Klin. K. M. dem 
Grunde nach gerechtfertigt. 

Urt. des II. CS. vom 4. Juli 1907 i. S. Merkle g. 

Braun. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt zurückgewieſen 
worden. 


5. 


Kann ein Ueberfahrtsrecht i. 5. des Geſetzes vom 
26. Mürz 1862 auch nach Inkrafttreten des 368. 
gemäß Art. 40 des bezeichneten Geſetzes wegfallen? 


Bekl. machte geltend, das vom Kl. auf Grund außer⸗ 
ordentlicher Erſitzung und unvordenklicher Verjährung bean⸗ 
ſpruchte Ueberfahrtsrecht über ein Grundſtück des Bekl. ſei 
jedenfalls dadurch gemäß Art. 40 des Geſ. v. 26. März 1862 
erloſchen, daß der frühere, am angeblich herrſchenden Grund— 
ſtück vorbeiführende, von dieſem bis in die letzten Jahre 
durch Graben und Hecke getrennte Feldweg jetzt in eine Bau⸗ 
ſtraße verwandelt ſei, von der aus, wie der gerichtliche Au— 
genſchein ergeben habe, auf der ganzen Länge des kl.iſchen 
Grundſtücks überall bequem in dieſes hineingefahren werden 
könne. Kl. hat die Anwendbarkeit der bezeichneten Geſetzes⸗ 
beſtimmung beſtritten, weil ſich ſeit 1. Januar 1900 der 
Untergang der dinglichen Rechte nach dem BGB. richte. 

In den 
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Gründen 

des Berufungsurteils iſt zu dieſem Punkt ausgeführt: 

Selbſt wenn man den Erwerb des behaupteten Ueber⸗ 
fahrtsrechts feſtſtellen wollte, ſo wäre eine ſolche Dienſtbar⸗ 
keit gemäß Art. 40 des erwähnten Geſetzes vom 26. März 
1862 mit der Anlegung der Opferſteinſtraße er loſchen. 
Dieſer Artikel beſtimmt: „Wenn ein Grundftüc durch eine 
Weganlage eine beſtändige Zufahrt erhält, ſo fallen die Ueber⸗ 
fahrtsrechte weg, welche der Eigentümer desſelben zum Zweck 
der Bebauung und der Einheimſung der Früchte auf andern 
Grundſtücken bisher ausüben durfte“. Aufgehoben wurde 
dieſe Vorſchrift weder in dem ſpäteren Feldbereinigungsge⸗ 
ſetz vom 30. März 1886 noch im württ. Ausführungsgeſetz 
zum BGB. (f. Art. 283 desſ.). Sie beſteht auch trotz Ein⸗ 
führung des BGB. fort. Denn es bleiben nach Art. 115 
EGBGB. die landesgeſetzlichen Vorſchriften unberührt, welche 
die Belaſtung eines Grundſtücks mit gewiſſen Grunddienſt⸗ 
barkeiten unterſagen oder beſchränken. In den Motiven des 
EGBGB. S. 195 iſt dieſer Vorbehalt mit der Erwägung ge⸗ 
rechtfertigt, daß ſolche Einſchränkungen von wirtſchaftlichen, 
nach Art und Zeit wechſelnden Rückſichten abhängen. Ob die 
Landesgeſetzgebung von dem ihr hienach zuſtehenden Unter⸗ 
ſagungsrecht dadurch Gebrauch macht, daß ſie ein neues hier⸗ 
auf gerichtetes Geſetz erläßt oder ein früheres beſtehen läßt, 
iſt ſelbſtverſtändlich gleichgültig. Die Unterſagungsbefugnis 
ſchließt nicht nur das Recht in ſich, die Entſtehung von 
Dienſtbarkeiten beſtimmter Art in jedem Fall auszuſchließen, 
ſondern auch das Recht, die Aufhebung erworbener Dienſt⸗ 
barkeiten unter beſtimmten Vorausſetzungen anzuordnen. Letz⸗ 
teres iſt bei Art. 40 der Fall, wonach das Erlöſchen der 
Dienſtbarkeit mit der Erlangung einer beſtändigen Wegan⸗ 
lage eintreten ſoll. Zu Unrecht verneint der Kl. die An⸗ 
wendbarkeit des Art. 40 auf den vorliegenden Fall, weil die 
Parzelle von jeher, alſo ſchon vor der Erlaſſung des Ge— 
ſetzes von 1862 eine Zufahrts möglichkeit gehabt habe. 
Dem iſt entgegenzuhalten, daß zwar die Möglichkeit beſtand, 
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nach vorher getroffenen beſonderen Einrichtungen vom Feld⸗ 
weg Nr. 60 aus zur Parzelle einzufahren, daß aber von 
dieſer Möglichkeit ſeitens der Eigentümer der Grundſtücke 
kein Gebrauch gemacht wurde, vielmehr nach den bis zur An⸗ 
legung der Opferſteinſtraße im Jahr 1907 beſtehenden tatſäch⸗ 
lichen Verhältniſſen die einzige Zufahrt über die Parzelle des 
Bekl. ging, worauf ja der Kl. ſelbſt hauptſächlich den Erwerb 
der Dienſtbarkeit zu ſtützen ſuchte. Hienach kann die Frage 
dahinſtehen, ob Art. 40 auch auf die zur Zeit des Inkraft⸗ 
tretens des Geſetzes ſchon beſtehenden Weganlagen An⸗ 
wendung finden kann. 

Urt. des III. CS. v. 27. Oktober 1908 i. S. Gute⸗ 

kunſt g. Ottmann. 


6. 


IR ein Antrag einer (im Güterſtand der Errungen⸗ 
ſchaftsgemeinſchaft des BGB. lebenden) Ehefrau zu⸗ 
läffig, durch einflweilige Verfügung für das einge⸗ 
brachte Gut auf den zum Geſamtgut gehärigen Grund⸗ 
ſtücken eine Sicherungshypothek vorzumerken? 


Die Frage wurde bejaht aus folgenden 
Gründen: 

Während des Beſtehens der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
iſt das Geſamtgut den Ehegatten zur geſamten Hand ge— 
meinſchaftlich. 8 1519 BGB. Wenn nun auch die Gemein⸗ 
ſchaft zur geſamten Hand nicht eigene, ſelbſtändige Rechts⸗ 
perſönlichkeit beſitzt, ſo handelt es ſich bei ihr doch um ein 
Vermögen, welchem inſofern Selbſtändigkeit zukommt, als es 
der Einwirkung der einzelnen Geſellſchafter entzogen iſt, einer 
beſonderen Verwaltung unterliegt und ſeinem Weſen nach 
eigene Rechte und Pflichten haben kann ). Daraus ergibt 
ſich, daß der einzelne Gemeinſchafter dem Geſamtgut wie ein 
Dritter gegenübertritt, auch eine Forderung an dasſelbe er⸗ 

1) Vgl. Planck. BGB. 3. Aufl. § 1009, Erl. 3: Entſch. des Kam⸗ 
mergerichts Bd. 36. A. 133. 
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werben und daß für ihn wie für einen Dritten an den zum 
Geſamtgut gehörigen Grundſtücken eine Hypothek beſtellt 
werden kann!). 
Beſchl. des II. CS. v. 21. März 1907 in der Be⸗ 
ſchwerdeſache Wüſt g. Wüſt. 


T. 


1) Imangs vollſtreckung in betreff eines Urteils, das 

einen Mater für ſchuldig erklärt, dafür zu ſargen, daß 

ſein Sohn in einer beſtimmten Konfeſſion erzagen wird? 

2) Eintritt des Unterſcheidungsalters bei Kindern ans 
Miſchehen. 


Durch rechtskr. Urteil einer Civilkammer iſt der bekl. 
Ehemann verurteilt worden, dafür zu ſorgen, daß ſein am 
31. Mai 1893 geborener Sohn J. in der katholiſchen Reli⸗ 
gion erzogen wird. 

Die Klin. ſtellte beim Gericht J. Inſtanz den Antrag, 
den Schuldner gemäß § 888 CPO. durch Strafen zu ver: 
anlaſſen, ſeinen Sohn alsbald in die katholiſche Volksſchule 
nach St. (einen benachbarten Ort) in den katholiſchen Reli— 
gionsunterricht daſelbſt, zum Gottesdienſt an Sonntagen und 
kirchlich gebotenen Feiertagen und zum Empfang der Sakra— 
mente in die katholiſche Kirche nach St. zu ſchicken. 

Die Civilkammer hat den Antrag koſtenfällig abgewieſen. 

Die Beſchwerde der Klin. iſt zurückgewieſen worden aus 
folgenden 

Gründen: 

Der Anſicht des Unterrichters, daß der Schuldner im 
Hinblick auf die Beſtimmungen des 8 1666 BGB. nicht zur 
Vornahme einzelner Erziehungsmaßregeln angehalten werden 
könnte, kann nicht beigetreten werden. Die angeführte Be- 
ſtimmung ſagt zwar, daß bei Gefährdung des geiſtigen oder 
leiblichen Wohles des Kindes ſeitens des Vaters das Vor— 


1) Vgl. die angeführten Entſch. des Kammergerichts, ferner Coſak, 
Lehrbuch des Bürg. R. II S. 366. 
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mundſchaftsgericht die zur Abwendung der Gefahr 
erforderlichen Maßregeln zu treffen hat. Allein die Weige⸗ 
rung des Vaters, ſein Kind in einer beſtimmten Religion 
erziehen zu laſſen, erfüllt nicht in jedem Fall die Voraus⸗ 
ſetzungen, unter denen nach §S 1666 das Vormundſchaftsgericht 
einſchreiten kann, ſo daß Zwangsmaßregeln gegen den Vater 
wohl erfolgen können. 

In dem Vollſtreckungstitel vom 7. Dezember 1904 ſind 
die vom Schuldner vorzunehmenden Handlungen nicht im 
einzelnen bezeichnet. Es genügt aber, wenn dieſe aus der 
Angabe des Zweckes entnommen werden können. Die Gläu⸗ 
bigerin hat nun das, was fie zur katholiſchen Erziehung des 
Sohnes im einzelnen für erforderlich hält, angegeben und 
will, daß der Schuldner hiezu durch Strafen angehalten 
werde. Zur Erfüllung der dem Schuldner durch das Urteil 
auferlegten Handlung iſt aber ſelbſtverſtändlich nicht dasjenige 
maßgebend, was zur Erziehung eines Kindes in der kath. 
Religion nach Anſicht der Klin. oder des kath. Pfarramts 
notwendig oder wünſchenswert iſt, ſondern nur das, was 
nach den geltenden ſtaatlichen Geſetzen von ihm verlangt wer⸗ 
den kann. Dadurch ſcheidet ſofort die Verpflichtung des 
Schuldners, ſeinen Sohn in den Gottesdienſt und zum Emp⸗ 
fang der Sakramente zu ſchicken, aus. Denn in dieſer Rich⸗ 
tung gibt es keinen Zwang. Ebenſo unbegründet iſt das 
Verlangen der Gläubigerin, daß der Sohn die katholiſche 
Volksſchule in S. zu beſuchen habe. Der Art. 8 des Volks⸗ 
ſchulgeſetzes vom 29. Dezember 1836 beſtimmt, daß wenn die 
Konfeſſion der Minderzahl keine beſondere Volksſchule am 
Wohnort der Eltern hat, dieſe die Wahl haben, ob ſie die 
Kinder in die Volksſchule des Wohnortes oder in eine be— 
nachbarte Schule der Konfeſſion ſchicken wollen. Die maß⸗ 
gebende Beſtimmung hierüber ſteht nach $ 1627 BGB. dem 
Vater zu, und daran ändert auch ſeine Verurteilung, den 
Sohn katholiſch erziehen zu laſſen, nichts. 

Was den Beſuch des Religionsunterrichts anlangt, ſo 
iſt der Schuldner nach der k. Verordnung vom 12. Septem- 
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ber 1818 VII. Z. 3 verpflichtet, da die Entfernung zwiſchen 
W. und St. zwiſchen / und 1 Stunde beträgt, feinen Sohn 
alle 14 Tage einmal zum Religionsunterricht in die Volks⸗ 
ſchule des Parochialorts zu ſchicken. Das iſt alſo das ein- 
zige, wozu der Schuldner verpflichtet iſt. Es fragt ſich aber, 
ob er hiezu nach 8 888 CPO. durch Strafen angehalten 
werden kann. 

Dieſe Frage iſt zu verneinen. Der § 888 CPO. ſetzt 
Handlungen voraus, die ausſchließlich von dem Willen des 
Schuldners abhängen. Man kann dahingeſtellt laſſen, ob der 
Schulbeſuch eines Kindes eine ſolche Handlung iſt, da er 
von dem Wetter, dem Geſundheitszuſtand, der Feſtſetzung 
einer beſtimmten Stunde ſeitens der Schulbehörde u. a. ab⸗ 
hängt !). 

Es fehlt ſchon daran, daß dem Vater die Ausübung 
eines körperlichen Zwanges gegen den Knaben nicht zuge⸗ 
mutet werden kann, wie denn auch das Volksſchulgeſetz keine 
Maßregeln enthält, durch welche der Vater gezwungen wer— 
den kann, ſeinen Sohn zur Schule zu bringen, ſondern nur 
Strafen für Schulverſäumniſſe. Der Vater kann nur ſeine 
Autorität geltend machen, er kann ſeinem Kind mit Züchti⸗ 
gung drohen, die Handlung ſelbſt, der Schulbeſuch, iſt vom 
Willen des Kindes abhängig, da, wie bemerkt, der Vater 
nicht verpflichtet iſt, das Kind perſönlich zu einem etwa / 
Stunden entfernten Unterricht zu verbringen. Auf ſolche Hand⸗ 
lungen findet der $ 888 keine Anwendung. Der Vater 
könnte der Strafvollſtreckung gegenüber ſtets mit Erfolg gel⸗ 
tend machen, er habe ſeinen Sohn angewieſen, den Unterricht 
zu beſuchen, dieſer habe aber nicht gehorcht, ein Einwand, 
deſſen Unrichtigkeit dem Schuldner nie nachgewieſen werden 
könnte. Unrichtig iſt die Anſicht der Beſchwerdeführerin, daß 
dieſe Auffaſſung dazu führen würde, daß ſolche Urteile wie 
das vorliegende überhaupt unzuläſſig wären. Auch wenn in 
einem einzelnen Fall einmal ein Urteil nicht vollſtreckt wer⸗ 
den kann, ſo kann doch ein Intereſſe der Partei an der Er⸗ 


1) RG. in JW. 1904 S. 557. 
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wirkung des Urteils ſelbſt vorhanden ſein. 

Schließlich iſt die Beſchwerde noch aus einem weiteren 
Grund unbegründet. Mit dem 1. Juni 1906 ift der am 
31. Mai 1893 geborene G. J. in das Unterſcheidungsjahr 
eingetreten, das ihn berechtigt, ſich ſelbſt dafür zu entſchei⸗ 
den, ob er in der evangeliſchen oder katholiſchen Religion 
erzogen werden will. Damit hat die Befugnis ſeines Va⸗ 
ters, ſeinem Sohn Weiſungen in dieſer Hinſicht zu erteilen, 
aufgehört, und damit ſind auch alle Zwangsmaßregeln gegen 
den Schuldner zur Durchführung des Urteils vom 7. De⸗ 
zember 1904 weggefallen. Es iſt nun zwar richtig, daß in 
mehreren früheren gerichtlichen Entſcheidungen als Unter⸗ 
ſcheidungsjahr bei Mädchen das vollendete 14. und bei Kna⸗ 
ben das vollendete 16. Lebensjahr angenommen worden iſt ). 
Allein ein Kultminiſterialerlaß vom 14. September 1826 
und mehrfache Erlaſſe des evangeliſchen Konſiſtoriums und 
des katholiſchen Kirchenrats haben den Antritt des 14. Le⸗ 
bensjahrs als maßgebend angenommen?), und das wird von 
dem Konſiſtorium und dem Kirchenrat in gemeinſamer Praxis 
bis heute feſtgehalten 3). 

Dieſe Praxis der oberſten Kirchenbehörde muß aber 
mangels geſetzlicher Beſtimmungen als maßgebend angenom⸗ 
men werden. 

Beſchl. des II. CS. vom 28. Juni 1906 in der Be⸗ 

ſchwerdeſache Zott g. Zott. f 


8. 


Zur Auslegung non § 55 Ziff. 3 AM. 


Die Bekln. waren dem A. St. für Holz etwa 2200 M. 
ſchuldig geworden, andererſeits hatten ſie ſich gegenüber einer 
Bank für einen Kredit des St. in Höhe von 6000 M. ver⸗ 


1) Vgl. Württ. Z. Bd. 26 S. 49. 64. 122. Lang, Perſonenrecht 
§ 78. 
2) Vgl. Württ. Z. Bd. 28 S. 181. 
3) Vgl. Kiene, Zwangserziehung S. 73. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 1. 2 
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bürgt; ſie haben nun mit dem Kaſſier der Bank unter Zu⸗ 
ſtimmung des St. folgende Vereinbarung getroffen: die 
Bekln. haben ſich der Bank gegenüber für den Betrag von 
2500 M. haftbar gemacht, in Höhe dieſes Betrags hat die 
Bank die Kontokurrentſchuld des St., für die ſich die Bekln. 
verbürgt hatten, für gedeckt erklärt und ſie hat an dieſer 
Schuld den Betrag von 2500 M. abgeſchrieben, ſo daß ihr 
eine Reſtforderung von 2827 M. 81 Pf. nebſt Zinſen ver⸗ 
blieben iſt. St. hat ſodann den Belln. für die erwähnten 
Kaufpreisforderungen Quittung erteilt. Bald darauf geriet 
St. in Konkurs. Gegen die vom Konkursverwalter geltend 
gemachte Forderung des Holzkaufpreiſes haben die Bekln. 
mit der durch die Befriedigung der Bank ihnen erwachſene 
Bürgſchaftsregreßforderung aufgerechnet. Auf Grund der 
Aufrechnungseinrede iſt die Klage im Berufungsverfahren 
abgewieſen worden. 
Gründe: 

Nachdem die Bekln. am 16. Auguſt 1906 die Spar⸗ 
und Vorſchußbank H. in Höhe von 2500 M. befriedigt ha⸗ 
ben, iſt gemäß § 674 BGB. die Kontokorrentforderung der 
Bank gegen St. in dieſer Höhe auf ſie übergegangen. Dieſe 
Bürgſchaftsregreßforderung der Bekln. iſt ſodann gegen die 
Holzkaufpreisforderungen des St. durch Vereinbarung des 
St. mit den Bekln. aufgehoben worden. Dieſe Vereinba⸗ 
rung iſt vom Klr. angefochten worden. Wenn man nun den 
für den Klr. günſtigſten Fall ſetzt, daß dieſe Anfechtung be⸗ 
gründet iſt, ſo hat dies, wie von den Parteien anerkannt 
und angeſichts des §S 39 KO. unzweifelhaft iſt, die Folge, 
daß die Bürgſchaftsregreßforderung der Bekln. und die Kauf⸗ 
preisforderungen des St. wieder in Kraft getreten ſind. 
Nunmehr fragt ſich, ob nicht die eingeklagten Kaufpreisfor⸗ 
derungen des St. durch die von den Bekln. im Lauf des 
Konkursverfahrens erklärte Aufrechnung mit ihrer Bürg⸗ 
ſchaftsregreßforderung von 2500 M. getilgt ſind. 

Die Beſtimmungen des § 55 KO. ſtehen dieſer Aufrech⸗ 
nung nicht entgegen. In Betracht kommen kann nur Ziffer 3 
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des S 55. Wenn man nun auch unterſtellt, daß St. am 
16. Auguſt 1906, an welchem Tag die Bekln. dieſe Bürg⸗ 
ſchaftsregreßforderung durch Befriedigung der Bank erwor— 
ben haben, ſeine Zahlungen eingeſtellt hatte und daß dies 
den Bekln. bekannt geweſen iſt, fo iſt die Aufrechnung im 
Konkurs nach 8 55 letzter Abſatz trotzdem zuläſſig, weil die 
Bekln. als Bürgen zur Befriedigung der Bank verpflichtet 
geweſen find und zu der Zeit, als ſie die Bürgſchaft gegen- 
über der Bank übernommen haben (28. Auguſt 1905), St. 
ſeine Zahlungen zweifellos noch nicht eingeſtellt hatte, eine 
Zahlungseinſtellung des St. den Bekln. alſo nicht bekannt 
ſein konnte. 

Hiegegen wird vom Klr. eingewendet, daß die Verpflich- 
tung der Belln. zur Befriedigung der Bank am 16. Auguſt 
1906 noch nicht fällig geweſen ſei. Dies iſt richtig, da die 
für die Verpflichtung der Bürgen maßgebende Hauptforde— 
rung, die Kontokurrentforderung der Bank gegen St., am 
16. Auguſt 1906 noch nicht gekündigt und die dem Schuld- 
ner in § 6 des Kreditvertrags nach der Kündigung und 
Schlußabrechnung eingeräumte Zahlungsfriſt von einem Mo— 
nat noch nicht abgelaufen war. Allein der 8 55 letzter Ab- 
ſatz ſetzt eine fällige Verpflichtung zur Befriedigung des 
Gläubigers nicht voraus: auch eine nicht fällige Verpflich— 
tung iſt immerhin eine Verpflichtung und das Geſetz unter— 
ſcheidet in § 55 letzter Abſatz in keiner Weiſe zwiſchen fälli- 
gen und nicht fälligen Verpflichtungen, was um ſo ſchwerer 
ins Gewicht fällt, als im vorhergehenden ebenfalls die Auf— 
rechnung betreffenden § 54 von bedingten und betagten For⸗ 
derungen die Rede iſt. Die Motive ſagen zu § 55 (früher 
48) letzter Abſatz: „nur fraudulöſe Operationen unterliegen 
der Anfechtung. Darum kann von dieſer nicht . .. getroffen 
werden ... ein durch Abtretung oder Befriedigung des Gläu— 
bigers erfolgter Erwerb in dem Falle, daß der Schuldner 
zur Befriedigung des Gläubigers vor Uebernahme der For— 
derung ſich bereits unanfechtbar verpflichtet hatte. Dieſen 
Fall brauchte das Geſetz kaum ausdrücklich auszunehmen; 

2 * 
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denn meiſt wird der Schuldner zugleich eine bedingte Regreß⸗ 
forderung gehabt haben, welche ihm das Deckungs⸗ und Kom⸗ 
penſationsrecht ſchon nach § 47 (jetzt 54) ſichert“. Alſo die 
Unanfechtbarkeit, nicht die Fälligkeit der Verpflichtung wird 
von den Motiven als das entſcheidende angeſehen. Der Zweck 
des Geſetzes aber, unlautere Spekulationen zu verhindern 
(vgl. Motive zu 8 48 jetzt 55 Z. 3) trifft nicht zu, wenn eine 
auch nur betagte Verpflichtung zur Befriedigung des Gläu⸗ 
bigers beſtanden hat; denn auch in dieſem Falle wird es 
dem Schuldner in erſter Linie um ſeine Befreiung zu tun 
ſein. Hienach muß angenommen werden, daß die Aufrech- 
nung im Konkurs auch dann zuläſſig iſt, wenn die Verpflich⸗ 
tung zur Befriedigung des Gläubigers noch nicht fällig ge⸗ 
weſen iſt. Daß dieſe Verpflichtung gerade für einen Bür⸗ 
gen beſtanden hat, iſt unerheblich ). 
Es iſt alſo die Aufrechnung mit der Bürgſchaftsregreß⸗ 
forderung der Bekln. nach 8 55 letzter Abſatz, 54 Abſ. 1 KO. 
im Konkurs zuläſſig. 
Urt. des III. CS. v. 14. April 1908 i. S. Steimleſche 
Konkursmaſſe g. Haipt u. Gen. 


9. 


Abſtandnahme vam Wechſelprozeß in der Bernfungs- 

inſtanz mit BZuflimmung des Beklagten. — Anteils⸗ 

weile Haftung mehrerer Wechſel verpflichteten für die 

Kaſten der Proteſtierung und Einklagung eines Wech⸗ 
ſels im inneren Verhältnis. 


Klägerin iſt eine in Stuttgart domizilierte, durch einen 
Geſchäftsführer vertretene G. m. b. H., die Beklagte eine 
Handlungsfirma in Cannſtatt. 

Die Parteien ſtanden in einer Geſchäftsverbindung, 
worüber eine laufende Rechnung geführt wurde. Nach dem 
vorgelegten, auf 31. Dezember 1907 abgeſchloſſenen Saldo⸗ 
auszug hatte die Bekl. der Klin. gegenüber ein Guthaben 


1) Vgl. J. W. 1896 S. 374 Nr. 26, Jäger Komm. § 55, Anm. 16. 
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von 1582 Mk. 74 Pf. In dem Buchauszug ſtand die Bekl. 
belaſtet mit einem Saldovortrag von 457 Mk. 23 Pf., ferner 
mit verſchiedenen, ſeitens der Klin. teils in bar oder mittels 
Schecks teils durch Einlöſung von Akzepten der Bekl. ge⸗ 
leiſteten Zahlungen, ſowie mit einigen ihr durch die Klin. 
hingegebenen Akzepten der Klin.; gutgeſchrieben waren da⸗ 
gegen der Bekl. außer einer Barſendung und einer „Rimeſſe“, 
drei Akzepte der Beklagten, welche am 21., 29. und 30. Ja⸗ 
nuar 1908 mit 2203 Mk. 47 Pf., 2763 Mk. 63 Pf. und 
2896 Mk. 53 Pf. fällig werden ſollten. Auf dem letzten 
Wechſel ſtand neben der Firma der Bekl. als Bezogenen: 
„zahlbar bei E. S., Stuttgart, Neckarſtr. 198“. Der Wechſel 
war von der Klin. weiterindoſſiert worden. 

Am 18. Januar 1908 ſchrieb Kläg. an Bekl.: „Wir 
behändigen Ihnen einliegend Buchauszug per 31. Dezember 
1907, wonach Ihnen per Saldo 1582 Mk. 74 Pf. bei uns 
zu gut kommen, welchen Betrag wir Ihnen zur Deckung 
des zuletzt fälligen Akzepts am 30. Januar 1908 zur 
Verfügung halten. Wir machen zugleich auf den Verfalltag 
der Wechſel am 21., 29. und 30. Januar d. J. aufmerkſam 
und erſuchen Sie, für Deckung beſorgt zu ſein, wenn Sie 
Widerwärtigkeiten und Koſten ſparen wollen“. 

Bei Verfall ging der Wechſel über 2896 Mk. 53 Pf. 
in Proteſt. Aus der Proteſturkunde ergiebt ſich, daß der 
Notar zunächſt den E. S. in ſeiner im Wechſel bezeichneten 
Wohnung vergeblich aufgeſucht und ſodann, nachdem er auf 
dem Stadtpolizeiamt in Erfahrung gebracht hatte, daß der 
Geſuchte Buchhalter bei der Klin. ſei, ſich in das Geſchäfts⸗ 
lokal der Klin. begeben, dort dem E. S. mit ſeinem Ein⸗ 
verſtändnis den Wechſel vorgezeigt und von dieſem die Aus⸗ 
kunft erhalten hat, daß der Wechſel nicht eingelöſt werde, 
da die Bezogene (die Bekl.) keine Deckung eingeſandt habe. 

Der letzte Vormann der Klin. erhob gegen fie und die 
jetzige Bekl. als Geſamtſchuldner Wechſelklage, worauf Kläg. 
vor der mündlichen Verhandlung die Wechſelſumme, Zinſen 
und Speſen bezahlte und die in Höhe von 37 Mk. 66 Pf. 
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erwachſenen Prozeßkoſten bereinigte. 

Im Wechſelprozeß erhob Klägerin — unter Ab- 
zug des der Beklagten ihr gegenüber zuſtehenden Guthabens 
von 1582 Mk. 74 Pf. — Klage auf Erſtattung der von ihr 
ausgelegten Wechſelſumme, Auslagen und Gerichtskoſten. 
Im Laufe dieſes Rechtsſtreites bezahlte Bekl. die einge⸗ 
klagten Beträge faſt vollſtändig. Streitig blieb nur fol⸗ 
gendes: die Bekl. verlangte, daß an der Proviſion des 
Indoſſatars der Klin. und an den Proteſtkoſten diejenigen 
Teilbeträge (von zuſammen 7 Mk. 70 Pf.) abgeſetzt werden, 
welche dadurch entſtanden waren, daß der Geſamtbetrag 
des Wechſels (und nicht bloß der nach Abzug des Gut— 
habens der Bekl. von 1582 Mk. 72 Pf. übrig bleibende 
Reſtbetrag von 1313 Mk. 79 Pf.) zum Proteſt gekommen 
iſt, wobei ſie (die Beklagte) davon ausging, daß Klägerin 
zur Ueberſendung des Guthabens von 1582 Mk. 
74 Pf. an ſie behufs Vermeidung des Proteſts verpflichtet 
geweſen wäre. Außerdem beſtritt die Bekl. ihre Verpflichtung 
zur Bezahlung der Koſten des Vorprozeſſes, da Klin. unter 
allen Umſtänden zunächſt zur Einlöſung des Wechſels ver— 
pflichtet geweſen ſei, wofür ſich die Bekl. auf Staub (Komm. 
z. WO. 8 10 zu Art. 39) bezog. 

Das Landgericht hat der Bekl. den Abzug der erwähnten 
7 Mk. 70 Pf. nicht geſtattet. Bezüglich der Koſten des 
Vorprozeſſes iſt die Klin. mit demjenigen Betrag abgewieſen 
worden, der dadurch erwachſen war, daß der Indoſſatar 
den Mehrbetrag von 1582 Mk. 74 Pf. zur Klage gebracht 
hatte, dagegen iſt die Bekl. zum Erſatz der übrigen, von der 
Klin. aufgewendeten Prozeßkoſten verurteilt worden. 

Nur die Bekl. erhob Berufung mit dem Erfolg, daß 
der Abzug von 7 Mk. 70 Pf. an der Klagſumme für be⸗ 
rechtigt erkannt wurde, während im übrigen die Berufung 
zurückgewieſen iſt. 

Die Klin. hatte vor dem Berufungsgericht mit Zu⸗ 
ſtimmung der Bekl. die Abſtandnahme vom Wechſelprozeß 
erklärt. 
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Aus den Gründen. 

1. Wenn auch mit der Rechtſprechung des Reichsge⸗ 
richts!) und mit den Kommentaren davon auszugehen tft, 
daß der Kl. in der Berufungsinſtanz zur einſeitigen Abſtand⸗ 
nahme vom Urkunden⸗ und Wechſelprozeß nicht befugt iſt, 
ſo beſteht doch andrerſeits kein Bedenken), ſolche Ab- 
ſtandnahme dann zuzulaſſen, wenn der Gegner ihr aus: 
drücklich zuſtimmt. Die Unzuläſſigkeit der Ueberleitung 
des Rechtsſtreites in das ordentliche Verfahren durch den 
Kl. in der Berufungsinſtanz ergibt ſich im weſentlichen eben 
durch die Rückſichtnahme auf den Prozeßgegner, welchem 
zutreffendenfalls die Möglichkeit nicht entzogen werden 
darf, ein im Urkunden⸗ oder Wechſelprozeß in unzuläſſiger 
Weiſe ergangenes Urteil im Wege der Anrufung des höheren 
Gerichts zu beſeitigen. Verzichtet aber der Bekl. auf dieſe 
ihm durch das Geſetz eingeräumte Befugnis, ſo ſind zwingende 
prozeſſuale Vorſchriften nicht auszufinden, woraus die Un⸗ 
zuläſſigkeit der Abſtandnahme vom Urkunden: oder Wechſel⸗ 
prozeß in II. Inſtanz mit Notwendigkeit hergeleitet werden 
müßte. 

2. Sofern der Bekl. durch das Urteil der Kammer für 
Handelsſachen die Befugnis abgeſprochen worden iſt, die 
— ihrer Höhe nach nicht beſtrittenen — Beträge von 6 ME. 
20 Pf. und 1 Mk. 50 Pf. (zuſammen 7 Mk. 70 Pf.) an 
der eingeklagten Summe zu kürzen, war der Berufung ſtatt⸗ 
zugeben. Zwar iſt es nicht richtig, wenn die Bekl. vermeint, 
dadurch, daß Klin. ihr das Saldoguthaben von 1582 Mk. 
74 Pf. zur Verfügung geſtellt, oder daß ſie — wie unter 
Eid verſtellt iſt — ſich verpflichtet habe, „für Deckung des 
Wechſels beſorgt zu ſein“, ſei die Verbindlichkeit der Klin. 
begründet worden, der Bekl. auf Verfall des Wechſels (d. h. 
auf den 30. Januar 1908) den genannten Betrag zu über: 
ſenden. Das zwiſchen den Parteien beſtehende Verhältnis, 
wie es aus dem vorgelegten Saldoauszug ſich ergibt und 


J) RG. 5, 353 und ſonſt. 
2) Mit Gaupp⸗Stein 8.—9. Aufl. Bent. II 3 zu $ 596. 
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welches nach deſſen Inhalt teilweiſe aus dem gegenſeitigen 
Austauſch von Akzepten beſtand, brachte es von ſelbſt mit 
ſich, daß jeder Teil die von ihm ausgeſtellten und von der 
andern Partei — unter dem ſtillſchweigenden Vorbehalt des 
Eingangs — ihm kreditierten Akzepte ſelbſt einzulöſen hatte ). 

Daß auch die gegenwärtigen Parteien die Sache nicht 
anders auffaßten, ergibt ſich aus dem von der Bekl. ohne 
Widerſpruch entgegengenommenen Brief der Klin. vom 18. Ja⸗ 
nuar 1908, worin dieſe mitteilt, daß ſie der Bekl. den Be⸗ 
trag von 1582 Mk. 74 Pf. auf 30. Januar 1908 zur Ver⸗ 
fügung halte — nämlich zu dem Zwecke, daß die Bekl. 
ſich dieſes Betrages behufs der ihr obliegenden Ein⸗ 
löſung des am genannten Tage fälligen Wechſels bedienen 
möge —, und worin ſie weiter die Bekl. auf die Verfall⸗ 
tage vom 21., 29. und 30. Januar mit der Aufforderung 
hinweiſt, für Deckung beſorgt zu ſein. Daraus folgt mit 
Beſtimmtheit, daß es an ſich Sache der Beklagten 
war, ſich auf den Verfalltag durch Abhebung ihres Gut⸗ 
habens bei der Klin. in den Stand zu ſetzen, den den Wechſel 
präſentierenden Gläubiger zu befriedigen. Weder ein zivil⸗ 
rechtlicher, noch ein aus dem Wechſelrecht abzuleitender An⸗ 
ſpruch der Bekl. auf Ueberbringung des Geldes an ſie durch 
die Klin. iſt hienach an ſich anzuerkennen. Im vorliegen⸗ 
den Falle lagen aber beſondere Umſtände vor, die zu einem 
andern Ergebnis führen, als es nach den bisherigen Aus- 
führungen geboten wäre. Es iſt nämlich zu beachten, daß 
der Proteſt im Geſchäftslokal der Klägerin ſelbſt 
und gegen einen ihrer Angeſtellten, den Buchhalter E. S. 
erhoben worden iſt. Es iſt zwar nicht aufgeklärt, ob etwa 
— was nicht als ſehr wahrſcheinlich erſcheint — die Bei- 
ſetzung des Namens des E. S. auf dem Wechſel ohne Vor— 
wiſſen der Klin. geſchehen iſt. Selbſt wenn man indeſſen 
annimmt, es ſei eine rein perſönliche Gefälligkeit des E. S. 
gegen die Bekl. geweſen, daß er die Beiſetzung ſeines Namens 
als Zahlſtelle auf dem Wechſel geſtattete, ſo iſt es doch un⸗ 
1) Vgl. Staub Komm. z. WO. 4. Aufl. § 22 (Satz 3) zu Art. 82. 
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denkbar, daß der geſetzliche Vertreter der Klin. von dem Er: 
ſcheinen des Notars im Geſchäftslokal der Klin. und von 
der durch ihn erfolgten Proteſtierung des Wechſels nicht 
alsbald Kenntnis genommen hätte. Dann aber war es 
nach Treu und Glauben unter Berückſichtigung der Ver⸗ 
kehrsſitte Pflicht der Klägerin, nunmehr zum Schutze 
des Wechſels und der Bekl. als Akzeptantin mit denjenigen 
Mitteln hervorzutreten, die ſie in dem Brief vom 18. Ja⸗ 
nuar 1908 der Bekl. zur Verfügung geſtellt hatte. Hätte 
dies die Klin., wie es ihre Pflicht war, getan, ſo wäre 
die Höhe der Proteſtkoſten und der Proviſion um diejenigen 
Beträge vermindert worden, deren Abzug die Bekl. jetzt, 
und zwar nach dem Ausgeführten mit Recht, verlangt. 

3. Ebenſo unbegründet als unbillig iſt dagegen das 
Verlangen der Bekl., es ſolle Klin. auch denjenigen Teil 
der insgeſamt auf 37 Mk. 66 Pf. berechneten Koſten des 
Vorprozeſſes auf ſich nehmen, der den Teil der Wechſel⸗ 
ſchuld (in Höhe von 1313 Mk. 79 Pf.) betrifft, wofür die 
Beklagte materiell haftet und wofür ſie ihre Verpflichtung 
im Verhältnis zur Klin. gerade im gegenwärtigen Rechts⸗ 
ſtreit (durch Zahlung) anerkannt hat. Bezüglich des Betrags 
von 1313 Mk. 79 Pf. kann nicht der mindeſte Zweifel in 
der Richtung beſtehen, daß die Beklagte für dieſen Be⸗ 
trag ſelbſt Deckung beſchaffen mußte, und der übrige Sach— 
verhalt bringt es ohne weiteres mit ſich, daß die Bekl. im 
Innenverhältnis für dieſen Betrag endgültig aufzukommen 
hatte. Es beruhte alſoinſoweit ausſchließlich auf ihrem 
Verſchulden, daß der Wechſel in Proteſt ging. Irgend eine 
rechtliche Beziehung, kraft deren es im Verhältnis zwiſchen 
den Parteien der Klin. obgelegen hätte, durch Zahlung 
dieſes Betrags an den Wechſel⸗Vormann für die Bell. 
in Vorſchuß zu gehen, iſt nicht erfindlich. Vielmehr war 
es, nachdem der Vormann in einer Klage die beiden 
jetzigen Parteien in Anſpruch genommen hatte, behufs Ab— 
wendung weiterer Koſten geboten, für die alsbaldige Be— 
reinigung der bis dahin erwachſenen Koſten zu ſorgen. Wenn 
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ſich Klin. dieſer Aufgabe durch Befriedigung des damals 
klageweiſe vorgehenden Wechſelgläubigers unterzog, ſo handelte 
ſie, ſoweit die Koſten ſich auf den durch die Bekl. zu ver⸗ 
tretenden Teil der Klage bezogen, nicht nur im Intereſſe, 
ſondern auch entſprechend dem mutmaßlichen Willen der 
Bekl. und es iſt daher der Anſpruch der Klin. inſoweit nach 
den Grundſätzen der Geſchäftsführung (BGB. § 683) — 
freilich nicht als „Anſpruch aus einem Wechſel“ im Sinne 
des 8 602 CPO. — begründet. Es liegt alſo jedenfalls 
ein „beſonderer Rechtsgrund“ (Staub, Art. 39 S. 10) vor, 
aus welchem für den vorliegenden Fall die Haftung der 
Bekl. für die jetzt noch ſtreitigen Koſten des Vorprozeſſes 
in Höhe von 29 Mk. 36 Pf. ſich ergiebt. 

Urteil des I. CS. v. 10. Juli 1908 i. S. Mack u. 

Dengler gegen Stuttgarter Kohlengeſchäft. 


10. 


Beweislaſt für die Priorität der Abtretung einer For⸗ 

derung im Nerhültnis zu der Pfändung derſelben For- 

derung. — Keine Beweiskraft einer Privaturkunde 

bezüglich des Batunıs. — Keine Anfechtung einer For- 

derungsabtretung, wodurch der Schuldner die Mittel 

zur Fortſetzung eines Gewerbebetriebs ſich zu ver⸗ 
ſchaffen beabſichtigt. 


Der Kläger hatte eine dem Bekl. B. aus Werkvertrag 
zuſtehende Forderung gegen die Firma L. u. L. pfänden 
laſſen. (Die Forderung rührte daher, daß B. als Unter⸗ 
akkordant von L. u. L. gewiſſe Bauarbeiten an dem X'ſchen 
Neubau ausgeführt hatte). Die Zuſtellung des Pfändungs⸗ 
beſchluſſes erfolgte am 22. Auguſt 1906. Unter Vorlegung 
einer vom 10. Auguſt 1906 datierten Urkunde behauptete 
der Bekl. B., die Forderung ſchon an dieſem Tage, alſo 
vo r Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes, dem Mitbekl. Schn. 
abgetreten zu haben. 

Infolge der entſtandenen Ungewißheit über die Perſon 
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des Gläubigers hinterlegte die Firma L. u. L. den von ihr 
geſchuldeten Betrag bei dem Amtsgericht. Dieſes machte 
die Ausfolge des Depoſitums an den Kl. von der Bei⸗ 
bringung der Einwilligung des B. und des Schn. abhängig. 

Dieſe Einwilligung verlangte Kl. von B. u. Schn. 
mittels einer bei dem Landgericht St. erhobenen Klage. Das 
Landgericht gab der Klage ſtatt, da es annahm, daß die 
Abtretung der Forderung durch B. an Schn. der Anfechtung 


21. Juli 1879 
nach § 3 Nr. 1 des Anfechtungsgeſetzes vom 20. Mai 1898 


unterliege. 

In zweiter Inſtanz wurde auf einen richterlichen Eid 
des Bekl. Schn. darüber erkannt, daß am 10. Auguſt 1906 
die Abtretungsurkunde geſchrieben und ihm von B. über⸗ 
geben worden ſei. — 

Aus den Gründen. 

Die Entſcheidung hängt davon ab, ob die dem Bekl. 
B. gegen die Firma L. u. L. aus Werkvertrag zuſtehende 
Forderung in der Tat, wie die Bekl. behaupten, ſchon am 
10. Auguſt 1906 an den Mitbekl. Schn. abgetreten worden iſt. 
War dies der Fall, ſo iſt ſchon durch die Abtretung (nach 
§ 398 BGB.) die Forderung des B. aus ſeinem Vermögen 
in dasjenige des Mitbekl. Schn. übertragen worden und es 
konnte alsdann dieſe Forderung von der ſpäter zugunſten 
des Kl. erfolgten Pfändung nicht mehr ergriffen werden. 

Der den Bekl. obliegenden!) Beweis dafür, daß ſchon 
vor der Pfändung die Forderung dem Mitbekl. Schn. ab: 
getreten worden ſei, iſt weder durch die Urkunde vom 10. Au⸗ 
guſt 1906 noch durch das eidliche Zeugnis der Ehefrau B. 
in vollem Umfang zu erbringen. In erſterer Beziehung 
kommt in Betracht, daß die in § 416 CPO. geregelte 
formelle Beweiskraft einer Privaturkunde auf die Orts— 
und Zeitangabe ſich nicht erſtreckt ?). 

1) Württ J. 19 ©. 288. 

2) Seuffert Komm. zur CPO. 10. Aufl. Anm. 3 Abſ. 2 zu § 416; 
Seuff A. 48 Nr. 85. 


28 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


(Es folgen weitere Ausführungen über die Glaub⸗ 
würdigkeit des Zeugniſſes der Ehefrau B., über die ange⸗ 
ordnete Eidesauflage und über die Klagabweiſung im Falle 
der Eidesverweigerung. Sodann wird fortgefahren:) 

Wird dagegen durch Leiſtung des Eides der volle Be- 
weis dafür, daß die Abtretung ſchon am 10. Auguſt 1906 
ſtattgefunden hat, erbracht, ſo iſt der Anſpruch des Kl. un⸗ 
begründet, da diesfalls feſtſteht, daß die Abtretung der Forde⸗ 
rung an den Mitbekl. Schn. ſchon vor der Pfändung ſtatt⸗ 
gefunden hatte, und da weiterhin in dieſem Fall die von 
dem Kl. verſuchte Anfechtung der Forderungsabtretung 
aus den nachſtehenden Gründen keinen Erfolg haben kann. 

Außer Zweifel iſt, daß der Bekl. B. zur fraglichen Zeit 
in großer finanzieller Bedrängnis ſich befunden hat. Unter 
Zuhilfenahme der Aufſchriebe des Bekl. Schn. in ſeinem 
Geſchäftsbuch iſt ferner als bewieſen anzuſehen, daß ſchon 
vor dem 10. Auguſt 1906 B. von Schn. eine Reihe von 
kleinen Darlehen und Vorſchüſſen erhalten hatte und daß er 
nach dem genannten Zeitpunkt fortgeſetzt weitere Beträge 
als Darlehen erhalten hat. Es iſt nun, weil der Sachlage 
entſprechend, durchaus glaubhaft, wenn die Ehefrau B. an⸗ 
gegeben hat, ihr Mann ſei als vermögenslos ohne Auf⸗ 
nahme von Darlehen gar nicht in der Lage, eine größere 
Arbeit zu unternehmen, — er erhalte aber Darlehen nicht, 
wenn er nicht Sicherheit leiſte, und es bleibe ihm daher 
nichts anderes übrig, als ſeine Forderungen zum voraus 
abzutreten. Iſt hienach als erwieſener Hergang anzuſehen, 


daß der Bekl. B., um die Arbeit an dem X'ſchen Hauſe (als 


Unterakkordant der Firma L. u. L.) überhaupt durchführen 
zu können, einige Tage nach Beginn dieſer Arbeiten bei 
dem Mitbekl. Schn. unter Abtretung deſſen, was er von 
L. u. L. dereinſt bekommen würde, ſich Kredit verſchafft hat, 
jo fällt dieſer Tatbeſtand nicht unter § 3 Ziff. 1 des 
Anfechtungsgeſetzes. Denn wenn auch durch das mit dem 
Kl. getroffene Abkommen die künftige Arbeitsverdienitforde- 
rung des B. ſeinem Vermögen entzogen wurde, ſo wurde 
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ſie doch andrerſeits durch ebendieſes Abkommen erſt be⸗ 
gründet und ermöglicht, da unbedenklich als erwieſen zu 
unterſtellen iſt, daß der mittelloſe Bekl. B. ohne die ihm 
durch Schn. auf Grund der getroffenen Vereinbarung ge⸗ 
währten Geldmittel, infolge der für ihn beſtehenden Unmög⸗ 
lichkeit, anderweitig für die Arbeitslöhne und die Beſchaffung 
der Materialien zu ſorgen, außer ſtande geweſen wäre, die 
übernommene Arbeit zu Ende zu führen und damit den erſt 
mit der Vollendung des Werks fälligen Lohn zu verdienen. 
Hätte ſich alſo der Bekl. B. nicht ſo, wie er es getan hat, 
bei dem Mitbekl. Schn. Geld verſchafft, ſo wäre die jetzt zu 
Gunſten des Kl. gepfändete Forderung gar nicht zur Ent⸗ 
ſtehung gekommen. Hieraus aber folgt, daß in dieſem Falle 
der Kl. durch das von ihm angefochtene Abkommen nicht 
benachteiligt ſein kann, da ihm hierdurch nicht ein Be⸗ 
friedigungsobjekt entzogen worden iſt, das ihm ohne das 
Abkommen zur Verfügung geſtanden wäre. 

Fehlt es hienach in dem bei der Eidesleiſtung zu unter⸗ 
ſtellenden Falle ſchon an dem zur Begründung der An⸗ 
fechtung erforderlichen objektiven Tatbeſtand, ſo braucht auf 
die ſubjektive Seite nicht eingegangen zu werden. 

Im Falle der Eidesleiſtung iſt dem Ausgeführten zu 
folge der Kl. ſachfällig. 

Urteil des OLG. Stuttgart I. CS. vom 22. November 

1907 in Sachen B. u. Sch. gegen Sch. U. 493/07. 


11. 


Ansſetzung des Verfahrens im Urkundenprozeß. 

Hierüber ſagen die 

Gründe 
einer Beſchwerdeentſcheidung: 

Die CK. verkennt nicht, daß im Urkundenprozeß eine 
Ausſetzung des Verfahrens gemäß § 148 CPO. nur aus⸗ 
nahmsweiſe ſtattfinden ſoll !), fie hält aber im vorliegenden 
1) Vgl. hiezu RG. in Seuff A. 58 Nr. 88. 
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Fall die Anwendung dieſer Geſetzesbeſtimmung „um des willen 
für geboten, weil mit der Möglichkeit zu rechnen“ ſei, „daß 
nach Erledigung des andern Rechtsſtreits der Bekl. in der 
Lage ſein“ werde, „ſeine Einwendungen mit den im Urkunden⸗ 
prozeß zuläſſigen Beweismitteln zu beweiſen“. Nun ſind 
aber nach 8 598 CPO. im Urkundenprozeß ſolche Einwen⸗ 
dungen des Bekl., deren Beweis er nicht mit den im Ur⸗ 
kundenprozeß zuläſſigen Beweismitteln antritt, als im Ur⸗ 
kundenprozeß unſtatthaft zurückzuweiſen, und es läuft hienach 
augenſcheinlich dem Zweck des Urkundenprozeſſes geradezu 
entgegen, wenn das angerufene Gericht, um dem Bekl. die 
Möglichkeit zu gewähren, ſich für eine zur Zeit als unſtatt⸗ 
haft zurückweiſende Einwendung im Urkundenprozeß zuläſſige 
Beweismittel zu verſchaffen, das Verfahren ausſetzt, zumal 
wenn, wie im vorliegenden Fall, die rechtskräftige Erledigung 
des andern anhängigen Rechtsſtreits — falls in ihm über⸗ 
haupt eine Entſcheidung zur Sache ergeht — in weiter zeit⸗ 
licher Ferne liegt. 

Beſchl. des III. CS. vom 27. März 1907 i. S. Berg⸗ 

müller g. Senft. 


12. 


Koſtenentſcheidung, wenn nach Befriedigung des Als. 
dieſer erklürt, er nehme die Klage zurück? 


Hierüber ſagen die 
Gründe 
einer Beſchwerdeentſcheidung: 

Die Erklärung eines Kls., er nehme die Klage zurück, 
bedeutet im Sinne des $ 271 CO., wie deſſen Abſatz 4 
ergibt, der Kl. verzichte auf Entſcheidung des Rechtsſtreits 
unter Vorbehalt der Wiedererhebung der Klage. 
Eine derartige Erklärung zieht nach dem Geſetz die Folge 
nach ſich, daß der Kl. die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen 
hat. Nicht ſelten wird aber die Zurücknahme der Klage in 
dem Sinn erklärt, daß damit geſagt werden will: der Kl. 
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ſei vollſtändig klaglos geſtellt (befriedigt) und ſomit der 
Rechtsſtreit erledigt. Auch wenn ein Kl. ausdrücklich eine 
Erklärung dahin abgibt: er ſei vollſtändig befriedigt und 
daa mit der Rechtsſtreit erledigt, gilt dies als „Zurücknahme 
der Klage“ i. S. des 8 46 GKG. ). Liegt nun die Er⸗ 
klärung eines Kls. vor: er nehme die Klage zurück, jo iſt 
dies zunächſt als eine Klagzurücknahme im techniſchen Sinn 
des § 271 CPO. zu verſtehen; es hat alſo z. B. das Gericht 
diesfalls, wenn in einem auf Antrag des Bekl. nach Abgabe 
jener Erklärung des Kls. anberaumten Termin zur mündl. 
Verhandlung der Kl. nicht erſcheint, ihm auf Antrag des 
Bekl. ohne weiteres die Koſten des Rechtsſtreits aufzuerlegen. 
Macht aber Kl. geltend, er habe mit ſeiner Erklärung nur 
den Rechtsſtreit als infolge davon, daß er vollſtändig be⸗ 
friedigt worden ſei, erledigt bezeichnen wollen, und ergibt ſich 
die Richtigkeit dieſer Behauptung, ſo kann der Natur der 
Sache und dem Sinn des Geſetzes nach keine Rede davon 
ſein, daß die Koſtenfolge des §S 271 Abſ. 3 CPO. einzu⸗ 
treten (alſo Kl. dem Bekl., der ihn in Anerkennung ſeiner 
Verpflichtung vollſtändig befriedigt hat, deſſen Koſten zu er: 
ſtatten) hat. Diesfalls greifen vielmehr die Vorſchriften der 
ss 91 ff. CPO. Platz. 

Beſchl. des III. CS. vom 6. April 1907 i. S. Eß⸗ 

linger g. Fahrion. 


13. 


Kann ein Krreſtbefehl, weil ſeine Vollziehung nicht 
mehr zuläſſig if, gemäß § 127 CO. aufgehoben 
werden? 


Der Arreſtkl. hatte einen Arreſtbefehl gegen den Bekl. 
und die Pfändung einer dieſem zuſtehenden Hypothekenfor— 
derung erwirkt, er hat dieſen Beſchluß dem Bekl. und dem 
Drittſchuldner zuſtellen laſſen, zur Uebergabe des Hypotheken⸗ 
briefs an den Kl. iſt es aber nicht gekommen. Das OLG. 


1) Vgl. Rittmann GKG. Anm. 1 zu 8 46. 
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hat im Widerſpruchsverfahren den Arreſtbefehl aufgehoben. 
Gründe. 

Wie unbeſtritten iſt, hat die Uebergabe des Hypotheken⸗ 
briefs über die 6000 Mk. an den Kl. (CPO. 8 830 Ab]. 1 
Satz 1 und 2) nach Zuſtellung des Arreſtbefehls an ihn 
nicht ſtattgefunden. Unter dieſen Umſtänden war und blieb 
die Zuſtellung des Pfändungsbeſchluſſes an den Drittſchuld⸗ 
ner wirkungslos. Denn es iſt außer Zweifel, daß die Vor⸗ 
ſchrift des 8 830 Abi. 2 CPO. nicht im Sinne einer ſelb⸗ 
ſtändigen Vollſtreckungsmaßregel zu verſtehen iſt, ſondern 
nur eine Rückdatierung der wirklichen Pfändung dem Dritt⸗ 
ſchuldner gegenüber für den Fall ausſpricht, daß die Ueber⸗ 
gabe des Hypothekenbriefes an den Gläubiger (bei Buch⸗ 
hypotheken die Eintragung der Pfändung in das Grundbuch) 
nachfolgt. Für die Zukunft kann eine Vollziehung des Arreſt⸗ 
befehls gemäß § 929 Abſ. 2 CPO. nicht mehr in Frage 
kommen. 

Daß auf einen derartigen Fall die Vorſchrift des § 927 
CPO. („wegen veränderter Umſtände“) anwendbar ſei, wurde 
allerdings in früheren Urteilen!) verneint. Im Gegenſatz 
hiezu iſt jedoch in einer ſpäteren Entſcheidung des Reichs⸗ 
gerichts?) ausgeſprochen, daß eine gerichtliche Anordnung. 
(es handelte ſich damals um eine einſtweilige Verfügung), 
die wegen Verſäumung der für die Vollziehung geſetzlich be⸗ 
ſtimmten Friſt nicht mehr vollzogen werden könne und ſo⸗ 
mit ihre Wirkung verloren habe, nicht weiter als zu Recht 
beſtehend anzuſehen und daher auf Antrag des Schuldners 
aufzuheben ſei. Derſelben Anſicht ſind, was den Arreſt be⸗ 
trifft, die Kommentare zur CPO. ), fie erklären überein⸗ 
ſtimmend den § 927 CPO. für anwendbar auf den hier vor⸗ 
liegenden Fall. Die allgemeine Faſſung des 8 927 ſteht 


1) RG. 15 S. 430 und ebenſo WürttJJ. 10 S. 336. 

2) RG. 51 S. 129, f. beſonders S. 134. 

3) Gaupp-Stein 4. Aufl. bei $ 927 S. 764, Seuffert 9. Aufl. 
bei $ 927 S. 628, Peterſen-Anzer 5. Aufl. bei $ 927 S. 674 und 
bei § 929 S. 678, Struckmann-Koch 8. Aufl. bei § 929 S. 346. 
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dieſer Auslegung zum mindeſten nicht im Wege. Sie iſt 
aber auch durch die Erwägung geboten, daß das bloße for⸗ 
melle Fortbeſtehen eines wegen Verſäumung der Friſt des 
§ 929 Abſ. 2 CPO. nicht mehr vollziehbaren Arreſtbefehls 
dem Anſehen oder Kredit des Schuldners immerhin Schaden 
bringen kann, ein Intereſſe desſelben, den Arreſtbefehl end⸗ 
gültig aus der Welt geſchafft zu ſehen, alſo wohl denkbar 
iſt. Der erkennende Senat hat ſich daher der Anſicht, welche 
die Möglichkeit, den Arreſtbefehl wegen der auf § 929 Abſ. 2 
CPO. ſich gründenden Unzuläſſigkeit ſeiner Vollziehung auf⸗ 
zuheben, bejaht, angeſchloſſen. Daß ein hierauf gerichteter 
Antrag nicht bloß in der mündlichen Verhandlung über die 
Hauptſache, ſondern auch im Widerſpruchsverfahren geſtellt 
werden kann, iſt nicht zu beweifeln. 

Urteil des I. CS. vom 8. Nov. 1907 i. S. Böllig g. 

Guggenheim. 


14. 


Widerſpruchsklage i. 5. des § 878 CG. gegen einen 
Herteilungsplan im Fall einer Bwangsverſteigerung 
zwecks Aufhebung einer Gemeinſchaft? 

Hierüber ſagen die 

Gründe 

eines Berufungsurteils: 

Eine Widerſpruchsklage i. S. des $ 878 CPO. muß 
als ausgeſchloſſen betrachtet werden, weil das in den 88 872 
bis 882 CPO. geregelte Verteilungsverfahren in den Fällen 
der zwecks Aufhebung einer Gemeinſchaft erfolgenden Zwangs⸗ 
verſteigerung (8 180 des Reichsgeſ. über die Zwangsver⸗ 
ſteigerung und Zwangsverwaltung vom 24. März 1897) 
überhaupt nicht Platz greift. Es ergibt ſich dies aus der 
Faſſung des §S 753 BGB., wo beſtimmt iſt, daß im Fall 
des Ausſchluſſes der Naturalteilung die Aufhebung der Ge- 
meinſchaft an Grundſtücken durch Zwangsverſteigerung und 
durch Teilung des Erlöſes erfolge und wonach alſo die letztere 
nicht als in den Rahmen der „ und da⸗ 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 1. N 
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mit (vgl. §8 180. 105 ff. ZVG.) unter die Beſtimmungen 
der CPO. über das Verteilungsverfahren fallend erſcheint. 
Die Richtigkeit dieſer Auffaſſung kann insbeſondere bei Be⸗ 
rückſichtigung der Entſtehungsgeſchichte des S 753 BGB. 
keinem Zweifel unterliegen. In § 769 des I. Entwurfs, 
aus dem der $ 753 des Geſetzes hervorgegangen iſt, war 
die Beſtimmung vorgeſchlagen: „Iſt eine Teilung in Natur 
nicht möglich, ſo erfolgt die Aufhebung der Gemeinſchaft 
durch den Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes und 
durch Teilung des Erlöſes. Der Verkauf eines Grundſtücks 
geſchieht nach den Vorſchriften über die Zwangsverſteigerung 
von Grundſtücken, der Verkauf eines anderen Gegenſtands 
nach den Vorſchriften der CPO. über den Verkauf der im 
Wege der Zwangsvollſtreckung gepfändeten Gegenſtände.“ 
Bei dieſer Faſſung iſt die Annahme eine geradezu zwingende, 
daß nur der Verkauf als ſolcher den Vorſchriften über 
die Zwangsverſteigerung bezw. die Zwangsvollſtreckung un⸗ 
terworfen werden ſollte, die Teilung des Erlöſes dagegen 
den Gemeinſchaftsgenoſſen überlaſſen werden wollte. Nicht 
weniger ſcharf tritt dieſe Abſicht hervor in der Faſſung, 
welche die hier in Rede ſtehende Beſtimmung in § 689 des 
II. Entwurfs gefunden hat, wo ſie lautet: „Iſt die Teilung 
in Natur ausgeſchloſſen, ſo erfolgt die Aufhebung der Ge⸗ 
meinſchaft durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes 
nach den Vorſchriften über die Zwangsvollſtreckung und durch 
Teilung des Erlöſes.“ Hier iſt unzweideutig zum Ausdruck 
gebracht, daß nur der Verkauf ſich nach den für die Zwangs⸗ 
vollſtreckung geltenden Beſtimmungen vollziehen ſolle. Hätte 
auch die Teilung des Erlöſes dieſen Beſtimmungen unter⸗ 
worfen werden wollen und ſollen, ſo hätte vernünftigerweiſe 
die Vorſchrift des 8 689 II. Entw. dahin gefaßt werden 
müſſen: .. . „durch Verkauf des gemeinſchaftlichen Gegen⸗ 
ſtands und Teilung des Erlöſes nach den Vorſchriften über 
die Zwangsvollſtreckung.“ Daß durch die veränderte Faſſung 
in § 689 II. Entwurfs eine ſachliche Abweichung von dem 
I. Entwurf nicht beabſichtigt worden iſt, erhellt klar aus den 
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Beratungen der II. Kommiſſion ). Die Bundesratsvorlage 
8 741 und die Reichstagsvorlage § 740 enthielten die Faſ⸗ 
ſung des zweiten Entwurfs. Bei der erſten Leſung des Ent⸗ 
wurfs im Reichstag wurde die jetzige Faſſung, § 753 des 
Geſ., beſchloſſen und zwar „ohne Diskuſſion, zur Klarſtel⸗ 
lung“ . 

Auf dieſer Grundlage aber muß angenommen werden, 
daß, wenn in $ 180 ZG. beſtimmt iſt: „Soll die Zwangs⸗ 
verſteigerung zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft 
erfolgen, ſo finden die Vorſchriften des I. und II. Abſchnitts 
entſprechende Anwendung“, damit nicht die in §§ 105 ff. 
gegebenen Beſtimmungen über die Verteilung des Erlöſes 
durch das Verſteigerungsgericht als anwendbar haben erklärt 
werden wollen, ſoweit es ſich um die Verteilung des für die 
Gemeinſchaftsgenoſſen übrig bleibenden Teiles des Erlöſes 
handelt. In den Motiven des ZG. tft auch ausdrücklich 
bemerkt: „die 88 180 —184 dienen zur Ausführung der Vor⸗ 
ſchrift des 8 753 BGB., derzufolge bei einer beſtehenden 
Gemeinſchaft jeder Teilhaber verlangen kann, daß durch die 
Aufhebung der Gemeinſchaft bei Grundſtücken durch Zwangs⸗ 
verſteigerung und Teilung des Erlöſes erfolgt“ ). 

Auch hier ſind alſo Verſteigerung und Erlösteilung ge⸗ 
ſchieden. 

Aber auch abgeſehen von den aus der Faſſung des 
§ 753 BGB. ſich ergebenden Momenten für die Auslegung 
des § 180 ZVG. muß von den hier für entſprechend an⸗ 
wendbar erklärten Vorſchriften des ZVG. der Abſchnitt über 
die Erlösverteilung in Anſehung des auf die Teilhaber ent⸗ 
fallenden Erlöſes ausſcheiden. Denn die Stellung derſelben 
iſt wirtſchaftlich eine dem Zwangsvollſtreckungsſubhaſtaten, 


1) S. Mugdan Materialien z. BGB. Bd. 2 S. 1212 B. 

2) Mugdan 1c S. 1293. 

3) Vgl. Stenographiſche Berichte des Reichstags von 1895 —1897 
Anlageband V S. 2857; ſ. auch den Kommiſſionsbericht daſelbſt Bd. VI 
S. 3382, wonach die Kommiſſion wie auch der Reichstag ſelbſt hiezu 
nichts bemerkt hat. 

3 * 
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dem Eigentümer des im Zwangsvollſtreckungsweg ver⸗ 
ſteigerten Grundſtücks, analoge. Dieſem aber wird einfach 
der Ueberſchuß des Erlöſes von dem Vollſtreckungsgericht 
ausgehändigt und wenn das Grundſtück mehreren Perſonen 
gehört, ſo hat ſich das Vollſtreckungsgericht um einen zwi⸗ 
ſchen denſelben über die Höhe der Erlösanteile beſtehenden 
Streit nicht zu kümmern, wie Fiſcher⸗Schäfer!) mit Recht 
hervorheben. Den vorſtehend vertretenen Standpunkt nimmt 
auch überwiegend die Literatur ein?). Auch die Rechtſpre⸗ 
chung ſteht, ſoweit erſichtlich, auf dieſem Boden ). Iſt hie⸗ 
nach die Verteilung des Erlösüberſchuſſes nicht Aufgabe des 
Verſteigerungsrichters, ſo kann auch der von dieſem aufge⸗ 
ſtellte Teilungsplan nicht zu den amtlichen Obliegenheiten 
desſelben gehören. Die Einſprache eines der Gemeinſchafts⸗ 
genoſſen gegen dieſen Plan iſt daher kein Widerſpruch i. S. 
des ZVG. und der §8 876 ff. CPO. Die Widerſpruchs⸗ 
klage fällt demgemäß auch nicht unter $ 879 CPO. Da 
die Zuſtändigkeit des LG. nur auf dieſe Geſetzesbeſtimmung 
geſtützt wird und eine Zuſtändigkeit dieſes Gerichts aus an⸗ 
derem Grunde als ausgeſchloſſen erſcheint, iſt die von dem 
Bekl. erhobene Einrede der Unzuſtändigkeit gerechtfertigt. 

Urteil des II. CS. vom 26. Nov. 1907 i. S. Daimler 

g. Hoffmann. 

1) In ihrem Komm. z. 3G. $ 180 Anm. 6. 


2) Vgl. u. a. Eccius in Gruchots Beitr. Bd. 47 S. 935. 
3) Vgl. Das Recht Bd. 10 S. 313 Nr. 809. 
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B. In Strafſachen. 


1. 


Bnr Auslegung des RGeſ. vom 19. Inni 1901 betr. 

Urheberrecht an Werken der Literatur und Tonkunſt. 

Mas bedeutet Bervielfültigung zu perſönlichem Ge⸗ 

brauch im Sinn des $ 15? Künnen privaten Geſell⸗ 
ſchaften Urheberrechte zuſtehen? 


Am 8. Dezember 1905 hat die Strafkammer des St. 
Landgerichts gemäß § 42, 47 des Geſetzes betr. das Urheber⸗ 
recht an Werken der Literatur und der Tonkunſt, vom 19. 
Juni 1901 und gemäß § 94 Abi. 1 Fall 2 der StPO. be- 
ſchloſſen, die Beſchlagnahme der im Eigentum des Ange⸗ 
klagten befindlichen Exemplare nachbezeichneter Druckſchriften 
anzuordnen, ſoweit ſie nicht freiwillig herausgegeben werden, 
1. des zwiſchen Aktionären der D. M. Geſellſchaft abge⸗ 
ſchloſſenen Syndikatsvertrags, 2. der Denkſchrift hiezu, 3. des 
Protokolls über die Syndikatsſitzungen vom . ., 4. der Ge⸗ 
ſchäftsberichte der D. M. Geſ. 

Die vom Angeklagten gegen dieſe Beſchlagnahme⸗Ver⸗ 
fügung erhobene Beſchwerde macht geltend, der Angeklagte 
habe zwar dieſe Schriften durch Druck vervielfältigen laſſen, 
aber nur zu ſeinem perſönlichen Gebrauch. Der urſprüng⸗ 
liche Zweck der Vervielfältigung ſei geweſen, die nötigen 
Unterlagen in ſeinen Prozeſſen mit der D. M. Geſ. zum per⸗ 
ſönlichen Gebrauch ſtets bei der Hand zu haben. Die Ver⸗ 
vielfältigung ſei alſo nach 8 15 Abſ. 2 des gen. Geſetzes 
erlaubt geweſen. Wenn nun der Angeklagte auch ſpäter 
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einen Teil der vervielfältigten Exemplare an Intereſſenten, 
die er für ſeine Zwecke habe gewinnen wollen, verſandt 
habe, ſo ſei auch hierin noch ein perſönlicher Gebrauch, ein 
Gebrauch zu perſönlichen Zwecken zu erblicken. Jedenfalls 
aber falle dieſe Verbreitung, da ſie nicht gewerbsmäßig er⸗ 
folgt ſei, nicht unter § 38 Abſ. 1 Z. 1 des Geſetzes und 
damit werde auch die Beſchlagnahme unzuläſſig. 

Die Beſchwerde kann nicht für begründet erachtet wer⸗ 
den: der Angeklagte hat bei ſeiner Vernehmung zugegeben, 
daß er die in Betracht kommenden Schriften (3. 1—4) ohne 
Einwilligung der Berechtigten „teils zu Prozeßzwecken, teils 
zu dem Zweck, den beteiligten Kreiſen ſeine Auffaſſung von 
den Verhältniſſen der D. M. Gef. klarzulegen“, habe anfer⸗ 
tigen laſſen. Hierin aber kann eine Vervielfältigung zum 
perſönlichen Gebrauch, die nach § 15 Abſ. 2 des Geſetzes 
zuläſſig iſt, nicht erblickt werden. Nach den Motiven zu dem 
Geſetz (Stenogr. Berichte des Reichstags Anlageband I 
1900/1902 S. 398) „muß die Möglichkeit gewahrt bleiben, 
Abſchriften für den eigenen Gebrauch anzufertigen“ und es 
führen die Motive als Beiſpiel an, daß Mitglieder von Ge⸗ 
ſang⸗ und Theater⸗Vereinen Abſchriften und Abzüge von 
Noten oder Rollen eines Bühnenwerks herſtellen dürfen, um 
ſie bei Aufführungen zu benützen, zu denen Hörer ohne Ent⸗ 
gelt zugelaſſen werden. Das Geſetz geht alſo davon aus, 
daß unter perſönlichem Gebrauch der Gebrauch in eigener 
Perſon zu verſtehen iſt. Der Angeklagte hat aber — wie 
bis jetzt angenommen werden muß — bei Herſtellung der 
Druckſchriften nicht den Zweck verfolgt, die Schriften per⸗ 
ſönlich zu benützen, wozu die Urſchrift genügt hätte; vielmehr 
ging der Zweck des Angeklagten dahin, die Schriften den 
Richtern und den Rechtsanwälten zu deren perſönlicher 
Benützung zur Verfügung zu ſtellen und ſie noch weiteren 
Kreiſen zugehen zu laſſen. Die Vervielfältigung iſt alſo 
nicht zum perſönlichen Gebrauch erfolgt und fällt nicht unter 
§ 15 Abſ. 2 des Geſetzes. Auch ein ſonſtiger geſetzlicher 
Grund, der die vom Angeklagten vorgenommene Verviel⸗ 
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fältigung als zuläſſig erſcheinen ließe, iſt von der Beſchwerde 
nicht vorgebracht und nicht erſichtlich. Ferner iſt eine Be⸗ 
anſtandung in der Richtung nicht erhoben, übrigens auch 
nach Entſch. Rg. Bd. 27 Nr. 22 nicht begründet, daß die 
vervielfältigten Schriften als nicht verlagsfähig überhaupt 
keine Schriftwerke im Sinne des Geſetzes ſeien. 

Hienach muß angenommen werden, daß die vom Ange⸗ 
klagten vervielfältigten Exemplare widerrechtlich hergeſtellt 
worden find. Dieſe Exemplare unterliegen gemäß § 42 
Abſ. 1 des Geſetzes der Vernichtung. Der in § 47 des Ge⸗ 
ſetzes vorgeſchriebene beſondere Strafantrag iſt nicht nur 
namens des Verfaſſers der Schriften, des Rechtsanwalts S., 
ſondern bezüglich der Z. 1—3 erwähnten Schriften zugleich 
namens der W. V. Bank und bezüglich der Schrift Z. 4 
zugleich namens der D. M. Geſ. geſtellt worden. Mit Un⸗ 
recht behauptet die Beſchwerde, daß dieſen privaten Geſell⸗ 
ſchaften Urheberrechte nicht zuſtehen können. Der $ 3 des 
Geſetzes beſtimmt, daß juriſtiſche Perſonen des öffentlichen 
Rechts unter Umſtänden als Urheber von Schriftwerken an⸗ 
geſehen werden, in welchem Falle dem Verfaſſer ein Ur⸗ 
heberrecht nicht zuſteht. Dieſe Beſtimmung gilt für private 
Geſellſchaften nicht, ſo daß, wenn dieſe ein Werk heraus⸗ 
geben, dem Verfaſſer und nicht ihnen das Urheberrecht zu⸗ 
ſteht. Dagegen ſteht nichts im Weg, daß der Verfaſſer ſein 
Urheberrecht auf eine private Geſellſchaft überträgt. (§ 8 
Abſ. 3 des Geſetzes). Sollte Rechtsanwalt S. ſein Urheber⸗ 
recht an den Schriften (3. 1—4) auf die W. V. Bank bezw. 
die D. M. Geſ. übertragen haben, ſo wäre der erforderliche 
Srafantrag auch von dieſen Geſellſchaften geſtellt worden. 
Es iſt hienach von den beſchlagnahmten Druckſchriften anzu⸗ 
nehmen, daß ſie der Vernichtung unterliegen und zwar trifft 
dies bei ſämtlichen beſchlagnahmten Exemplaren zu, da bei 
allen der dringende Verdacht einer widerrechtlichen Herſtellung 
beſteht. Die Beſchlagnahme war daher begründet. 

Beſchl. des Strafſenats v. 19. Februar 1906 i. d. Strafſ. 

g. W. H. in St. wegen Vg. g. das vorzit. RGeſ. 
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2, 


Was if unter „Anzeige“ im Sinn des Art. 26 Riff. 2 
des Umſatzſtenergeſetzes zu verſtehen? Berhältnis der 
Art. 25, 26 und 27 dieſes Geſetzes zu einander. 


Nach den Feſtſtellungen der Straſkammer liegt der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung folgender hier in Betracht kommen⸗ 
der Sachverhalt zugrunde. Am 27. April 1904 ſind zwiſchen 
dem Angeklagten L. und dem früheren Mitangeklagten B. 
zwei ſelbſtändige Kaufverträge abgeſchloſſen worden; beide 
Verträge wurden durch einen öffentlichen Notar aufge⸗ 
nommen. Durch den einen dieſer Verträge hat der Ange⸗ 
klagte L. ſein in L. gelegenes Anweſen mit Inventar um 
den Preis von 20000 Mk. an B. verkauft, während durch 
den anderen Vertrag B. ſein Haus in Stuttgart an L. um 
84000 Mk. verkaufte. Dies war jedoch nicht der wahre 
Preis, welchen der Angeklagte L. zu bezahlen hatte; derſelbe 
hat vielmehr vor dem notariellen Abſchluß des Vertrags für 
das Haus dem B. weitere 14000 Mk. in bar bezahlt und 
dieſer Betrag iſt in dem ſchriftlichen Vertrag nicht erwähnt 
worden. Der Kaufpreis für das Stuttgarter Anweſen be⸗ 
trug daher in Wirklichkeit nicht bloß 84000 Mk., ſondern 
98 000 Mk. 

Der auf ein Vergehen gegen Art. 25 des Umſatzſteuer⸗ 
geſ. lautenden Anklage gegenüber hat der Angeklagte L. zu⸗ 
gegeben, daß der Kaufpreis für das von ihm erkaufte Stutt⸗ 
garter Haus um 14000 Mk. höher geweſen, als in dem 
Kaufvertrag aufgenommen worden ſei; er hat jedoch be⸗ 
ſtritten, daß die unrichtige Aufnahme des Preiſes in den 
Kaufvertrag in der Abſicht der Steuerverkürzung erfolgt ſei. 

Die Strafkammer hat angenommen, der Angeklagte L., 
der hinſichtlich des Stuttgarter Hauſes zur Bezahlung der 
Umſatzſteuer und damit zur richtigen Angabe des Kaufpreiſes 
verpflichtet geweſen ſei, habe den Kaufpreis zu nieder ange⸗ 
geben und damit wiſſentlich über Tatſachen, welche für die 
Höhe der Steuer von Einfluß ſind, in der Anzeige behufs 
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Feſtſetzung der Steuer unrichtige Angaben gemacht, welche 
geeignet geweſen ſeien, zur Verkürzung der Steuer zu führen; 
dies ſei aber nachweislich nicht geſchehen in der Abſicht der 
Steuerverkürzung, da ihm nicht zu verwerfen ſei, daß er da⸗ 
von ausgegangen, es ſei die Erwähnung der dem B. bar 
bezahlten 14000 Mk. in dem Kaufvertrag deshalb nicht er⸗ 
forderlich, weil dieſer Betrag zur Zeit der notariellen Ab⸗ 
faſſung des Vertrags ſchon bezahlt geweſen ſei; dem Ange⸗ 
klagten L. falle daher ein Vergehen i. S. des Art. 27 Abſ. 1 
vergl. mit Art. 26 Abſ. 1 Z. 2 des Umſatzſteuergeſ. zur Laſt. 

Dieſe Verurteilung des Angeklagten L. wird durch die 
von der Strafkammer getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen 
nicht getragen und läßt überdies eine Geſetzesverletzung bei 
Anwendung der Art. 25—27 des Umſatzſteuergeſetzes er- 
kennen. Zwar geht die Reviſion fehl, wenn ſie dagegen an⸗ 
kämpft, daß die Strafkammer zwei ſelbſtändige Kaufverträge 
und nicht einen Tauſchvertrag für vorliegend erachtet hat. 
Die diesbezüglichen Ausführungen der Strafkammer ſind, ſo⸗ 
weit fie auf der Würdigung des tatſächlichen Ergebniſſes 
der Beweisaufnahme beruhen, der Nachprüfung durch das 
Reviſionsgericht entzogen; auch kann darin, daß die Straf⸗ 
kammer auf Grund dieſes tatſächlichen Ergebniſſes zur An⸗ 
nahme des Vorliegens zweier ſelbſtändiger Kaufverträge ge⸗ 
langte, ein Rechtsirrtum nicht gefunden werden. Dagegen 
ergiebt eine weitere Prüfung des Falls, daß die tatſächlichen 
Feſtſtellungen, welche zu der erfolgten Verurteilung notwen⸗ 
dig geweſen wären, nicht getroffen worden ſind. Die Straf⸗ 
kammer nimmt an, der Angeklagte habe, indem er den Preis 
des von ihm erkauften Hauſes zu nieder angegeben, wiſſentlich 
über Tatſachen, welche für die Höhe der Steuer von Ein- 
fluß ſind, in der Anzeige behufs Feſtſetzung der Steuer un⸗ 
richtige Angaben gemacht, welche geeignet geweſen ſeien, zur 
Verkürzung der Steuer zu führen. Dieſe an ſich den Tat⸗ 
beſtand einer Steuergefährdung i. S. des Art. 26 Abſ. 1 
Z. 2 des Geſetzes enthaltende Annahme findet aber in den 
getroffenen tatſächlichen Feſtſtellungen keine genügende Grund⸗ 
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lage, da dort nur feſtgeſtellt iſt, der Angeklagte habe dem 
öffentlichen Notar, der den Vertrag aufgenommen habe, den 
Kaufpreis des Hauſes um 14000 Mk. zu nieder angegeben. 
Der öffentliche Notar war aber weder zur vorläufigen Be⸗ 
rechnung der Umſatzſteuer (Art. 14 Abſ. 1 Z. 1 des Geſ.) 
noch zur Entſcheidung über die Steuerpflicht und die Feſt⸗ 
ſtellung der Steuer (Art. 19 des Geſ.) befugt; er gehört 
nicht zu den mit dem Anſatz der Steuer befaßten Beamten 
und deshalb kann eine ihm gegenüber abgegebene Erklärung 
nicht als Anzeige im Sinne des Art. 26 Abſ. 1 Z. 2 des 
Geſ. angeſehen werden und nicht für ſich allein den Tatbe⸗ 
ſtand einer Steuergefährdung begründen (vgl. Art. 26 Abſ. 2 
über die Vollendung der Steuergefährdung). Hienach ſind 
in dem angefochtenen Urteil die erforderlichen Feſtſtellungen 
darüber, worin die Strafkammer die Anzeige, in welcher 
der Angeklagte unrichtige Angaben gemacht haben ſoll, ge- 
funden hat, und ob überhaupt eine Anzeige an die Steuer⸗ 
behörde erfolgt iſt, nicht getroffen worden. Dieſe Feſtſtel⸗ 
lungen wären aber erforderlich geweſen, um eine Verurtei⸗ 
lung des Angeklagten auf Grund des Art. 27 vgl. mit 
Art. 26 Abſ. 1 Z. 2 des Geſ. zu ſtützen, und es hatte da⸗ 
her aus dieſem Grunde auf die Reviſion des Angeklagten 
die Aufhebung des Urteils nebſt den ihm zugrunde liegenden 
Feſtſtellungen zu erfolgen. 

Aber auch der von dem K. Steuerkollegium zu Un⸗ 
gunften des Angeklagten eingelegten Reviſion war der Er— 
folg nicht zu verſagen, weil für die Anwendung des Art. 27 
des Geſ. im vorliegenden Fall kein Raum iſt und die Straf: 
kammer eine Prüfung darüber, ob nicht Art. 25 des Geſ. 
Anwendung zu finden habe, unterlaſſen hat. Der Art. 27 
ſetzt eine der in Art. 26 Abſ. 1 Z. 1—4 genannten Hand⸗ 
lungen und Unterlaſſungen voraus und es ſteht ohne wei⸗ 
teres feſt, daß die in Z. 1, 3, 4 genannten Handlungen und 
Unterlaſſungen vorliegend nicht in Betracht kommen können. 
Aber auch die in Z. 2 aufgeführten Handlungen ſind nicht 
erfolgt; denn der Angeklagte war weder zur Erſtattung einer 
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Anzeige über Tatſachen, welche auf die Steuerpflicht oder 
die Höhe der Steuer von Einfluß ſind, verpflichtet (vgl. Art. 15 
des Gef.) noch hat er eine Anzeige erſtattet, auch iſt ein Ver⸗ 
fahren behufs Feſtſetzung der Steuer nicht eingeleitet worden. 
Vielmehr hat nach Art. 14 Abi. 1 Z. 2 des Gef. in den 
Fällen, in welchen die Beurkundung eines Vertrags durch 
einen öffentlichen Notar, der nicht Bezirksnotar iſt, erfolgt, 
der Notar dem Bezirksſteueramt, in deſſen Bezirk das zu⸗ 
ſtändige Grundbuchamt ſeinen Sitz hat, von dem Rechtsge⸗ 
ſchäft zum Zwecke des Steueranſatzes unverweilt Anzeige zu 
erſtatten. Dies trifft auf den vorliegenden Fall zu und es 
war daher lediglich der öffentliche Notar zur Erſtattung der 
vorgeſchriebenen Anzeige verpflichtet. Damit hatte aber für 
die Beurteilung der dem Angeklagten zur Laſt gelegten 
Steuergefährdung die Anwendbarkeit des Art. 26 und da⸗ 
mit auch diejenige des Art. 27 ohne weiteres auszuſcheiden, 
und es hätte die Strafkammer daher prüfen ſollen, ob nicht 
der Tatbeſtand einer Steuergefährdung im Sinn des Art. 25 
des Geſ. vorliegt. Nach dieſer Geſetzesbeſtimmung wird 
wegen Steuergefährdung mit Strafe bedroht, wer es unter⸗ 
nimmt, die Grundſtücksumſatzſteuer zu hinterziehen und dieſes 
Unternehmen kann auch in der Weiſe betätigt werden, daß 
der Steuerpflichtige dem, einen Vertrag beurkundenden, öffent⸗ 
lichen Notar einen zu niederen Kaufpreis angibt, dadurch 
eine unrichtige Anzeige an das Bezirksſteueramt und hiemit 
einen dem wahren Kaufpreis nicht entſprechenden Steuer⸗ 
anſatz herbeiführt. Da die Strafkammer dieſe Geſetzes⸗ 
momente nicht in den Kreis ihrer Erwägungen gezogen, 
vielmehr die Art. 26 und 27 zu Unrecht angewendet hat, 
war auch die Reviſion des Steuerkollegiums begründet. 
Urt. des Strafſenats v. 9. Oktober 1907 i. d. Straf⸗ 
ſache g. G. L. wegen Umſatzſteuergefährdung. 
3. 
Wann hat die Staatskaſſe die den Kreigeſprochenen 
erwachſenen notwendigen Auslagen zu tragen? 
Der Angeklagte K. G. war von der Strafkammer des 
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Landgerichts St. von der Beſchuldigung eines Vergehens 
gegen $ 182 StGB. „unter Uebernahme der Koſten auf die 
Staatskaſſe“ freigeſprochen und hernach der Antrag ſeines 
Verteidigers, die Koſten der Verteidigung auf die Staats⸗ 
kaſſe zu übernehmen, durch Beſchluß der Strafkammer als 
unzuläſſig zurückgewieſen werden. Die Beſchwerde gegen 
dieſen Beſchluß wurde vom Strafſenat verworfen in der Er⸗ 
wägung: 

1. daß der durch Urteil der Strafkammer vom 8. März 
1907 von der wider ihn erhobenen Anklage eines Vergehens 
gegen § 182 StGB. — unter Uebernahme der Koſten auf 
die Staatskaſſe auf Grund des § 499 StPO. — freige- 
ſprochene Angeklagte nach Eintritt der Rechtskraft dieſes 
Urteils durch ſeinen Verteidiger am 23. März beantragt hat, 
auch die Koſten der Verteidigung auf die Staatskaſſe zu 
übernehmen, weil nach der beſonderen Sachlage die Auf- 
ſtellung eines Verteidigers geboten geweſen ſei, welcher An⸗ 
trag durch den oben bezeichneten Beſchluß von der Straf⸗ 
kammer als unzuläſſig zurückgewieſen wurde; 

2. daß zwar nach dem § 499 Abſ. 2 StPO. im Fall 
der Freiſprechung des Angeklagten die ihm erwachſenen not⸗ 
wendigen Auslagen der Staatskaſſe auferlegt werden können 
und daß es dem richterlichen Ermeſſen anheimgeſtellt iſt, 
von dieſer Beſtimmung Gebrauch zu machen, auch wenn ein 
darauf gerichteter Antrag des Angeklagten nicht geſtellt iſt, 
daß aber über eine ſolche Verbindlichkeit der Staatskaſſe in 
dem in der Hauptſache ergehenden Urteil nach Maßgabe der 
Beſtimmung des § 496 Abſ. 1 StPO. beſondere Verfügung 
getroffen werden muß und ſofern in der über die Koſten⸗ 
tragungspflicht ergehenden Entſcheidung die Auslagen des 
Angeklagten wie im vorliegenden Urteil gar nicht erwähnt 
ſind, hiemit ausgeſprochen iſt, daß dem Angeklagten ein Er⸗ 
ſtattungsanſpruch bezüglich ſeiner notwendigen Auslagen 
nicht zuerkannt wird; | 

3. daß eine folche Koſtenentſcheidung wie überhaupt ein 
nach § 496 Abſ. 1 StPO. erfolgter Ausſpruch im Koſten⸗ 
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punkt nur in demſelben Maß und mit denſelben Rechts⸗ 
mitteln wie die Entſcheidung in der Hauptſache ſelbſt an⸗ 
fechtbar iſt und der Angeklagte ſonach um die jetzt bean⸗ 
ſpruchte Zuerkennung jenes Erſtattungsanſpruchs zu erwirken, 
von dem gegen die Entſcheidung in der Hauptſache zuläſſigen 
Rechtsmittel der Reviſion hätte Gebrauch machen müſſen, 
letzteres aber mit Beſchränkung auf eine ganz in das richter⸗ 
liche Ermeſſen geſtellte Entſcheidung wie diejenige im Sinne 
des § 499 Abſ. 2 StPO. für ſich allein allerdings ausge⸗ 
ſchloſſen wäre; 

4. daß vorliegend der Angeklagte von dem gegen das 
mehrerwähnte Urteil ihm zuſtehenden Rechtsmittel keinen Ge⸗ 
brauch gemacht und das erſtere ſomit, auch ſoweit es die 
Entſcheidung im Koſtenpunkt betrifft, die Rechtskraft be⸗ 
ſchritten hat, weshalb dasſelbe nicht mehr, auch nicht mittels 
eines Antrags oder einer Beſchwerde zu dem Zweck ange- 
griffen werden kann, um nachträglich einen Ausſpruch dahin 
zu erwirken, daß die Staatskaſſe die dem Angeklagten er⸗ 
wachſenen notwendigen Auslagen zu tragen habe; 

5. daß demgemäß die Strafkammer dem nach dem Ein⸗ 
tritt der Rechtskraft des Urteils an ſie geſtellten Antrag auf 
Erſtattung der Koſten der Verteidigung mit Recht als unzu⸗ 
läſſig zurückgewieſen hat und der in der Beſchwerdeſchrift 
vertretenen Auffaſſung nicht beigetreten werden kann, daß 
die im Urteil auf §S 499 StPO. geſtützte Koſtenentſcheidung 
ſich der Natur der Sache nach lediglich auf die Vorſchrift 
in Abſ. 2 des § 499 ſtützen könne und der geſtellte Antrag 
ſomit nur die an ſich zuläſſige nachträgliche Entſcheidung 
bezwecke, daß auch die Koſten der Verteidigung zu den not⸗ 
wendigen Auslagen gehören, — ſofern nach §S 499 Abf. 1 ein 
freigeſprochener Angeklagter nicht zur Zahlung von Koſten 
an den Staat verurteilt werden kann, falls er nicht ſolche 
durch ſchuldhafte Verſäumnis verurſacht hat und die in 
Abſ. 2 erwähnten Auslagen des Angeklagten nicht zu 
den in Abſ. 1 behandelten Koſten gehören, vielmehr dieſer 
Abſ. 2 beſtimmt, ob und inwieweit anderſeits der Freige⸗ 
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ſprochene einen Erſatz ſeiner Auslagen von der Staatskaſſe 
zu verlangen berechtigt iſt, weshalb bei der im Urteil erfolg⸗ 
ten Bezugnahme auf § 499 der StPO. beim Mangel eines 
beſonderen Ausſpruchs im Sinne des § 499 Abſ. 2 nur die 
Beſtimmung in Abf. 1 verſtanden ſein kann. 

Beſchl. des Strafſenats v. 3. Juni 1907 i. d. Straf⸗ 

ſache g. St. G. in St. w. Verführung. 

4. 

Die Berteidigungsgebühr im Vorverfahren. 

In einer zur Zuſtändigkeit des Schwurgerichts gehörigen 
Strafſache wurde von dem beſtellten Offizialverteidiger neben 
der Gebühr für die Schwurgerichtsverhandlung die Gebühr 
des 8 67 Z. 3 RAGebO. angerechnet und hernach Beſchwerde 
erhoben wider den Beſchluß der Strafkammer des Landge⸗ 
richts, durch welchen die in ſeiner Koſtenrechnung als Ver⸗ 
teidiger von ihm in Anrechnung gebrachte Gebühr von 20 M. 
für die Verteidigung im Vorverfahren abgeſtrichen worden 
war. Dieſe Beſchwerde wurde verworfen in der Erwägung, 

1) daß der dem angefochtenen Beſchluß beigegebenen 
Begründung unter Feſthaltung der vom Strafſenat für die 
Auslegung des § 67 der R AGO. wiederholt ausgeſprochenen 
Rechtsanſchauung (vgl. Jahrb. I S. 199, III S. 83, XII 
S. 37) beizutreten iſt, ſofern vorliegend die vor der Eröff— 
nung des Hauptverfahrens und der Hauptverhandlung ent⸗ 
wickelte Tätigkeit des Verteidigers, abgeſehen vom Aktenſtu⸗ 
dium und der Fertigung von Auszügen lediglich in der Ein⸗ 
reichung eines Schriftſatzes beſtand, in welchem die Ladung 
eines weiteren Zeugen für die Hauptverhandlung beantragt 
wurde, welche Tätigkeit unzweifelhaft ebenſo wie die zuvor 
erwähnte einzig dem Zweck der Verteidigung in der nachfol⸗ 
genden Hauptverhandlung und damit der Vorbereitung für 
die letztere diente, 

2) ſofern weiter auch dem vom Beſchwerdeführer her⸗ 
vorgehobenen Umſtand, dieſer Beweisantrag ſei doch im Sta⸗ 
dium des Vorverfahrens erfolgt und ſtelle deshalb eine dem 


B. in Strafſachen. 47 


Gericht gegenüber geſchehene Verteidigungshandlung im Vor⸗ 
verfahren dar, eine entſcheidende Bedeutung deshalb nicht 
zukommt, weil nach dem Grundſatz des §S 70 RAG. regel⸗ 
mäßig auch die vorbereitende Tätigkeit eines Rechtsanwalts 
in Beziehung auf die in der Hauptverhandlung geführte Ver⸗ 
teidigung durch die für letztere beſtimmte Bauſchgebühr ver⸗ 
gütet wird und der Beſchwerdeführer nicht etwa — was an⸗ 
dernfalls eine Ausnahme von der vorgenannten Regel be⸗ 
gründen würde — in Verfolg der vor ſeiner Beſtellung zum 
Offizialverteidiger an die Angeklagte ergangenen Aufforderung 
nach 8 199 StPO. eine erkennbare Tätigkeit entwickelt hat, 
ſei es, daß er Einwendungen gegen die Eröffnung des Haupt⸗ 
verſahrens erhoben oder ſonſtige Anträge auf Ergänzung 
der bereits ſtattgehabten Vorunterſuchung bezw. Vornahme 
einzelner Beweiserhebungen vor der Hauptverhandlung ge⸗ 
ſtellt hätte. 

Beſchluß des Strafſenats vom 16. Oktober 1907 in der 

Strafſache gegen B. L. wegen Kindstötung. 


5 


Die Koſten⸗ und Auslagenfeſtſetzung in Privatklage⸗ 

ſachen: 1) fie erfolgt durch den Strafrichter und nicht 

im Civilprozeß, 2) durch das Gericht, das über die 
Koſtentragungspflicht entſchieden hat. 

In einer Privatklageſache hatte der Vertreter des in bei⸗ 
den Inſtanzen obſiegenden Privatklägers die Feſtſetzung der 
beim Amtsgericht und beim Landgericht dem Privatkläger 
erwachſenen notwendigen Auslagen gegenüber dem erſtattungs⸗ 
pflichtigen Angeklagten beim Gericht erſter Inſtanz beantragt; 
dieſes hat den Antrag als unzuläſſig abgewieſen mit der Be⸗ 
gründung, daß die Parteikoſten in Privatklagſachen nicht im 
Strafverfahren ſondern im Civilprozeß feſtgeſetzt werden, 
wobei auf einen Aufſatz in der Zeitſchrift Das Recht 1907 
S. 1307 verwieſen wurde. 

Auf Beſchwerde des Privatklägers wurde dieſer Be⸗ 
ſchluß des Amtsgerichts von der Strafkammer des Landge⸗ 
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richts inſoweit abgeändert, als in Ablehnung der in jenem 
Aufſatz vertretenen Auffaſſung die Zuſtändigkeit des Straf⸗ 
gerichts angenommen, bezüglich der in I. Inſtanz erwachſenen 
Auslagen die Feſtſetzung vom Landgericht als Beſchwerde⸗ 
gericht ausgeſprochen und über die im Berufungsverfahren 
entſtandenen Auslagen erſtinſtanzlich entſchieden wurde. Die 
gegen den Strafkammerbeſchluß erhobene Beſchwerde wurde 
vom Strafſenat teils als unzuläſſig (ſoweit ſie ſich als „wei⸗ 
tere“ Beſchwerde darſtellte) teils als unbegründet, verworfen. 

Aus den Gründen: 

Zu den Koſten des Verfahrens, zu deren Tragung ein 
Angeklagter verurteilt iſt, gehören in Privatklageſachen die 
dem Privatkläger erwachſenen notwendigen Auslagen, ohne 
daß im Urteil ein beſonderer Ausſpruch darüber erforderlich 
wäre. Die Feſtſetzung des Betrags der zu erſtattenden Aus⸗ 
lagen erfolgt, ſoweit ſie erforderlich wird, in Gemäßheit des 
§ 496 Abſ. 2 StPO. in beſonderem Verfahren, nicht aber im 
Weg des Civilprozeſſes. Der § 496 Abſ. 2 umfaßt in ſeiner 
allgemeinen Faſſung auch die Koſtenerſtattung zwiſchen Pri⸗ 
vatperſonen und die hiernach ergehende Entſcheidung gehört 
zu den Schuldtiteln des öffentlichen Rechts wie die Entſchei⸗ 
dung über eine Buße oder eine Vermögensſtrafe. Dafür, 
daß ſie etwa nur präjudiziell für ein nachfolgendes civil⸗ 
prozeſſuales Verfahren ſein ſollte, gewähren die Vorſchriften 
der StPO., wenn ſie in dieſem Teil auch etwas lückenhaft 
ſind, keinen zureichenden Anhalt. Der Entſtehungsgrund des 
Koſtenerſtattungsanſpruchs des Privatklägers iſt derſelbe wie 
der des Staates; der Privatkläger verfolgt nur den Straf⸗ 
anſpruch des Staates im Intereſſe ſeiner eigenen Genug⸗ 
tuung, die Verurteilung des Angeklagten zum Erſatz der 
Auslagen des Privatklägers bildet die ganz von ſelbſt ge⸗ 
gebene Konſequenz der unbeſchränkten Verurteilung zur Koſten⸗ 
tragung. Das Verfahren in Privatklageſachen iſt nun ein⸗ 
mal durch die StPO. geregelt und die Vorſchriften der letz⸗ 
teren, ſei es daß, ſolche für Privatklageſachen beſonders oder 
ſoweit dies nicht der Fall iſt, für alle Strafſachen gemein⸗ 
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ſam erlaſſen find, finden auf die Privatklageſachen Anwen⸗ 
dung, ohne daß bezüglich der Koſten des Verfahrens, be> 
züglich der Verpflichtung zu deren Bezahlung und zur Er: 
ſtattung von Auslagen ſowie bezüglich des hiebei zu beach⸗ 
tenden Verfahrens eine Ausnahme gilt, zumal in Buch VII 
Abſchnitt II, 88 496 ff. über dieſe Materie die Privatklage⸗ 
ſachen ausdrücklich mitbetreffende Beſtimmungen gegeben 
ſind ). 

Nun iſt vorliegend der angefochtene Beſchluß des Landge- 
richts auf eine Beſchwerde des Privatklägers gegen den abwei⸗ 
ſenden Beſchluß des Amtsgerichts jedenfalls bezüglich der erſt⸗ 
inſtanzlichen Koſten „in der Beſchwerdeinſtanz“ ergangen; ſolche 
Beſchlüſſe aber, welche von einem Landgericht in der Beſchwerde⸗ 
inſtanz erlaſſen find, unterliegen nach $ 352 StPO., von der 
hier nicht zutreffenden Ausnahme der Verhaftung abgeſehen, 
keiner weiteren Anfechtung. Dieſe Beſtimmung findet wie in 
Theorie und Praxis anerkannt, auch auf das Verfahren in 
Privatklageſachen einſchließlich des Verfahrens im Koſten⸗ 
punkt Anwendung, da in der StPO. hinſichtlich der bei 
Koſtenfeſtſetzungen zu beobachtenden Vorſchriften nur in § 503 
Abſ. 5 auf eine Beſtimmung der CPO. ($ 87 bezw. 91) Be⸗ 
zug genommen wird, welche jedoch lediglich den Umfang der 
Erſatzpflicht in Abſicht auf die Gebühren und Auslagen eines 
Rechtsanwalts und keineswegs das dabei zu beobachtende 

1) Dieſer Standpunkt iſt der in Literatur und Rechtſprechung vor- 
herrſchende; vgl. Pfafferoth Gerichtskoſtenweſen Aufl. VI S 78 Note 2a; 
Willenbücher Koſtenfeſtſetzungsverfahren 1906 S. 76, 81. N. XV; 
Walter, Gebührenordnung für Rechtsanwälte 1904 S. 429; Löwe 
StPO. zu S 503 Note 4; Buſch Bd. 25 S. 232; Entſch. RG. in Strafſ. 
Bd. X S. 113, Bd. XXXII S. 299, 300; Juriſtenzeitung 1908 S. 182; 
Das Recht 1908 S. 537. Die Geſetzesmaterialien zur StPO. (Hahn 
Abt. I S. 114, ſpez. die Annahme des Antrags Reichenſperger) wie die 
Koſtenbeſtimmungen der StPO. überhaupt, ferner die Materialien zu 
§ 78 Z. 2a des Gerichtskoſtengeſ. und zu 8 75 Z. 2 der NAGCHO. 
führen in Verbindung mit der grammatikaliſchen und logiſchen Auslegung 
des § 496 StPO. zur Annahme, daß für die allgemein gebräuchliche 
Feſtſetzung der Koſten des Privatklageverfahrens durch den Strafrichter 
in Abſ. 2 § 496 eine zureichende geſetzliche Grundlage vorhanden iſt. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 1. 4 
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Verfahren, ſpeziell nicht den Inſtanzenzug oder die Frage 
berührt, in welchen Formen die hierauf bezüglichen Streit⸗ 
punkte zum Austrag zu bringen ſind. Eben deshalb hat eine 
weitere Beſchwerde im Sinn des § 568 CPO. im Strafver⸗ 
fahren als durch §S 352 StPO. ausgeſchloſſen zu gelten und 
iſt ſpeziell gegen Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe in Privatklage⸗ 
ſachen gemäß 88 346, 352 StPO. nur die einfache und ein⸗ 
malige, nicht befriſtete Beſchwerde zugelaſſen, wobei es keinen 
Unterſchied macht, ob und inwieweit in der Beſchwerdeinſtanz 
übereinſtimmend mit dem angefochtenen Beſchluß oder ab- 
weichend von ihm entſchieden wurde. Hiernach erſcheint die 
erhobene Beſchwerde unzuläſſig, ſoweit das Landgericht in 
der Beſchwerdeinſtanz, alſo hier durch gerichtliche Feſtſetzung 
der beim Amtsgericht entſtandenen Koſten und Auslagen be⸗ 
ſondere Entſcheidung getroffen hat; ſie iſt aber zuläſſig, ſo⸗ 
weit das Landgericht die in II. Inſtanz erwachſenen Koſten 
und Auslagen feſtgeſetzt hat, weil hierüber die Entſcheidung 
in eigener erſtinſtanzlicher Zuſtändigkeit ſeitens des Land⸗ 
gerichts getroffen wurde. 

Unzutreffend iſt der Standpunkt des Beſchwerdeführers, 
daß das Amtsgericht für die Feſtſetzung auch dieſer Koſten 
und Auslagen als Gericht erſter Inſtanz zuſtändig geweſen 
ſei, und deshalb wegen ſeiner bei dieſem erhobenen Mehr⸗ 
forderung (Koſten II. Inſtanz) dem Privatkläger kein Anteil 
an den Gerichtskoſten zugeſchieden werden könne. Denn nach 
der konſtant ſeit Jahren feſtgehaltenen Anſicht des Straf⸗ 
ſenats iſt in Straf⸗ und Privatklageſachen nicht wie im Ci⸗ 
vilprozeß gemäß § 104 CPO. das Koſtenfeſtſetzungsgeſuch 
für alle Inſtanzen beim Gericht erſter Inſtanz anzubringen, 
ſondern die Koſtenfeſtſetzung erfolgt ſtets bei demjenigen Ge- 
richt, bei welchem die feſtzuſetzenden Koſten entſtanden ſind, 
das Geſuch iſt alſo bei demjenigen Gericht anzubringen, wel⸗ 
ches die Entſcheidung über die Koſtentragungspflicht im Sinne 
des § 496 Abſ. 1 StPO. erlaſſen hat). 

1) Derſelben Anſicht find u. a. die Oberlandesgerichte München (6. 
129; 8. 94), Roſtock (Goltd. A. Bd. 52 S. 264), Caſſel (daſ. Bd. 39 
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Beſchluß des Strafſenats vom 13. Juli 1908 in Pri⸗ 
vatklageſache W. gegen N. wegen Beleidigung. 


In einem ſpäteren Falle wurde dieſer letztere Stand- 
punkt wie folgt begründet: | 

Die StPO. hat in $ 496 Ab. 2 lediglich beftimmt, daß 
wenn über die Höhe der Koſten oder über die Notwendig⸗ 
keit der unter ihnen begriffenen Auslagen Streit entſteht, be⸗ 
ſondere Entſcheidung hierüber erfolge. Eine dem $ 104 Abſ. 2 
CPO. entſprechende Vorſchrift des Inhalts, daß die Koſten⸗ 
feſtſetzung ſtets durch das Gericht erſter Inſtanz zu erfol⸗ 
gen habe, iſt in der StPO. und insbeſondere auch in den 
SS 496 ff. daſelbſt nicht getroffen, weder unmittelbar noch 
durch Verweiſung auf § 104 Abſ. 2 CPO. Die Anwendbar⸗ 
keit dieſer Geſetzesbeſtimmung ergibt ſich für das Gebiet des 
Strafprozeſſes und im beſonderen auch des Privatklagever⸗ 
fahrens auch nicht aus dem letzten Abſatz des §S 503 StPO. 
Denn die dortige Verweiſung auf § 91 CPO. bezieht ſich 
lediglich auf Begriff und Umfang der im Privatklageverfah⸗ 
ren zu erſtattenden Auslagen, nicht aber auf das bei der 
Koſtenfeſtſetzung einzuhaltende Verfahren. Dies geht aus 
der Faſſung des § 503 Abſ. 5 StPO. und namentlich dar⸗ 
aus, daß dort nur auf § 91 CPO. und nicht auch auf die 
§§ 104 ff. dieſes Geſetzes Bezug genommen iſt, klar hervor. 
Für die Annahme, daß die Koſtenfeſtſetzung in Strafſachen 
in einem beſonderen, auch hinſichtlich des Inſtanzenzugs der 
Koſtenfeſtſetzung des Civilprozeſſes nachgebildeten Verfahren 
erfolge, bieten die Vorſchriften der StPO. keinen Anhalt. 
In Ermanglung einer abweichenden Vorſchrift bewendet es 
daher dabei, daß die in $ 496 Abſ. 2 StPO. erwähnte 
Koſtenentſcheidung von dem betreffenden Inſtanzgericht und 
nicht von dem Gericht erſter Inſtanz zu erlaſſen iſt; ebenſo 
Löwe, StPO. Aufl. XII 3 496 Note 6; Keller, Stpo. 
S. 86), Dresden (Ann. X 391, XIV 99); anderer Anſicht ſind: OLG. 
Karlsruhe und Colmar (vgl. Jur. Z. IX S. 351). Die erſtere Auffaſſung 
iſt auch vertreten in der Juſtiz-Miniſterialverfügung vom 31. Dez. 1902 
betr. Gerichtskoſten in Strafſachen § 148. 

4 * 
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S. 525: Irmler in Goldammers Archiv Bd. 33 S. 177; 
daſelbſt Bd. 39 S. 86; Bd. 52 S. 264; Rechtſpr. RG. 
Bd. V S. 527, OLG. München, Entſch. Bd. 8 S. 94; an⸗ 
ders Willenbücher, Aufl. V S. 71 Z. 1; Friedländer 
in der Zeitſchrift für geſamte Strafrechtswiſſenſchaft Bd. 20 
S. 184/6. 

Beſchluß des Strafſenats vom 5. Okt. 1908 in Privat⸗ 

klageſache W. gegen C. wegen Beleidigung. 


6. 


Die richterliche Bisziplinarſtrafgewalt nach Landes⸗ 
recht, ſpeziell gegenüber Rechtsanwälten. 

Gegen einen Rechtsanwalt war wegen ungebührlichen 
Inhalts eines von ihm bei Gericht eingereichten Schriftſatzes 
in Anwendung des Art. 271 Z. III AusfGeſ. z. BGB. vgl. 
mit Art. 33 Ausf GG. zu GVG. eine Ordnungsſtrafe von 20 M. 
von der Strafkammer feſtgeſetzt worden. Gegen dieſe Straf⸗ 
verfügung hat derſelbe ſofortige Beſchwerde erhoben, dieſe 
iſt jedoch verworfen worden. 

Aus den Gründen: 

Vom Beſchwerdeführer iſt in erſter Linie der Zweifel 
angeregt worden, ob nicht die Art. 271 AG BGB. und 33 
AGGWG. als mit dem Reichsrecht in Widerſpruch ſtehend, 
ungültig ſeien. Der Strafſenat iſt jedoch zu dem Ergebnis 
gelangt, daß die genannten Geſetzesbeſtimmungen gegen das 
Reichsrecht nicht verſtoßen und daß ihre Gültigkeit nicht zu 
bezweifeln iſt. 

Abgeſehen von den Gebieten, in denen die Landesgeſetz⸗ 
gebung durch Reichsrecht überhaupt ausgeſchloſſen iſt, hat 
die Landesgeſetzgebung inſoweit Spielraum, als eine Materie 
nicht durch Reichsrecht geregelt iſt. Zu beachten iſt jedoch, 
daß die Geſetzgebungsgewalt in Württemberg vor Gründung 
des Reichs eine unbeſchränkte geweſen iſt und daß ſie ſeither 
nur inſoweit beſchränkt worden iſt, als die Reichsgeſetzgebung 
eingreift. Hieraus ergibt ſich, daß im Zweifel der Landes⸗ 
geſetzgebung die Befugnis zu geſetzlicher Regelung einer Ma— 
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terie verblieben und daß die Landesgeſetzgebung erſt dann 
ausgeſchaltet iſt, wenn ein Eingreifen der Reichsgeſetzgebung 
feſtſteht. Im vorliegenden Fall handelt es ſich darum, 
in wie weit die richterliche Disziplinarſtrafgewalt reichsge⸗ 
ſetzlich geregelt iſt. Hier kommen die §§ 177185 GVG. 
in Betracht. In dieſen, unter die Ueberſchrift „Sitzungs⸗ 
polizei“ gebrachten Beſtimmungen iſt jedoch die richterliche 
Disziplinarſtrafgewalt nur inſoweit geregelt, als ſich die zu 
ahndenden Verfehlungen in der Sitzung oder gegenüber einem 
einzelnen Richter bei Vornahme von Amtshandlungen außer⸗ 
halb der Sitzung ereignet haben. Auch in dem zuletzt ge— 
nannten Fall wird ſtets eine Verhandlung vor dem betref— 
fenden Richter vorausgeſetzt (vgl. Löwe, Komm. zu $ 182 
GVG. Anm. 1). Irgend eine Beſtimmung hinſichtlich der 
außerhalb einer Sitzung oder Verhandlung begangenen Un— 
gebühr in Schriftſätzen iſt im GVG. (oder ſonſt reichsrecht⸗ 
lich) nicht getroffen. Nun wird behauptet (vgl. Gaupp, 
Normen des württ. Landesrechts S. 35), das GVG. und 
die Prozeßordnungen haben die Disziplinarſtrafgewalt der 
Richter auf dem geſamten Gebiet der ordentlichen ſtreitigen 
Gerichtsbarkeit umfaſſend geregelt, ſo daß auch ſoweit Lücken 
vorhanden ſind, dieſe nur durch Reichsrecht, nicht aber durch 
die Landesgeſetzgebung ausgefüllt werden dürfen. Allein dieſer 
Auffaſſung kann nicht beigetretel werden. Die Motive zum 
GWG. heben ausdrücklich hervor (Motive S. 199, Hahn, 
Materialien S. 175), daß durch die Beſtimmungen des Ent⸗ 
wurfs die Disziplinarvorſchriften der Anwaltsordnungen und 
die ſonſtigen Disziplinargeſetze hinſichtlich der Ahndung un- 
gebührlichen Verhaltens nicht berührt werden. Angeſichts 
dieſer Aeußerung der Motive, gegen welche bei der Beratung 
des Geſetzentwurfs von keiner Seite ein Widerſpruch erhoben 
wurde, iſt es nicht zweifelhaft, daß eine ausſchließliche Re⸗ 
gelung der richterlichen Disziplinarſtrafgewalt im GVG. nicht 
beabſichtigt geweſen und daß infolge deſſen der Landesge— 
ſetzgebung hinſichtlich der Beſtrafung von Ungebühr außer⸗ 
halb einer gerichtlichen Verhandlung freie Hand gelaſſen 
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worden iſt. So die herrſchende Meinung, vgl. Gaupp- 
Stein, Komm. zur CPO. Vorbem. zu $ 128 Nr. 61, 62 
und die dort zitierten; Geßler, 2. Aufl. der Normen des 
württ Landesrechts S. 273. 

Nun fragt ſich aber weiter, ob die richterliche Dis— 
ziplinarſtrafgewalt nicht wenigſtens gegenüber Rechts⸗ 
anwälten durch das Reichsrecht eine Einſchränkung erfah⸗ 
ren hat. Hier greift die Rechtsanwaltordnung ein und es 
wird vielfach angenommen (vgl. Gaupp⸗Stein a. a. O. 
Nr. 63, Geßler a. a. O.), daß die Disziplinarbeſtrafung von 
Rechtsanwälten wegen Ungebühr außerhalb einer gericht⸗ 
lichen Verhandlung durch 8 62 RAD. ausſchließlich und zwar 
dahin geregelt worden ſei, daß gegen einen Rechtsanwalt 
eine andere, als eine ehrengerichtliche Beſtrafung nicht zu⸗ 
läſſig ſei. Dieſe Anſicht ſtützt ſich hauptſächlich auf die Mo⸗ 
tive zu 8 57, jetzt 62 RAO. (S. 77, Siegel, Materialien 
zur RAO. S. 269) wo geſagt iſt: 

„Natürlich wird durch die Beſtimmungen dieſes Ge— 
ſetzes die Befugnis der Gerichte, gegen einen Rechtsanwalt, 
der ſich bei Ausübung ſeines Berufs in einer Sache, auf 
welche die Prozeßordnungen Anwendung finden, einer Un⸗ 
gebühr ſchuldig macht, nach Maßgabe des GVG. §8 180, 
182, 183 eine Ordnungsſtrafe bis zu 100 M. feſtzuſetzen, 
nicht berührt. Inſoweit ferner den Rechtsanwälten außer⸗ 
halb des Gebiets derjenigen Sachen, auf welche die Pro- 
zeßordnungen Anwendung finden, nach Maßgabe der Lan⸗ 
desgeſetze eine Tätigkeit bei den Gerichts- oder anderen 
Behörden geſtattet iſt, bleibt die Befugnis dieſer Behörden 
zur Aufrechterhaltung der Ordnung in den vor ihnen ſtatt⸗ 
findenden Verhandlungen, ſowie zur Rüge oder Zurück⸗ 
weiſung der in eingereichten Schriften etwa enthaltenen 
Ungebührlichkeiten unberührt“. 

Nach dieſer Aeußerung der Motive ſteht ſoviel feſt, daß 
die RAO. — auch abgeſehen von den reichsrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen der GVG. — gegenüber Rechtsanwälten nicht 
ausſchließlich den $ 62 RAO. zur Anwendung bringen will, 
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daß vielmehr außerhalb des Gebiets derjenigen Sachen, auf 
welche die Prozeßordnungen Anwendung finden, eine von 
einem Rechtsanwalt begangene Ungebühr der Rüge der zu⸗ 
ſtändigen Behörde unterliegen ſoll; hinſichtlich derjenigen 
Sachen, auf welche die Prozeßordnungen Anwendung finden, 
ſagen die Motive allerdings nur, daß die Beſtimmungen der 
GVG. § 180, 182, 183 nicht berührt werden. Die in dieſes 
Gebiet einſchlagenden landesgeſetzlichen Beſtimmungen über 
die Abrügung von Ungebühr der Rechtsanwälte (z. B. Art. 30 
Abi. 2 des württ. GerVerfGeſ. von 1868) werden von den 
Motiven nicht erwähnt. Hieraus kann aber ein ſicherer Schluß 
darauf, daß dieſe landesgeſetzlichen Beſtimmungen von der 
RAD. „berührt“, alſo aufgehoben werden ſollen, nicht gezo- 
gen werden. Es iſt ganz wohl möglich, daß dieſe Beſtim⸗ 
mungen von den Motiven, ſei es abſichtlich, ſei es unab⸗ 
ſichtlich nicht erwähnt worden ſind, ohne daß deren Aufhe⸗ 
bung beabſichtigt geweſen wäre. Wäre dieſe beabſichtigt ge⸗ 
weſen, ſo wäre dies doch wohl irgendwie, ſei es in den Mo⸗ 
tiven, ſei es bei den Beratungen des Geſetzes ausdrücklich 
zu Sprache gekommen, was nicht geſchehen iſt. In der Be⸗ 
ratung vom 2. April 1878 (vgl. Siegeth, RAO. § 128) 
iſt allerdings betont worden, daß ein Eingreifen der Landes⸗ 
geſetzgebung ausgeſchloſſen ſei. Allein dies iſt nicht in Be⸗ 
ziehung auf die Regelung der Beſtrafung wegen Ungebühr 
ausgeſprochen worden, vielmehr im Zuſammenhang mit 
einem Antrag, daß die den Rechtsanwälten in der RAO. 
eingeräumten Befugniſſe ($ 26 RAD.) durch die Landes: 
geſetzgebung nicht ſollen beſchränkt werden dürfen. 

Der RAD. ſelbſt läßt ſich nicht entnehmen, daß ſie 
innerhalb des Gebiets, auf welches die Prozeßordnungen An⸗ 
wendung finden, die Abrügung von Ungebührlichkeiten der 
Rechtsanwälte ausſchließlich regeln will. Im Gegenteil, der 
§ 62 der RAD. nimmt ausdrücklich Bezug auf § 28 RAD. 
und jagt, daß ein Rechtsanwalt, der die in dieſem & feſtge⸗ 
ſetzten Pflichten verletzt, die ehrengerichtliche Beſtrafung ver⸗ 
wirkt habe. Unter § 28 aber fällt keineswegs jede (auch nur 
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geringfügige) einem Gericht gegenüber begangene Ungebühr. 
Für dieſe nicht unter § 28 fallenden Ungebührfälle wäre die 
Möglichkeit einer Ahndung überhaupt nicht gegeben, was 
ſchwerlich im Sinn der RAO. gelegen iſt. Hienach beſtehen 
durchſchlagende Bedenken gegen die Annahme, daß die RAD. 
die richterliche Disziplinargewalt gegenüber Rechtsanwälten 
innerhalb des Gebiets, auf das die Prozeßordnungen An— 
wendung finden, ausſchließlich habe regeln wollen und ge- 
regelt habe, und es iſt nicht zu bezweifeln, daß die RAO. 
die Beſtrafung von Ungebühr der Rechtsanwälte außerhalb 
einer gerichtlichen Verhandlung, insbeſondere in Schriftſätzen, 
der Landesgeſetzgebung überlaſſen hat. Soweit aber eine 
Regelung durch die Reichsgeſetzgebung nicht feſtſteht, iſt — 
wie ſchon hervorgehoben — die Landesgeſetzgebung aus dem 
fraglichen Gebiet nicht verdrängt worden. Es iſt daher die 
Landesgeſetzgebung auch durch die RAO. nicht gehindert wor⸗ 
den, gegen Rechtsanwälte wegen einer außerhalb einer ge— 
richtlichen Verhandlung begangenen Ungebühr Strafbeitim- 
mungen zu erlaſſen und es iſt die Gültigkeit der Art. 271"! 
AG. z. BGB. und 33 AG. z. GWG. nicht zu beanſtanden. 
Von dieſer Rechtsanſchauung iſt der Strafſenat ſtets aus⸗ 
gegangen, vgl. Württ. J. 11, 103 und der II. Civilſenat 
hat ſich in ſeinem Beſchluß vom 29. Dezbr. 1905, No. 194 
1905 derſelben angeſchloſſen. 

Beſchl. des Strafſenats vom 13. Mai 1907 in der Be⸗ 
ſchwerdeſache R. 


7 


Bur Frage der Gültigkeit von Ortspolizeiſtatuten. 

Der Angekl. iſt wegen Uebertretung des § 27 der Orts— 
polizeiftatuten der Gemeinde W. vom 28. April / 12. Mai 
1873 in Verbindung mit Art. 37 des PolStG. verurteilt 
worden, weil er in der Zeit von Mitte Dezember 1906 über 
mehrere fremde Grundſtücke ohne beſondere Berechtigung 
und ohne zuvor eingeholte Erlaubnis der Eigentümer ge— 
fahren iſt. 


— — — — — — — 


— ir - 
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Die Reviſion rügt Verletzung des materiellen Rechts 
und macht geltend, die W.er Ortspolizeiſtatuten beſtehen 
nicht zu Recht, a) weil ſie entgegen der Vorſchrift des Art. 52 
Pol StG. mit Zuſtimmung nicht des Gemeinderats ſondern 
der bürgerlichen Kollegien von W. erlaſſen, b) weil ſie ent⸗ 
gegen der Vorſchrift des Art. 55 des PolStG. nicht bekannt 
gemacht worden ſeien. 

Die Reviſion iſt nicht begründet; die Prüfung des er: 
wähnten Ortspolizeiſtatuts, die entſprechend den Ausführungen 
der Reviſion von dem Strafſenat vorzunehmen war, hat 
vielmehr deſſen geſetzliche Giltigkeit ergeben. Der gegen den 
Angekl. zur Anwendung gebrachte Art. 37 des PolStG. 
ſetzt eine Zuwiderhandlung gegen eine polizeiliche Anordnung 
voraus, die zum Schutze des Eigentums oder zur Ordnung 
in der Feldmarkung erlaſſen worden iſt. Der § 27 der 
Ortspolizeiſtatuten verbietet das Fahren über fremde Grund— 
ſtücke „wo hiezu nicht eine beſondere Berechtigung beſteht 
oder die Erlaubnis des Eigentümers vorher eingeholt worden 
iſt, ſeien die fremden Grundſtücke leer oder angebaut“; ſein 
Inhalt fällt hiernach unter die beiden im Art. 37 PolStG. 
angegebenen Geſichtspunkte und iſt daher nicht zu bean- 
ſtanden. 

Nach Art. 52 des PolStG. werden ortspolizeiliche Vor— 
ſchriften von dem Ortsvorſteher erlaſſen und ſie bedürfen, 
wenn ſie wie im vorliegenden Falle eine für fortdauernde 
Geltung beſtimmte Anordnung enthalten, der Zuſtimmung 
des Gemeinderats. Der Ortsvorſteher von W. hat nun, 
wie aus dem beglaubigten Auszug aus dem Gemeinderats— 
protokoll vom 28. April 1873 hervorgeht, bei der Erlaſſung 
der Ortspolizeiſtatuten nicht die Zuſtimmung des Gemeinde— 
rats zu denſelben, ſondern diejenige der bürgerlichen Kollegien 
in W. eingeholt. Der Vorſchrift des Art. 52 des Pol StG. 
entſpricht dies nicht und die Reviſion behauptet deshalb die 
Ungiltigkeit der Ortspolizeiſtatuten. Die Richtigkeit dieſer 
Behauptung kann für den Fall zugegeben werden, daß es 
zweifelhaft wäre, ob der Gemeinderat in W. in feiner Majo⸗ 
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rität den Ortspolizeiſtatuten ſeine Zuſtimmung gegeben hat. 
Ein ſolcher Zweifel kann aber nicht beſtehen; denn nach dem 
erwähnten Auszug aus dem Gemeinderatsprotokoll iſt die 
Annahme und Genehmigung der Ortspolizeiſtatuten durch 
einſtimmigen Beſchluß der Gemeindekollegien erfolgt, alſo 
die Zuſtimmung zu denſelben von ſämtlichen Gemeinderats⸗ 
mitgliedern erteilt worden. Unter dieſen Umſtänden wird 
die Zuziehung des Bürgerausſchuſſes zur Beratung und Ab⸗ 
ſtimmung über die Ortspolizeiſtatuten, die geſetzlich nicht 
vorgeſchrieben war, außer Betracht bleiben und jedenfalls 
die tatſächlich gemäß Art. 52 Abſ. 2 des PolStG. er⸗ 
folgte Zuſtimmung des Gemeinderats nicht beeinträchtigen 
können. 

Nach Art. 55 Abſ. 1 des PolStG. find die ortspoli⸗ 
zeilichen Vorſchriften in dem Bereich, für welchen ſie Geltung 
erlangen ſollen, gehörig bekannt zu machen. Die Reviſion 
behauptet, daß dies bezüglich der Wiler Ortspolizeiſtatuten 
unterblieben ſei; dieſe Behauptung iſt indeſſen unzutreffend. 
Die Art der Bekanntmachung iſt in der Verfügung des Mini⸗ 
ſteriums des Innern betreffend die Verkündigung orts- und 
bezirkspolizeilicher Vorſchriften vom 9. Januar 1872 (Reg.⸗ 
Bl. S. 16) geregelt und es beſtimmt insbeſondere die Ziff. 6 
des § 1 daſ., daß die Bekanntmachung durch Zuſtellung 
eines Abdrucks der betreffenden Vorſchriften an die einzelnen 
Einwohner ſtattfinden könne. Das Schultheißenamt W. hat 
ſich in den Berichten vom 28. April und 7. Mai d. J. da⸗ 
hin geäußert, der erwähnte Auszug aus dem Gemeinderats⸗ 
protokoll ſei das einzige Aktenſtück, das ſich über den Gegen⸗ 
ſtand in der Regiſtratur der Gemeinde W. vorfände, „einige 
ältere Gemeinderäte beſtätigen aber, daß Abdrücke des Orts⸗ 
ſtatuts an die Bürgerſchaft verteilt worden ſeien“, ſowie 
„die älteren Leute behaupten, es habe jeder Bürger einen 
Abdruck erhalten.“ Nach dieſen Aeußerungen kann ohne 
Bedenken angenommen werden, daß die Bekanntmachung der 
Ortspolizeiſtatuten in W. in Gemäßheit des § 1 Ziff. 6 der 
zit. Min.⸗Verfügung, alſo nach Art. 55 Pol StG. in gehöriger 
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Weiſe erfolgt iſt. Es ſind zwar, wie den Berichten des 
Schultheißenamts W. weiter zu entnehmen iſt, urkundliche 
Nachweiſe über dieſe Art der Bekanntmachung, wie ſie nach 
§ 3 der Min.⸗Verfügung zu den Akten zu bringen find, 
nicht vorhanden. Es kann indeſſen dahingeſtellt bleiben, ob 
ſolche Nachweiſe überhaupt niemals vorhanden geweſen oder 
ob dieſelben in der Zwiſchenzeit verloren gegangen ſind. 
Denn die Nichteinhaltung der Vorſchrift des zit. §S 3 kann 
irgend welchen Einfluß auf die Gültigkeit der an ſich in ge⸗ 
ſetzlicher Weiſe erlaſſenen und bekannt gemachten Ortspoli⸗ 
zeiſtatuten nicht haben. 

Urt. des Strafſen. vom 27. Mai 1907 in der Straf⸗ 

ſache gegen K. K. in W. wegen Uebertretung des Art. 37 

PStG. | 


8. 
Zuwiderhandlung gegen das Weidegeſetz vom 26. Mär; 
1873. 


In D. ſteht das Weiderecht auf der Gemeindemarkung 
der Gemeinde zu und wird für die Gemeindekaſſe verpachtet. 
Am 12. Nov. 1906 hat der Angekl. bei dem dortigen Orts⸗ 
vorſteher um pachtweiſe Ueberlaſſung der Winterweide nach⸗ 
geſucht, jedoch den Beſcheid erhalten, daß zu Folge eines 
einſtimmig gefaßten Beſchluſſes der bürgerlichen Kollegien 
vom 2. November 1906 die Winterweide in öffentlichem 
Intereſſe nicht vergeben werde. Obwohl dem Angekl. für 
den Fall, daß er dennoch weiden würde, ſtrenge Beſtrafung 
in Ausſicht geſtellt wurde, hat er am 12., 14. u. 15. No⸗ 
vember 1906 ſeine Schafherde auf den zur Markung D. ge⸗ 
hörigen Wieſen und Baumgütern in der „Au“ und zwar 
teils auf eigenen teils auf fremden Grundſtücken geweidet. 
Die Strafkammer hat nun angenommen, daß in dieſem 
Weiden, ſoweit es auf fremden Grundſtücken ſtattgefunden 
habe, ein unbefugtes Weiden und daher eine Uebertretung 
im Sinne des Art. 84 Ziff. 1 des Geſ. über die Ausübung 


. 
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der Weiderechte vom 26. März 1873 zu finden ſei. Hie⸗ 
gegen iſt die auf Verletzung der Art. 1, 5 u. 19 des oben 
erwähnten Geſetzes geſtützte Reviſion gerichtet. Dieſem 
Rechtsmittel war jedoch der Erfolg zu verſagen. 

Der Angekl. hat in dem ganzen bisherigen Verfahren 
zu ſeiner Verteidigung vorgebracht, ein unbefugtes Weiden 
auf fremden Grundſtücken liege um deswillen nicht vor, weil 
er von den Eigentümern der von ihm beweideten fremden 
Grundſtücke — es ſeien dies ſog. Wäſſerwieſen — ſchon zur 
Zeit der Beweidung die Erlaubnis zum Weiden gehabt 
habe. Die Strafkammer hat angenommen, daß dieſe Be— 
hauptung mit Sicherheit nicht widerlegt werden könne, aber 
unerheblich ſei, weil die Eigentümer dieſer Wieſen nicht das 
Recht gehabt haben, ihre Grundſtücke dem Angekl. zum Weiden 
zu überlaſſen. Die in dieſer Hinſicht gegebenen Ausfüh— 
rungen der Strafkammer laſſen einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. 

In Art. 1 Abſ. 1 des Weidegeſetzes iſt allerdings ge- 
ſagt, daß durch die Weide die Benützung des Grundſtücks 
nie beſchränkt werden könne; wie aber aus der Ueberſchrift 
zu dieſem Abſchnitt I des Geſetzes „Verhältnis des Feld— 
baus zu Weide“ und aus dem Inhalt des Geſetzes ſelbſt 
zu entnehmen iſt, wollte mit dieſer Beſtimmung nur der 
Umfang des einem anderen als dem Grundeigentümer zu- 
ſtehenden Weiderechts beſtimmt, keineswegs aber geſagt werden, 
daß die dem Eigentümer eines Grundſtücks an ſich zu⸗ 
ſtehenden Rechte durch das Weiderecht eines Andern nicht 
berührt werden können. Die dem Eigentümer eines Grund⸗ 
ſtücks an ſich zuſtehenden Rechte werden vielmehr durch das 
Weiderecht eines Dritten wie beim Beſtehen einer anderen 
Dienſtbarkeit eingeſchränkt, und die Grenzen dieſer Ein⸗ 
ſchränkung ſind durch die Beſtimmungen des Weidegeſetzes 
geregelt. Wenn daher, wie im vorliegenden Falle das Weide— 
recht auf der Gemeindemarkung der Gemeinde zuſteht, ſo 
erſtreckt ſich dieſes Recht auf alle nach Maßgabe des Ge— 
ſetzes der Weide unterliegenden Grundſtücke; dieſe Grund— 
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ſtücke bilden die Gemeindeweide. Im Art. 5 des Gef. ift 
beſtimmt, daß Wieſen mit Bewäſſerungsanlagen mit Pferden 
und Rindvieh niemals, mit anderem Weidevieh dann nicht 
befahren werden dürfen, wenn die Wäſſerungseinrichtungen 
dadurch beſchädigt werden können. Aus dieſer Beſtimmung 
kann aber keineswegs entnommen werden, daß derartige 
Wieſen überhaupt nicht zur Gemeindeweide gehören und dem 
Weiderecht der Gemeinde entzogen ſeien; vielmehr enthält 
dieſe Beſtimmung lediglich eine Einſchränkung der Ausübung 
des Weiderechts. Auf dieſe Beſtimmung kann ſich daher 
der Angekl. nicht mit Erfolg berufen, ebenſowenig aber auf 
den Inhalt des Schafweideverpachtungsprotokolls der Ge— 
meinde D. pro Martini 1905/08. Dort iſt in § 2 der „All⸗ 
gemeinen Bedingungen“ beſtimmt, daß das Beweiden von 
Wieſen jeder Art unterſagt ſei, und daß Wieſen mit künſt⸗ 
licher Bewäſſerungsanlage gegen den Willen des Beſitzers 
zu keiner Zeit beweidet werden dürfen. Damit iſt aber 
nicht ausgeſprochen, daß dieſe Wieſen dem Weiderecht der 
Gemeinde nicht unterliegen und nicht zur Gemeindeweide 
gehören; vielmehr iſt mit dieſer Beſtimmung lediglich eine 
von dem Pächter der Weide bei Ausübung des ihm von der 
Gemeinde übertragenen Weiderechts einzuhaltende Beſchrän⸗ 
kung feſtgelegt. Daß die Gemeinderäte berechtigt ſind, über 
die Ausübung der Gemeindeweide derartige beſondere Vor— 
ſchriften zu geben, iſt in Art. 22 des Geſ. ausdrücklich an⸗ 
erkannt. Nach Art. 14 des Gef. können Beſitzer von Grund- 
ſtücken unter gewiſſen Bedingungen die Aufhebung der auf 
ihren Grundſtücken beſtehenden Gemeindeweide verlangen; 
dieſe Beſtimmung muß aber im vorliegenden Falle ſchon um 
deswillen außer Betracht bleiben, weil von dem Angekl. 
nicht behauptet werden konnte, daß die Beſitzer der von ihm 
beweideten Grundſtücke auch nur ein diesbezügliches Ver⸗ 
langen geſtellt haben. Auch die Beſtimmung des Art. 19 
des Gef. trifft auf den vorliegenden Fall nicht zu; denn es 
fehlt an jeder Grundlage für die Annahme, daß von den 
Gemeindekollegien in D. die Gemeindeweide bezüglich der 
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von dem Angekl. beweideten Grundſtücke habe beſchränkt 
werden wollen oder beſchränkt worden ſei, insbeſondere kann 
daraus, daß in dem erwähnten Verpachtungsprotokoll dem 
Pächter der Sommerweide das Befahren der Wieſen unter⸗ 
ſagt worden iſt, und daß die bürgerlichen Kollegien im 
November 1906 beſchloſſen haben, die Winterweide nicht zu 
verpachten, nicht darauf geſchloſſen werden, daß das der 
Gemeinde auf der Gemeindemarkung zuſtehende Weide recht 
in irgend welcher Weiſe habe eingeſchränkt werden ſollen. 
Muß aber nach dem Ausgeführten angenommen werden, daß 
auch die von dem Angekl. beweideten fremden Grundſtücke 
dem Weiderecht der Gemeinde unterworfen waren und zur 
Gemeindeweide gehört haben, ſo ſtand den Eigentümern 
dieſer Grundſtücke kein Recht zu, ihrerſeits dem Angekl. das 
Recht einzuräumen, dieſe Grundſtücke zu beweiden. Nach 
Art. 1 Abſ. 3 des Gef. wird der Eigentümer oder Inhaber 
eines Grundſtücks durch das einem andern zuſtehende Weide- 
recht nicht gehindert, die auf ſeinem Grundſtück kultivierten 
Gewächſe und in der geſchloſſenen Zeit ſeine Wieſen 
nach Maßgabe der Beſtimmungen des Art. 31 des Gef. abzu⸗ 
weiden; ein weitergehendes Recht ſein Grundſtück zu beweiden, 
ſteht ihm aber nicht zu; er kann daher ſchon aus dieſem 
Grund ein ſolches Recht nicht auf einen anderen übertragen. 

Die Annahme der Strafkammer, daß die Eigentümer 
der vom Angekl. beweideten fremden Grundſtücke demſelben 
ein Recht zur Beweidung dieſer Grundſtücke während der 
offenen Zeit nicht haben einräumen können, und daß 
daher das Weiden auf dieſen Grundſtücken objektiv unbe- 
fugt geweſen ſei, iſt ſomit zutreffend und läßt nirgends einen 
Rechtsirrtum erkennen. 

Wenn ſodann die Strafkammer auf Grund tatſächlicher 
und daher einer Nachprüfung in der Reviſionsinſtanz ent⸗ 
zogenen Erwägungen zu dem Ergebnis gelangt, der Angekl. 
ſei jedenfalls über ſeine Befugnis zum Beweiden der fremden 
Grundſtücke im Zweifel geweſen und habe dieſe Grundſtücke 
mit dem Bewußtſein befahren, daß er möglicherweiſe hiezu 
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fein Recht habe und ſich hierdurch ſtrafbar mache, fo genügt 
dies zur Begründung der Feſtſtellung, daß der Angel. un- 
befugt auf fremden Grundſtücken geweidet und ſich hierdurch 
einer Uebertretung im Sinne des Art. 84 Ziff. 1 des Weide⸗ 
geſetzes ſchuldig gemacht habe. Hienach war die Reviſion 
als unbegründet zu verwerfen. 

Urteil des Strafſen. v. 27. Mai 1907 in der Straf⸗ 

ſache gegen J. W. in D. 


9. 


Kann durch unterlaſſene Rückgabe des verpfündeten 
Bypothekenbriefs nach erfolgter Bezahlung Betrug 
verübt werden? 

Aus den Gründen: 

Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen der Strafkammer 
iſt der Sachverhalt folgender: 

Der Angekl. hat im Jahre 1902 ſeinem damaligen 
Dienſtknecht J. G. K. von B. ein Darlehen von 800 Mk. 
gegeben, wofür ihm K. eine Briefhypothek auf ſeinem bis 
dahin noch hypothekenfreien Anweſen (Haus mit Garten) 
in B. beſtellte. Im Jahre 1903 kündigte der Angekl. dem 
K., als dieſer aus dem Dienſte bei erſterem trat, das Dar⸗ 
lehen zur Heimzahlung. Ehe dieſe erfolgte, händigte der 
ſchon damals in ſchlechten Vermögensverhältniſſen befindliche 
Angekl. dem Kaufmann A., Inhaber eines Bankgeſchäfts, 
mit welchem er in Geſchäftsverbindung ſtand, den Köſchen 
Hypothekenbrief als Sicherheit für ein Darlehen von 1200 Mk. 
aus; dies war am 10. Januar 1903. Die dem A. hierüber 
vom Angekl. unterzeichnete Urkunde vom 11. Januar 1903, 
zugleich Quittung für das empfangene Darlehen von 1200 Mk. 
hat in dem hieher erheblichen Teile folgenden Wortlaut: 

„Als Sicherheit überlaſſe ich demſelben meinen Hypo⸗ 

thekenbrief im Betrage von Mk. 800 auf J. G. K. in B., 

eingetragen im Grundbuchheft (folgt die nähere Bezeich- 

nung dieſes Eintrags).“ 
Der Hypothekenbrief wurde hiebei dem A. übergeben. 
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Von dieſer Verpfändung und Aushändigung des Hypotheken⸗ 
briefes iſt K. jedoch nicht benachrichtigt worden. Mit Be⸗ 
ſchaffung des zur Rückzahlung des Darlehens von 800 Mk. 
erforderlichen Geldes beauftragte K. den Gerichtsvollzieher H. 
in B. und dieſem gelang es auch, das Geld zu beſchaffen. 
Nachdem er am 5. Aug. 1903 die 800 Mk. von dem dritten 
Geldgeber in Empfang genommen hatte, befriedigte er davon 
zunächſt ohne Wiſſen des Angekl. einige Gläubiger desſelben 
im Geſamtbetrage von 720 Mk., die reſtlichen 80 Mk. über⸗ 
brachte er dem Angekl. am 13. Aug. 1903. All dies tat H., 
wie die Strafkammer ausdrücklich feſtgeſtellt hat, im Auf⸗ 
trage des K. Bei Ueberbringung der 80 Mk. verlangte H. 
den Hypothekenbrief vom Angekl. zurück, worauf ihm dieſer 
unter Verſchweigung der über die Urkunde inzwiſchen ge— 
troffenen Verfügung bewußt der Wahrheit zuwider erklärte: 
er habe den Schein augenblicklich nicht zur Hand, ſeine Frau 
müſſe ihn verlegt haben, H. bekomme ihn aber nächſter Tage 
zurück. H. glaubte dieſem Vorbringen und folgte dem An⸗ 
gekl. die 80 Mk. aus, ohne auf der alsbaldigen Rückgabe 
des Hypothekenbriefes zu beſtehen. In dieſem Zuſammen⸗ 
hang ſtellt die Strafkammer weiter feſt, daß K., wenn er 
gewußt hätte, daß der Angekl. den Brief nicht zurückgeben 
könne, ihm das Geld nicht ausgefolgt haben würde. Der 
Angekl. beſcheinigte hierauf dem H. den Rückempfang der 
800 Mk. nebſt Zinſen unter Verzicht auf „Anſprüche eines 
Pfandes“. Das Vorbringen des Angekl., er habe nach dem 
13. Aug. 1903 dem A. behufs Zurückerlangung des Hy- 
pothekenbriefes Kundenwechſel gegeben und es habe ihm A. 
die Rückgabe des Briefes zugeſichert, hat die Strafkammer 
für widerlegt erachtet. Am 10. Juli 1906 hat der Bevoll⸗ 
mächtigte der Witwe des inzwiſchen verſtorbenen Kaufmanns 
A. dem K. unter Bezugnahme auf die Verpfändung des 
Hypothekenbriefs die Hypothek zur Heimzahlung auf 11. Okt. 
1906 gekündigt. Da K. hierauf nichts tat, wurde er im 
Aug. 1907 nochmals zur Zahlung an die Witwe A. aufge: 
fordert. Hierauf erſtattete er Strafanzeige gegen den An⸗ 
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gekl. Die Witwe A. ließ, da ſie keinen Prozeß haben wollte, 
dem K. am 29. Febr. 1908 den Hypothekenbrief durch ihren 
Bevollmächtigten zurückgeben. Ueber das Vermögen des Angekl. 
iſt am 9. März 1907 das Konkursverfahren eröffnet worden. 

Die Reviſion rügt, daß die Strafkammer in der in der 
Urkunde vom 10. Januar 1903 niedergelegten Vereinbarung 
betreffend Ueberlaſſung des Hypothekenbriefes an A. zu Un⸗ 
recht eine Sicherheitsleiſtung (nach BGB. §§ 232 ff.) durch 
Verpfändung des bloßen Hypotheken brief es — im Gegen⸗ 
ſatz zu der darin verbrieften Hypotheken forderung — 
gefunden habe. Die Annahme, es liege hier eine durch Vers 
pfändung des bloßen Hypothekenbriefes bewirkte Sicherheits⸗ 
leiſtung im Sinne des $ 232 BGB. vor, iſt ohne Frage 
rechtsirrtümlich. Einmal iſt von einer (geſetzlichen oder ver⸗ 
traglichen) Verpflichtung des Angekl. zur Sicherheitsleiſtung 
wie ſie $ 232 a. a. O. vorausſetzt, nirgends die Rede. So⸗ 
dann kann aber die Sicherheitsleiſtung nach § 232 von 
anderen hier nicht in Betracht kommenden Möglichkeiten ab— 
geſehen, nur durch Verpfändung beweglicher Sachen (mit 
der geſetzlichen Folge, daß der Gläubiger Befriedigung aus 
der Sache zu ſuchen berechtigt if, BGB. § 1204) oder 
durch Verpfändung von Hypothekenforderungen bewirkt werden. 
Keine von dieſen Vorausſetzungen iſt jedoch erfüllt, wenn 
lediglich die Hypothekenbrief⸗Urkunde, alſo ein Namenspapier 
Gegenſtand des Pfandrechts ſein ſollte, ohne daß eine auf 
die Hypothekenforderung ſich beziehende Abtretungserklärung 
(BGB. § 1154) erteilt wurde. Inſoweit der fragliche Hy: 
pothekenbrief als Wertpapier aufgefaßt werden wollte, könnte 
ſeine Aushändigung an A. eine Sicherheitsleiſtung nach 
8 232 BGB. auch nicht unter dem Geſichtspunkte der „Hinter: 
legung von Wertpapieren“ darſtellen, da die dort erwähnte 
Hinterlegung bei einer öffentlichen Hinterlegungsſtelle (BGB. 
§ 3741, EGBGB. Art. 144, AGBGB. Art. 143) zu er: 
folgen hat. 

Dieſer Rechtsirrtum der Strafkammer iſt jedoch un⸗ 
ſchädlich. Ob der Standpunkt des Vorderrichters re durch 
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Ausſtellung der Urkunde vom 10. Januar 1903 in Ver⸗ 
bindung mit der Aushändigung des Hypothekenbriefes an A. 
eine Verpfändung der Hypothekenforderung nicht bewirkt 
worden ſei, richtig iſt oder nicht, kann dahinſtehen. Jeden⸗ 
falls wurde, wie ſich aus den Ausführungen des Vorrichters 
als deſſen tatſächliche Feſtſtellung entnehmen läßt, durch die 
Vereinbarung vom 10. Januar 1903 und die Ausfolgung 
des Hypothekenbriefes an A. ein Verhältnis geſchaffen, ver⸗ 
möge deſſen — wie dem Angekl. bekannt war — A. bis zu 
ſeiner Befriedigung in Höhe von 1200 oder mindeſtens 
800 Mk. zur Zurückhaltung des Briefes berechtigt, dem 
Angekl. alſo von nun an die Verfügungsmacht bezüglich 
jener Urkunde entzogen war. Von dieſer Auffaſſung aus, 
die von derjenigen der Strafkammer nicht ſachlich, ſondern 
nur durch die Ablehnung der Anwendbarkeit gerade der 
Vorſchriften der §8§ 232 ff. BGB. abweicht, kann eine Be⸗ 
ſchädigung des Vermögens des K. unbedenklich darin ge⸗ 
funden werden, daß er ſeinen Gläubiger, den Angekl. be⸗ 
friedigt hat, ohne den Hypothekenbrief — auf deſſen gleich⸗ 
zeitige Rückgabe er Anſpruch hatte — ausgefolgt zu erhalten 
und ohne dieſen Herausgabeanſpruch dem A. gegenüber mit 
Erfolg geltend machen zu können. Daß der Angekl. auch 
das Bewußtſein von dieſer Vermögensbeſchädigung hatte, 
hat die Strafkammer ausdrücklich feſtgeſtellt. 

Hienach konnte die Strafkammer ohne einen Rechtsirr⸗ 
tum, auf dem das Urteil beruhen würde, das Zutreffen 
ſämtlicher Tatbeſtandsmerkmale des Betrugs (StGB. 8 263) 
feſtſtellen. Die Reviſion des hiewegen in den Vorinſtanzen 
verurteilten Angekl. war daher, da auch nach dem Wegfall 
des Geſichtspunkts der Sicherheitsleiſtung im Sinne der 
§8 232 ff. BGB. weder der erſtrebte Vermögensvorteil noch 
die eingetretene Vermögensbeſchädigung dem Umfang nach 
eine Veränderung zu Gunſten des Angekl. erfahren haben, 
als unbegründet zu verwerfen. 

Urt. des Strafſen. v. 15. Juni 1908 in der Strafſache 

gegen P. R. in B. wegen Betrugs. 
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Die Berletzung von Rorſchriften über den Berkehr 
mit Kraftfahrzengen: 
1) Bezieht ſich der § 18 Abſ. 2 der Stuttgarter Straßen: 
pulizeivarſchriften auch auf den Kraftwagenverkehr? 
2) Wie if die Vorſchrift der M. verf. vom 13. Inni 
1906 in $ 18 betr. das Anhalten der Kraftfahrzenge 
anszulegen? 


Die Frage Z. 1 wurde vom Strafſenat in einem Re⸗ 
viſionsfall verneint. 

Aus den 

Gründen: 

Der Angeklagte war mit einem unbeladenen Motorlaſt⸗ 
wagen in Cannſtatt von einer Straße in die andere mit 
einer ſcharfen Wendung eingebogen, wobei ein auf der Straße 
ſpielender Volksſchüler von einem Hinterrad des Wagens 
erfaßt und am rechten Fuß verletzt wurde. Von der An⸗ 
klage eines Vergehens der fahrläſſigen Körperverletzung im 
Sinn des § 230 Abſ. 2 StGB. iſt der Angeklagte vom 
Schöffengericht freigeſprochen worden; das Berufungsgericht 
iſt auf Grund derſelben tatſächlichen Feſtſtellungen zu dem 
gleichen Ergebnis gelangt, daß zureichende Anhaltspunkte 
für die Annahme fehlen, der Angeklagte habe durch Nicht— 
anwendung der nach den gegebenen Umſtänden gebotenen 
Sorgfalt und Umſicht als Wagenlenker die Verletzung des 
Knaben herbeigeführt. Auf Grund der weiteren Feſtſtellung, 
daß der Angeklagte, als er an der Straßenkreuzung die 
ſcharfe Wendung ausführte, nur im Tempo eines raſch ge— 
henden Fußgängers gefahren iſt und dann den Wagen auf 
eine Entfernung von 4 m zum Stehen gebracht hat, wurde 
auch eine Verfehlung wider § 17 der Miniſterialverfügung 
vom 13. Juli 1906 betr. den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
nicht als vorliegend angenommen. Dagegen wurde unter 
Aufhebung des auf Freiſprechung lautenden ſchöffengericht— 
lichen Urteils der Angeklagte wegen Verfehlung wider S 18 
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Abſ. 2 der Straßenpolizeivorſchriften für die Stadt Stutt⸗ 
gart auf Grund des § 366 Ziff. 10 StGB. zur Geldſtrafe 
von 5 Mk. ſowie zur Koſtentragung verurteilt. 

Die hiegegen vom Angeklagten eingelegte Reviſion fieht. 
eine Geſetzes verletzung in der Anwendung des vorzitierten 
§ 18 auf den vorliegenden Fall, näherhin auf den Verkehr 
von Motorfahrzeugen und bezweckt die Freiſprechung des 
Angeklagten. Der Reviſion war der Erfolg nicht zu verſagen. 

Die vom Berufungsgericht zur Anwendung gebrachte 
Beſtimmung des § 18 Abſ. 2 der für die Stadt Stuttgart 
erlaſſenen und ſeit der Eingemeindung der Stadt Cannſtatt 
auch für dieſe geltenden Straßenpolizeivorſchriften befindet 
ſich im erſten, die Erhaltung der Sicherheit und Ordnung 
auf den öffentlichen Wegen, Straßen und Plätzen regelnden 
Abſchnitt unter der Rubrik „Fuhrwerksverkehr“ und lautet: 

Alle für den Transport von Laſten beſtimmten Wagen, 

mögen ſie beladen oder unbeladen ſein, dürfen in der Stadt 
nur im Schritt fahren. 

Eine Zuwiderhandlung hiegegen hat das Berufungs⸗ 
gericht darin geſehen, daß der Angeklagte bei der Fahrt durch 
die Brunnenſtraße und über den freien Platz an der Kreu- 
zung der drei Straßen bis zum Zeitpunkt, in dem er die 
ſcharfe Wendung machte, mit einer Geſchwindigkeit von 12 
bis 13 km in der Stunde, alſo nicht im Schritt gefahren 
iſt. Mit Grund wird von der Reviſion die Geltung des 
§ 18 Abſ. 2 für das Fahren mit Kraftfahrzeugen beſtritten, 
denn für letztere gilt dieſe ortspolizeiliche Vorſchrift durch 
die ſchon erwähnte Verfügung der Miniſterien des Innern 
und der Finanzen vom 13. Juli 1906 betr. den Verkehr mit 
Kraftfahrzeugen als aufgehoben und die ausdrückliche Auf⸗ 
hebung iſt in § 16 der früheren im gleichen Betreff er: 
gangenen Verfügung vom 25. April 1902 ausgeſprochen 
worden. | 

Nach § 1 der erftzitierten Verfügung gelten für dieſen 
Verkehr ſinngemäß die den Verkehr von Fuhrwerken oder 
von Fahrrädern auf öffentlichen Wegen und Plätzen regeln— 
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den polizeilichen Vorſchriften, ſofern nicht in der Verfügung 
andere Beſtimmungen getroffen ſind. Letzteres trifft hier für 
die vorwürfige Frage der Fahrgeſchwindigkeit von Kraft⸗ 
fahrzeugen zu. Denn der § 17 Miniſt. Verf. beſtimmt, daß 
die Fahrgeſchwindigkeit jederzeit ſo einzurichten ſei, daß Un⸗ 
fälle und Verkehrsſtörungen vermieden werden, ſowie daß 
jedenfalls innerhalb geſchloſſener Ortsteile die Fahrgeſchwin⸗ 
digkeit das Zeitmaß eines im geſtreckten Trabe befindlichen 
Pferdes, etwa 15 km in der Stunde, nicht überſchreiten dürfe, 
ferner daß bei Straßenkreuzungen, beim Einbiegen aus einer 
Straße in die andere, ſowie überall, wo ein lebhafter Ver⸗ 
kehr ftattfindet, langſam und jo vorſichtig gefahren werden 
müſſe, daß das Fahrzeug nötigenfalls ſofort und jedenfalls 
auf eine Wegſtrecke von 5 m zum Halten gebracht werden 
kann. Mit dieſen und den weiteren in § 17 ſowie in 8 18 
der Miniſt. Verf. über die Fahrgeſchwindigkeit der Kraftfahr⸗ 
zeuge getroffenen Beſtimmungen iſt eine erſchöpfende Rege⸗ 
lung derſelben an ſich gegeben und daß etwa für Laſtkraft⸗ 
wagen etwas anderes gelten ſollte, iſt nirgends erſichtlich, 
das Gegenteil vielmehr aus § 1 Abſ. 4 und 8 4 zu ent⸗ 
nehmen, woſelbſt nur Dampfſtraßenwalzen, Straßenlokomo⸗ 
tiven und ſchwere Vorſpannmaſchinen als ausgenommen er- 
klärt, und die Laſtkraftwagen als unter die Vorſchriften der 
Verfügung fallend angeführt ſind. Anbelangend die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit iſt eine Ausnahme in dieſer Richtung aller⸗ 
dings in § 21 zugelaſſen, wonach durch allgemeine polizei: 
liche Vorſchriften oder durch beſondere für einzelne Fälle 
getroffene polizeiliche Anordnungen auf beſtimmten Wegen 
und Plätzen die zuläſſige Fahrgeſchwindigkeit ſoweit der Zu⸗ 
ſtand der Wege oder die Eigenart des Verkehrs es erfordert, 
auf ein beſtimmtes Maß herabgeſetzt bezw. der Verkehr von 
Kraftfahrzeugen verboten oder beſchränkt werden kann. 

Eine hienach zuläſſige ortspolizeiliche Herabſetzung der 
nach 8 17 erlaubten Fahrgeſchwindigkeit der Kraftfahrzeuge iſt 
nun aber in dem oben zitierten $ 18 Abſ. 2 der Stuttgarter 
Straßenpolizeivorſchriften nicht gegeben. Denn abgeſehen 
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davon, daß dieſe Vorſchriften aus dem Jahr 1875 ſtammen 
und der kritiſche 8 18 feine jetzige Faſſung im Jahr 1894 
erhalten hat (vgl. S. 3 daſ.), alſo längere Zeit vor der am 
1. Oktober 1906 in Kraft getretenen Miniſt. Verf. und ſich 
deshalb nicht als Ausführungsbeſtimmung zu jenem Art. 21 
darſtellen kann, bezieht ſich dieſer §S 18 nach ſeinem Wort⸗ 
laut in Abſ. 1 und 3, woſelbſt vom Fahren in ganz kurzem 
Trab ſowie mit Doppel- bezw. Kreuzzügel die Rede iſt, er⸗ 
ſichtlich auf mit Zugvieh beſpannte Fuhrwerke und jedenfalls 
iſt entſcheidend, daß in einem ſpeziellen Abſchnitt Z. 6 der 
Straßenpolizeivorſchriften beſondere Vorſchriften für den 
„Verkehr mit Motorwägen“ gegeben ſind. Dieſer letztere 
Abſchnitt iſt aber, wie auch aus dem Durchſtrich in dem 
amtlich dem Strafſenat vorgelegten Exemplar nebſt dem bei⸗ 
gefügten Hinweis auf die Miniſterialverfügung vom 13. Juli 
1906 und der ausdrücklich dies beſtätigenden Mitteilung des 
Stadtpolizeiamts Stuttgart hervorgeht, als durch die mehr— 
erwähnte Miniſterialverfügung aufgehoben auch von der zu- 
ſtändigen Stelle angeſehen worden. 

Hiezu bedurfte es auch nicht einer ausdrücklichen Er⸗ 
klärung in der Miniſterialverfügung, wie der Vorrichter an⸗ 
nimmt, da dieſe auf Grund des Art. 51 Pol StG. vom Mi⸗ 
niſterium erlaſſen, nach ihrem Inhalt als landespolizeiliche 
Vorſchrift zu gelten hat, überdies im Schlußparagraphen 
der früheren Verfügung vom 25. April 1902 die bezirks⸗ 
und ortspolizeilichen Vorſchriften über den Verkehr mit Mo⸗ 
torfahrzeugen ausdrücklich als aufgehoben erklärt waren und 
die neue Verfügung von 1906 an die Stelle dieſer früheren 
getreten iſt. Auch der weitere für die fortdauernde Geltung 
des zit. $ 18 vom Vorrichter angeführte Grund, daß dieſe 
Straßenpolizeivorſchrift die Aufrechterhaltung der Ruhe auf 
den öffentlichen Straßen, die Miniſterialverfügung aber die 
Sicherheit des Verkehrs im Auge habe, kann nicht als zu⸗ 
treffend angeſehen werden, wie eine Vergleichung des ge⸗ 
ſamten Inhalts der in Frage ſtehenden Vorſchriften unzweifel⸗ 
haft ergibt, welche beiderſeitig in erſter Linie die Sicherheit 
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des Verkehrs bezwecken, ſpeziell befindet ſich jener § 18 in 
dem I. „die Sicherheit und Ordnung auf den Straßen“ be- 
handelnden Abſchnitt der Straßenpolizeivorſchriften, während 
in einem eigenen, III. Abſchnitt (SS 68 — 89) Vorſchriften 
für „Erhaltung der Ruhe auf den Straßen“, gegeben ſind. 

Bei dieſer Sachlage konnte die auf Verletzung des § 18 
Stuttg. Straßenpolizeivorſchriften ſowie auf § 366 Ziff. 10 
StGB. geſtützte Verurteilung nicht beſtehen bleiben und war 
ohne weiteres auf Freiſprechung zu erkennen. 

Urteil des Strafſen. vom 6. April 1908 in der Straf⸗ 

ſache gegen O. Sch. in M. wegen Körperverletzung u. a. 

Zu Ziff. 2: 

Der Angeklagte war als Lenker eines Kraftwagens wegen 
ſahrläſſiger Körperverletzung zu Strafe verurteilt worden. 
Bei der Begegnung eines Fuhrwerks, welches mit einem ihm 
als automobilſcheu bekannten Pferd beſpannt war, hatte er 
zwar den Kraftwagen angehalten und das von ſeinem Be⸗ 
ſitzer L. an der Hand geführte Pferd an dem 6 m langen 
Kraftwagen vorbeifahren laſſen, jedoch letzteren wieder in 
Bewegung geſetzt, während L. ſich noch neben dem Kraft⸗ 
wagen befand und noch nicht einmal mit dem Kopf ſeines 
Pferdes das hintere Ende des Kraftwagens erreicht hatte; 
das Pferd ſchreckte an dem mit dem Anfahren des Kraft: 
wagens verknüpften erheblich ſtärkeren Geräuſch des Motors 
und drängte ſeinen Führer L. zur Seite, wobei dieſer zu 
Boden kam, vom Pferd getreten und vom Wagen überfahren 
wurde, — eine Folge, welche der Angeklagte bei pflichtmä⸗ 
ßiger Aufmerkſamkeit hätte vorausſehen können. 

Aus den 

Gründen: 

Die Reviſion des Verurteilten behauptet ſodann die 
Verkennung des Begriffs der Fahrläſſigkeit ſeitens des Vor⸗ 
richters, da dieſer die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen habe, 
daß ein ſtarker Knall beim Anfahren des Kraftwagens auf 
den Eintritt einer ſog. Fehlzünd ung zurückgeführt werden 
könne. Allein die Ausführungen des Vorrichters laſſen eine 
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rechtsirrige Auffaſſung bezüglich des Begriffs der Fahrläſſig⸗ 
keit und des Erforderniſſes des urſächlichen Zuſammenhangs 
zwiſchen der Unvorſichtigkeit des Täters, der Vorausſehbar⸗ 
keit des eingetretenen Erfolges ſeitens des Täters nach ſeinen 
individuellen Fähigkeiten und dem wirklichen Eintritt des 
rechtswidrigen Erfolges nicht erkennen, ſofern jene Ausfüh⸗ 
rungen dahin gehen, daß auch ein durch eine Fehlzündung 
verurſachter Knall und ſeine Folgen dem Angeklagten zum 
Verſchulden zuzurechnen wären, da ein Kraftwagenführer an- 
geſichts der durch das Einlaſſen des Gaſes beim Anfahren 
beſtehenden Gefahr ſolcher Fehlzündungen vornweg auch mit 
der Möglichkeit des Eintritts einer ſolchen und des damit 
gegebenen verſtärkten Knalls rechnen müſſe, auch Angekl. 
jener Gefahr ſich bewußt war. 

Verfehlt iſt ſodann der weitere aus der Beſtimmung 
des 8 18 Abſ. 6 der Miniſt.⸗Verfügung vom 13. Juli 
1906 entnommene Reviſionsangriff. Wenn hier als Regel⸗ 
fall für das Scheuen eines Pferdes nur das Langſamfahren 
und erſt in zweiter Linie („erforderlichenfalls“) das Anhalten 
vorgeſchrieben iſt ohne eine beſondere Beſtimmung darüber, 
wie lange dieſes Anhalten dauern müſſe, ſo ergibt 
ſich ganz von ſelbſt ſowie im Zuſammenhang mit der Vor— 
ſchrift in Abſ. 7 daſelbſt betr. eine erforderliche Hilfeleiſtung 
und mit § 16, wonach der Führer zur beſonderen Vorſicht 
in Leitung ſeines Fahrzeugs verpflichtet iſt, daß ein ſolches 
Anhalten eben inſolange gefordert wird, als es nach den 
Umſtänden des konkreten Falles zur Vermeidung von Un: 
fällen geboten erſcheint, vorliegend alſo jedenfalls inſolange 
bis L. mit ſeinem automobilſcheuen Pferd noch neben dem 
Kraftwagen oder in deſſen nächſter Nähe ſich befand. Eben 
dies iſt aber im angefochtenen Urteil feſtgeſtellt und auf dieſer 
Grundlage ein Verſchulden des Angeklagten rechtlich einwand— 
frei angenommen. 

Urteil des Strafſenats vom 18. Mai 1908 in der Straf⸗ 

ſache g. K. M. in V. wegen fahrl. Körperverletzung. 
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11. 


IR Tafelhonig als reiner Bienenhonig oder als Kunſt⸗ 
honig anzuſehen? 


Der Angeklagte war Geſchäftsleiter eines Warenhauſes, 
von welchem in einem Zeitungsoffert neben anderen Waren 
„fſt. präp. Tafelhonig offen per Pfd. 40 Pf.“ annonciert und 
hierauf in den Geſchäftslokalitäten des Warenhauſes etwa 
ein Zentner des annocierten, beim Verkaufe in gleicher Weiſe 
bezeichneten Honigs zu dem angegebenen Preiſe abgeſetzt 
worden. Der verkaufte Honig war — dies war dem Angekl. 
bekannt — kein natürlicher Honig, ſondern ein aus ſyrup⸗ 
artigen Subſtanzen unter Beimiſchung anderer künſtlicher 
Zutaten hergeſtelltes Kunſtprodukt, das dem Bienenhonig 
gleichſah und mit dieſem verwechfelt werden konnte. Dem 
Angekl. iſt die erwähnte Annonce, die von einem andern 
Angeſtellten des Kaufhauſes abgefaßt wurde, vorgelegt wor— 
den, er hat ſie durchgeſehen, mit dem Verfaſſer beſprochen 
und ſelbſt an die Zeitung expediert. 

Wegen Vergehens gegen § 10 Z. 2 des Nahrungs⸗ 
mittelgeſetzes beſtraft, hat der Angekl. mittels Reviſion ſeine 
Freiſprechung beantragt, da objektiv der niedrige Preis und 
die Bezeichnung „fit. präp. Tafelhonig“ nicht geeignet ge⸗ 
weſen ſei, das Publikum darüber zu täuſchen, daß es ſich 
nicht um reinen Bienenhonig handle, der niemals als prä⸗ 
parierter Honig bezeichnet werde, auch wiſſe das Publikum 
nicht allgemein, daß der Bienenhonig nach der Entnahme 
aus dem Bienenſtock einer gewiſſen Behandlung unterzogen 
werden müſſe und weil ſubjektiv ein Verſchulden des Angekl. 
nicht hinreichend dargetan ſei, ſofern dieſer weder wußte 
noch wiſſen konnte, daß das Publikum unter präpariertem 
Tafelhonig ein Bienenerzeugnis erwarte. Die Reviſion wurde 
verworfen. 

Aus den 

Gründen: 
Die Strafkammer hat feſtgeſtellt, daß das kaufende Pu— 
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blikum jedenfalls in ſeiner überwiegenden Mehrheit unter 
Tafelhonig einen beſonders guten und anſehnlichen Bienen⸗ 
honig verſtehe; daß der Beiſatz „Fſt. präp.“ zum Ausdruck 
bringe, es ſei der Honig nach der Entnahme aus dem Bienen⸗ 
ſtock einer beſonders feinen Behandlung unterzogen worden; 
daß aus dem billigen Preiſe des Honigs für das Publikum 
nicht zu erſehen geweſen ſei, der Tafelhonig ſei kein Bienen⸗ 
honig, da es ſich um den Ausverkauf eines Warenhauſes zu 
„ganz bedeutend reduzierten Preiſen“ gehandelt, das Publi⸗ 
kum mithin eine ungewöhnlich billige Kaufsgelegenheit vor⸗ 
ausgeſetzt habe; daß endlich auch das Publikum die beim 
Verkaufen erfolgte Belehrung, es ſei kein „reiner“ Honig, 
nicht in dem Sinn habe auffaſſen können, es werde kein 
Bienenhonig, ſondern Kunſthonig verkauft, dieſe Belehrung 
vielmehr dahin verſtanden worden ſei, es handle ſich um 
„nicht ganz gereinigten“ Honig. Dieſe Feſtſtellungen ſind 
rein tatſächlicher Natur und als ſolche dem Angriffe mit der 
Reviſion entzogen. Aus ihnen ergibt ſich, daß unter der 
Bezeichnung „Fſt. präp. Tafelhonig“ eine beſondere, nur bei 
beſonders guter Qualität angewendete Behandlung und Be⸗ 
arbeitung von Naturhonig zu verſtehen und daß dieſe Be— 
zeichnung geeignet iſt, dasjenige Publikum, das über die 
Preiſe von Naturhonig nicht unterrichtet iſt, zu täuſchen, in⸗ 
ſoferne es in den Glauben verſetzt wird, es handle ſich um 
Naturhonig, während in Wirklichkeit ein, Naturhonig über⸗ 
haupt nicht enthaltendes Kunſtprodukt von dem Angell. 
feilgehalten und verkauft wurde. Die Strafkammer hat hier⸗ 
nach ohne Rechtsirrtum gefolgert, daß der Angekl. Nahrungs⸗ 
und Genußmittel, die nachgemacht waren, unter Verſchwei⸗ 
gung dieſes Umſtandes verkauft und unter einer zur Täu⸗ 
ſchung geeigneten Bezeichnung feilgehalten habe. 

Auch die in fubjektiver Hinſicht erhobenen Angriffe kön⸗ 
nen der Reviſion nicht zum Erfolge verhelfen; auch ſie müſſen 
an den von der Strafkammer getroffenen tatſächlichen Feſt⸗ 
ſtellungen ſcheitern, nach denen der Angekl. der oben erwähn⸗ 
ten Umſtände ſich bewußt war und insbeſondere wußte, daß 
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das kaufende Publikum unter „feinſt präpariertem Tafel⸗ 
honig“ trotz des billigen Preiſes und trotz der Belehrung, 
der Honig ſei nicht rein, doch wirklichen Honig d. h. ein 
Bienenerzeugnis erwartete. 
Urt. des Strafſ. v. 18. Febr. 07 in der Strafſ. gegen 
N. J. in St. wegen Vg. g. das RGeſ. v. 14. Mai 1879. 


12. 


Zur Auslegung des Art. 26 des Kapitalſtenergeſetzes 
betr. ſtraffreie Aachfaſſton. 

Aus den 

Gründen: 

Nach den tatſächlichen Feſtſtellungen der Strafkammer 
hat der Angekl. ſeit 1. November 1903 eine Kapitalforde⸗ 
rung von 10000 Mk. verzinslich zu 4% gegen den M. R. 
in P. beſeſſen und dieſe Forderung am 31. März 1905 an 
S. in K. abgetreten; eine Steuererklärung über dieſe For⸗ 
derung hat er nicht abgegeben, aber am 31. März 1905 dem 
Kameralamt folgendes geſchrieben: „Unterzeichneter zeigt hie⸗ 
mit an, daß auf ihn eine II. Hypothek aus ſeinem von ihm 
verkauften Hauſe eingetragen iſt. Für dieſen Poſten hat er 
allerdings die gleiche Höhe von Schulden, ſo daß er in Wirk⸗ 
lichkeit keine Kapitalien hat. Sind in dieſem Falle die Ka⸗ 
pitalien zu verſteuern? Angezeigt iſt bis jetzt nichts von ihnen. 
Falls es der Fall ſein ſollte, bitte ich dieſe Anzeige als Ka⸗ 
pitalſteuererklärung anſehen zu wollen.“ Darauf hat ihm 
das Kameralamt am 5. April 1905 dieſes Schreiben mit 
einem Formular zu einer Steuererklärung und mit der Aus⸗ 
kunft zugeſandt, daß er ſeine Hypothekenforderung nach dem 
Stand am 1. April 1905 zu fatieren habe; der Angekl. hat 
aber alles weitere unterlaſſen. 

Die Strafkammer führt im Anſchluſſe an dieſe Feſt⸗ 
ſtellungen aus: es könne dahingeſtellt bleiben, ob in dem 
angeführten Schreiben eine genügende Nachholung der Steuer⸗ 
erklärung für das Etatsjahr 1904/05 geſehen werden dürfe; 
denn zweifellos ſei in dieſem Schreiben eine den Anforde⸗ 
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rungen des Art. 26 des Geſetzes vom 8. Auguſt 1903 ge⸗ 
nügende Anzeige von der Unterlaſſung der Abgabe einer 
Steuererklärung zu finden und dieſe Anzeige ſei rechtzeitig 
gemacht worden; der Angeklagte habe ſich daher völlige Straf- 
loſigkeit erworben. 

Mit Recht wendet ſich das Steuerkollegium, welches ſich 
der Verfolgung angeſchloſſen hat, mit der erhobenen Reviſion 
gegen dieſe Ausführungen. 

Nach dem Geſetz vom 19. September 1852 betr. die 
Steuer von Kapitaleinkommen u. ſ. w., das bis 1. April 1905 
in Kraft war, unterlag der Beſteuerung das Einkommen aus 
Kapitalien und zwar der Ertrag aus verzinslichen eigentüm⸗ 
lichen Kapitalien (Art. 1, Ila), jeder Steuerpflichtige war 
verpflichtet, nach der vorausgegangenen öffentlichen Auffor⸗ 
derung alljährlich entweder ſchriftlich oder mündlich ſeine 
Erklärung abzugeben, ob er ſich im Beſitze ſteuerbarer Ka⸗ 
pitalien befinde, und wie hoch ſich nach dem Beſtand am 
1. April der Jahresertrag belaufe (Art. 7); wenn ein der 
Beſteuerung unterliegendes Einkommen ganz oder teilweiſe 
verſchwiegen wurde, ſo war wegen Steuergefährdung Strafe 
verwirkt und die Steuer nachzuholen; die Steuergefährdung 
war im Falle unvollſtändiger oder unrichtiger Faſſion mit 
Abgabe der ſchriftlichen oder mündlichen Erklärung an die 
Aufnahmsbehörde, bei gänzlicher Unterlaſſung der Anzeige 
aber mit Ablauf des Steuerjahrs vollendet (Art. 11). Nach 
Art. 26 des Geſetzes betr. die Kapitalſteuer vom 8. Auguſt 
1903 (in Kraft getreten am 1. April 1905) iſt eine Steuer⸗ 
gefährdung ſtraffrei zu laſſen, wenn von dem Steuerpflich- 
tigen, bevor eine Anzeige der Verfehlung bei der Behörde 
gemacht wurde oder ein ſtrafrechtliches Einſchreiten erfolgte, 
die unterlaſſene oder zu nieder abgegebene Steuer: 
erklärung bei einer zuſtändigen Behörde nachgetragen 
oder berichtigt und hiedurch die Nachforderung der nicht 
verjährten Steuerbeträge ermöglicht wird. Die Anwendung 
dieſer Beſtimmung kommt im gegenwärtigen Falle in Frage, 
da nach Art. 31 Abſ. 2 des Gef. auf Verfehlungen, welche 
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unter der Herrſchaft des früheren Geſetzes verübt worden 
ſind, jedoch erſt nach dem Inkrafttreten des neuen Geſetzes 
zur Aburteilung gelangen, das neue Geſetz, ſoweit es mildere 
Beſtimmungen enthält, anzuwenden iſt. 

Nach dem Geſetz vom 19. Sept. 1852 war nun der 
Angekl. verpflichtet, in der oben angegebenen Weiſe für das 
Steuerjahr 1904/05 eine Erklärung dahin abzugeben, daß 
er im Beſitze eines ſteuerbaren Kapitals von 10000 Mk. ſei, 
und daß ſich nach dem Stand vom 1. April 1904 der Jahres⸗ 
ertrag auf 400 Mk. belaufe. Gleichlautend wäre die Er⸗ 
klärung nach dem Geſetz am 8. Auguſt 1903 abzugeben ge⸗ 
weſen, da nach Art. 12 dieſes Geſetzes in der Steuererklä— 
rung der Jahresertrag aus Kapitalien anzugeben iſt, berech⸗ 
net nach dem Stande am maßgebenden Tage, welcher für die 
Entrichtung der Steuer auf das Steuerjahr entſcheidet. Mit 
der Feſtſtellung, der Angekl. habe eine Steuererklärung über 
die Forderung von 10000 Mk. nicht abgegeben, ſcheint die 
Strafkammer ausſprechen zu wollen, der Angekl. habe wäh⸗ 
rend des Steuerjahrs 1904/05 eine Steuererklärung hinſicht⸗ 
lich des genannten Kapitals gänzlich unterlaſſen; wenn die 
Strafkammer aber davon ausgegangen iſt, daß der Angekl. 
eine Steuererklärung unterlaſſen habe, ſo hätte der Art. 26 
des neuen Geſetzes nach deſſen klarem Wortlaut nur dann 
Anwendung finden können, wenn der Angekl. die unterlaſſene 
Steuererklärung nachgetragen und damit die Nachforderung 
der Steuer ermöglicht hätte. Indem die Strafkammer an⸗ 
nimmt, es dürfe dahingeſtellt bleiben, ob in dem Schreiben 
des Angekl. vom 31. März 1905 eine genügende Nachho— 
lung der Steuererklärung für das Etatsjahr 1904/5 zu ſehen 
ſei, weil zweifellos in dieſer Erklärung eine den Anforde- 
rungen des Art. 26 genügende Anzeige von der Unterlaſſung 
der Abgabe einer Steuererklärung für das Jahr 1904/05 zu 
erblicken ſei, hat die Strafkammer den Inhalt des Art. 26 
verkannt. Mit keinem Wort iſt dort von einer Anzeige über 
die Unterlaſſung der Abgabe einer Steuererklärung die Rede, 
ſondern mit voller Deutlichkeit beſtimmt, eine Steuergefähr⸗ 
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dung ſei ſtraffrei zu laſſen, wenn von dem Steuerpflichtigen 
die unterlaſſene Steuererklärung nachgetragen und hierdurch 
die Nachforderung des Steuerbetrags ermöglicht wird. Die 
Strafkammer hätte daher nicht dahingeſtellt laſſen ſollen, ob 
in dem Schreiben des Angekl. vom 31. März eine genügende 
Nachholung der Steuererklärung für das Etatsjahr 1904/05 
zu ſehen ſei, ſie hätte vielmehr prüfen ſollen, ob von dem 
Angekl. mit dieſem Schreiben die unterlaſſene Steuererklä⸗ 
rung nachgetragen worden iſt. Da ſie dies nicht getan hat, 
iſt die Beſtimmung des Art. 26 und damit eine Rechtsnorm 
nicht richtig angewendet worden, und es beruht das ange⸗ 
fochtene Urteil gerade auf dieſer Verletzung des Geſetzes. 

Hienach war das Urteil nebſt den ihm zu Grunde lie⸗ 
genden Feſtſtellungen aufzuheben. 

Urt. des Strafſ. vom 3. Juni 1907 in der Strafſache 

gegen J. W. in Pf. wegen Kapitalſteuergefährdung. 
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Il. 


Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 
1 


Bur Frage der Fortdauer des Keſchäftigungsverhült⸗ 
niſſes bei der Krankenverſicherung. 
Gründe: 

I. Der Kläger iſt vom 9. bis 24. Januar 1906 bei 
dem Maurermeiſter Ch. W. in H. als Maurer in Arbeit 
geſtanden. Am letztgenannten Tage hat er die Arbeit dort 
geſund verlaſſen; tags darauf verunglückte er daheim, in Sch., 
durch einen Fall von einem Baum und war infolgedeſſen 
bis 8. März 1906 erwerbsunfähig. Seinen Anſpruch auf 
Krankenunterſtützung für den Zeitraum vom 25. Januar bis 
8. März 1906 lehnte die Bezirkskrankenkaſſe H., der er un⸗ 
ſtreitig während ſeiner Beſchäftigung bei W. angehört hatte, 
mit der Begründung ab, daß der Unfall erſt am 25. Ja⸗ 
nuar, alſo nach dem Ausſcheiden aus jener Beſchäftigung 
erfolgt ſei. Nachdem auch das K. Oberamt H. als Aufſichts⸗ 
behörde mit Beſcheid vom 15. April 1907 den Anſpruch des 
F. gegen die Kaſſe als unbegründet abgelehnt hatte, erhob 
dieſer am 13. Mai 1907 bei der K. Kreisregierung als Ver⸗ 
waltungsgericht 1. Inſtanz Klage gegen die Krankenkaſſe auf 
Gewährung von Krankenunterſtützung für die genannte Zeit 
und machte geltend, er habe am 24. Januar 1906 die Ar⸗ 
beit bei W. infolge eingetretenen Froſtes nur vorläufig ein⸗ 
geſtellt; die Arbeit ſollte mit Eintritt beſſerer Witterung als⸗ 
bald fortgeſetzt werden, ſein Arbeitsverhältnis zu W. habe 
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ſich mithin am 24. Januar noch nicht gelöſt gehabt. Mit 
Urteil vom 9. Dezember 1907, aus deſſen Begründung ſich 
der Sachverhalt im einzelnen ergibt, hat die K. Kreisregie⸗ 
rung entſprechend dem Antrag des Klägers für Recht er⸗ 
kannt: „1. Die Beklagte iſt ſchuldig, dem Kläger eine Kranken⸗ 
unterſtützung im Betrag von 142 Mk. 39 Pfg. zu bezahlen. 
2. Sie hat die Koſten des Verfahrens einſchließlich der auf 
30 Mk. feſtgeſetzten Urteilsſportel zu tragen.“ 

Gegen dieſes der beklagten Krankenkaſſe am 30. Dez. 
1907 zugeſtellte Urteil hat dieſe bei dem K. Verwaltungs⸗ 
gerichtshof am 14. Januar 1908, hienach rechtzeitig und 
ordnungsmäßig Berufung eingelegt mit dem Antrag, das 
Urteil unter Zuſcheidung der Koſten an den Kläger F. auf⸗ 
zuheben, wogegen der Kläger Berufungsbeklagte, die koſten⸗ 
fällige Zurückweiſung der Berufung beantragt hat. 

Die Höhe des eingeklagten Anſpruchs — 142 Mk. 39 Pfg. 
für Krankengeld, Arzt⸗ und Apothekerkoſten — iſt von der 
beklagten Kaſſe nicht beſtritten worden. 

In der mündlichen Verhandlung über den Streitgegen⸗ 
ſtand haben die Prozeßbevollmächtigten bei Parteien ihre 
Anträge wiederholt und in Uebereinſtimmung mit ihren ſchrift⸗ 
lichen Ausführungen in dieſer und der Vorinſtanz begründet. 

II. Die Entſcheidung des Rechtsſtreits hängt davon ab, 
ob die Verſicherung des Klägers bei der Beklagten zur Zeit 
ſeines Unfalls am 25. Januar 1906 noch fortbeſtand, ob⸗ 
wohl er an dieſem Tage bei dem Maurermeiſter W. in H. 
nicht mehr beſchäftigt war. Der Kläger behauptet dies, in⸗ 
dem er geltend macht, die Arbeit bei W. ſei am 24. Januar 
unter Fortdauer des beſtehenden Arbeitsverhältniſſes nur vor⸗ 
läufig, bis zum Eintritt günſtigerer Witterung ausgeſetzt 
worden, das Beſchäftigungsverhältnis ſelbſt habe alſo an 
jenem 25. Januar nicht aufgehört gehabt. Wäre dies richtig, 
dann allerdings müßte auch die auf ſolchem Arbeitsverhält⸗ 
nis beruhende Verſicherung bei der Beklagten an dieſem Tage 
noch als fortbeſtehend angenommen werden. Nach der Ueber: 
zeugung des Verwaltungsgerichtshofs iſt aber im Gegenſatz 
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zu der Annahme des Unterrichters ein Nachweis in ale 
Richtung nicht erbracht. 

Es iſt zwar allgemein anerkannt, daß ein Beſchäftigungs⸗ 
verhältnis nach Maßgabe des Krankenverſicherungsgeſetzes 
auch für Tage, während welcher Arbeit tatſächlich nicht ge⸗ 
leiſtet wird, fortbeſtehen kann und daß es insbeſondere auch 
bei zeitweiſer Unterbrechung des Betriebs fortdauern kann, 
wenn der Wille der Beteiligten auf Fortſetzung des Lohn— 
verhältniſſes nach Beendigung der Unterbrechung gerichtet 
bleibt. Der Umſtand, daß am Tage des Unfalls der Kläger 
nicht, wie bis dahin, im Betriebe des Unternehmers W. be⸗ 
ſchäftigt war, ändert alſo an ſeinem Anſpruch auf Kranken⸗ 
unterſtützung an die Kaſſe, bei der er bis dahin verſichert 
war, dann nichts, wenn feſtſteht, daß die Einſtellung der 
Arbeit ſeitens des Klägers und ſeiner Mitarbeiter am 24. Ja⸗ 
nuar 1906 bloß eine Unterbrechung bedeutete unter dem bei⸗ 
derſeits, von Arbeiter und Arbeitgeber übereinſtimmend be- 
kundeten Willen, daß das Arbeitsverhältnis trotz zeitweiſer 
Arbeitseinſtellung fortdauern, die Arbeiter alſo auch inzwiſchen 
dem Arbeitgeber gegenüber gebunden und insbeſondere nach 
Ablauf der Unterbrechung, bei Eintritt günſtigerer Witterung 
zur Fortſetzung der Arbeit rechtlich verpflichtet fein ſollen ). 

Nun liegt es in der Natur der Sache, daß im Falle 
einer Betriebseinſtellung auch da, wo von vornherein die 
fernere Beſchäftigung nach Wegfall des Grundes für die vor⸗ 
läufige Einſtellung der Arbeit in Ausſicht genommen wird, 
die ununterbrochene Fortdauer des Arbeits verhältniſſes und 
infolge davon das Fortbeſtehen der Krankenverſicherungs⸗ 
pflicht nur dann wird angenommen werden können, wenn es 
ſich um ganz kurze, vorübergehende Unterbrechungen handelt. 
Denn ſchon die Rückſicht auf die Beitragspflicht wird den 
Arbeitgeber beſtimmen, bei mutmaßlich längerer Entbehrlich- 


1) Zu vgl. Hahn ARE. zu § 1 Anm. 1 Note e und die dort 
angeführten Entſcheidungen; Reger Bd. 19 S. 330; Fuchsberger⸗ 
Keidel 1. Ergänzungsband S. 16 ff.; Frankenberg in Arbeiterver⸗ 
ſorgung Bd. 23 S. 105 ff. 
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keit der Arbeiter das Dienſtverhältnis — unbeſchadet ſpäterer 
Wiederaufnahme — formell zu löſen (Arbeiterverſorgung 
Bd. 23 S. 109). Dies gilt umſo mehr von dem hier in 
Rede ſtehenden Baugewerbe, deſſen Betriebsverhältniſſe, zu⸗ 
mal während des Winterhalbjahrs, eine periodiſch wieder⸗ 
kehrende, zeitweilige Arbeitseinſtellung von ſelbſt mit ſich 
bringen. Unter dieſen Umſtänden iſt die Annahme einer Fort⸗ 
dauer des Arbeitsverhältniſſes im Sinne gegenſeitiger Ge⸗ 
bundenheit auch während der Arbeitseinſtellung im vorliegen⸗ 
den Falle umſo weniger wahrſcheinlich, als an dem 24. Ja⸗ 
nuar, an welchem wegen eingetretenen Froſtes die Arbeit 
eingeſtellt werden mußte, überhaupt nicht abzuſehen war, wie 
lange die Unmöglichkeit, die Arbeit fortzuſetzen, dauern würde; 
damit daß tatſächlich ſchon am 29. Januar mit der Arbeit 
wieder begonnen werden konnte, konnte ſelbſtverſtändlich von 
keiner Seite gerechnet werden. Es kommt weiter in Betracht, 
daß von einer Fortzahlung des Lohnes an die Arbeiter über 
die Dauer der Unterbrechung keine Rede war. Gegen die 
Annahme der behaupteten Fortdauer des Arbeitsverhältniſſes 
ſpricht ferner der Umſtand, daß nach den übereinſtimmenden 
Ausſagen der Parteien und der vernommenen Zeugen eine 
Kündigungsfriſt in dem Baubetrieb des Unternehmers W. 
von keiner Seite einzuhalten war; weder waren die Arbeiter 
verpflichtet, ſich am folgenden Arbeitstag wieder zur Arbeit 
einzufinden, noch war der Arbeitgeber verbunden, dem zur 
Arbeit ſich zur Verfügung ſtellenden Arbeiter Arbeitsgelegen⸗ 
heit zu verſchaffen: eine derart lockere Regelung der tatſäch⸗ 
lichen Beziehungen zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter läßt 
nicht ſowohl auf ein Fortbeſtehen des Arbeitsverhältniſſes 
als vielmehr auf die Auflöſung desſelben während der zunächſt 
ganz unbeſtimmten Dauer des Froſtwetters ſchließen. Nament⸗ 
lich aber iſt auch aus den Ausſagen der vernommenen Zeugen, 
insbeſondere des Arbeitgebers W. und des Vorarbeiters B., 
welcher zugleich namens der von ihm eingeſtellten übrigen 
Arbeiter einſchließlich des Klägers die Verhandlungen mit 
dem Unternehmer W. führte, kein Anhaltspunkt für die Rich⸗ 
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tigkeit der klägeriſchen Darſtellung zu gewinnen. Der Arbeit⸗ 
geber W. hat mit aller Deutlichkeit bekundet, daß er bei 
Einſtellung der Arbeit am 24. Januar 1906 das Beſchäf⸗ 
tigungsverhältnis zwiſchen ihm und den damals von ihm 
beſchäftigten Arbeitern als gelöſt betrachtet und in dieſem 
Sinne dem Vorarbeiter B. erklärt habe, das Geſchäft müſſe 
wegen ſchlechter Witterung aufgegeben werden; wenn das 
Wetter wieder gut ſei, könne man wieder weiter machen. 
Dieſe Ausſage findet ihre Beſtätigung in der Tatſache, daß 
W. ſofort am 25. Januar die ſämtlichen Arbeiter und ſo 
auch den Kläger bei der Krankenkaſſe abmelden ließ (wobei 
die Frage, ob dieſe Abmeldung mit der Vorſchrift des § 82a 
Krankenverſicherungsgeſetz im Einklang ſtand, auf ſich beruhen 
bleiben kann), und ferner in dem Zeugnis der vernommenen 
Mitarbeiter G., D., H. und T., daß ſie ſich nach Einſtellung 
der Arbeit am 24. Januar dem Arbeitgeber gegenüber zur 
ſpäteren Wiederaufnahme der Arbeit in keiner Weiſe für ver⸗ 
pflichtet hielten, wie denn auch von der 16 Arbeiter um⸗ 
faſſenden Sch. .. er Maurerpartie, welche bis zum 24. Ja⸗ 
nuar bei W. beſchäftigt war, am 29. Januar nur 6 Mann 
die Arbeit daſelbſt wieder aufgenommen haben. Mit dieſer 
Ausſage des Unternehmers W. ſtehen aber auch die Angaben 
des Vorarbeiters B. im weſentlichen im Einklang; auch aus 
ihnen kann nicht mehr entnommen werden, als daß die Aus⸗ 
ſicht auf fernere Beſchäftigung nach Eintritt günſtigeren 
Wetters, aber ohne Fortdauer des bis dahin vorhanden ge⸗ 
weſenen Arbeitsverhältniſſes von W. gegeben wurde. Daß 
aber die unverbindliche Ausſicht auf ſpätere Wiederbeſchäf⸗ 
tigung, ja ſelbſt eine etwa übernommene Verpflichtung beider 
Vertragsteile, nach Wegfall der Hinderungsgründe die Ver— 
tragsbeziehungen wieder aufzunehmen, auch bei Beendigung 
des bisherigen Beſchäftigungsverhältniſſes ſehr wohl möglich 
iſt, kann nicht bezweifelt werden (zu vgl. Arbeiterverſorgung 
Bd. 17 S. 89; Bd. 22 S. 294; Bd. 23 S. 109; Hahn 
a. a. O. S. 28). 

Nach dem Ausgeführten iſt ein Beweis dafür, daß das 

6 * 
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Arbeitsverhältnis zwiſchen dem Kläger und dem Unternehmer 
W. über den 24. Januar 1906 hinaus fortbeſtanden hätte, 
in keiner Weiſe erbracht; im Gegenteil muß nach dem ganzen 
Sachverhalt angenommen werden, daß das Beſchäftigungs⸗ 
verhältnis des Klägers am 24. Januar beendet war. Mit 
der Aufforderung, nach Eintritt günſtigerer Witterung die 
Arbeit bei W. fortzuſetzen bezw. zu beendigen, war dem Kläger 
wie den übrigen Arbeitern nur Gelegenheit gegeben, ſpäter⸗ 
hin, wenn das Wetter es erlaubte, das Arbeitsverhältnis 
mit W. zu erneuern. In der Zwiſchenzeit aber ſtand der 
Kläger nicht mehr zur Verfügung ſeines früheren Arbeit⸗ 
gebers, wie er ja auch für dieſe Zeit keinen Lohn empfing. 
Die größere oder geringere Wahrſcheinlichkeit, daß der Kläger 
ſchon am 29. Januar, wenn er nicht durch den Unfall ver⸗ 
hindert worden wäre, die Arbeit bei W. wieder aufgenommen 
hätte, ſteht dieſer Beurteilung ſelbſtverſtändlich nicht entgegen. 
Ebenſowenig aber auch die Art der Lohnabrechnung. Denn 
ſelbſt wenn trotz dem Zeugnis des Unternehmers W., wor: 
nach am 24. Januar ſämtliche Arbeiter einſchließlich des 
Klägers vollſtändig ausbezahlt worden find, mit der K. Kreis⸗ 
regierung entſcheidendes Gewicht auf die Ausſage des Vor— 
arbeiters B. gelegt werden wollte, dahin gehend, daß die 
Bezahlung nur den Durchſchnittslohn unter dem Vorbehalt 
ſpäterer endgültiger Abrechnung enthalten habe, jo wäre da⸗ 
mit gegen die Aufhebung des Beſchäftigungsverhältniſſes an 
jenem Tage noch nichts bewieſen; abgeſehen davon, daß 
weder B. etwas davon wußte, daß dem Kläger für die Ar- 
beitszeit bis zum 24. Januar nach der Lohnauszahlung an 
dieſem Tag noch eine reſtliche Lohnforderung an W. ver— 
blieben wäre, noch auch der Kläger ſelbſt eine dahingehende 
Behauptung aufgeſtellt hat, konnte auch bei Löſung des 
Arbeitsverhältniſſes ein etwaiger Lohnreſt ſpäter, etwa 
durch den Vorarbeiter B. nach Fertigſtellung der damals 
ausgeſetzten Arbeit, deren Ausführung durch dieſelbe 
Sch .. . . er „Kompagnie“ ja der Arbeitgeber ſelbſt in 
Ausſicht genommen hatte, noch zur Auszahlung gelangen. 
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Endlich kann auch dem Hinweis des Klägers darauf, daß 
er ſeine Invalidenverſicherungskarte am 24. Januar nicht 
zurückbekommen habe, keine Bedeutung zukommen. Zwar 
wird regelmäßig der Arbeiter bei Löſung des Beſchäftigungs⸗ 
verhältniſſes und Verlaſſens ſeines bisherigen Beſchäftigungs⸗ 
ortes ſeine Papiere in Empfang nehmen; indeſſen kann ge⸗ 
rade in einem Baubetriebe, ſelbſt bei Belaſſung der Ouittungs⸗ 
karte bei der Einzugsſtelle oder in der Hand des Arbeit— 
gebers ein Beſchäftigungsverhältnis aufgehört haben, zumal 
in einem Fall wie dem vorliegenden, wo nach Einſtellung 
des Betriebs infolge Froſtwetters auf ungewiſſe Zeit die 
ganze Sch ... er Maurerkompagnie ſich in ihren Heimat⸗ 
ort zurückbegab, nicht etwa um in der Zwiſchenzeit eine an⸗ 
dere kranken⸗ oder invalidenverſicherungspflichtige Tätigkeit, 
für welche die Quittungskarte nötig geweſen wäre, zu über⸗ 
nehmen, ſondern um zu Hauſe das beſſere Wetter abzuwarten 
und ſodann das Arbeitsverhältnis bei dem früheren Arbeit⸗ 
geber aufs neue einzugehen ). 

III. Iſt hienach entgegen der Annahme der Vorinſtanz 
davon auszugehen, daß das Arbeitsverhältnis des Klägers 
zu dem Unternehmer W. am 24. Januar 1906 ſein Ende 
erreicht hat, ſo hatte auch die auf dieſes Verhältnis ſich grün⸗ 
dende Verſicherung des Klägers bei der beklagten Kaſſe im 
Sinne von § 1 des KrVG. und § 2 der Statuten der Be⸗ 
klagten am Tage des Unfalls, 25. Januar, nicht mehr be⸗ 
ſtanden. Die Beſtimmung des § 28 des KrWG. betr. den 
verlängerten Krankenunterſtützungsanſpruch, deſſen Voraus⸗ 
ſetzungen im vorliegenden Fall nicht erfüllt ſind, iſt vom 
Kläger ſelbſt nicht zur Begründung ſeines Klageantrags in 
Anſpruch genommen worden; und auch eine freiwillige Fort— 
ſetzung des Verſicherungsverhältniſſes ſeitens des Klägers 
gemäß § 27 des KrVG. und S 9 der Kaſſenſtatuten kann 
nicht in Frage kommen, da Kläger anerkanntermaßen eine 


1) Zu vergl. hiezu Frankenberg in Arbeiterverſorgung Bd. 23 
S. 109; Entſcheidungen in Arbeiterverſorgung Bd. 17 S. 89, 647; Re⸗ 
ger Entſcheidungen Bd. 19 S. 330; Bd. 23 S. 457. 
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dahingehende Abſicht nirgends kundgegeben hat. 

Der vom Kläger erhobene Anſpruch erweiſt ſich hienach 
nicht als begründet; das von der Beklagten angefochtene dem 
Klagantrag ſtattgebende Urteil der K. Kreisregierung war 
demgemäß entſprechend abzuändern. 

Urteil v. 1. April 1908 in der Beruf. Sache der Bez.⸗ 

Kr. Kaſſe H. gegen den Maurer A. Fl. in Sch. 


2. 


Die Anmeldung eines Arbeiters zur Krankenverſiche⸗ 

rung unter unrichtiger Angabe der Lohnverhüältniſſe 

hat nicht die Erſtattungspflicht nach 5 50 Abſ. 1 Kr. 
zur Folge. 


Die Gründe beſagen: 

I.. Darüber, welche Folgen eine zwar rechtzeitige, aber 
wegen zu niedriger Angabe des Lohnes nicht völlig richtige 
Anmeldung nach $ 50 KrVG. für den Arbeitgeber hat, be⸗ 
ſtehen in Lehre und Rechtſprechung Meinungsverſchiedenheiten. 
Nach der einen Anſicht ſoll eine derartige unrichtige Anmel⸗ 
dung der Nichtanmeldung gleichſtehen und deren Rechtsnach⸗ 
teile, insbeſondere die Verbindlichkeit zum völligen Erſatz der 
von der Krankenkaſſe gemachten Aufwendungen nach ſich 
ziehen!). Auch die zweite Anſicht nimmt eine Erſtattungs⸗ 
pflicht des Arbeitgebers an, beſchränkt dieſelbe aber auf den 
Unterſchied zwiſchen der von der Kaſſe geleiſteten höheren 
Unterſtützung und derjenigen, die nach den geleiſteten Bei⸗ 
trägen zu gewähren geweſen wäre ?). Dieſe Anſicht hat die 
Klägerin ſich zu eigen gemacht. 

Die dritte Meinung hält die Erſtattungspflicht des Ar⸗ 
beitgebers bei nur unrichtiger Lohnangabe nach dem Wort⸗ 
1) Hahn KrVG. V. Aufl. Anm. 1 f. zu § 49 und 1b zu $ 50 
S. 253 und 257; Arbeiterverſorgung Bd. 10 S. 352: Bd. 13 S. 664; 
Bd. 18 S. 150; Bd. 23 S. 665. 

2) Schicker KrVG. II. Aufl. Anm. 4 und 8 zu § 50, S. 234 und 
235; Arbeiterverſorgung Bd. 8 S. 42; Bd. 22 S. 227; Reger, Ent: 
ſcheidungen Bd. 25 S. 420. 
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laut des 8 50 KrVG. nicht für begründet !). Dieſer Anſicht 
iſt der Beklagte, ihr hat ſich auch der Unterrichter in dem 
mit der vorliegenden Berufung rechtzeitig und formrichtig 
angefochtenen Urteil vom 16. Sept. 1907 angeſchloſſen. 

II. Nach 8 50 Abſ. 1 KrVG. haben Arbeitgeber, welche 
der ihnen nach § 49 obliegenden Anmeldepflicht nicht genügen, 
alle Aufwendungen zu erſtatten, die eine Ortskrankenkaſſe in 
einem vor der Anmeldung durch die nicht gemeldete Perſon 
veranlaßten Unterſtützungsfall gemacht hat. Nach § 49 Abſ. 3 
ſind in der Anmeldung auch die behufs der Berechnung der 
Beiträge durch das Statut geforderten Angaben über die Lohn⸗ 
verhältniſſe zu machen und in § 10 Abſ. 1 des Statuts der 
Klägerin iſt die Angabe desjenigen Arbeitsverdienſtes, den 
der Angemeldete zunächſt beziehen wird, vorgeſchrieben. Da 
der Beklagte bei der Anmeldung des J. P., der am 28. März 
1906 bei ihm in Arbeit trat, am 6. April erkrankte und von 
der Klägerin infolgedeſſen die ſatzungsgemäßen, ſeinem wirk⸗ 
lichen Lohn entſprechenden Leiſtungen bezog, den Tagesver⸗ 
dienſt des Angemeldeten um 2 Mk. zu nieder angegeben hat, 
ſo ſteht außer Zweifel, daß der Beklagte der ihm obliegen⸗ 
den Anmeldepflicht nur mangelhaft genügt hat. In Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Unterrichter hält es aber der Verwal⸗ 
tungsgerichtshof mit dem Wortlaut des § 50 Abſ. 1 KrVG. 
nicht für vereinbar, aus dieſem Mangel in der Anmeldung 
für den Beklagten eine Erſatzverbindlichkeit gegenüber der 
Klägerin für deren Aufwendungen oder einen Teil davon 
abzuleiten. Die Erſtattungspflicht beſchränkt ſich nach § 50 
Abſ. 1 auf diejenigen Aufwendungen der Kaſſe, die dieſe in 
einem vor der Anmeldung durch die nicht ge⸗ 
meldete Perſon veranlaßten Unterſtützungsfalle gemacht 
hat. Unter einer nicht angemeldeten Perſon kann nach dem 


1) Sauerbeck in Arbeiterverſorgung Bd. 13 S. 152; Urteil des 
Bayr. VerwGer Hofs vom 26. Juni 1899, Reger Bd. 19 S. 425; Ur⸗ 
teile des Bad. VerwGer Hofs vom 13. Dez. 1904 und 18. Sept. 1906, 
Arbeiterverſorguug Bd. 22 S. 655 und Bd. 24 S. 306; Urteil d. Sächſ. 
OberverwGer. vom 5. Oktober 1907, Arbeiterverſorgung Bd. 25 S. 57. 
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Sprachgebrauch nur eine ſolche verſtanden werden, die über: 
haupt nicht gemeldet worden iſt, nicht aber eine ſolche, die 
zwar angemeldet wurde, deren Lohn aber bei der Anmeldung 
nicht richtig angegeben worden iſt. Ein Verſtoß gegen § 49 
Abi. 3 KrVG. kann demnach die Erſatzpflicht gemäß § 50 
Abſ. 1 nicht auslöſen. Dieſe Anſchauung iſt außer in den 
angeführten Urteilen des ſächſ., bayr. und bad. Oberver⸗ 
waltungsgerichts in der Rechtſprechung noch weiter vielfach 
vertreten, ſo in dem Urteil des Landgerichts Breslau vom 
3. Juli 1905, Arb. Verſ. Bd. 23 S. 656, des braunſchw. 
Verwaltungsgerichtshofs v. 18. Jan. 1905, Reger III. Erg. 
Bd. S. 309, dem Urteil des ſächſ. Oberverwaltungsgerichts 
vom 8. Sept. 1906, Arb. Verſ. Bd. 24 S. 392. Ueberall 
wird hier davon ausgegangen, daß es der Sprache Gewalt 
antun hieße, wenn man einen ohne Beobachtung der Vor⸗ 
ſchrift des Abſ. 3 des 8 49 KrVG. angemeldeten Arbeiter 
als eine nicht angemeldete Perſon betrachten wollte. 

Für die in dem angefochtenen Urteil vertretene Anſchau⸗ 
ung ſpricht aber auch die von dem Unterrichter näher dar⸗ 
gelegte Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. Sie weiſt, wie 
auch in den ſchon angeführten bayr. und ſächſ. Entſcheidungen 
vom 26. Juni 1899 und 5. Oktober 1907 dargelegt iſt, deut⸗ 
lich darauf hin, daß durch die Einſchaltung des Abſ. 3 in 
§ 49 ſeitens der Novelle vom 10. April 1892 nur der ge⸗ 
richtliche Strafſchutz (8 81 KrVG.) ſichergeſtellt, nicht aber 
die Erſtattungspflicht der Arbeitgeber (§ 50 Abſ. 1) erweitert 
werden wollte. 

Inwieweit mit dieſer Auffaſſung den Zwecken des Ge⸗ 
ſetzes gedient iſt, kann dahingeſtellt bleiben. Denn da der 
Wortlaut des Geſetzes und deſſen Entſtehungsgeſchichte ſich 
in der dargelegten Weiſe für den Ausſchluß der Erſtattungs⸗ 
pflicht im Falle des Verſtoßes gegen § 49 Abſ. 3 ausſprechen, 
erſcheint es dem Verwaltungsgerichtshof nicht angängig, et— 
waigen für eine Erſtattungspflicht ſprechenden Bedürfniſſen 
der Krankenkaſſen ein Gewicht auf die an einzu⸗ 
räumen. 
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Iſt ſonach der auf den Erſatz von 83 Mk. gerichtete 
Anſpruch der Klägerin vom Unterrichter mit Recht abgewieſen 
worden, jo war die hiegegen erhobene Berufung als unbe- 
gründet zurückzuweiſen, wie geſchehen. 

Urt. v. 18. März 1908 in der Beruf.⸗Sache der gemeinſ. 

Ortskrankenkaſſe L. g. Chr. K. in L. 


3: 
Sind die Türkenloſe kapitalſtenerpflichtig? 


Die Frage wird im Gegenſatz zu einer Entſcheidung 
des Finanzminiſteriums verneint mit folgender Begründung: 

1) Die in Rede ſtehenden Türkenloſe ſind Obligationen 
der Kaiſerl. Eiſenbahn⸗Geſellſchaft der europäiſchen Türkei; 
ſie gehören zu der ſog. Türk. Prämienanleihe von 792 Mill. 
Franken aus dem Jahre 1870, eingeteilt in 1980000 Obli⸗ 
gationen à 400 Franken. Die Anleihe ſoll innerhalb 104 
Jahren, alſo bis 1974 durch Verloſung al pari (alſo mit 
400 Fr.) oder mit Prämien nach Maßgabe der jeder Obli⸗ 
gation beigefügten Prämien- und Amortiſationstabelle zurück⸗ 
gezahlt werden. 

Die Obligationen waren urſprünglich zu 3% verzinslich, 
wurden aber ſpäter notleidend, ſodaß die Zinszahlung ein⸗ 
geſtellt und die Einlöſung verloſter Stücke mehrfachen Schwan⸗ 
kungen ausgeſetzt blieb, bis ſchließlich zufolge des Kaiſerl. 
Ottomaniſchen Ergänzungsdekrets vom 1./ 14. Septemb. 1903 
(Art. X) die anfänglich zu 3% verzinsliche Anleihe unter 
Aufrechterhaltung ihres Charakters als Prämienanleihe end- 
gültig in eine unverzinsliche Anleihe umgewandelt wurde mit 
der Maßgabe, daß die Rückzahlung verloſter Stücke von dieſer 
Zeit an mit 60% = 240 Frs. pro Stück, ſoweit es ſich um 
Loſe handelt, die ohne Prämien, d. h. zu nom. 400 Fr. ge⸗ 
zogen werden, und mit 100%, d. h. den im Amortiſations— 
plan angegebenen Beträgen, für die Treffer erfolgt (zu vgl. 
Salings Börſenjahrbuch 1906,07 unter „Türkiſche Prämien- 
anleihe“). Es kann demnach keinem Zweifel unterliegen, 
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daß die ſog. Türkiſchen Loſe (ſeit 1903) zu der Gattung der 
unverzins lichen Lotterieanlehensloſe gehören. 

2) Nun beſtimmt der Art. 1 Ziff. 1 des Kapitalſteuer⸗ 
geſetzes vom 8. Auguſt 1903, daß der Kapitalſteuerpflicht 
neben dem Zinsertrag aus verzinslich angelegten Kapitalien 
auch Zinſen unterliegen, welche in unverzinslichen Zieler⸗ 
forderungen oder in ſonſtigen un verzinslichen Kapital⸗ 
forderungen inbegriffen ſind, bei denen ein höheres als das 
urſprünglich gegebene Kapital zurückgewährt wird, einſchließ⸗ 
lich derartiger unverzinslicher Lotterieanlehens— 
loſe. Die entſcheidende Frage iſt demnach die, ob bei den 
Türkenloſen ein höheres Kapital als das urſprünglich ge⸗ 
gebene zurückgewährt wird. 

Davon, daß für die Beurteilung deſſen, was an Kapital 
bei den Türkenloſen zurückgewährt wird, die Treffergewinne, 
mit welchen ein Teil der Obligationen bei der Verloſung 
herauskommt, außer Betracht bleiben müſſen, geht in Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Beſchwerdeführer auch die Steuerbe- 
hörde ſelbſt aus. Sie bejaht vielmehr in der angefochtenen 
Entſcheidung die Steuerpflicht der Loſe mit der Begründung, 
daß dieſe ſeinerzeit von der Türkei an eine Bankgruppe zu 
155 Frs. das Stück begeben worden ſeien, während ſelbſt die 
gezogenen Nieten im Nominalwert von 400 Frs., jetzt zu 
58% (genauer 60% ) — 232 (240) Frs., alſo zu einem das 
urſprünglich gegebene Kapital erheblich überſteigenden Betrag 
zurückgezahlt werden. Auch aus der Annahme, daß der nie⸗ 
dere Ausgabekurs auf ſeiten der Erwerber der Loſe die Er- 
langung einer latenten Zinsvergütung bezweckt habe, ergebe 
ſich die Steuerbarkeit ſolcher Loſe. 

3) Demgegenüber kommt aber entſcheidend in Betracht, 
daß für die Beurteilung der Steuerpflicht nach Maßgabe des 
Art. 1 Z. 1 des Kapitalſteuergeſetzes der Kursſtand der 
Loſe — und vollends der erſte Ausgabekurs der urſprüng⸗ 
lich ja noch verzinslichen Anleihe, — überhaupt nicht 
maßgebend ſein kann. Kursſchwankungen, Abweichungen 
zwiſchen dem Nennwert und dem Kurswert einer Kapitalan⸗ 
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lage, berühren immer nur das Vermögen des Inhabers, 
ſind aber auf den Ertrag des Vermögens, den Zins und 
eben damit auch auf das Einkommen des Inhabers ohne 
Einfluß; denn ſie haben nicht in der beſtimmungsmäßigen 
Verwendung des Kapitals zur Ertragserzielung ihren Ur⸗ 
ſprung (vergl. auch Fu iſting Grundzüge der Steuerlehre 
S. 147— 148; Göz Einkommenſteuer 2. Aufl. S. 77 78). 
Damit hängt es auch zuſammen, wenn im letzten Abſatz des 
vom Einkommen aus Kapitalen handelnden Art. 14 des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes ausdrücklich hervorgehoben iſt, daß bei 
der Berechnung des Einkommens aus Wertpapieren eine Er⸗ 
höhung oder Verminderung des Kurs werts außer Betracht 
zu laſſen ſei. Wenn aber hienach der Wertunterſchied zwi⸗ 
ſchen Börſenkurs und Nennwert eines Wertpapiers grund⸗ 
ſätzlich für den Ertrag desſelben ohne Bedeutung iſt und 
das Einkommen nicht berührt, ſo muß auch für eine Beur⸗ 
teilung nach den in Art. 1 Z. 1 KapSt. aufgeſtellten Ge⸗ 
ſichtspunkten der Kurs wert einer Kapitalforderung voll⸗ 
ſtändig ausſcheiden. Denn nur der Zins, alſo Ertrag von 
Kapitalien, will durch dieſe Vorſchrift getroffen werden, und 
nur wenn und inſofern in der Differenz zwiſchen dem hinge⸗ 
gebenen und dem zurückzugewährenden Betrag ein Zins er⸗ 
trag enthalten iſt, ſoll auch für unverzinsliche Kapitalfor⸗ 
derungen und Lotterieanlehensloſe die Kapitalſteuerpflicht be⸗ 
gründet ſein; wo aber, wie im Unterſchied zwiſchen Kurswert 
und Nominalwert, kein Ertrag, auch keine „latente“ Zins⸗ 
vergütung enthalten ſein kann, iſt auch für die Möglichkeit 
einer Ertragsbeſteuerung kein Raum ). 

Der Geſichtspunkt, auf welchen die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung die Steuerpflicht gegründet hat, iſt hienach rechtlich 


1) Vgl. auch die Vollzugsverfügung des Finanzminiſteriums zum 
Kapitalſteuergeſetz, $ 1 1 Z. 2, und zum Einkommenſteuergeſetz, § 11 Abſ. 2 
Z. 2; Göz Einkommenſteuer 2. Aufl. S. 169; Piſtorius Einkommen⸗ 
ſteuer 2. Aufl. S. 105. Ferner: Motive zum Kapitalſteuergeſetz⸗Entwurf, 
Kammer der Abg. Beil. 35 v. 25. Mai 1895 S. 383; Komm.⸗Bericht 
der Kammer der Standesherren zum Einkommenſteuergeſetz⸗-Entwurf, 
Beil. 21 vom 2. Mai 1898 S. 24 — 25. 
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nicht haltbar, und es ergibt ſich, daß entſprechend den Aus⸗ 
führungen des Beſchwerdeführers in Wahrheit der Nominal⸗ 
wert, derjenige Wert, für deſſen Empfang die Ottomaniſche 
Regierung mit jedem einzelnen Stück der Lotterieanleihe be⸗ 
ſcheinigt hat, als das für die Obligation aufgewendete und 
ſo als das „urſprünglich gegebene Kapital“ im Sinne des 
Geſetzes im vorliegenden Fall angeſehen werden muß. Mit 
dieſer Auslegung ſtimmt auch die Vorſchrift des Art. 10 
Abſ. 2 Satz 2 des Kapitalſteuergeſetzes überein, nach welcher 
von den ſteuerbaren unverzinslichen Lotterieanlehensloſen 
als Zins vier vom Hundert des urſprünglichen Nenn: 
werts zu berechnen ſind, wogegen es andererſeits — vom 
Standpunkt der angefochtenen Entſcheidung aus betrachtet — 
eine unverſtändliche und höchſt auffällige Härte wäre, in 
einem Falle wie dem gegenwärtigen, wo der Gläubiger mit 
einer Kapitalrückzahlung bloß von 60% des Nennwerts rech⸗ 
nen kann, ihn trotzdem für Beſteuerungszwecke den Zins aus 
dem vollen Nennwert berechnen zu laſſen. 

Ob es im übrigen im Sinne des Art. 1 Z. 1 des Ka⸗ 
pitalſteuergeſetzes nicht auch Kapitalforderungen geben kann, 
bei welchen das urſprünglich gegebene Kapital ein ſolches 
unter dem Nennwert, und das zurückzuzahlende gleich dem 
Nennwert iſt, kann hier unerörtert bleiben. Denn jedenfalls 
kann nach dem Ausgeführten ein auf die Kursverhält— 
niſſe zurückzuführen der, unter oder über pari ſtehender 
Wert eines Anlagekapitals nicht für den Begriff des urſprüng⸗ 
lich gegebenen oder zurückzugewährenden Kapitals verwendet 
werden. 

4) Iſt hienach im Sinne des Geſetzes von dem Betrag 
von 400 Frs. als dem urſprünglich für die Loſe, und zwar 
auch für die unverzinslich gewordenen Loſe gegebenen Kapital 
auszugehen, ſo könnte eine Kapitalſteuerpflicht für dieſelben 
nur dann in Frage kommen, wenn ſie — wie dies faſt aus— 
nahmslos bei allen anderen Loſen deutſcher und fremder un— 
verzinslicher Prämienanleihen tatſächlich der Fall iſt — mit 
einem höheren, den Nennbetrag überſteigenden Kapital zur 
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Rückzahlung kämen. Davon iſt aber unbeſtrittenermaßen bei 
den Türkenloſen keine Rede; denn bei ihnen wird nicht einmal 
der volle Nennwert, ſondern bloß 60% des Nennwerts für die 
Nieten, d. h. die ohne eine Prämie gezogenen Loſe zurückbe⸗ 
zahlt. Hieraus ergibt ſich ohne weiteres die Steuerfreiheit 
der Loſe. 

Urteil vom 21. Okt. 1908 in der Kapitalſteuer⸗Rechts⸗ 

beſchwerdeſache des A. v. Pf. in St. 


4 


Die Feſtſtellung des Gemeinderatsprotakolls kann nicht 
durch Gemeindeſatzung einer Abteilung des Gemeinde⸗ 
rats übertragen werden. 


Aus den Gründen: 

Nach Art. 8 Abſ. 2 GO. find die Gemeinden zur näheren 
Regelung ihrer Verfaſſung und Verwaltung nur im Rahmen 
der geſetzlichen Vorſchriften befugt. Soweit demnach ein Ge⸗ 
genſtand im Geſetz ein für allemal geregelt iſt, iſt ein Raum 
für deſſen anderweitige Behandlung im Wege der Gemeinde⸗ 
ſatzung nicht gegeben. Im vorliegenden Fall iſt nun die Art 
und Weiſe der Feſtſtellung und Genehmigung des Gemeinde⸗ 
ratsprotokolls in Art. 40 GO. derart ausſchließlich geordnet, 
daß eine andere Regelung durch Gemeindeſatzung ausge⸗ 
ſchloſſen iſt. Nach Art. 40 Abſ. 1 iſt das Protokoll im Kol⸗ 
legium ſofort oder in der nächſtfolgenden Sitzung zu verleſen 
und, wenn ſich hiebei kein Anſtand ergibt, von dem Vor⸗ 
ſitzenden, dem Ratſchreiber und den anweſenden Gemeinde⸗ 
ratsmitgliedern, die bei der betreffenden Verhandlung mit⸗ 
gewirkt haben, zu unterzeichnen. Es kann nun nach Faſſung 
und Wortlaut des Geſetzes keinem Zweifel unterliegen, er⸗ 
gibt ſich auch aus der Natur des Geſchäfts ohne weiteres 
von ſelbſt, daß die Verleſung und Unterzeichnung nur vor 
und von demſelben Kollegium geſchehen kann, in dem die 
Verhandlungen und Beſchlußfaſſungen ſtattgefunden haben. 
Für die Uebertragung dieſes Geſchäftes an ein anderes Kol⸗ 
legium, das an ſeiner Statt zu handeln hätte, iſt kein Raum 
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gegeben. Hiefür läßt ſich auch eine Befugnis aus Art. 40 
Abſ. 2 und 3 nicht ableiten, wie ſchon der klare Wortlaut 
ergibt. Die Vereinfachungen, die hier für die Feſtſtellungen 
und Genehmigung des Protokolls zugelaſſen ſind, beziehen 
ſich immer nur auf den Geſchäftsgang innerhalb desſelben 
Kollegiums. An der Unzuläſſigkeit der von den bürgerlichen 
Kollegien zu R. getroffenen Regelung wird deshalb auch da⸗ 
durch nichts geändert, daß Vorſorge getroffen iſt, daß bei 
der Feſtſtellung und Genehmigung des Protokolls in der 
Abteilung nur ſolche Mitglieder tätig ſein ſollen, die auch 
in der Verhandlung mitgewirkt haben. 

Im übrigen ergäbe ſich die Unzuläſſigkeit der vom Ge⸗ 
meinderat R. beliebten Regelung auch ſchon aus Art. 31 GO. 
Denn dort iſt nur davon die Rede, daß einzelne Geſchäfts⸗ 
zweige aus dem Wirkungskreiſe des Gemeinderats beſonderen 
Abteilungen desſelben übertragen werden können. Als „Ge⸗ 
ſchäftszweig“ im Sinne dieſes Artikels kann aber die Feſt⸗ 
ſtellung und Genehmigung der Gemeinderatsprotokolle nicht 
angeſehen werden. Darunter können nur verſtanden werden 
die einzelnen Zweige der dem Gemeinderat obliegenden Ver⸗ 
waltung, nicht aber ein Geſchäft, das wie das vorliegende 
ſich in rein formaler Weiſe an die Beratung und Beſchluß⸗ 
faſſung über einen Verwaltungsgegenſtand anſchließt und 
unmittelbar zu deſſen vollſtändiger Erledigung gehört. 

Urteil vom 21. Oktober 1908 in der Rechtsbeſchwerdeſ. 

des Gemeinderats R. 


5. 


Bie Feſtſetzung des Gehalts des Ortsvorſtehers inner⸗ 
halb des Aahmens der MVollzugsverfügung kann mit 
der Nechtsbeſchwerde nicht angefochten werden. 


Aus den Gründen: 
Nach Art. 13 Abſ. 2 des Geſetzes über die Verwaltungs— 
rechtspflege vom 16. Dez. 1876 iſt die Rechtsbeſchwerde au3- 
geſchloſſen, wenn und ſoweit die Verwaltungsbehörden durch 
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das Geſetz nach ihrem Ermeſſen zu verfügen ermächtigt ſind. 
Die angefochtene Entſcheidung führt überzeugend aus, daß 
die Gemeindekollegien in U. mit der beanſtandeten Gehalts⸗ 
feſtſetzung ohne Verletzung einer geſetzlichen Vorſchrift von 
dem ihnen zuſtehenden freien Ermeſſen Gebrauch gemacht 
haben. Hiernach iſt die Gehaltsfeſtſetzung der Anfechtung 
mit der Rechtsbeſchwerde entzogen. 

Auch abgeſehen hievon iſt die Zuſtändigkeit des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofs nicht begründet. Bei der vorliegenden 
Rechtsbeſchwerde iſt zwiſchen dem Beſchwerdeführer und der 
Gemeinde U. der Gehaltsanſpruch eines zu den öffentlichen 
Dienern zählenden Ortsvorſtehers ſtreitig; ſolche Streitig⸗ 
keiten weiſt der Art. 2 Z. 1 des Geſetzes über die Verwal⸗ 
tungsrechtspflege vom 16. Dez. 1876 ausdrücklich den bürger⸗ 
lichen Gerichten zu und ſchließt damit die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungsgerichte aus. | 

Urteil vom 30. Sept. 1908 in der Rechtsbeſchwerdeſ. 

des Schultheißen M. in U. 


6. 


Streitigkeiten über die Uerwaltung und Verwendung 
einer Familienſtiftung gehüren vor die bürgerlichen 
Gerichte, auch wenn eine ſolche Stiftung nach den maß⸗ 
gebenden Anordnungen ſich ſpüter in eine Stiftung für 
gemeinnützige Zwecke verwandeln kann. 


Aus den Gründen: 

Soll die Rechtsbeſchwerde Erfolg haben, ſo hat die Be— 
ſchwerdeführerin nach Art. 13 Abſ. 1 des Geſetzes über die 
Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dez. 1876 nachzuweiſen, 
daß die angefochtene Entſcheidung rechtlich nicht begründet 
und daß ſie dadurch in einem ihr zuſtehenden Recht verletzt 
ſei. Der erſtere Nachweis iſt nicht erbracht. Die für die Ent⸗ 
ſcheidung allein in Betracht kommende Konrad von Krafftſche 
Stiftung dient zur Zeit mit ihren Erträgen ausſchließlich 
den Zwecken von Familienangehörigen; ein durch die Be— 
friedigung gemeinnütziger Zwecke bedingtes öffentliches In— 
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tereſſe iſt zur Zeit bei der Verwaltung und Verwendung der 
Stiftung nicht beteiligt; erſt für den Fall des Ausſterbens der 
Familie von Krafft, das bei dem gegenwärtigen Beſtande der 
Familie in abſehbarer Zeit nicht zu erwarten iſt, kommt die 
Unterſtützung von Studierenden und von Hausarmen aus Ulm 
in Frage. Nach den für die Entſcheidung maßgebenden der- 
zeitigen Verhältniſſen trägt die Stiftung den Charakter einer 
reinen Familienſtiftung; es liegt kein Grund vor und 
iſt nirgends geſetzlich vorgeſchrieben, eine ſolche Stiftung des- 
halb, weil ſie in Zukunft einmal ſich in eine Stiftung für 
gemeinnützige Zwecke verwandeln kann, vor Eintritt dieſes 
Falls als eine gemiſchte Familienſtiftung im Sinn 
des Art. 43 des Geſetzes vom 21. Mai 1891, betreffend die 
Verwaltung der Gemeinden, Stiftungen und Amtskörper⸗ 
ſchaften, und des Art. 151 der Gemeindeordnung vom 28. 
Juli 1906 zu behandeln und obwohl gemeinnützige Zwecke 
nicht beteiligt ſind, den Grundſätzen über die Verwaltung 
und Beaufſichtigung öffentlicher Stiftungen zu unterſtellen. 
Im Einklang mit dieſer Auffaſſung ſteht ein vom 1. Civil⸗ 
ſenat des K. Oberlandesgerichts im Auftrage des Juſtiz⸗ 
miniſteriums erſtattetes Gutachten vom 13. Juni 1890 (vgl. 
WJ. Bd. IV S. 333 ff.) und eine Entſcheidung des Sächſ. 
Oberverwaltungsgerichts vom 9. Juni 1904 (vgl. Jahrb. d. 
Sächſ. Oberverwaltungsger. Bd. 6 (1905) S. 52 ff.). 
Entſtehen über die Verwaltung und Verwendung von 
Familienſtiftungen Streitigkeiten, ſo ſind zu deren Entſchei⸗ 
dung ſowohl nach gemeinem Recht als nach der ausdrück⸗ 
lichen Beſtimmung des Art. 2 Ziff. 3 des Geſetzes über die 
Verwaltungsrechtspflege die bürgerlichen Gerichte berufen, 
den ſtaatlichen Verwaltungsbehörden iſt damit die Zuſtändig⸗ 
keit entzogen. Wenn daher die angefochtene Entſcheidung 
in dem Streite zwiſchen der Stadtgemeinde Ulm und dem 
Verwalter der Konrad von Krafftſchen Familienſtiftung über 
den Betrag des dieſer Stiftung zuzuweiſenden Vermögens 
den von der Kreisregierung beſtätigten Beſcheid des K. 
gemeinſchaftlichen Oberamts Ulm vom 12. März 1904 wegen 
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der Unzuſtändigkeit der Verwaltungsbehörden aufgehoben hat, 
ſo erſcheint dieſe Entſcheidung im Rechte wohl begründet. 
Dabei kann die Frage dahingeſtellt bleiben, ob für Streitig⸗ 
keiten in betreff der fraglichen Familienſtiftung, die ſeit ge⸗ 
raumer Zeit von Angehörigen der Familie mit dem Wohn⸗ 
ſitz in Bayern verwaltet wird, die bayriſchen oder die würt⸗ 
tembergiſchen Gerichte zuſtändig ſind; nach württembergiſchem 
Landesrecht fehlt jedenfalls eine Zuſtändigkeit der württem⸗ 
bergiſchen Verwaltungsbehörden, damit iſt die angefochtene 
Entſcheidung gerechtfertigt. 

Urteil vom 9. Juli 1908 in der Rechtsbeſchwerdeſ. der 

Stadtgemeinde Ulm zc. 


7. 


Wie if bei einem auch anßerhalb Württembergs be- 

triebenen Gewerbe das ſtenerfreie Einkommen im 

Sinne des Art. 8 Ziff. 1 des Einkommenſtenergeſetzes 
zn berechnen? 


a) Aus den Gründen des Urteils vom 20. Mai 1908 
in der Einkommenſteuer⸗Rechtsbeſchwerdeſ. der Firma G. S. 
und Cie., G. m. b. H., in St. 

Der Rechtsbeſchwerde kann eine Folge nicht gegeben werden. 

Beanſtandet iſt von der Beſchwerdeführerin die Höhe 
des für den außerwürttembergiſchen Gewerbebetrieb aus⸗ 
gemittelten, gemäß Art. 8 Ziff. 1 des Einkommenſteuerge⸗ 
geſetzes von der württembergiſchen Beſteuerung ausgenomme⸗ 
nen Anteils an den geſchäftlichen Ueberſchüſſen der Geſell⸗ 
ſchaft, und zwar nach zwei verſchiedenen Richtungen hin. 
Der in Württemberg ſteuerfrei zu belaſſende Gewinnanteil 
wurde von der Steuerbehörde gewonnen durch Teilung des 
Geſamtgewinns im Verhältnis des geſamten zu dem auf den 
außerwürttembergiſchen Betrieb entfallenden Betriebskapitals. 
Von der Beſchwerdeführerin wird nun zunächſt die Grund⸗ 
lage dieſer Steuerfeſtſetzung deshalb angefochten, weil der 
gemäß Art. 16 Abſ. 1 a. E. des Einkommenſteuergeſetzes 
den geſchäftlichen Ueberſchüſſen hinzuzurechnende en der 
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von den Gemeinden und Amtskörperſchaften erhobenen Er⸗ 
trags⸗ und Einkommenſteuern mit 24525 Mk. in den der Ver⸗ 
teilung zu Grunde gelegten Geſamtgewinn nicht einbezogen 
worden ſei. Allein dieſer Einwand geht fehl. Wie der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof ſchon mehrfach auszuſprechen Gelegenheit 
hatte (Urteile vom 13. Juni 1906 und vom 10. April 1907; 
vgl. Mitteilungen aus der Rechtſprechung über das Steuer: 
weſen Jahrg. I S. 12), find die genannten Steuern, die ja 
nur den aus dem württembergiſchen Gewerbebetrieb der Ge— 
ſellſchaft erzielten Gewinn zu treffen beſtimmt ſind, nur bei 
dem in Württemberg ſteuerbaren Einkommen der Beſchwerde— 
führerin nach beſonderer Vorſchrift des württembergiſchen 
Geſetzes in Berechnung zu nehmen. Die geſchäftlichen Ueber- 
ſchüſſe dagegen, welche gemäß Art. 16 Abſ. 2 des Einkom- 
menſteuergeſetzes der Verhältnisrechnung behufs Erlangung 
des in Württemberg ſteuerfreien Teils des Geſchäftsgewinns 
zu Grunde zu legen waren, werden von jenen Steuern nicht 
berührt; dieſe ſtehen auch mit dem außerwürttembergiſchen 
Geſchäftsbetrieb des Geſamtunternehmens und deſſen Erträg⸗ 
nis in keinem Zuſammenhang. Die Grundlage der Einkom⸗ 
mensverteilung in dieſem Punkte, die im übrigen der Natur 
der Sache nach der Schätzung unterliegt, und darum gemäß 
Art. 64 Abſ. 1 des Einkommenſteuergeſetzes der Nachprüfung 
des Verwaltungsgerichtshofs nicht weiter unterſtellt werden 
kann, iſt hienach nicht zu beanſtanden. 

In zweiter Linie wird von der Beſchwerdeführerin ver— 
langt, daß auch ihr Gewinn aus dem Gewerbebetrieb der 
New⸗Yorker Firma G. S. Company gemäß Art. 8 Z. 1 des 
Einkommenſteuergeſetzes an ihrem in Württemberg ſteuerbaren 
Einkommen in Abzug kommen müſſe. Allein auch in dieſem 
Punkte erſcheint die Rechtsbeſchwerde nicht begründet. Bei 
Prüfung der dem K. Finanzminiſterium vorgelegten Beſchwerde 
der Geſellſchaft war erhoben worden, daß das Geſchäft in 
Amerika (New⸗York) von einer ein eigenes Rechtsſubjekt 
bildenden Korporation unter beſonderer Firma mit dem Sitz 
in New⸗York betrieben wird, während die bisherige Veran— 
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lagung davon ausgegangen war, daß es ſich nur um eine 
Filiale der St. Firma G. S. u. Cie. handle. Mit Recht hat 
bei dieſer Sachlage das Finanzminiſterium dahin entſchieden, 
daß die Bezüge der Beſchwerdeführerin aus dieſem ſelbſtän⸗ 
digen New⸗Yorker Geſchäft der württembergiſchen Einkommen⸗ 
ſteuer in vollem Betrage zu unterſtellen ſeien; was hiegegen 
von der Beſchwerdeführerin eingewendet wird, iſt nicht ge- 
eignet, die in der angefochtenen Entſcheidung gegebenen, auf 
ein bei gleichem Sachverhalt ergangenes Urteil des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofs vom 6. Februar 1907 (abgedruckt in den 
Mitteilungen aus der Rechtſprechung über das Steuerweſen 
Jahrg. II S. 4/5, Württ. RV. Bd. I S. 7) Bezug nehmen⸗ 


den rechtlichen Ausführungen zu entkräften. Denn wenn auch, 


wie die Beſchwerdeführerin geltend macht, die Selbſtändigkeit 
des amerikaniſchen Geſchäfts inſofern mehr nur Formſache 
iſt, als jenes Unternehmen in der Hauptſache oder gar aus⸗ 
ſchließlich mit Kapital der in St. domizilierten Geſellſchaft 
G. S. u. Cie. arbeitet, ſo ſteht eben doch nach der eigenen 
Darſtellung der Beſchwerdeführerin jener wirtſchaftlichen Zu- 
ſammengehörigkeit die Tatſache völliger rechtlicher Selbſtän⸗ 
digkeit gegenüber, und dies allein iſt das Entſcheidende. Nach 
Art. 8 Ziff. 1 des Einkommenſteuergeſetzes kann nur das⸗ 
jenige Einkommen der Beſchwerdeführerin von der württem— 
bergifchen. Einkommenſteuer ausgenommen werden, welches 
aus dem von ihr außerhalb Württembergs betriebenen Ge— 
werbe ſtammt. Nun aber handelt es ſich bei dem Gewinn 
aus dem New⸗Yorker Geſchäft zugeſtandenermaßen um Ein⸗ 
künfte aus einem Gewerbe, das gar nicht die Beſchwerde— 
führerin, ſondern eine von ihr verſchiedene, mit eigener Rechts- 
perſönlichkeit ausgeſtattete Handelsgeſellſchaft betreibt. Wenn 
nun auch dieſe ausländiſche Geſellſchaft als ſolche mit ihrem 
im Ausland betriebenen Gewerbe der Einkommenſteuerpflicht 
des Art. 2 EinkStGeſ. in Württemberg nicht unterſtellt iſt, 
ſo begegnet es doch andererſeits keinem Anſtand, denjenigen 
Gewinn, welcher aus dem Geſchäftsüberſchuß jener New— 
Yorker Geſellſchaft auf die in der Hand der Beſchwerde— 
7 * 
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führerin befindlichen Geſellſchaftsanteile entfällt, als ſteuer⸗ 
bares Einkommen der Beſchwerdeführerin nach Maßgabe des 
Einkommenſteuergeſetzes (Art. 14 Abſ. 4 bezw. Abſ. 1 Z. 2) 
zu behandeln, wie dies in der angefochtenen Entſcheidung 
geſchehen iſt. 

b) Aus den Gründen des Urteils vom 20. Mai 1908 
in der Einkommenſteuer⸗Rechtsbeſchwerdeſ. der ... Fabrik, 
AG. in B. 

Die Beſchwerde wendet ſich gegen die Art und Weiſe 
der Ermittelung des der Geſellſchaft für ihren auf Würt⸗ 
temberg entfallenden Betrieb für das Steuerjahr 1907 
berechneten Einkommens. 

Bei Feſtſtellung des der württembergiſchen Beſteuerung 
unterliegenden Gewinnanteils des geſamten Unternehmens 
der Beſchwerdeführerin iſt die Steuerbehörde von dem aus 
der Bilanz der Geſellſchaft zu entnehmenden Geſamtüberſchuß 
des Betriebes ausgegangen. Von der Annahme geleitet, 
daß Württemberg an dem Fabrikations gewinn der Aktien⸗ 
geſellſchaft ſteuerlich kein Anteil zukomme, da die ganze Fa- 
brikationstätigkeit ausſchließlich außerhalb Württembergs ſich 
vollziehe, und daß entſprechend den eigenen Angaben der 
Firma anläßlich ihrer Steuererklärung der erzielte Ueberſchuß 
ſich etwa hälftig auf die Fabrikations⸗ und die Verkaufs⸗ 
tätigkeit verteile, iſt ſodann von der Steuerbehörde nur der 
Verkaufs⸗ oder Handels gewinn mit 50% des Geſamt— 
überſchuſſes bei der Verteilung zu Grunde gelegt, überdies 
10% des Handelsgewinns als Voraus für die Geſchäfts— 
leitung in dem Sitzſtaat Preußen ausgeſchieden worden. Der 
hienach zur Verteilung zwiſchen Württemberg und Preußen 
übrig bleibende Teil der geſchäftlichen Ueberſchüſſe iſt nach 
Maßgabe des Bruttoumſatzes in Württemberg in ſeinem 
Verhältnis zum Geſamtumſatz geteilt worden, ſo das ſchließ— 
lich als der auf Württemberg entfallende und dort ſteuer⸗ 
bare Anteil an dem Geſamtüberſchuß des Unternehmens (nach 
Einrechnung der zuzuſchlagenden württemb. Steuern und Be⸗ 
rückſichtigung des 3 igen Abzugs im Sinn von Art. 16 


— ne ni ———— 
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Abſ. 3 des Einkommenſteuergeſetzes) ſich der obengenannte 
Betrag von 17860 Mk. für den Staat ergab. 

Gegen dieſes Ergebnis wird von der Beſchwerdeführerin 
folgendes eingewendet: Die Verteilung des Ueberſchuſſes zwi⸗ 
ſchen Württemberg und Preußen auf Grund des Verhältniſſes 
des württembergiſchen zum geſamten Umſatz — welches die 
Geſellſchaft ſelbſt früher, bei Aufſtellung ihrer Steuererklä⸗ 
rung für 1907, und ebenſo ſchon in den Jahren 1905 und 
1906 zur Grundlage der Ausmittelung des in Württemberg 
ſteuerbaren Gewinnanteils genommen hatte — werde den 
beſonderen Verhältniſſen ihres Unternehmens nicht gerecht. 
Sie verlangt demgemäß die Anwendung eines anderen Ver⸗ 
teilungsmaßſtabs, nämlich nach dem Verhältnis der an den 
einzelnen Betriebsorten gezahlten Löhne, Gehälter und Tan⸗ 
tiemen, weil die Zahl der an jeder Betriebsſtelle tätigen An⸗ 
geſtellten das beſte Bild von der Intenſität der in der ein⸗ 
zelnen Betriebsſtätte zum Beſten des ganzen Unternehmens 
entwickelten Gewerbetätigkeit gebe. Werde aber die Vertei⸗ 
lung nach dem Umſatz beibehalten, dann müſſe der aus Kon⸗ 
ſortialgeſchäften ſtammende Gewinn vorab an dem der Ber- 
teilung zu Grunde gelegten Ueberſchuß gekürzt werden, da 
dieſer Gewinn ausſchließlich auf die Arbeit im Zentralbureau 
B. zurückzuführen ſei. Mindeſtens aber müßte, wenn eine 
ziffermäßige Berückſichtigung des Konſortialerträgniſſes nicht 
zuläſſig erſcheine, die Konſortialtätigkeit wenigſtens ſchätzungs⸗ 
weiſe dadurch in Anſchlag gebracht werden, daß nicht bloß — 
wie geſchehen — 50%, ſondern 60 - 70% des Geſchäftsüber⸗ 
ſchuſſes als derjenige Anteil am Gewinn, bei dem eine in 
Württemberg ausgeübte gewerbliche Tätigkeit nicht in Frage 
komme, vorweg bei der Verhältnisrechnung zur Erlangung 
ihres in Württemberg ſteuerbaren Einkommensteils ausge⸗ 
ſchieden würden. Endlich erſcheine die Gewährung eines 
höheren Präcipuums als 10% an den Sitzſtaat Preußen 
wegen der dort ſtattfindenden Geſchäftsleitung nach den tat⸗ 
ſächlichen Betriebsverhältniſſen wohl begründet. 

Der Beſchwerde kann nach Lage des Geſetzes eine Folge 
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nicht gegeben werden. 

Bei einem Gewerbebetrieb wie dem vorliegenden, der 
nur zum Teil in Württemberg, zum andern (überwiegenden) 
Teil dagegen in anderen Bundesſtaaten, in welchen auch der 
Sitz des Unternehmens gelegen iſt, ſtattfindet, kann gemäß 
Art. 3 Abſ. 1 lit. a des Einkommenſteuergeſetzes die Veran⸗ 
lagung zur württembergiſchen Einkommenſteuer nur nach Maß⸗ 
gabe des in Württemberg ſtattfindenden Betriebes erfolgen. 
Für die in Art. 2 1 Z. 4 EinkStG. genannten Geſellſchaften, 
zu welchen auch die Beſchwerdeführerin gehört, iſt in Art. 16 
Abſ. 2 EinkStG. vorgeſchrieben, daß als ſteuerpflichtiges 
Einkommen derſelben in Fällen des Art. 3 derjenige Teil 
der Ueberſchüſſe zu gelten habe, welcher auf den Geſchäfts⸗ 
betrieb in Württemberg entfällt. Die Frage, wieviel von 
dem Geſamtgewinn auf den württembergiſchen Geſchäftsbe⸗ 
trieb zurückzuführen iſt, kann der Natur der Sache nach nur 
durch Schätzung entſchieden werden, jedenfalls in einem Falle, 
wo es ſich, wie hier, um ein einheitliches Unternehmen han: 
delt, bei welchem eine beſondere Gewinnberechnung für den 
auf Württemberg entfallenden Teil des Geſamtbetriebes von 
vornherein ausgeſchloſſen iſt. (Zu vgl. Urteil des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofs v. 3. April 1907 in WJ. Bd. 19 S. 329; 
Entſch. des Preuß. OberverwGer. in Staatsſteuerſachen Bd. 7 
S. 303; Bd. 9 S. 239). Bei dieſer Sachlage iſt für die 
Entſcheidung der Beſchwerde von Erheblichkeit, daß gemäß 
Art. 64 Abſ. 1 EinkStG. in Bezug auf die Höhe der Steuer: 
veranlagung ſolche tatſächliche Feſtſtellungen, welche durch 
Schätzung gewonnen werden, der Nachprüfung des Ver— 
waltungsgerichtshofs entzogen ſind. Denn da der auf Würt- 
temberg entfallende Anteil am geſchäftlichen Ueberſchuß der 
Beſchwerdeführerin überhaupt nur ſchätzungsweiſe feſt— 
ſtellbar iſt, kann die Entſcheidung des Finanzminiſteriums 
im vorliegenden Fall mittels der Rechtsbeſchwerde nur in— 
ſoweit angefochten werden, als geltend gemacht wird, daß 
die Schätzung auf einer unrichtigen tatſächlichen Grundlage 
beruhe oder einen geſetzlich nicht zuläſſigen Maßſtab verwendet 
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habe (Göz Einkommenſteuergeſetz S. 283). In der Tat hat 
die Beſchwerdeführerin Einwendungen in dieſer Richtung er- 
hoben, allein mit Unrecht. Es kann zunächſt nicht geſagt 
werden, daß die Grundlage, auf welcher die Schätzung ruht, 
unzutreffend und den geſetzlichen Vorſchriften widerſprechend 
wäre. Wenn nach Art. 16 Abſ. 2 EinkStG. das in Würt⸗ 
temberg ſteuerbare Einkommen der Beſchwerdeführerin in ei⸗ 
nem Teil der Geſamtüberſchüſſe des Unternehmens beſteht, 
ſo folgt daraus unmittelbar, daß die Ermittelung des anteil⸗ 
mäßig auf Württemberg entfallenden Gewinns nur auf der 
Grundlage ihres ganzen Einkommens, alſo wie es 
ſeitens der Steuerbehörde geſchehen iſt, einſchließlich des 
Erträgniſſes der ſogen. Konſortialbeteiligungen 
erfolgen durfte. Das Verlangen der Beſchwerdeführerin, 
das unter die Aktiven ihrer Bilanz eingeſtellte Konſortial⸗ 
beteiligungskonto an dem Geſamtüberſchuß abzurechnen, be⸗ 
vor von dem letzteren der für Württemberg in Anſpruch zu 
nehmende Teil beſtimmt wird, erſcheint hienach nicht als be⸗ 
rechtigt; jene Konſortialkapitalien gehören zu dem dem ge- 
ſamten Gewerbebetrieb der Geſellſchaft dienenden Anlage- 
und Betriebskapital, der aus Konſortialbeteiligung erzielte 
Nutzen kommt demgemäß dem ganzen Gewerbebetrieb, nicht 
nur dem außerwürttembergiſchen zu gut und iſt demnach als 
Erträgnis des ganzen Unternehmens, ohne Unterſcheidung 
der einzelnen württembergiſchen und außerwürttembergiſchen 
Betriebsſtätten zu betrachten, gehört aber folglich auch mit 
zu den Ueberſchüſſen, von welchen nach Art. 16 Abſ. 2 des 
EinkStG. ein Teil für die württembergiſche Beſteuerung 
auszuſondern iſt. Dieſe Auffaſſung deckt ſich auch, bei im 
weſentlichen gleicher Rechtslage, vollkommen mit dem Stand⸗ 
punkt der preußiſchen Rechtſprechung, wenn zu dem dem 
Art. 16 Abſ. 2 entſprechenden 8 15 Abſ. 3 des dortigen 
Einkommenſteuergeſetzes in einem Urteil des preuß. Ober⸗ 
verwaltungsgerichts vom 14. Juni 1897 (zu vgl. Fuiſting 
preuß. EinkStG. 7. Aufl. S. 311/12 und die daſelbſt auf⸗ 
geführten weiteren Entſcheidungen) u. a. geſagt iſt: „Das 
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Teilungsobjekt, die Geſamtheit der ſteuerpflichtigen Ueber⸗ 
ſchüſſe, kann nur ſo berechnet werden, daß alle in Betracht 
kommenden Einzelpoſten berückſichtigt werden: den einen oder 
den anderen beiſeite zu laſſen, iſt unſtatthaft. Völlig gleich⸗ 
gültig iſt in dieſem erſten Stadium der Verhandlung auch, 
wie und wo die der Beſteuerung zu unterziehenden Beträge 
von der Geſellſchaft erzielt ſind; hier intereſſiert nicht Ort 
und Art der geſchäftlichen Tätigkeit, ſondern lediglich die 
Frage, ob und in welcher Höhe Ueberſchüſſe erzielt und in 
einer die Steuerpflicht bedingenden Richtung verwendet ſind.“ 

Iſt ſo die Grundlage, auf welcher die angefochtene 
Schätzung ruht, nicht zu beanſtanden, ſo kann auch weiterhin 
der Verteilungsmodus, der von der Steuerbehörde gewählte 
Maßſtab zur Erlangung des in Württemberg ſteuerbaren 
Gewinnanteils keinem rechtlichen Bedenken begegnen. Ueber 
die Art und Weiſe, wie in Fällen der vorliegenden Art die 
Schätzung vorzunehmen iſt, ſind geſetzliche Vorſchriften nicht 
gegeben. Die Vollzugsverfügung des Finanzminiſteriums 
zum Einkommenſteuergeſetz vom 9. Juni 1904 beſchränkt ſich 
in 8 13 Ziff. 2 Abſ. 2 auf den Satz, daß die Feſtſtellung 
des in Württemberg ſteuerpflichtigen Teils des Ueberſchuſſes 
in einem ſolchen Falle „nach den aus den tatſächlichen Be⸗ 
triebsverhältniſſen eines jeden Unternehmens ſich ergebenden 
Merkmalen, welche für die Gewinnerzielung vornehmlich be— 
ſtimmend ſind“, zu erfolgen habe. Wenn nun die angefoch— 
tene Entſcheidung den Standpunkt vertritt, daß als ein jol: 
ches Merkmal vor allem der Umſatz an den einzelnen 
Betriebsſtellen ſich darſtelle, wie dies nicht nur die Beſchwerde⸗ 
führerin anfänglich ſelbſt anerkannt habe, ſondern wie es 
namentlich auch ſonſt allgemein der Uebung, insbeſondere 
auch bei der Einkommenſteuerveranlagung in anderen Staaten 
(Preußen, Sachſen) entſpreche, fo kann dieſer Verteilungs— 
maßſtab jedenfalls nicht als ein unzuläſſiger und dem Geſetz 
widerſprechender bezeichnet werden, umſoweniger als keines— 
wegs der geſamte Geſchäftsüberſchuß nach dem Verhältnis 
der Umſatzmenge in und außerhalb Württembergs geteilt, 
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vielmehr auf Grund der Erwägung, daß bei dieſer Vertei⸗ 
lungsart nur vom Verkaufs⸗ oder Handelsgewinn auszu⸗ 
gehen, dieſer aber ſchätzungsweiſe auf die Hälfte des Geſamt⸗ 
gewinns anzunehmen ſei, nur 50% der Geſamtüberſchüſſe 
(nach Abrechnung weiterer 10% für die Geſchäftsleitung in 
Preußen) der Verhältnisrechnung zu Grunde gelegt worden 
ſind. Ob der aus der Verkaufstätigkeit herrührende Teil 
der Geſamtüberſchüſſe, der ſogen. Handelsgewinn, überhaupt 
und insbeſondere mit Rückſicht auf den in den Ueberſchüſſen 
des Geſamtunternehmens mitenthaltenen Gewinn aus den 
früher genannten Konſortialgeſchäften bei Zugrundelegung 
von 50% der Geſamtüberſchüſſe richtig oder, wie ſeitens der 
Beſchwerdeführerin geltend gemacht wird, zu hoch gewertet 
worden iſt, ob das auf dieſe Weiſe gewonnene Schätzungs— 
ergebnis im ganzen als ſachgemäß und den tatſächlichen Ver⸗ 
hältniſſen des Betriebsunternehmens angemeſſen bezeichnet 
werden kann, ob ſtatt des gewählten Verteilungsmaßſtabs 
(Wert und Menge des Umſatzes) ein anderer, etwa der von 
der Beſchwerdeführerin bezeichnete Maßſtab nach dem Ber: 
hältnis der an den verſchiedenen Betriebsſtätten ausgelegten 
Löhne ꝛc. vielleicht ein richtigeres Bild von dem Einfluß der 
in Württemberg ausgeübten gewerblichen Tätigkeit auf die 
Gewinnerzielung hätte geben können, und endlich, ob das 
Verlangen der Beſchwerdeführerin auf Zubilligung eines 
höheren Präcipuums als 10% für die in B. ſtattfindende 
Geſchäftsleitung nach den beſonderen Verhältniſſen des Unter- 
nehmens als gerechtfertigt anerkannt werden könnte — all 
das iſt nach dem oben genannten Grundſatz des Art. 64 Abſ. 1 
des EinkStG. bei Prüfung und Entſcheidung der Rechtsbe— 
ſchwerde nicht von Belang: inſoweit handelt es ſich ledig— 
lich um Fragen, deren Beurteilung dem pflichtmäßigen Er— 
meſſen der Steuerbehörden überlaſſen iſt, die dagegen, weil 
ſie bloß die Angemeſſenheit einer an ſich geſetzmäßigen 
Schätzung betreffen, zufolge ausdrücklicher Beſtimmung des 
Geſetzes der Nachprüfung des Verwaltungsgerichtshofs nicht 
unterſtehen. 
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8. 


Zur Auslegung des $ 20 des Stuttgarter Ortsbauſtatnts. 


Die Gründe eines Urteils beſagen: 

I. Der Bauunternehmer W. in S. beabſichtigt, auf dem 
Bauplatz F.ſtraße Nr. 11 und zwar an deſſen Grenze gegen 
das an der M.ſtraße gelegene Grundſtück Nr. 4301/1 ein 
Wohnhintergebäude derart zu erſtellen, daß der Neubau an 
der einen Ecke 18,50 m, an der andern 12,20 m von der 
M.ſtraße entfernt iſt, während das trennende Grundſtück 
4301/1 an dieſen beiden Punkten 15,50 und 7,50 m tief iſt. 
Die zuſtändigen Baupolizeibehörden haben das Baugeſuch des 
W. wegen der Raumverhältniſſe von 43011 unter Be⸗ 
rufung auf § 20 des S. er Ortsbauſtatuts abgewieſen. Ge⸗ 
gen den ihm am 26. Mai von der Ortsbehörde eröffneten 
Beſcheid des K. Miniſteriums des Innern vom 14. Mai hat 
W. bei der eröffnenden Behörde am 5. Juni durch Ein- 
reichung eines Schriftſatzes die Rechtsbeſchwerde an den Ver⸗ 
waltungsgerichtshof erhoben. 

II. Die rechtzeitig und formrichtig erhobene Beſchwerde 
war als begründet anzuerkennen. 

Der 820 des S. OBSt. beſtimmt in feinem hierher 
gehörigen Teil: „Wenn die Nebenſeite eines Hinterhauſes 
der Baulinie einer anderen Straße ſo ſich nähert, daß der 
erforderliche Raum nicht verbleibt, um an der letzteren unter 
Beobachtung der geſetzlichen Vorſchriften ein jene Seite 
verdeckendes Vorderhaus zu errichten, ſo muß dieſelbe in der 
Regel eine der betreffenden Baulinie ſich anſchließende Stel- 
lung und ein angemeſſenes Aeußere erhalten“. Da nun der 
geplante Neubau weder eine der Baulinie der M.itraße 
ſich anſchließende Stellung erhalten ſoll, noch ſeine gegen 
die M.ſtraße gerichtete Seite nach Anſicht der Baupo— 
lizeibehörde ein einer Hauptſtraße angemeſſenes Aeußere zeigt, 
ſo hängt ſeine Zuläſſigkeit davon ab, daß das Grundſtück 
4301/1 den erforderlichen Raum zur Erſtellung eines den 
geſetzlichen Bauvorſchriften entſprechenden und die Nordoſt— 
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jeite des Neubaus verdeckenden Vorderhauſes an der M.: 
ſtraße gewährt. Das K. Miniſterium des Innern hat dies 
verneint, obgleich es in ſeiner Entſcheidung ſelbſt feſtſtellt, 
daß ſich wohl ein Gebäude denken laſſe, das unter Beob- 
achtung der geſetzlichen Vorſchriften auf dem fraglichen Platz 
errichtet werden könne und das zugleich die Nordſeite des 
geplanten Neubaus perdeckt. Das Minifterium hält aber 
dieſe Möglichkeit nicht für genügend, um die Anwendbar— 
keit des St. OBSt. auszuſchließen, es verlangt vielmehr 
noch weiter eine gewiſſe Wahrſcheinlichkeit, daß ein ſolches 
Gebäude tatſächlich erſtellt wird. Dieſe Wahrſcheinlichkeit 
erachtet es aber im vorliegenden Fall deshalb nicht für ge— 
geben, weil ein Neubau auf dem zwiſchen der Eigentums: 
grenze des Beſchwerdeführers und der Baulinie der M. 
ſtraße liegenden Grundſtück infolge der geringen Tiefe dieſes 
Grundſtücks und ſeiner ſich nach Südoſten zuſpitzenden Form 
und im Hinblick auf die beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften 
namentlich diejenigen über Seitenabſtände, Gebäudehöhe und 
Hinterhoftiefe eine jo unzweckmäßige Grundform und innere 
Gelaßeinteilung und eine ſo geringe Höhe erhalten müßte, 
daß es den Anforderungen, welche an ein Gebäude in dieſer 
Gegend hinſichtlich ſeiner Benützbarkeit und Rentabilität 
normalerweiſe geſtellt werden müſſen, nicht entſprechen würde. 

Dieſer Auslegung des 8 20 OBSt. vermag ſich der 
Verwaltungsgerichtshof nicht anzuſchließen. Es kann dahin⸗ 
geſtellt bleiben, ob die Bauordnung eine geſetzliche Grund— 
lage für derartige Anforderungen überhaupt darbietet, keinen— 
falls findet die Anſchauung des angefochtenen Beſcheids in 
dem Wortlaut des § 20 den erforderlichen Rückhalt. Dieſer 
erfordert nur, daß auf dem trennenden Grundſtück der er- 
forderliche Raum verbleibt, um an der Baulinie unter Be— 
obachtung der geſetzlichen Vorſchriften ein die Nebenſeite des 
Hinterhauſes verdeckendes Vorderhaus zu errichten. Davon, 
ob die wirkliche Errichtung eines ſolchen Vorderhauſes nach 
den üblichen Verhältniſſen wahrſcheinlich iſt, oder ob ſie etwa 
wegen der Anforderungen, welche in der betreffenden Gegend 
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an ein Gebäude hinſichtlich ſeiner Benützbarkeit und des 
Nutzens geſtellt werden, den es dem Eigentümer abwerfen 
fol, nicht wahrſcheinlich iſt, iſt in § 20 keine Rede. 
Derartige Erwägungen liegen, wennſchon fie im vor⸗ 
liegenden Fall dem Zwecke des $ 20 OBSt. förderlich wären, 
doch ſo ſehr außerhalb des Gebiets der Baupolizei und 
brächten eine ſo erhebliche Beſchränkung der Baufreiheit mit 
ſich, daß ſie ohne ausdrückliche Vorſchrift nicht zur Anwen⸗ 
dung gelangen können. Hatten fie demnach bei der Be- 
ſcheidung des Baugeſuches des Beſchwerdeführers außer Be- 
tracht zu bleiben, ſo war die Beſchwerde inſoweit als die 
Abweiſung des Geſuchs ſich auf ſie ſtützt, begründet und es 
ergab ſich hieraus gemäß Art. 13 Abſ. 1 des Geſetzes über 
die Verwaltungsrechtspflege die vom Verwaltungsgerichtshof 
verfügte Außerwirkungſetzung der angefochtenen Verfügung. 
Urteil vom 9. Juli 1908 in der Bau: Rechtsbeſchwerde⸗ 
ſache des Bauunternehmers W. W. in St. 


9. 


Erreicht ein zuſammenhüngender Grund beſitz die Größe 
nan mehr als 50 Morgen, fo erliſcht damit die Be- 
rechtigung der Gemeinde zur Ausübung der Jagd. 


Aus den Gründen: 


Das Jagdrecht auf dem eigenen Grund und Boden 


ſteht nach Art. 1 Jagdgeſetz dem Grundeigentümer zu. Zu 
trennen von dem Jagdrecht iſt das Jagdausübungsrecht. 
Erſteres iſt ein Beſtandteil des Eigentumsrechts, letzteres iſt 
Verwirklichung dieſes Rechts. Dieſe iſt in Württemberg, 
wie in anderen deutſchen Staaten, insbeſondere auch in 
Preußen!) an beſondere, polizeilichen Erwägungen ent— 
nommene Vorausſetzungen geknüpft. Als ſolche Voraus— 


1) Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850, §§ 1, 2, 4, 9— 11, jetzt 
Jagdordnung vom 15. Juli 1907, S$ 2—4, 7, 14, 16 ff. auch Jagdord— 
nung für die Provinz Hannover vom 11. März 1859 $ 2—8 (noch gel— 
tend) und Jagdordnung für die Hohenzollernſchen Lande vom 10. März 
1902, 8S 2, 4, 6—8 (ebenfalls noch geltend). 
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ſetzung kommt für den vorliegenden Fall in Betracht 
die Vorſchrift des Art. 2 Ziff. 1 des Jagdgeſetzes, nach der 
die Ausübung der Jagd durch den Grundeigentümer ſelbſt 
nur zuläſſig iſt auf einem zuſammenhängenden Grundbeſitz 
von mehr als 50 Morgen (15 ha, 75 a, 87 qm). Dieſe 
Vorausſetzung war am 1. April 1907 für den Grundbeſitz 
des S. nicht gegeben. Dieſer Grundbeſitz war deshalb mit 
den übrigen gleichfalls nicht zu ſelbſtändiger Jagdausübung 
berechtigenden Grundſtücken der Markung zuſammenzuwerfen 
zu gemeinſchaftlicher Jagdausübung, die nach Art. 4 und 5 
des Jagdgeſetzes namens der beteiligten Grundeigentümer 
und für deren Rechnung durch die Geſamtgemeinde im Wege 
der Verpachtung erfolgte. Da nun aber die Vorausſetzung 
des Art. 2 Ziff. 1 für den Grundbeſitz des S. im Laufe 
der Pachtzeit dadurch eintrat, daß er fo viele und fo ge— 
legene Grundſtücke hinzuerwarb, daß er ſeit 23. Oktober 07 
über einen zuſammenhängenden Grundbeſitz von mehr als 
50 Morgen verfügt, ſo fragt es ſich, ob damit für dieſes Grund⸗ 
eigentum von ſelbſt die auf Art. 4 beruhende Berechtigung der 
Gemeinde und damit auch das aus dieſer Berechtigung ab— 
geleitete Recht des Pächters erliſcht, bezw. erloſchen iſt. 

Das Geſetz trifft keine beſonderen Beſtimmungen für 
dieſen Fall, auch der Geſetzesbegründung und den Kammer⸗ 
verhandlungen iſt für denſelben unmittelbar nichts zu ent⸗ 
nehmen!). In der Lehre iſt die Frage in bejahendem Sinn 
entſchieden ). 

Dieſe Urteile ſind folgendermaßen begründet: Art. 2 
Ziff. 1 des Jagdgeſetzes beſtimmt ohne jede Zeitbeſchränkung, 
daß die Jagdausübung durch den Grundeigentümer zuläſſig 
ſei auf einem zuſammenhängenden Grundbeſitz von mehr als 
50 Morgen. Das Jagdrecht ruht auf dem Grundbeſitz. 


1) Verh. der Kammer der Abg. 1854/55, I. Beil.⸗Bd. S. 222 ff. 
II. Prot.⸗Bd. S. 1493 ff. 

2) Göz Verwaltungsrechtspflege S. 432, ebenſo in der Rechtſpr. d. 
VerwGerHofs, Urteil vom 15. Mai 1880, Württ. Archiv 22 S. 264 und 
vom 12. Juni 1895, WJ. 7 ©. 359. 
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Nur wenn die Vorausſetzungen der Art. 2 und 3 nicht vor⸗ 
handen ſind, tritt das Recht der Gemeinde ein. Es muß 
alſo davon ausgegangen werden, daß das Recht der Ge— 
meinde, die Jagd auf der Gemeindemarkung durch Verpach⸗ 
tung auszuüben, ſchon zur Zeit des Abſchluſſes des Pacht— 
vertrages ein durch die Beſtimmung des Art. 2 des Jagd⸗ 
geſetzes beſchränktes geweſen ſei und daß die Verpachtung 
für eine beſtimmte Zeit nur unter der ſtillſchweigenden Vor⸗ 
ausſetzung ſtattfinden konnte, daß nicht im Laufe der Jagd⸗ 
pachtperiode einzelne Grundſtücke der Gemeindemarkung 
unter die Beſtimmung des Art. 2 fallen. Mit dem Eintritt 
dieſes Falles erloſch das Recht der Gemeinde kraft geſetzlicher 
Vorſchrift von ſelbſt und damit auch das Recht des Pächters 
gegenüber dem Grundbeſitzer. Hieran würde auch dadurch 
nichts geändert, wenn etwa anzunehmen wäre, daß die Ge— 
meinde als geſetzliche Stellvertreterin der Grundbeſitzer die 
Jagd auf deren Grundſtücke verpachte. Denn auch in dieſem 
Falle hätte die Gemeinde die Jagd auf den einzelnen Grund— 
ſtücken nur unter der ſelbſtverſtändlichen aus dem Geſetz ſich 
ergebenden Bedingung verpachten können, daß nicht im Laufe 
der Pachtzeit der Fall eintrete, daß ein Grundbeſitzer einen 
zuſammenhängenden Grundbeſitz von mehr als 50 Morgen 
erwerbe. Von dieſem Standpunkt abzugehen hat der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof keinen Anlaß. Der Berufungskläger 
ſtellt ebenſo wie die Abhandlung in Boſchers Zeitſchrift, Jahr: 
gang 42, S. 59 und 90, auf die er ſich bezieht, die Begrün⸗ 
dung feiner gegenteiligen Anſicht lediglich auf den Pachtver— 
trag und die Folgen, die ſich aus dieſem nach dem bürger— 
lichen Recht ergeben, ab. Dies iſt aber nicht angängig. 
Denn Art. 2 Abſ. 1 Z. 1 des Jagdgeſetzes beſchränkt die 
ſelbſtändige Jagdausübung lediglich durch öffentlich-rechtliche, 
polizeiliche Vorſchrift, die mit allen ihren Folgen mit dem 
in Art. 2 Z. 1 gegebenen Tatbeſtand in Wirkung tritt und 
mit ſeinem Fortfall alsbald zu wirken aufhört. Die Vor— 
ſchriften des bürgerlichen Rechts können hier nicht angewendet 
werden und der Jagdpachtvertrag vermag die nach den Vor— 
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ſchriften des öffentlichen Rechts mit Notwendigkeit eintreten⸗ 
den Folgen nicht zu ändern. 

Dies war auch der Standpunkt der preußiſchen Recht⸗ 
ſprechung nach dem Jagdpolizeigeſetz vom 7. März 1850 und 
derjenige des Reichsgerichts auf Grund dieſes Geſetzes ). 

Für den überwiegenden Teil des Königreichs Preußen 
iſt der Gegenſtand in der Jagdordnung vom 15. Juli 1907 
allerdings nun inſofern anders geordnet, als vorgeſchrieben 
iſt, daß in einem Falle, wie dem vorliegenden, die eigene 
Jagdausübung dem Eigentümer erſt mit Ablauf des Pacht⸗ 
jahrs zuſteht und zwar nur, wenn er den Vertreter und den 
Pächter des gemeinſchaftlichen Jagdbezirks 6 Monate vorher 
von der Abſicht in Kenntnis geſetzt hat, daß er von der ihm 
zuſtehenden Befugnis Gebrauch machen will. Für die Provinz 
Hannover jedoch und für die Hohenzollernſchen Lande, wo 
mit der Jagdordnung vom 11. März 1859 und derjenigen 
vom 10. März 1902 dasſelbe Recht wie in Württemberg in 
Kraft geblieben iſt, hat der Grundſatz ſeine Geltung behalten, 
daß die auf den geſetzlichen Flächenraum anwachſenden Grund⸗ 
ſtücke ſchon kraft Geſetzes und ohne weiteres aus dem ge⸗ 
meinſchaftlichen Jagdbezirk ausſcheiden ). 

Urteil v. 10. Juni 1908 in der Beruf.⸗Sache des Rechts⸗ 

anw. Sch. in G. gegen den Bauern J. S. in W. 


10. 


IA ein Leiſtenbruch eine Krankheit im Sinne des 
Krankenverſicherungsgeſetzes? 


Die Frage wird in einem konkreten Falle verneint aus 
folgenden Gründen: 

Der Leiſtenbruch des Klägers war nach deſſen eigener 
Darſtellung jedenfalls ſchon ſeit Februar 1907 vorhanden; 
ob Kläger ſich den Bruch bei der Arbeit in der Fabrik der 
beklagten Krankenkaſſe zugezogen hat oder nicht, iſt uner— 


1) OberverwGerEntſch. 20 S. 320; 24 ©. 286, 291; 28 S. 316; 
RG. in CS. 52 S. 126; JW. 1902 S. 598. 
2) Dalkes Preuß. Jagdrecht 5. Aufl. S. 277. 
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heblich. Entſcheidend für den vorliegenden Rechtsſtreit iſt 
allein die Frage, ob Kläger bei ſeinem Ausſcheiden aus der 
Kaſſe der Beklagten am 25. Januar 1908 oder innerhalb 
eines Zeitraums von 3 Wochen unmittelbar nach der damals 
eingetretenen Erwerbsloſigkeit ($ 28 KVG.) infolge feines 
Bruchs krank geweſen iſt. Denn der Anſpruch auf Kranken⸗ 
unterſtützung beſteht nach Maßgabe des Krankenverſicherungs⸗ 
geſetzes nur im Falle der Krankheit oder der durch 
Krankheit herbeigeführten Erwerbs unfähigkeit. Ein 
dauernder fehlerhafter Körperzuſtand, eine krankhafte Anlage 
als ſolche aber iſt noch nicht Krankheit im Sinne der Kran⸗ 
kenverſicherung; fie tft nur dann vorhanden, wenn die Stö⸗ 
rung des körperlichen (oder geiſtigen) Geſundheitszuſtands 
ärztliche Behandlung, Arznei oder Heilmittel notwendig macht. 
Bei wem eine derartige beſondere Störung nicht vorliegt, 
gilt nach Krankenverſicherungsrecht als geſund, eben weil er 
keinen Arzt nötig hat und deshalb ſeinem Erwerb nachgehen 
kann, mag auch in ſeinem Organismus eine krankhafte An⸗ 
lage fortbeſtehen (Arbeiterverſorgung Jahrg. 1893 S. 536; 
1895 S. 79; Reger Entſcheidungen Bd. 13 S. 261; Bd. 24 
S. 83; Hahn Komm. zum KVG. zu $ 6 Anm. 2). Daß 
nun in dieſem Sinne eine Krankheit bei dem Kläger — vor 
oder nach ſeinem durch Arbeitsmangel bedingten Austritt 
aus der Waffenfabrik am 25. Januar — vorgelegen, ſein 
Zuſtand alſo die Vornahme einer Operation nötig gemacht 
hätte, kann in Uebereinſtimmung mit dem angefochtenen Ur⸗ 
teil nicht geſagt werden. Nachdem Kläger im Februar 1907 
auf Verordnung des Kaſſenarzts der Beklagten ein Bruch⸗ 
band erhalten hatte, hat er ſelbſt bis zu ſeinem Austritt aus 
der Fabrik wegen ſeines Bruchs den Arzt nicht mehr auf- 
geſucht und damit bewieſen, daß er ärztliche Behandlung 
ſelbſt nicht weiter für geboten erachtete. Jedenfalls aber ſteht 
objektiv auf Grund der ärztlichen Gutachten feſt, daß die 
Notwendigkeit ärztlicher Behandlung des Klägers, und ins⸗ 
beſondere die Notwendigkeit für eine Bruch operation zur 
fraglichen Zeit nicht vorhanden war. Der Kaſſenarzt der 
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Beklagten hat am Tage des Arbeitsaustritts dem Kläger 
auf Befragen erklärt, daß er zwar die Operation bei einem 
Mann in ſeinen Jahren für wünſchenswert erachte, um den 
Bruchſchaden dadurch vollſtändig zu beſeitigen, daß es aber 
andererſeits kein dringendes Bedürfnis ſei, die Operation 
vorzunehmen, da ja der Bruch keine außergewöhnlichen Be⸗ 
ſchwerden verurſache und keine Neigung zum Einklemmen gezeigt 
habe, und übereinſtimmend hat Prof. Dr. Z., durch den der Klä⸗ 
ger am 13. Febr. 1908 die Operation an ſich vornehmen ließ, 
angegeben, daß zwar der Bruch durch ſeine Beſchwerden den 
Träger beläſtigte, daß aber eine Einklemmung oder eine un⸗ 
mittelbar drohende Gefahr für das Leben nicht vorhanden war. 

Hienach lag eine Krankheit im Sinne objektiver 
Notwendigkeit ärztlicher Behandlung vor oder nach dem Aus⸗ 
tritt des Klägers aus der Waffenfabrik überhaupt nicht 
vor; wenn dieſer gleichwohl die Bruchoperation an ſich vor: 
nehmen ließ, ſo konnte dies nur auf ſeine eigenen, nicht 
aber auf Koſten der beklagten Kaſſe geſchehen, welch letztere 
damit eine über den Rahmen der geſetzlichen und ſtatuta⸗ 
riſchen Krankenfürſorge hinausgehende Hilfeleiſtung gewährt 
hätte (zu vgl. auch Arb Verſ. 1904 S. 648 ff.). 

Die Bekl. war demnach nicht verpflichtet, dem Kläger 
Unterſtützung zu gewähren, geſchweige denn ihm die Koſten 
zu erſetzen, die die Inanſpruchnahme eines anderen als des 
Kaſſenarztes und der Eintritt in eine Krankenhausbehandlung 
ohne Genehmigung der zuſtändigen Organe der Beklagten 
ihm verurſachten: Die Klage iſt demgemäß vom Unterrichter 
mit Recht abgewieſen worden. 

Urteil v. 23. Sept. 1908 in der Beruf.⸗Sache des Schloſſers 

Joh. Gg. Z. in O., Kl. ers Beruf.⸗Kl. ers, g. die Kranken⸗ 

kaſſe der Waffenfabrik M. in O., Bekl. Ber.⸗Bekl. 


11. 


Borausfekungen der Armenunterſtützung und deren 
Merhältnis zur Fürſorge⸗Erziehnng. 


In den Gründen eines Urteils finden ſich hierüber fol: 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 1. 8 
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gende Ausführungen: 

Nach § 28 UWG. iſt Vorausſetzung für die Begründung 
eines Anſpruchs auf Erſtattung von Unterſtützungsaufwand: 

1. daß bei der unterſtützten Perſon Hilfsbedürftigkeit 
vorlag; 2. daß das Eintreten der öffentlichen Armenpflege 
geboten war; 3. daß dem vorläufig unterſtützenden Armen⸗ 
verbande hiedurch Koſten erwachſen ſind; 4. daß die Unter⸗ 
ſtützung innerhalb der Grenze des durchaus notwendigen ge— 
blieben iſt !). | 

Daß dem klägeriſchen Ortsarmenverband Koſten erwachſen 
ſind, iſt vom Beklagten nicht beſtritten, dagegen beſteht über 
die andern 3 Punkte Streit unter den Parteien. Der Be⸗ 
griff der Hilfsbedürftigkeit iſt im Unterſtützungswohnſitzgeſetz 
nicht näher beſtimmt, er ergibt ſich aber aus § 4 des Frei⸗ 
zügigkeitsgeſetzes im Zuſammenhalt mit Art. 1 Abſ. 1 des 
Württ. Ausf G. zum UWG. vom 17. April 1873 7. 

Danach iſt, wie der Verwaltungsgerichtshof in ſtändiger 
Rechtſprechung in Uebereinſtimmung mit der geltenden Lehre 
und der Rechtſprechung des Bundesamts für das Heimat⸗ 
weſen angenommen hat, als hilfsbedürftig zu betrachten jede 
Perſon, die nicht die hinreichenden Kräfte beſitzt, um ſich und 
ihren nicht arbeitsfähigen Angehörigen den notdürftigen Le- 
bensunterhalt (Obdach, Nahrung, Kleidung u. ähnl., die er⸗ 
forderliche Pflege in Krankheitsfällen und im Falle des Ab⸗ 
lebens ein angemeſſenes Begräbnis) zu verſchaffen und ſolchen 
weder aus eigenem Vermögen beſtreiten kann, noch von einem 
dazu verpflichteten Verwandten erhält. 

Im vorliegenden Fall handelt es ſich um die Unterſtützung 
eines zur Zeit des Eintretens des klägeriſchen Ortsarmen⸗ 
verbands 8 Jahre alten, vermögensloſen, auf die zu ſeinem 
Unterhalt verpflichteten Verwandten angewieſenen Kindes. 
Als ſolche kommen in Betracht: der uneheliche Vater, die 
Mutter, die Großmutter mütterlicherſeits. Der uneheliche 


1) Eger UWG. 5. Aufl. Anm. 84 S. 167 ff.; Scharpff Armen: 
recht S. 105 Anm. 5. 
2) Scharpff a. a. O. S. 46 Anm. 3, S. 222; Eger a. a. O. S. 9 ff. 
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Vater iſt gerichtlich zu einem jährlichen Unterhaltsbeitrag 
von 120 Mk. verpflichtet worden. Er iſt aber in Amerika 
mit unbekanntem Aufenthaltsort abweſend, hat noch nie etwas 
bezahlt und es iſt von ihm nichts zu hoffen. 

Die Großmutter Friedrike D. hat den Knaben bis zum 
ſchulpflichtigen Alter bei ſich in H. gehabt. Sie hat aber bei 
ihrer Vernehmung am 21. Nov. 1907 in glaubwürdiger 
Weiſe erklärt, ſie wäre nicht in der Lage geweſen, das Kind 
damals, als die Ortsarmenbehörde L. ſich desſelben annahm, 
ohne fremde Beihilfe bei ſich wieder aufzunehmen. Sie habe kein 
Vermögen und werde von ihrer Tochter S. unterſtützt, ohne 
welche Unterſtützung ſie nicht leben könnte. Sie könne das 
Kind auch jetzt oder in Zukunft nicht mehr zu ſich nehmen. 

Demnach ſcheidet die Großmutter aus dem Kreiſe der— 
jenigen Perſonen, von denen der Knabe etwas erwarten 
könnte, ebenfalls aus. Es verbleibt nur noch die Mutter. 
Es fragt ſich nun, war dieſe zur Zeit des Eintretens der 
Ortsarmenbehörde L. für ſich allein imſtande, dem Knaben 
den erforderlichen Lebensunterhalt zu gewähren und wäre 
ſie dies ſeitdem geweſen oder hätte ſie ihrer Unterhaltspflicht 
mit Hilfe ihres Ehemannes nachzukommen permocht und wäre 
dieſer willens geweſen, das hiefür Erforderliche zu gewähren? 

Die Kreisregierung iſt davon ausgegangen, es ſei von 
einer in den dürftigen Vermögensverhältniſſen der Mutter 
und ihres Ehemannes begründeten Unfähigkeit der Eltern, 
für das leibliche und geiſtige Wohl des Knaben zu ſorgen, 
überall keine Rede. Dieſe Anſchauung iſt nach dem Ergeb— 
nis der vorliegenden Erhebungen nicht haltbar. 

Vor allem iſt feſtzuſtellen, daß Wilhelm E. ſeine Ehe— 
frau in keiner Weiſe im Unterhalt ihres vorehelichen Kindes 
unterſtützte. Nach den durchaus glaubwürdigen Angaben 
der Frau D., der Sophie D., des Schreiners N. und des 
Schutzmanns S., denen gegenüber die anders lautenden An— 
gaben der E. und ihres Ehemannes ohne Belang ſind, hat 
E. wenig regelmäßig gearbeitet und viel getrunken, er hat 
nicht nur ſeinen Verdienſt meiſt völlig für ſich ſelbſt ver— 

8 * 


116 Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


braucht und ſeiner Frau die Sorge für ſich ſelbſt und die 
3 Kinder überlaſſen, ſondern auch auf ihren und ihrer 
Schweſter Verdienſt noch Anſprüche gemacht. Er iſt ein 
roher, gewalttätiger Menſch, der wegen Beleidigung, Haus⸗ 
friedensbruchs und Körperverletzung ſchon wiederholt be- 
ſtraft wurde und in der erſten Zeit der Anweſenheit des 
Knaben in ſeinem Hauſe dieſen einmal ſo mißhandelte, daß 
er wegen Körperverletzung zu einer Gefängnisſtrafe von 1 Mo⸗ 
nat 15 Tagen verurteilt wurde. 

Neben dem vorehelich geborenen Knaben Ernſt hat die 
E. noch 6 Kindern das Leben geſchenkt: 1900, 1902, 1904, 
1905, 1906 (Zwillinge). Das im Jahr 1904 geborene Kind 
iſt im gleichen Jahre wieder geſtorben, das im Jahr 1905 
geborene im Jahr 1907. Zur Zeit des Einſchreitens der 
Ortsarmenbehörde L. im Jahr 1905 hatte die E. 3 Kinder 
im Alter von 7, 5 und 3 Jahren zu unterhalten, die Geburt 
eines vierten ſtand unmittelbar bevor. Dieſen Anſprüchen 
konnte ſie mit ihrem Verdienſte nicht genügen, ihre vielfache 
Abweſenheit von Hauſe mußte ſie auch an ordnungsmäßiger 
Verpflegung und Beaufſichtigung der Kinder behindern. Sie 
ſtellt dies zwar in Abrede, vermag aber ſelbſt keine ſolche 
Angaben über ihren Verdienſt zu machen, aus denen zu ent⸗ 
nehmen wäre, daß derſelbe eine für die auf ihr laſtenden 
Anſprüche genügende Höhe gehabt hätte. 

Aus den Angaben der Zeugen D., Sophie D., N., S. 
und H. erhellt allerdings, daß die E. dem Verdienſt fleißig 
nachging, zugleich aber auch, daß die Verdienſtgelegenheit 
für ſie eine beſchränkte war und daß der erzielte Erwerb nur 
ein geringer war. Weiter aber iſt durch dieſe Zeugen nach— 
gewieſen, daß die Kinder vielfach bitteren Mangel am nö— 
tigſten litten und auf fremde Hilfe angewieſen waren, und 
daß dies namentlich bei dem vorehelichen Kinde der E., dem 
Ernſt D. der Fall war. Danach iſt der Schluß begründet, 
daß die Mutter aus Mangel an Mitteln und infolge unzu⸗ 
reichenden Verdienſtes nicht imſtande war, dem Knaben den 
erforderlichen Unterhalt zu gewähren. Mögen auch die rohe 
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Art des Stiefvaters und die mangelnde Liebe der Mutter, 
daneben die eigene Veranlagung des Knaben an deſſen Ver⸗ 
wahrloſung mitſchuldig geweſen ſein, der hauptſächlichſte 
Grund lag jedenfalls in dem aus Mangel an Mitteln her⸗ 
rührenden Unvermögen der Mutter, dem Knaben die erfor- 
derliche Nahrung, Pflege und Erziehung angedeihen zu laſſen. 

Das Einſchreiten der öffentlichen Armenpflege war hie⸗ 
nach infolge Hilfsbedürftigkeit des Knaben geſetzlich geboten 
und ſie iſt, da die maßgebenden Verhältniſſe, wie insbeſon⸗ 
dere durch die Angaben beſtätigt wird, die die E. ſelbſt am 
6. Juni 1908 vor dem Stadtſchultheißenamt L. dahin ge⸗ 
macht hat, daß ihr Mann nicht genügend für den Unterhalt 
der Familie beiſteuere und daß ſie nicht imſtande wäre, den 
Knaben im Falle ſeiner Entlaſſung in St. aufzunehmen und 
zu ernähren, im weſentlichen dieſelben geblieben ſind, auch 
heute noch notwendig. 

Da die vom Kläger geübte Unterſtützung unter den vor⸗ 
liegenden Umſtänden auch innerhalb der Grenzen des durch— 
aus Notwendigen ſich hält, war der Erſtattungsanſpruch, ſo 
wie er geltend gemacht worden iſt, als gerechtfertigt anzu⸗ 
erkennen und zu entſcheiden, wie geſchehen. Außer Betracht 
konnte hiebei bleiben, ob für den Fall, daß die Armenbe⸗ 
hörde nicht eingeſchritten wäre, die Vorausſetzungen für An⸗ 
ordnung der Fürſorgeerziehung gegeben geweſen wären oder 
ſich hätten ergeben können. Denn nachdem die Hilfsbedürf⸗ 
tigkeit des Knaben der Ortsarmenbehörde L. erkenntlich ge- 
worden war, mußte dieſe nach $ 28 UWG. ohne Rückſicht 
darauf einſchreiten, ob etwa eine zur Zeit des Hervortretens 
der Hilfsbedürftigkeit noch gar nicht eingeleitete Fürſorge⸗ 
erziehung zum gleichen Ziele führen würde. 

Der Kläger war auch nicht verpflichtet, vor ſeinem Ein⸗ 
ſchreiten ſich mit dem Beklagten ins Benehmen zu ſetzen. 
Zur Wahrung ſeines Erſtattungsanſpruchs genügt vielmehr 
nach §S 34 UWG. die Anmeldung desſelben innerhalb 6 Mo- 
naten. Dieſer Vorſchrift iſt Genüge geleiſtet worden. 

Die Uebernahme des E. D. in eigene Fürſorge kann 
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der Beklagte nach §S 32 UWG. jederzeit verlangen, es bedarf 
nur entſprechenden Antrags an den Kläger. Die Verpflich⸗ 
tung des Beklagten zu weiterer Koſtenerſtattung richtet ſich 
dann nach 8 32 Abſ. 3 UWG. 
Urteil vom 17.) 24. Juni 1908 in der Beruf.⸗Sache des 
Ortsarmenverbands L., Klers. Beruf.⸗Klers., gegen den 
Ortsarmenverband B., Bekl. Beruf.⸗Bekl. 


12. 


Norausſetzungen der Angehörigennnterſtützung nach 
dem Krankenverſtcherungsgeſetz. 
Aus den Gründen: 

Mit ihrer Klage bezweckt die Klägerin gegenüber dem 
Beſcheid der Aufſichtsbehörde, daß ſie zur Leiſtung von An⸗ 
gehörigenunterſtützung für die Familie des Beklagten auf 
26 Wochen vom 14. März 1906 an verpflichtet ſei, die 
richterliche Feſtſtellung dahingehend, daß dieſe Verpflichtung 
ihr nicht obliege. Das rechtliche Intereſſe an alsbaldiger 
Feſtſtellung dieſes Rechtsverhältniſſes war für die Klägerin 
mit dem Beſcheid des Oberamts ohne weiteres gegeben; es 
iſt auch die Paſſivlegitimation des Beklagten, wiewohl nicht 
er ſelbſt, ſondern ſeine Ehefrau bei der Aufſichtsbehörde die 
Zuerkennung des Angehörigenkrankengelds beantragt hatte, 
um deswillen nicht zu beanſtanden, weil anerkanntermaßen 
der Anſpruch auf Angehörigenunterſtützung nicht ſowohl den 
Angehörigen des Verſicherten, als vielmehr dieſem ſelbſt zu⸗ 
ſteht. (Hahn, Krankenverſicherungsgeſetz zu $ 7 Anm. 3 
Note b S. 112; Arbeiterverſorgung Bd. 15 S. 369.) An⸗ 
dererſeits folgt aus der Natur der Klage als einer Feſt— 
ſtellungsklage, daß dann, wenn der Anſpruch auf die Ange— 
hörigenunterſtützung für begründet zu erachten wäre, die 
Entſcheidung auf Abweiſung der erhobenen Klage, nicht aber 
auf Verurteilung zu einer Leiſtung — wie es in dem ange— 
fochtenen Urteil geſchehen iſt — zu lauten hätte. Nach Lage 
der Sache kann aber der Anſpruch auf die geforderte An— 
gehörigenunterſtützung als begründet nicht anerkannt werden. 
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Uebereinſtimmend mit § 7 Abſ. 2 und S 21 Ziff. 2a 
des Krankenverſicherungsgeſetzes beſtimmt das Kaſſenſtatut 
der Klägerin in § 14 Abſ. 5, daß die im Krankenhaus 
untergebrachten Kaſſenmitg lieder dann, wenn fie 
Angehörige haben, deren Unterhalt ſie bisher 
ausihrem Arbeits verdienſtbeſtritten haben, 
drei Viertel des als Krankengeld feſtgeſetzten Betrages für 
dieſe Angehörigen erhalten. Auch wenn die Verſicherung 
eines Kaſſenmitglieds für die Zeit, während welcher die 
Unterſtützung für die Angehörigen beanſprucht wird, fortbe⸗ 
ſteht, iſt demnach der Anſpruch auf Angehörigenunterſtützung 
noch von der weiteren, weſentlichen Vorausſetzung abhängig, 
einmal, daß der Verſicherte auf Verfügung der Krankenkaſſe 
ſelber in einem Krankenhauſe untergebracht worden iſt, und 
ferner, daß der Erkrankte den Unterhalt ſeiner Angehörigen, 
wenn auch nicht ausſchließlich, ſo doch der Hauptſache nach 
vor ſeiner Unterbringung im Krankenhaus aus ſeinem Ar⸗ 
beitsverdienſt beſtritten hatte ). | 

Die Angehörigenunterſtützung wird alſo vor allem nur 
neben der vom zuſtändigen Kaſſenorgan an⸗ 
geordneten Krankenhauspflege gewährt; 
nur in Verbindung mit dieſer tritt ſie an die 
Stelle der in $ 6 KVG. und § 13 des Kaſſenſtatuts vorge⸗ 
ſehenen Leiſtungen. Iſt dagegen der Verſicherte, wie im 
vorliegenden Falle, gar nicht auf Anordnung der 
Kaſſe, in deren freiem Ermeſſen die Wahl zwiſchen den 
Leiſtungen aus $ 6 und denen aus §S 7 KVG. (§ 13 bezw. 
14 des Statuts) grundſätzlich liegt, vielmehr aus ei⸗ 
gener Entſchließung ins Krankenhaus gekommen, 
ſo entfällt der Anſpruch auf Angehörigenunterſtützung, da 
in dieſem Falle die Kaſſe gar nicht zur Zahlung der aus 
der Krankenhausbehandlung ſich ergebenden Aufwendungen, 
ſondern nur zu den Leiſtungen aus $ 6 KVG. (§ 13 des 

1) Hahn, a. a. O. §S 7 Anm. Li und Anm. 3 Note e ©. 109 


und 112; Arbeiterverſorgung Bd. 19 S. 392; Bd. 20 S. 112; Reger 
Entſch. Bd. 23 S. 257 und 453; Reger 3. Erg. Bd. S. 79. 
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Statuts) verpflichtet werden kann, neben dieſen aber ein An⸗ 
ſpruch auf Angehörigenkrankengeld nicht gegeben iſt. Eine 
Ausnahme von dieſer Regel iſt nur für den Fall denkbar, 


daß die Kaſſe die ohne ihre Anordnung erfolgte Unterbringung 


in einem Krankenhaus als für ihre Rechnung geſchehen nach: 
träglich anerkennt; davon kann aber im vorliegendem Falle 
umſoweniger die Rede ſein, als die Klägerin ja überhaupt 
die Verpflichtung, für die Erkrankung des Beklagten vom 
14. März 1906 ab einzutreten, als nicht zu Recht beſtehend 
beſtreitet (vergl. Hahn a. a. O. S. 112). Da hienach die 
Krankenhauspflege des Beklagten während des in Betracht 
kommenden Zeitraums (vom 14. März 1906 ab) gar nicht 
auf die Entſchließung der Kaſſe zurückgeführt werden und 
auch nicht als von ihr genehmigt gelten kann, ſo erſcheint 
ſchon aus dieſem Grunde die Krankenkaſſe zur Gewährung 
der geforderten Unterſtützung an die Familie des Beklagten 
nicht verpflichtet, der Antrag der Klägerin mithin begründet. 
Aber auch die andere Vorausſetzung, daß der 
Beklagte vor ſeiner Erkrankung den Unterhalt 
für ſeine Angehörigen im weſentlichen aus 
ſeinem Arbeitsverdienſt beſtritten hätte, iſt 


nicht erfüllt. Es ſteht feſt, daß der Beklagte in der 


Zeit vom 1. Februar, an welchem Tage er das Krankenhaus 
in G. verlaſſen hatte, bis zu ſeinem wiederholten Eintritt 
in dieſe Anſtalt am 14. März 1906 tatſächlich ein Ein⸗ 
kommen überhaupt nicht gehabt hat; davon, daß er in dieſer 
Zeit den Unterhalt für feine Ehefrau und Kinder von ſei— 
nem Arbeitsverdienſt hätte beſtreiten können, kann alſo keine 
Rede ſein. Geht man aber mit der K. Kreisregierung da⸗ 
von aus, daß die Erkrankung, welche am 14. März 1906 
zur abermaligen Aufnahme des Beklagten in die Heilanſtalt 
G. führte, als eine neue Krankheit im Sinne des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes anzuſehen iſt, ſofern der Beklagte ent— 
ſprechend ſeiner eigenen Darſtellung nach dem Verlaſſen des 
Krankenhauſes am 1. Februar während der folgenden Wochen 
bis zu ſeiner Wiederaufnahme in der Anſtalt in G. nicht 
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nur ärztlicher Behandlung nicht bedurfte, ſondern auch er⸗ 
werbsfähig war, — und nur unter dieſer Vorausſetzung 
könnte der Anſpruch auf die geforderte Angehörigenunter⸗ 
ſtützung überhaupt beſtehen —, ſo muß notwendig für die 
Beurteilung der Frage, ob der Beklagte den Unterhalt für 
ſeine Angehörigen „bisher“ beſtritten hat, der dieſer 
letzten Erkrankung und Krankenhausaufnahme unmittel⸗ 
bar vorhergehende Zeitraum, nicht irgend ein anderer, weiter 
zurückliegender als maßgebend zu Grunde gelegt werden. 
Damals aber, während der Zeit vom 1. Februar bis zum 
14. März 1906 hat unſtreitig der Beklagte infolge mangeln⸗ 
den Arbeitsverdienſts zum Unterhalt ſeiner Familie nichts 
beitragen können; an der Lage dieſer Angehörigen und an 
den Mitteln für ihre Ernährung hat ſich alſo durch die aber⸗ 
malige Erkrankung und die dadurch veranlaßte Rückkehr des 
Beklagten in die Heilanſtalt in G. lediglich nichts geändert. 
Eben darum erſcheint aber auch die Leiſtung von Ange⸗ 
hörigenunterſtützung im vorliegenden Falle nicht gerechtfertigt; 
denn ſie iſt dazu beſtimmt, die Angehörigen eines Erkrankten 
vor einer hilfloſen Lage zu ſchützen, welche entſtanden iſt 
durch die eine Krankenhauseinweiſung nach ſich ziehende Er⸗ 
krankung des infolge der Krankheit am Erwerb gehinderten 
bisherigen Ernährers. Daran fehlt es im vorliegenden Fall, 
ſofern der Beklagte auch ſchon vorher, vor ſeiner Wiederer⸗ 
krankung, einen Verdienſt, aus dem er den Unterhalt der 
Seinigen auch nur zum Teil hätte beſtreiten können, über⸗ 
haupt nicht hatte. (Hahn a. a. O. S. 111; Arbeiterverſ. 
Bd. 15 S. 369; Bd. 20 S. 514.) 

Urteil vom 1. April 1908 in der Beruf.⸗Sache der Be⸗ 

zirkskrankenkaſſe G., Klin.⸗Beruf.⸗Klin. gegen den Kauf⸗ 

mann W. Sch. in G., Bekl. Beruf.⸗Bekl. 


13. 


Zur Auslegung des $ 50 Abf. 1 des Krankenver⸗ 
ſicherungsgeſetzes. 
Gründe: 
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Die Klägerin gründet ihren Erſatzanſpruch von 160 M. 
20 Pf. auf das Vorbringen, der Beklagte habe für die bei 
ihm vom 7. Mai 1906 bis zu ihrer Erkrankung am 25. Ja⸗ 
nuar 1907 als Kellnerin beſchäftigte F. H. von S. nicht 
nur bei der Anmeldung zur Krankenkaſſe gelegentlich ihres 
Dienſteintritts zu niedere Lohnangaben — 470 Mk. ſtatt 
770 Mk. jährlich — gemacht, ſondern er habe es auch ver⸗ 
ſäumt, eine am 21. Dezember 1906 eingetretene, die Ver⸗ 
ſetzung der H. von der III. in die IV. Klaſſe der Ver⸗ 
ſicherten bedingende Lohnerhöhung auf 1000 Mk. jährlich 
rechtzeitig bei der Klägerin anzumelden. Da nach 8 49 Abſ. 
3 KWG. in der Anmeldung auch die behufs der Berechnung 
der Beiträge durch das Statut geforderten Angaben über 
die Lohnverhältniſſe zu machen ſind, und in § 10 Abſ. 2 
des Statuts der Klägerin die Angabe desjenigen jährlichen 
Arbeitsverdienſtes, den der Angemeldete zunächſt beziehen 
wird, vorgeſchrieben iſt und da weiterhin nach § 49 Abſ. 3 
KVG. und 8 10 Abſ. 5 des Kaſſenſtatus Aenderungen in 
den Lohnverhältniſſen, welche die Verſetzung in eine andere 
Mitgliederklaſſe zur Folge haben, von dem Arbeitgeber gleich- 
falls anzumelden ſind, ſo hätte der Beklagte bei dem Zu⸗ 
treffen des klägeriſchen Vorbringens allerdings die ihm ob⸗ 
liegende Anmeldepflicht nur mangelhaft erfüllt. In Ueber⸗ 
einſtimmung mit dem Unterrichter hält es aber der Ver⸗ 
waltungsgerichtshof mit dem Wortlaut des § 50 Abſ. 1 
KVG. nicht für vereinbar, aus dem vorliegenden Mangel in 
dern Anmeldung und dem nachherigen Unterlaſſen der An⸗ 
meldung der Lohnerhöhung für den Beklagten eine Erſatz— 
verbindlichkeit gegenüber der Klägerin für deren Aufwen⸗ 
dungen oder einen Teil davon abzuleiten. Die Erſtattungs⸗ 
pflicht beſchränkt ſich nach S 50 Abſ. 1 KVG. auf diejenigen 
Aufwendungen der Kaſſe, die dieſe in einem vor der An— 
meldung durch die nicht gemeldete Perſon veranlaßten Unter⸗ 
ſtützungsfalle gemacht hat. Unter einer nicht angemeldeten 
Perſon kann nach dem Sprachgebrauch nur eine ſolche ver— 
ſtanden werden, die überhaupt nicht gemeldet worden iſt, 
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nicht aber eine ſolche, die zwar angemeldet wurde, deren 
Lohn aber bei der Anmeldung nicht richtig angegeben worden 
iſt, oder für welche eingetretene Aenderungen in den Lohn⸗ 
verhältniſſen nicht nachträglich zur Kenntnis der Kaſſe ge⸗ 
bracht worden ſind. Ein Verſtoß gegen § 49 Abſ. 3 kann 
demnach die Erſatzpflicht gemäß § 50 Abſ. 1 KVG. nicht 
auslöſen. Für den Fall der unrichtigen Lohnangabe bei 
der Anmeldung hat dies der Verwaltungsgerichtshof auch 
ſchon in dem Urteil vom 18. März 1908, Berufungsſache 
der gemeinſamen Ortskrankenkaſſe L. gegen Chriſtian K. da⸗ 
ſelbſt ausgeſprochen und hierbei darauf hingewieſen, daß 
dieſer Standpunkt auch ſonſt in Lehre und Rechtſprechung 
überwiegend vertreten iſt. Vergl. außer den vom Unterrichter 
angeführten Urteilen: Urteil des Landgerichts Breslau vom 
3. Juli 1905, Arb. Verſ. 23 S. 656 und Urteil des Braunſchw. 
Verwaltungsgerichtshofs vom 18. 1. 05, Reger III. Erg. 
Bd. S. 309, außerdem Sauerbeck in Arb. Verſ. 13 S. 152. 
Ueberall wird hier davon ausgegangen, daß es der Sprache 
Gewalt antun hieße, wenn man einen ohne Beobachtung 
der Vorſchrift des Abſ. 3 des § 49 KVG. angemeldeten Ar⸗ 
beiter als eine nicht angemeldete Perſon betrachten wollte. 
Ganz dasſelbe gilt für den Fall der Unterlaſſung der An⸗ 
meldung der nachträglichen Lohnerhöhung. Hier iſt auch 
Hahn, KVG. Anm. 1b zu S 50, V. Aufl. S. 258, der⸗ 
ſelben Meinung. 

Die Behauptung der Klägerin, bei dieſer Auffaſſung 
komme auch die verſpätete Anmeldung der unvollſtändigen 
gleich, iſt unzutreffend. Denn der Erſatzanſpruch des § 50 
iſt nach deſſen Wortlaut gerade darauf abgeſtellt, daß der 
Unterſtützungsfall vor der Anmeldung eingetreten iſt. Eine 
nach Eintritt des Unterſtützungsfalles und nach Ablauf der 
dreitägigen Friſt des § 49 erſtattete Anmeldung kann dem⸗ 
nach den Erſtattungsanſpruch niemals ausſchließen. 

Für die in dem angefochtenen Beſcheid vertretene An⸗ 
ſchauung ſpricht aber auch die Entſtehungsgeſchichte des Ge— 
ſetzes. Sie weiſt, wie auch in den vom Unterrichter ange— 
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führten bayriſchen und ſächſiſchen Entſcheidungen vom 26. Juni 
1899 und 5. Oktober 1907 dargelegt iſt, deutlich darauf hin, 
daß durch die Einſchaltung des Abſ. 3 in § 49 ſeitens des 
Geſetzes vom 10. April 1892 nur der gerichtliche Strafſchutz 
(S 81 KVG.) ſichergeſtellt, nicht aber die Erſtattungspflicht 
des Arbeitgebers (§ 50 Abſ. 1) erweitert werden wollte. 

Inwieweit die in vorſtehendem vertretene Auffaſſung 
den Zwecken der Krankenkaſſen dienlich iſt, kann dahinge⸗ 
ſtellt bleiben. Denn da der Wortlaut des Geſetzes und 
deſſen Entſtehungsgeſchichte ſich in der dargelegten Weiſe 
für den Ausſchluß der Erſtattungspflicht im Falle des Ver⸗ 
ſtoßes gegen § 49 Ab. 3 ausſprechen, erſcheint es nicht an⸗ 
gängig, etwaigen für eine Erſtattungspflicht ſprechenden Be⸗ 
dürfniſſen der Krankenkaſſen ein Gewicht auf die Entſcheidung 
einzuräumen. 

Iſt ſonach der Erſatzanſpruch der Klägerin vom Unter: 
richter mit Recht abgewieſen worden, ſo war die hiegegen 
rechtzeitig und formrichtig erhobene Berufung als unbegrün⸗ 
det zurückzuweiſen, wie geſchehen. | 

Urteil vom 15. Juli 1908 in der Beruf.⸗Sache der Orts⸗ 

krankenkaſſe E., Klin. Ber.⸗Klin, gegen den Gaſtwirt 

A. B. in E.., Bekl. Beruf.⸗Bekl. 
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II. 
Abhandlung. 


Bie 3wangsvollſtreckung in den Bruchteil eines Grund⸗ 
ſtücks. 
Von Rechtsanwalt Dr. Wolf, Stuttgart. 


Das Geſetz über die Zwangsverſteigerung und die Zwangs⸗ 
verwaltung vom 24. März 1897 bringt in den 88 180— 184 
Vorſchriften über die Zwangsverſteigerung von Grundſtücken 
zum Zwecke der Aufhebung einer Gemeinſchaft, erwähnt aber 
nirgends ausdrücklich die Zwangsvollſtreckung in den Bruch⸗ 
teil eines Grundſtücks. Der Geſetzgeber hat ſich begnügt 
mit der in § 864 Abi, 2 der CPO. getroffenen Beſtimmung 
des Inhalts: „Die Zwangsvollſtreckung in den Bruchteil 
eines Grundſtücks oder einer Berechtigung iſt nur zuläſſig, 
wenn der Bruchteil in dem Anteil eines Miteigentümers be⸗ 
ſteht, oder wenn ſich der Anſpruch des Gläubigers auf ein 
Recht gründet, mit welchem der Bruchteil als ſolcher be⸗ 
laſtet iſt“. 

Damit find zu vergleichen: die §8 1095, 1106, 1114 
BGB. In Ermangelung von Sondervorſchriften gelten für 
die Behandlung des Bruchteils eines Grundſtücks als Gegen- 
ſtand der Zwangsvollſtreckung die allgemeinen Regeln, deren 
Anwendung auf dieſen beſonderen Fall Schwierigkeiten bie⸗ 
ten kann. Im Folgenden ſoll auf einige im Laufe des Ver⸗ 
fahrens in Betracht kommende Fragen hingewieſen werden. 

I. Die Anordnung der Zwangsvollſtreckung. 

Der Vollſtreckungsrichter hat an der Hand der ihm mit 
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dem Vollſtreckungsantrag vorzulegenden Urkunden ſelbſtändig 
zu prüfen, ob die Vorausſetzungen für die Anordnung der 
Zwangsvollſtreckung in den Bruchteil eines Grundſtücks gegeben 
ſind. Der Vollſtreckungsantrag muß ſich in der Benennung des 
Anteils genau mit dem Grundbuch decken und darf nicht auf 
einen höheren oder geringeren Anteil gerichtet ſein, als das 
Grundbuch angibt. Wenn der Vollſtreckungstitel mit dem 
Inhalt des Grundbuchs nicht übereinſtimmt, wenn z. B. auf 
erhobene Hypothekenklage A verurteilt worden iſt, an B aus 
/ feines Grundſtücks 1000 M. zu bezahlen, aus dem Grund⸗ 
buch jedoch nicht erhellt, daß das Grundſtück gerade zu / 
dem A gehört, oder gerade auf / des Grundſtücks die Hy⸗ 
pothek eingetragen iſt, ſo iſt der Antrag zurückzuweiſen. 
Sache des Gläubigers iſt es, zutreffendenfalls nach Maßgabe 
der SS 894, 895 BGB. eine Berichtigung des Grundbuchs 
herbeizuführen (vgl. hiezu RG. 54, 58). Der nicht dinglich 
berechtigte Gläubiger muß evtl. den Berichtigungsanſpruch 
des Miteigentümers, der ſein Schuldner iſt, pfänden und ſich 
überweiſen laſſen. 

Die Zwangsvollſtreckung in einen Grundſtücksanteil iſt 
nicht zuläſſig, wenn ein Gemeinſchaftsverhältnis zur geſamten 
Hand vorliegt. Hierher gehören in erſter Linie die Fälle 
der Geſellſchaft und der Erbengemeinſchaft nach 8 719 bezw. 
8 2040 BGB. und § 859 CPO. (vgl. auch Seuff. Archiv 
56 n. 22). 

Wenn nach der Nachlaßauseinanderſetzung die Erben im 
ungeteilten Beſitz eines Grundſtücks bleiben, ſo fällt die Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung weg und es kann folgeweiſe die Zwangs⸗ 
vollſtreckung gegen den Anteil eines Miterben durchgeführt 
werden. Sofern ein Grundſtück zum Vermögen einer offenen 
Handelsgeſellſchaft oder Kommanditgeſellſchaft gehört, iſt 
gleichfalls gemäß §§ 105, 161, 124 HGB. die Pfändung des 
Anteils eines Geſellſchafters ausgeſchloſſen. 

Für die ehelichen Gütergemeinſchaften iſt als Voraus— 
ſetzung der Zwangsvollſtreckung durch 8 740 CPO. ein gegen 
den Ehemann ergangenes Urteil erfordert (vgl. auch §S 745 
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CPO. für die ſortgeſetzte Gütergemeinſchaft). Ein zum Ge⸗ 
ſamtgut gehöriges Grundſtück kann nur als Ganzes zum 
Gegenſtand der Zwangsvollſtreckung gemacht werden; der 
Gläubiger hat es nicht in der Hand, etwa nur die Anteils⸗ 
hälfte eines Gatten zu belangen (vgl. SS 1442, 1459, 1519, 
1549 BGB. und 8 860 CPO.) 

Für die Errungenſchaftsgeſellſchaft und die allgemeine 
Gütergemeinſchaft bei Ehen, die vor dem 1. Januar 1900 
in Württemberg geſchloſſen worden ſind, bleibt es bei den 
Grundſätzen des früheren Rechts, wonach nicht ein Miteigen⸗ 
tum zur geſamten Hand, ſondern eine communio pro indi- 
viso zwiſchen den Ehegatten beſteht. Jedoch iſt auch im 
früheren Recht die Rechtsentwickelung in Theorie und Praxis 
dahin gegangen, ein modifiziertes Miteigentum anzunehmen, 
ſo daß einerſeits die Zwangsvollſtreckung in ein zur Gemein⸗ 
ſchaft gehöriges Vermögensſtück auf Grund eines gegen den 
Ehemann allein gerichteten Vollſtreckungstitels für zuläſſig 
erachtet, andererſeits der Ehemann als berechtigt angeſehen 
wird, gegen die ſeitens eines Gläubigers der Ehefrau in 
deren ideellen Anteil an den gemeinſchaftlichen Gegenſtänden 
veranlaßte Zwangsvollſtreckung auf Grund ſeines Miteigen⸗ 
tums Einwendung zu erheben (vgl. Gaupp, württ. Anhang 
z. CPO ., 2. Aufl. S. 53, Württ. J. 3 S. 196, S. 319, Klumpp 
in Boſcher's Zeitſchrift Jahrg. 1902 S. 227 ff.). Sonach 
gilt für die Zwangsvollſtreckung in Grundſtücke von Ehe⸗ 
gatten, die vor dem 1. Januar 1900 die Ehe geſchloſſen 
haben, im weſentlichen das gleiche, wie für die neuen Ehen. 
Insbeſondere genügt ein ſich gegen den Ehemann allein 
richtender Vollſtreckungstitel, um in die gemeinſchaftlichen 
Grundſtücke die Zwangsvollſtreckung vorzunehmen, wenn auch 
im Grundbuch die Ehefrau als Miteigentümerin eingetragen 
ſteht. 

Das Vollſtreckungsgericht hat bei Prüfung der Statt— 
haftigkeit eines gegen einen Grundſtücksbruchteil geſtellten 
Vollſtreckungsantrags Geſamthandsverhältniſſe, die aus dem 
Grundbuch erſichtlich oder gerichtsnotoriſch ſind, zu berüd- 
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ſichtigen. Im übrigen muß es den Beteiligten überlaffen 
bleiben, ihre Einwendungen gegen die Zwangsvollſtreckung 
geltend zu machen. (Vgl. zu vorſtehenden Ausf. Jäckel, Kom⸗ 
mentar zum ZVG., 2. Aufl. S. 70, 71.) 

II. Feſtſtellung des geringſten Gebots und Verteilung 
des Erlöſes. 

Hypotheken und Grundſchulden, die am ganzen Grund⸗ 
ſtück beſtehen, find bei Verſteigerung eines Grundſtücks⸗ 
bruchteils immer in vollem Betrage zu berüdfichtigen. 
Infolge davon kann die Zwangsvollſtreckung in den Grund⸗ 
ſtücksbruchteil ergebnislos bleiben oder zu Ergebniſſen führen, 
durch welche die Gläubiger geſchädigt werden. Man nehme 
z. B. folgenden Fall: Ein urſprünglich in einer Hand ver⸗ 
eintes Grundſtück iſt mit einer Hypothek in Höhe von 20000 M. 
belaſtet und gelangt als Miteigentum in die Hand von A 
und B, welche gegenüber dem Hypothekengläubiger geſamt⸗ 
ſchuldneriſch und im Verhältnis zu einander hälftig haften. 
Gegen den Anteil des B, welcher auf ſeiner Hälfte eine zweite 
Hypothek in Höhe von 10000 M. aufgenommen hat, wird 
vom Inhaber dieſer Hypothek die Zwangsvollſtreckung be- 
trieben. Nach den Grundſätzen über das geringſte Gebot 
wird nur ein ſolches Gebot zugelaſſen, durch welches die 
erſte Hypothek mit 20000 M. vollſtändig gedeckt wird. Wenn 
etwa der Verſteigerungserlös 25 000 M. beträgt, dann würde 
— von den Koſten u. ſ. w. abgeſehen — der betreibende Gläu⸗ 
biger mit 5000 M. durchfallen. Nach § 50 des Zwangs⸗ 
verſteigerungsgeſetzes ſteht ihm aber ein Erſatzanſpruch gegen 
den Erſteher für den Fall zu, daß nachträglich die erſte 
Hypothek an dem zur Verſteigerung gelangten Teil des Bruch⸗ 
ſtücks ganz oder teilweiſe erliſcht. Wenn z. B. ſpäter der 
Eigentümer der nicht verſteigerten Grundſtückshälfte A die 
erſte Hypothek ablöſt, ſo erwirbt der mit 5000 M. bei B 
durchgefallene Gläubiger eine Forderung in Höhe dieſes Be— 
trages gegen den Erſteher, da an deſſen Anteil gemäß § 1173 
Abſ. 2 BGB. die erſte Hypothek infolge der Ablöſung zur 
Hälfte untergeht. Um ſich die Forderung zu ſichern, muß 
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fie der Gläubiger ſich gemäß §§ 125, 128 ZVG. im Ver⸗ 
teilungsverfahren zuweiſen und eine Sicherungshypothek ein- 
tragen laſſen. Wird in unſerem Falle die erſte Hypothek 
gegen den Anteil des B allein betrieben, fo ſteht der Aus⸗ 
fall des Gläubigers der zweiten Hypothek mit 5000 M. un⸗ 
widerruflich feſt. B ſelbſt erwirbt allerdings nach 8 1182 
BGB. in Höhe von 10000 M. die Hypothek mit der dort 
bemerkten Einſchränkung an der Grundſtückshälfte des A. 
Aber ein dinglicher Anſpruch auf Einräumung dieſer Hypo⸗ 
thek ſteht dem Gläubiger des B nicht zu. Wenn etwa B ſich 
im Konkurs befindet, fällt die Hypothek in die Konkursmaſſe. 
Der Inhaber der nachfolgenden Hypothek kann ſich gegen dieſe 
für ihn ungünſtige Geſtaltung der Dinge dadurch ſchützen, 
daß er gemäß § 1150 BGB. die erſte Hypothek ablöſt. 

Daß die Grundſätze über die Geſamthypothek Anwen⸗ 
dung finden, wenn die im Miteigentum mehrerer Perſonen 
ſtehenden Bruchteile eines Grundſtücks mit einer Hypothek 
belaſtet werden, oder wenn ein mit einer Hypothek belaſtetes 
Grundſtück in die Hand mehrerer Miteigentümer kommt, iſt 
im allgemeinen nicht beſtritten und ergibt ſich mit Notwen⸗ 
digkeit aus § 1114 BGB. (vgl. Planck BGB. § 1132 Anm. 2a; 
Turnau⸗Förſter, Sachenrecht § 1132 A. 5). 

Iſt das Grundſtück mit einem Rechte belaſtet, das nicht 
eine Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld iſt, z. B. einer 
Reallaſt, einem dinglichen Wohnungsrecht, fo fragt ſich, in- 
wieweit bei Verſteigerung eines Bruchteils des Grundſtücks 
das Recht berückſichtigt werden muß. Wird die Verſteigerung 
für eine im Rang nachgehende Berechtigung betrieben, ſo 
bleibt es beſtehen und iſt nur nach §S 51 3G. bei Feſt⸗ 
ſtellung des geringſten Gebots der Betrag zu beſtimmen, um 
welchen ſich der Wert des Grundſtücks erhöht, falls das 
Recht vor dem Zuſchlag in Wegfall gekommen iſt. Fraglich 
erſcheint, ob der volle Wert des auf dem ganzen Grund— 
ſtücke haftenden Rechts oder nur eine dem Grundſtücksbruch— 
teil entſprechende Quote in Anſatz zu bringen iſt. Da ſich 
der Wert des zur Verſteigerung gelangenden Gründſtücks— 
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bruchteils durch den Wegfall des Rechts nicht um deſſen 
vollen Wert erhöht, ſondern nur inſoweit, als es nicht durch 
die Mithaftung der übrigen Grundſtücksbruchteile entlaſtet 
iſt, ſo iſt der Betrag nur im entſprechenden Verhältnis an⸗ 
zuſetzen. Wenn etwa / eines Hauſes, welches mit einem 
zu 3000 M. geſchätzten dinglichen Wohnungsrecht belaſtet iſt, 
zur Verſteigerung gelangt, jo hätte gemäß $ 51 3BG. der 
Erſteher außer dem Bargebot noch 1000 M. zu bezahlen, 
wenn der Wohnungsberechtigte den Augenblick des Zuſchlags 
nicht erleben ſollte. 

Fällt das Recht nicht in das geringſte Gebot und wird 
die Verſteigerung für eine im Range vorgehende oder gleich⸗ 
ſtehende Berechtigung betrieben, ſo können ſich die Verhält⸗ 
niſſe ganz eigentümlich geſtalten. Nach § 92 ZVG. tritt an 
die Stelle des nicht auf Zahlung eines Kapitals gerichteten 
Rechts, welches durch den Zuſchlag erliſcht, der Anſpruch 
auf Erſatz des Wertes aus dem Verſteigerungserlöſe bezw. 
auf Zahlung einer Geldrente, für welche der aus $ 121 3G. 
zu beſtimmende Betrag in den Teilungsplan aufzunehmen 
iſt. Zuvörderſt handelt es ſich wieder darum, zu unterſuchen, 
ob der Berechtigte Anſpruch auf Zuteilung des Erſatzbetra⸗ 
ges in Höhe des vollen Werts des auf dem ganzen Grund— 
ſtück haftenden Rechts erheben oder nur die dem zur Ver⸗ 
ſteigerung gelangenden Grundſtücksbruchteile entſprechende 
Quote verlangen kann. Um zu einigermaßen befriedigenden 
Ergebniſſen zu gelangen, ſcheint es unumgänglich, die ein⸗ 
zelnen Rechte ins Auge zu faſſen und für jedes die ſeiner 
Natur entſprechende Entſcheidung zu finden. 

a) Die Grunddienſtbarkeiten können an Bruch⸗ 
teilen eines Grundſtücks nicht beſtehen (vgl. Planck BGB. 
Sachenrecht, 5. Abſchn. 1. Titel Vorbem. Ziff. 1; Staudin⸗ 
ger BGB. § 1008 c, S 1018 a). Wenn der Bruchteil eines 
mit einer Grunddienſtbarkeit belaſteten Grundſtücks verſteigert 
wird und durch den Zuſchlag die auf dem verſteigerten Teil 
ruhende Dienſtbarkeit erliſcht, ſo muß ſie notwendigerweiſe 
auch an den übrigen Bruchteilen erlöſchen. Der Dienſtbar⸗ 
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keitsberechtigte muß als befugt gelten, bei der Verſteigerung 
des Bruchteils gemäß $ 92 ZVG. den vollen Erſatz feines 
Rechts anzuſprechen. Soweit er nicht befriedigt wird, kann 
er gegen die Eigentümer der übrigen Grundſtücksbruchteile, 
welche durch den Wegfall des Rechts auf ſeine Koſten be⸗ 
reichert find, einen Erſatzanſpruch gemäß $ 812 BGB. geltend 
machen. Dieſer Bereicherungsanſpruch iſt in verhältnis⸗ 
mäßigem Betrage dem Eigentümer des verſteigerten Bruch⸗ 
teils dann zuzugeſtehen, wenn der Dienſtbarkeitsberechtigte 
aus der Teilungsmaſſe Befriedigung erhält. 

b) Der an einem Grundſtück beſtehende Nießbrauch 
bleibt, wenn ein Bruchteil des Grundſtücks zur Verſteigerung 
gelangt, hinſichtlich der übrigen Bruchteile unberührt und 
wird künftig nach Maßgabe des 8 1066 BGB. ausgeübt. 
Der Nießbraucher kann bei der Verſteigerung des Bruchteils 
nur die entſprechende Quote verlangen und in dieſem Ver⸗ 
hältnis iſt auch die Rente nach § 92 Abſ. 2 ZG. anzuſetzen. 

c) Bei den beſchränkten perſönlichen Dienſt⸗ 
barkeiten liegt die Sache ebenſo wie bei den Grund» 
dienſtbarkeiten. Sie können ihrem Weſen nach nicht an Bruch⸗ 
teilen eines Grundſtücks beſtehen (vgl. auch Planck BGB. 
§ 1090 Z. 4) und müſſen daher untergehen, wenn die Dienſt⸗ 
barkeit durch den Zuſchlag eines zur Verſteigerung gelangten 
Bruchteils an dieſem erliſcht. 

Im Falle der Zwangsverſteigerung des Bruchſtücks ei- 
nes mit einer beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit belaſte⸗ 
ten Grundſtücks muß daher das zu a) Geſagte gelten. 

d) Das Vorkaufsrecht kann, wenn es an einem 
Bruchteil des Grundſtücks durch den Zuſchlag in der Zwangs— 
verſteigerung erlöſchen follte, an den übrigen Bruchteilen be⸗ 
ſtehen bleiben (vgl. auch §S 1095 BGB.). Sofern überhaupt 
ein Erſatzanſpruch in Frage kommt, muß er ſich auf die 
Quote beſchränken. 

e) Reallaſten können nach $ 1106 BGB. auch 
an Bruchteilen eines Grundſtücks beſtehen und gehen daher 
durch den Zuſchlag eines Grundſtücksbruchteils hinſichtlich der 
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nicht verſteigerten Bruchteile nicht unter. Dennoch erſcheint 
der Berechtigte, auch wenn nur ein Bruchteil des belaſteten 
Grundſtücks Gegenſtand der Zwangsverſteigerung iſt, als be- 
fugt, Anſpruch auf Berückſichtigung des vollen Erſatzwerts 
ſeines Rechts gemäß § 92 ZG. zu erheben, weil das ganze 
Grundſtück und damit jeder Bruchteil für die dem Berech— 
tigten zuſtehenden wiederkehrenden Leiſtungen dinglich haftet. 
Wenn für den Nießbrauch unter b) oben eine andere Be- 
handlung vorgeſehen iſt, ſo iſt der Unterſchied in der Natur 
der beiden Rechte begründet. Der Nießbraucher iſt dinglich 
berechtigt, für ſeine Perſon Nutzungen aus dem Grundſtück 
zu ziehen; er darf das Grundſtück in Beſitz nehmen, während 
es im übrigen mit ſeiner Subſtanz für die Verwirklichung 
ſeines Rechts nicht haftet. Der Reallaſtberechtigte dagegen 
kann grundſätzlich zwecks Befriedigung für die einzelnen Lei⸗ 
ſtungen die Subſtanz des Grundſtücks in Angriff nehmen. 

Nach § 92 Abſ. 2 ZVG. wird der Erſatz für eine Real⸗ 
laſt von unbeſtimmter Dauer durch Zahlung einer Geldrente 
geleiſtet, die dem Jahreswert des Rechtes gleichkommt; die 
Rente wird dem nach 8 121 3G. zu beſtimmenden, für den 
Berechtigten anzulegenden Betrag entnommen. 

Daneben bleibt die Haftung der anderen Beſtandteile 
des Grundſtücks in voller Höhe beſtehen und es kann daher 
der Fall eintreten, daß der Berechtigte nach ſeiner Wahl für 
die ihm zuſtehenden Leiſtungen Befriedigung aus der Geld— 
rente gemäß § 92 ZVG. ſuchen oder Leiſtung in natura von 
den Eigentümern der nicht verſteigerten Bruchteile des Grund⸗ 
ſtücks verlangen oder teilweiſe das eine oder das andere tun 
kann. Auf den Ausgleich zwiſchen den Miteigentümern, wozu 
Planck BGB. § 1109 A. 5 zu vergleichen iſt, iſt hier des 
Näheren nicht einzugehen. Nur ſoviel iſt zu bemerken, daß, 
inſoweit der für die Geldrente hinterlegte Betrag nicht ver- 
zehrt wird, die durch den Teilungsplan gemäß SS 121, 119, 
120 3G. vorgeſehene Eventualverteilung eintritt, daß alſo 
nicht die Miteigentümer diefen Betrag zur Deckung ihrer et— 
waigen Ausgleichsforderung in Anſpruch nehmen können. 
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III. Mehrere Grundſtücksbeſtandteile als Gegenſtand 
der Zwangsvollſtreckung. 
ö Im Entwurf des Zwangsverſteigerungsgeſetzes war 
eine ausdrückliche Beſtimmung des Inhalts vorgeſehen, 
daß, wenn mehrere Anteile an einem Grundſtücke Gegen⸗ 
ſtand desſelben Vollſtreckungs verfahrens find, die Vor⸗ 
ſchriften über die Zwangsvollſtreckung in mehrere Grund⸗ 
ſtücke entſprechende Anwendung finden (vgl. § 4 Abſ. 2 des 
Entw.). Die Kommiſſion des Reichstags hat die Vorſchrift 
als ſelbſtverſtändlich geſtrichen und es herrſcht kein Zweifel 
darüber, daß die Beſtimmungen über die Verſteigerung meh⸗ 
rerer Grundſtücke anwendbar ſind, gleichviel ob mehrere 
Bruchteile des gleichen Grundſtücks oder verſchiedener Grund⸗ 
ſtücke Gegenſtand des Verfahrens ſind. Es handelt ſich um 
die Beſtimmungen in SS 18, 63, 64, 76, 83 Nr. 2 u. 3, 112, 
122 ZVG. (vgl. Jäckel Vorbem. S. 8 ff. und zu § 18 S. 92). 

Von einer Geſamthypothek, wie fie in $ 64 vorausge⸗ 
ſetzt wird, kann aber dann nicht die Rede ſein, wenn die 
Bruchteile erſt erwachſen ſind, nachdem die Hypothek auf 
dem Gründſtück beſtellt war, wenn z. B. A auf ſeinem Grund⸗ 
ſtück eine Hypothek aufnimmt und ſpäter B die Hälfte des 
mit dieſer Hypothek belaſteten Grundſtücks erwirbt. In ſol⸗ 
chem Falle den Gläubiger zu nötigen, ſeine Hypothek auf 
die ſpäter entſtandenen Teile des Grundſtücks verteilen zu 
laſſen, wäre eine unbillige Härte und würde ebenſowenig 
dem Sinn, wie dem Wortlaut des Geſetzes entſprechen. Wer 
an verſchiedenen Grundſtücken oder an mehreren in Miteigen⸗ 
tum ſtehenden Teilen eines Grundſtücks ſich eine Hypothek 
einräumen läßt, der muß in Kauf nehmen, daß ſeine Hypo⸗ 
thek zwecks Durchführung der Zwangsverſteigerung verteilt 
wird, nicht aber, wer an einem Grundſtück eine Hypothek 
erworben hat, wenn ſich ohne ſein Zutun nachher Bruchteile 
gebildet haben. 

Beſondere Erwähnung erheiſcht auch der umgekehrte Fall, 
daß ein in Alleineigentum ſtehendes Grundſtück, welches früher 
verſchiedenen Miteigentümern gehört hat und in ſeinen Bruch⸗ 
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teilen verschieden belaftet iſt, Gegenſtand der Zwangsver⸗ 
ſteigerung iſt. Die geſetzgeberiſchen Gründe, welche zu der 
Beſtimmung des § 64 ZG. geführt haben, können hier in 
vollem Maße zutreffen. Dennoch iſt die Anwendung des 
8 64 ausgeſchloſſen, da es an der klaren Vorausſetzung des 
$ 63, der Verſteigerung „mehrerer Grundſtücke“, fehlt. 

In beiden vorgenannten Fällen muß hingegen für die 
Verteilung des Erlöſes auf die mehreren verſchieden belaſte— 
ten Bruchteile des verſteigerten Grundſtücks die analoge An: 
wendung der 88 112, 122 ZVG. geſtattet fein. Dabei han⸗ 
delt es ſich nicht um einen ſchwerwiegenden, durch poſitive 
Vorſchrift geſtatteten Eingriff in ein Recht des Gläubigers, 
wie in § 64, ſondern um Berechnungsvorſchriften, deren 
Prinzip vom Geſetzgeber als richtig anerkannt und nach ſei— 
nem mutmaßlichen Willen auch auf ähnliche Fälle anzuwen⸗ 
den iſt. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 


15. 


In 8 98 Ziff. 18668. (Mann if ein Gebände für einen 
gewerblichen Betrieb danernd eingerichtet!) 


Gegen die Pfändung einer Häkelmaſchine und eines Elektro⸗ 
motors erhob ein Hypothekargläubiger Einwendung, indem 
er geltend machte, die Maſchinen ſeien Zubehör des betreffenden 
Gebäudes. Dieſes Gebäude war als Wohnhaus gebaut, 
aber ſeit Jahren wurde vom Eigentümer im Erdgeſchoß ein 
Strick⸗ und Häkelgeſchäft (mit einer Reihe Maſchinen) be⸗ 
trieben; zu dieſem Zweck waren einige Zwiſchenwände ent⸗ 
fernt worden. Das OLG. bejahte die Zugehöreigenſchaft der 
Maſchinen aus folgenden 

Gründen: 

Es handelt ſich um die Frage, ob die gepfändeten 
Maſchinen Zubehör des Gebäudes des Schuldners ſind, in 
dem ſie ſich befinden, ob nämlich auf ſie die Beſtimmung des 
8 98 BGB. zutrifft, wonach „dem wirtſchaftlichen Zweck der 
Hauptſache zu dienen beſtimmt“ ſind „1. bei einem Gebäude, das 
für einen gewerblichen Betrieb dauernd eingerichtet iſt, insbe⸗ 
ſondere bei einer Fabrik, die zu dem Betriebe beſtimmten 
Maſchinen und ſonſtigen Gerätſchaften“. Die weitere Be⸗ 
ſchwerde ficht die dieſe Frage bejahende Entſcheidung der CK. 
mit der Begründung an: ein gewöhnliches Gebäude oder 
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ein Teil eines ſolchen Gebäudes, in dem ſpäter eine Fabrik 
untergebracht ſei, ſei an und für ſich nie dauernd zu einer 
Fabrik beſtimmt, insbeſondere ſolang es ſich noch, wie im 
vorliegenden Fall, ohne beſondere Umſtände zu ſeiner ur— 
ſprünglichen Zweckbeſtimmung (als Wohngebäude) verwenden 
laſſe. Aber dieſe Auffaſſung iſt nicht zutreffend, vielmehr 
war den Ausführungen der CK. zuzuſtimmen. Wenn, wie 
im gegenwärtigen Fall, in einem urſprünglich als Wohnhaus 
erſtellten Gebäude der Eigentümer bauliche Veränderungen 
vorgenommen hat, um beſtimmte Teile des Gebäudes für 
die Benützung zu einem gewerblichen Betrieb (hier: zu einem 
mit Maſchinen betriebenen Strickerei⸗ und Häkelgeſchäft) ge⸗ 
eignet zu machen, fo hat das Gebäude (oder: der Gebäude— 
teil) als für den betreffenden gewerblichen Betrieb dauernd 
eingerichtet zu gelten, ſofern keine Umſtände dafür ſprechen, 
daß die Beſtimmung des Gebäudes oder Gebäudeteils nur 
eine vorübergehende ($ 97 Abſ. 2 BGB.) fein ſollte. Die 
Tatſache, daß das Gebäude „ohne beſondere Umſtände“ 
wieder in ein Wohnhaus zurückverwandelt werden kann, iſt 
nicht entſcheidend; auch ein von Anfang gleich mit der Be⸗ 
ſtimmung, einem Gewerbebetrieb der in Rede ſtehenden Art 
zu dienen, erſtelltes Gebäude wird ſich häufig „ohne bejon- 
dere Umſtände“ für Wohnzwecke benützbar machen laſſen, 
und trotzdem wird auf die darin befindlichen, zum Betrieb 
des Gewerbes beſtimmten Maſchinen und Gerätſchaften un— 
bedenklich der § 98 Ziff. 1 BGB. anzuwenden ſein. Wenn 
in Entſcheidungen des RG., die nach gemeinem Recht er: 
gangen ſind, ein anderer Standpunkt zum Ausdruck gelangt 
iſt, ſo kann dies unter der Herrſchaft des BGB. ſchon des⸗ 
halb nicht maßgebend ſein, weil die Beſtimmungen des BGB. 
über Zubehör von denen des gemeinen (römiſchen) Rechts 
nicht unweſentlich abweichen!). 


1) Vgl. Crome: Syſtem Bd. 1 5 60 bei und in Note 1; Dern⸗ 
burg: bürg. Recht Bd. 3 § 6 Ziff. 2 u. 3 (der 1. Aufl.); vgl. auch 
zu dem Ausgeführten RG. 48 Nr. 44. 
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Beſchl. des III. CS. v. 10. Nov. 1907 in der Beſchw.⸗ 
Sache Mechan. Zwirnerei Dietenheim g. Braun. 


16. 


Umfang einer erteilten Nollmacht. — Zur Auslegung 
des 8 181 BGB. Eidesanflage an einen der mehreren 
Streitgenoſſen. 


Zu Gunſten der Bekln. war eine Hypothek von 5000 M. 
auf einer früher dem Kl. gehörigen Liegenſchaft eingetragen, 
die dieſer i. J. 1905 an G. verkaufte. Nach dem Kauf⸗ 
vertrag hatte G. die Schuld von 5000 M. unter Anrech⸗ 
nung auf den Kaufpreis übernommen. Zwei Jahresziele 
der Schuld von 5000 M., welche Kl. in den Jahren 1906 
und 1907 an die Bekln. bezahlt hat, fordert er nunmehr 
auf Grund ungerechtfertigter Bereicherung zurück, indem er 
geltend macht, er ſei ſchon vor Bezahlung der beiden Ziele 
von ſeiner Haftung frei geworden, ſofern die Bekln. auf 
eine durch den Notariatsaſſiſtenten H. in ſeinem (des Klrs.) 
Namen an ſie nach § 416 BGB. gerichtete Aufforderung 
keine Antwort gegeben haben. Die Bekln. behaupteten da⸗ 
gegen, vor H. eine Erklärung unterzeichnet zu haben, wodurch 
die Annahme des Käufers G. als perſönlichen Schuldners 
von ihnen abgelehnt worden ſei. Die Zivilkammer erkannte 
auf einen richterlichen Eid des einen der beiden Bekln. über 
dieſes letztere Vorbringen. Im Fall der Leiſtung des Eides 
ſollte Klageabweiſung, bei Eidesverweigerung dagegen Ver⸗ 
urteilung der Belln. erfolgen. Bezüglich der von ihm be- 
ſtrittenen Unterzeichnung der Ablehnungserklärung vor H. 
durch die Bekln. hatte Klr. geltend gemacht, daß H. zwar 
zur Erlaſſung der Aufforderung, nicht aber zur Entgegen- 
nahme einer hierauf eingehenden Erklärung der Bekln. 
ermächtigt geweſen wäre, und ferner, daß dieſe Entgegen⸗ 
nahme nach § 171 BGB. nichtig wäre. Auch bemängelte 
Klr. die Eidesauflage. 

Die Entſcheidung der Zivilkammer wurde beſtätigt aus 

10 * 
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folgenden 
Gründen: 

Der Klr. gibt dem erteilten Auftrag die beſchränkende 
Auslegung, daß H. nur mit Erlaſſung der in $ 416 BGB. 
vorgeſchriebenen Mitteilung, nicht aber auch mit der Ent⸗ 
gegennahme der darauf erfolgenden Erklärungen der Gläubiger 
beauftragt geweſen ſei. Eine ſolche Auslegung liegt aber 
ſo wenig nahe, daß der Empfänger einer Mitteilung wie 
der an die beiden Belln. ergangenen nicht leicht daran denken 
wird. Der Klr. behauptet anſcheinend ſelbſt nicht, zwiſchen 
einer Vollmacht zu Erlaſſung dieſer Mitteilung und einer 
Vollmacht zur Entgegennahme der darauf eingehenden Er⸗ 
klärung einen bewußten und beabſichtigten Unterſchied gemacht 
zu haben, läßt vielmehr nur vortragen, daß eine ſolche 
Unterſcheidung an ſich äußerſt zweckmäßig wäre. Da indeffen 
die den Bekln. zugegangenen Mitteilungen keinen Anhalts⸗ 
punkt für eine Unterſcheidung enthielten, haben die Bekln. 
die erteilte Vollmacht, auf die ſich H. berief, mit Recht dahin 
verſtanden, daß derſelbe ermächtigt ſei, die ganze Angelegen⸗ 
heit, d. h. alle zur Durchführung der im Kaufvertrag au3- 
bedungenen Schuldübernahme gehörigen Geſchäfte, für den 
Kläger zu beſorgen. Daß dies auch wirklich der Fall war, 
geht aus dem eigenen Verhalten des Klrs. hervor. (Wird 
näher ausgeführt.) | 

Der Klr. rügt weiter, daß H. mit Rückſicht auf § 181 
BGB. als ſein angeblicher Vertreter nicht ſelbſt den Bekln., 
wie dieſe vorbringen, die Antwort habe formulieren, für ſie 
die Erklärung in ihre äußere Erſcheinungsform habe bringen 
können und dürfen. Dieſe Rüge iſt verfehlt. Es handelt 
ſich nicht darum, daß H. als Vertreter des Klrs. im Namen 
des Vertretenen mit ſich ſelbſt im eigenen Namen oder als 
Vertreter eines Dritten, etwa der Bekln., ein Rechtsgeſchäft 
vorgenommen hätte, was abgeſehen von einem Rechtsgeſchäft, 
das ausſchließlich in der Erfüllung einer Verbindlichkeit be⸗ 
ſteht, durch 8 181 für unſtatthaft erklärt iſt. Die Erklärung 
eines Gläubigers über Erteilung oder Verweigerung der 
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Genehmigung einer Schuldübernahme gemäß § 416 BGB. 
iſt ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, bei dem zwar an ſich nach 
§ 170 S. 1 BGB. Vertretung ohne Vertretungsmacht un- 
zuläſſig iſt, in dem hier vorliegenden Fall aber, wenn H. je, 
wie der Klr. geltend macht, Vertretungsmacht nicht gehabt 
hätte, durch die nachgefolgte Genehmigung von ſeiten des 
Klrs., zu deren Wirkſamkeit es genügte, daß fie dem H. 
gegenüber erfolgte, (vgl. § 182 BGB.) Zuläſſigkeit und 
Wirkſamkeit gemäß § 180 S. 2 und 3, 8 177 A. 1, 8 184 
A. 1 BGB. eingetreten iſt. Wenn hiebei H. niederſchrieb, 
was ihm von den Belln. nach deren Behauptung erklärt 
wurde, ſo hat er damit ein Rechtsgeſchäft überhaupt nicht 
vorgenommen. Mit Entgegennahme der angeblichen rechts⸗ 
geſchäftlichen empfangsbedürftigen Erklärung der Bekln. aber 
hat er den Kläger als Empfänger der Erklärung vertreten, 
nicht aber zugleich in deſſen Namen mit ſich ſelbſt ein Rechts⸗ 
geſchäft vorgenommen. (Nach weiteren Ausführungen über 
die Beweislage heißt es:) Unter dieſen Umſtänden war das 
von dem LG. angeordnete Beweismittel des § 437 CPO. 
durchaus ſachgemäß. Daß der richterliche Eid nur einem der 
beiden Bekln. auferlegt iſt, wird von dem Klr. mit Unrecht 
bemängelt. Die in §8 463, 464, 477 CPO. getroffenen ge⸗ 
ſetzlichen Beſtimmungen über die Beweisfolgen der Leiſtung 
oder Verweigerung des Eides können allerdings nur auf 
den Schwurpflichtigen ſelbſt und nicht auf ſeinen Streitgenoſſen 
Anwendung finden. Die Folgerungen aber, die das LG. 
aus der Leiſtung oder Verweigerung des auferlegten Eides 
für den nicht ſchwurpflichtigen Streitgenoſſen zieht, halten 
ſich innerhalb der durch §S 286 CPO. für die Beweiswürdigung 
des Gerichts gegebenen Vorſchriften, entſprechen der Sachlage 
durchaus und könnten zwar für dieſen Streitgenoſſen unter 
Umſtänden zum Nachteil ausſchlagen, verletzen dagegen die 
Rechte des Klrs., der allein von dem Rechtsmittel der Be⸗ 
rufung Gebrauch gemacht hat, in keiner Weiſe. 

Urt. des I. CS. vom 16. Oktober 1908 i. S. Geiger 
gegen Weil u. Merzbacher U. 511/08. 


140 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


17. 
Zur Auslegung des § 196 Biff. 3 BGB. 


Durch Verträge vom 13. Febr. und 16. Sept. 1904 
hat Bekl. der Klin. die Beförderung zweier Sendungen Pitch⸗ 
Pine⸗Riemen von Rotterdam nach Karlsruhe bezw. Mann⸗ 
heim mittels Schiffen der Klin. um beſtimmte Sätze über⸗ 
tragen. Klin. führte die Aufträge im Sommer und Herbſt 
1904 aus. Mit der am 4. Januar 1908 erhobenen Klage 
forderte ſie Bezahlung von 557 M. 93 Pf. nebſt Prozeß⸗ 
zinſen mit der Behauptung, dieſe Beträge habe ſie als 
„Löſchungskoſten“ der betr. Sendungen bezahlt und, um die 
Ware von den Kapitänen der betr. Seeſchiffe ausgefolgt zu 
erhalten, bezahlen müſſen, dieſe Koſten haben daher einen 
Teil der von der Bekln. zu bezahlenden Seefracht gebildet. 
Bekl. hat Klageabweiſung beantragt und unter anderem die 
Einrede der Verjährung vorgeſchützt. 

Die Einrede wurde für begründet erachtet. 

Gründe: 

Mit Recht hat die CK. die Einrede der Verjährung 
für begründet erachtet. 

1. Es handelt ſich um Anſprüche einer Schiffereigeſell⸗ 
ſchaft, alſo eines „Schiffers“ i. S. des § 196 Ziff. 3 BGB., 
wegen „Fracht mit Einſchluß der Auslagen“. Dafür gibt 
das Geſetz keinen Anhaltspunkt, daß Auslagen eines Schiffers 
u. ſ. w. nicht in dem in § 196 feſtgeſetzten Zeitraum (ſon⸗ 
dern erſt mit Ablauf von 30 Jahren!) verjähren, ſofern ſich 
der betreffende Anſpruch auf auftragsloſe Geſchäftsführung 
oder ungerechtfertigte Bereicherung ſtützt; es liegt auch kein 
innerer Grund dafür vor, das Geſetz entgegen ſeinem allge— 
meinen Wortlaut einſchränkend jo wie Klin. will auszulegen). 

2. Die Anſprüche der in Ziff. 3 des § 196 bezeichneten 
Gewerbetreibenden verjähren auch dann in zwei Jahren, 
wenn der betreffende Gewerbetreibende Kaufmann und die 


1) Vgl. auch Staudinger: Komm. zum BGB. 3/4. Aufl. Anm. 6 
Abſ. 2 zu § 196. 
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Leiſtung für den Gewerbebetrieb des Schuldners erfolgt iſt. 
Denn die Ziff. 3 des § 196 iſt eine Spezialbeſtimmung für 
die hier genannten Gewerbetreibenden, einerlei ob ſie 
„Kaufleute“ find oder nicht: nach § 1 Ziff. 3 HGB. werden 
ſie in der Regel Kaufleute ſein, ſo daß es, wenn die Be⸗ 
ſtimmung der Ziff. 1 auf ſie hätte Anwendung finden ſollen, 
überflüſſig geweſen wäre, fie in einer beſonderen Ziffer auf⸗ 
zuführen, und es zur Beſeitigung möglicher Zweifel genügt 
hätte, hervorzuheben, daß die kurze Verjährung auch auf die 
entſprechenden Forderungen von Perſonen des öffentlichen 
Rechts wie des Staates als Eiſenbahnunternehmers An⸗ 
wendung finden. Unter die „Anſprüche für Lieferung von 
Waren, Ausführung von Arbeiten und Beſorgung fremder 
Geſchäfte“ laſſen ſich auch die Anſprüche gewerbsmäßiger 
Transportunternehmer für Fracht nur mit einigem Zwang 
einreihen und da das Geſetz dieſe Anſprüche in Ziff. 3 be⸗ 
ſonders hervorhebt, iſt es dahin zu verſtehen, daß es dieſe 
Anſprüche als überhaupt nicht unter Ziff. 1 des § 196 fallend 
anſieht. Dieſe Auslegung entſpricht denn auch der herr⸗ 
ſchenden Anſicht!). 

Urt. des III. CS. v. 11. Juli 1908 i. S. der Schiff⸗ 

fahrtsgeſellſchaft Süddeutſche Spediteure und Schiffer 

g. Krauth. 


18. 


Liegenſchaftskauf ($ 313 BEL.) — Wille und Erklä⸗ 
rung. — Auslegung des Inhalts einer Urkunde bei 
neſetzlicher Formvorſchrift. 

Kläger Schn. hatte am 29./30. Novbr. 1904 aus der 
F.ſchen Konkursmaſſe von dem Konkursverwalter und der 
Witwe des Kridars (dieſe vertreten durch den Konkursver— 
walter) ein (urſprünglich zur F.ſchen Errungenſchaft gehöriges) 

1) Vgl. Staudinger a. a. O. Anm. 7 zu Nr. 3 Abſ. 2 (gegen 


Roſenmeyer in DIZ. 1905 S. 598, dem Dernburg BR. in der 
3. Aufl. — Bd. 1 8 177 Nr. 3 Note 16 — folgt). 
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Anweſen in Stuttgart gekauft, welches in den das Angebot 
und die Annahme des Angebots enthaltenden notariellen 
Urkunden wie folgt beſchrieben war: 
Haus und Hofraum B.ſtraße Nr. 105 5 ar 05 qm 
Parz. Nr. 8733 Baumacker, künftiger 
Straßenplatz 2 ar 01 qm 


(zuſ. 7 ar 06 qm). 


Der Kaufpreis war 55 000 M. 

Ziff. 3 des notariellen Vertrags beſtimmte: 

„Die Grundſtücke werden verkauft in dem Zuſtande, 
wie ſie die ſeitherigen Eigentümer und deren 
Rechtsvorgänger ſeither beſeſſen haben, alſo ohne 
jegliche Garantie für beſondere Eigenſchaften, für 
den Meßgehalt und für das Vorhandenſein von 
Grunddienſtbarkeiten und Reallaſten.“ 

Auflaſſung und Eintragung des Klägers im Grundbuch 
ſind erfolgt. 

In der Folge zeigte ſich, daß ein rückwärts des Hauſes 
gelegener, etwa 5 Meter breiter Grenzſtreifen (B-C-D-E 
eines vorgelegten Lageplanes), der durch einen Zaun jo ab⸗ 
gegrenzt war, daß er äußerlich als zu dem verkauften und 
dem Kläger zu Beſitz übergebenen Areal (A-C-D-F) ge⸗ 
hörig erſchien, einen Beſtandteil der danebenliegenden Par⸗ 
zelle Nr. 8735 bildete. Dieſe Parzelle gehörte gleichfalls zu 
der F.ſchen Konkursmaſſe und wurde erſt einige Monate 
nach dem mit dem Kläger geſchloſſenen Kauf an den Werk⸗ 
meiſter M. und Genoſſen verkauft, welche ihrerſeits gegen 
den Kläger eine zur Zeit der Erlaſſung des Urteils in gegen⸗ 
wärtiger Sache noch nicht erledigte Klage auf Herausgabe 
des Grenzſtreifens erhoben hatten. 

Unbeſtritten iſt, daß die dem Kläger zugeſchlagene 
Liegenſchaft ohne den Grenzſtreifen den Meßgehalt von 
7 ar 06 qm hat. 

Das OLG. hat auf die Klage des Schn. den Konkurs⸗ 
verwalter und die Witwe F. verurteilt, zu bewirken, daß 
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der Kläger als Eigentümer der geſamten Liegenſchaft ei n⸗ 
ſchließlich des Grenzſtückes im Grundbuch einge⸗ 
tragen werde. 

Gründe: 

Kläger geht ſelbſt in zutreffender Weiſe davon aus, daß 
er Eigentümer der ſtreitigen Grenzfläche (B-C-D-E des 
Lageplans) nicht geworden iſt, weil bezüglich dieſer Fläche 
nicht er, ſondern M. und Gen. im Grundbuch eingetragen 
ſind. Aus eben dieſem Grund konnte ſich in der Tat die 
heilende Kraft der Auflaſſung und Eintragung auf dieſe 
Grenzfläche nicht erſtrecken. 

Es handelt ſich hiernach bei dem erhobenen Anſpruch 
ausſchließlich um die obligatoriſche Verpflichtung der Ver⸗ 
käufer aus dem Kaufvertrag vom 29./ 30. November 1904, 
und für die zu treffende Entſcheidung kommt es darauf an, 
ob beim Abſchluß des Kaufvertrags der Wille der Vertrag⸗ 
ſchließenden, auch das Grenzſtück B-C-D-E zu veräußern 
und zu erwerben, erklärt worden iſt und ob dieſe Erklärüng, 
dem Formerfordernis des § 313 Abſatz 1 BGB. entſprechend, 
in den beiden zur Einheit ſich zuſammenſchließenden nota⸗ 
riellen Urkunden vom 29./ 30. November 1904 ihren Aus⸗ 
druck gefunden hat. 

Dieſe Frage war, in Abweichung von der Auffaſſung 
der Zivilkammer, zu bejahen. 

I. Darüber, daß Kläger das als wirtſchaftliche Einheit 
erſcheinende Anweſen jo, wie es durch den Grenzzaun äußer: 
lich ſich darſtelle, kaufen wollte und daß dieſer innern Ab⸗ 
ſicht entſprechend ſein Kaufangebot die ganze Grundfläche 
A-C-D-F umfaßte, kann kein Zweifel beſtehen, es ſtimmt 
dies auch mit der Auffaſſung des in dem Prozeß M. u. Gen. 
gegen Schn. als Zeugen gehörten Notars W. überein. Die 
Abſicht des Klägers konnte ja auch in der Tat gar keine 
andere ſein, als die, ſich durch den Kauf die materiellen 
Vorteile zu verſchaffen, welche der Beſitz und das Eigentum 
an dem Haufe B.ſtraße 105 und der der äußeren Erſcheinung 
nach dazugehörigen Grundfläche gewährleiſtete. Seine wird: 
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liche Abſicht brachte der Kläger durch die Erklärung, das 
Haus Nr. 105 und die Parzelle 8733 kaufen zu wollen, 
allerdings in nur unvollſtändiger Weiſe zum Ausdruck, weil, 
was er nicht wußte, der von ihm gemeinte Kaufgegenſtand 
auch eine buchmäßig zu der Parzelle 873 5 gehörige Fläche 
(das Stück B-C-D-E) umfaßte. Darin, daß Kläger als 
Kaufgegenſtand das Haus Nr. 105 und die Parzelle 8733 
bezeichnete, liegt alſo von ſeiner Seite nichts als eine falſche 
und unvollſtändige Bezeichnung deſſen, was er wirklich zu 
kaufen beabſichtigte. Sein wirklicher Wille kam aber nach 
außen ſchon dadurch in die Erſcheinung, daß er als Kaufs— 
liebhaber des bis dahin als wirtſchaftliche Einheit beſeſſenen 
Wohnhauſes mit dem äußerlich zu dieſem gehörigen Areal 
auftrat, daß er bei dem Notar W. als Bevollmächtigten des 
Konkursverwalters die vorherige Beſichtigung des Anweſens 
ſich erwirkte und daß er dieſe vornahm, nachdem er von W. 
an D. verwieſen wurde, der als Mieter in der Lage war, 
nicht über die Grundbucheinträge, wohl aber über die für 
den Käufer maßgebenden tatſächlichen Verhältniſſe Auskunft 
zu geben, und daß er endlich auf Grund dieſer Beſichtigung 
ſein Kaufangebot ſtellte. 

Zu Unrecht aber glauben die Beklagten, ſich auf einen 
ihrerſeits beſtehenden, abweichenden, d. h. auf die buchmäßige 
Fläche der beiden Grundſtücke (Nr. 105 und 8733) beſchränkten 
Willen berufen zu können. Auch den Beklagten konnte der 
wahre Wille des Erwerbers, für den Preis von 55 000 M. 
das Haus Nr. 105 einſchließlich der Bodenfläche zu erwerben, 
welche nach der äußeren Erſcheinung und demgemäß nach 
der Verkehrsanſchauung dazugehörte, unmöglich verborgen 
ſein. Es iſt vielmehr als erwieſen zu erachten, daß die 
Verkäufer ſich bewußt waren, es ſcheide zufolge des Kauf— 
vertrags das Haus B. ſtraße Nr. 105 in ſeinem bisherigen Beſitz— 
ſtande als Wohn- und Mietobjekt aus ihrem Vermögen aus, 
und daß ſie ſich darüber nicht getäuſcht haben, daß der 
Käufer als dereinſtiger Eigentümer die Vorteile aus dem 
gekauften, von ihm zu Kaufzwecken beſichtigten Gegenſtand 
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in einem gegenüber den bisherigen tatſächlichen Verhältniſſen 
ungeſchmälerten Zuſtande erwarte, während ihm jetzt 
zugemutet werden will, einen Teil des Beſitzes aufzugeben, 
ſolcherweiſe den Genuß des eigenen Beſitzes einzuſchränken 
und vielleicht, ſoweit Miete in Frage kommt, eine Herab- 
ſetzung der Mietrente zu gewärtigen. Die Verkäufer als 
damalige Eigentümer der daneben liegenden Parzelle 8735 
waren ja auch ſehr wohl in der Lage, dem Käufer das, 
was er erſichtlichermaßen zu erwerben wünſchte, zu gewähren 
und, da nicht dem Maße nach verkauft war, ſo hätten ſie 
auch, wenn damals die beſtehende Nichtübereinſtimmung der 
tatſächlichen und der buchmäßigen Grenze aufgedeckt worden 
wäre, nach der Ueberzeugung des erkennenden Senats gewiß 
nicht den geringſten Anſtand daran genommen, das verkaufte 
Anweſen mit Zugrundlegung der tatſächlichen Grenze 
neu vermarken zu laſſen und ſo zu übergeben, wie ja auch 
ſpäter an M. und Gen. das Grundſtück Nr. 8735 ohne 
Garantie für Meßgehalt verkauft worden iſt, ſo daß bei dem 
zu unterſtellenden Willen der Käufer dieſes Grundſtücks, 
dasſelbe in feinen tatſächlichen Grenzen zu kaufen (ſ. die 
Angabe des Notars in dem erwähnten Prozeß M. und Gen. 
gegen Schn.) wohl anzunehmen ſein wird, daß das Eigentum des 
Grenzſtreifens (wie in dem vor dem OLG. früher entſchiedenen 
Fall Neugegen Häbich, Seuff. Arch. Bd. 63 Nr. 92) gar nicht an 
dieſe Käufer übergegangen, ſondern vielmehr bei den jetzigen Be⸗ 
klagten verblieben iſt. — Auf Grund dieſer Erwägung muß 
nach einer den Erforderniſſen des 8 133 BGB. entſprechenden 
Auslegung der von den Verkäufern am 29. November 1904 
vor dem Notar W. abgegebenen Erklärung feſtgeſtellt werden, 
daß damals die Annahme des von dem Kläger geſtellten 
Kaufangebots in dem Sinne erklärt worden iſt, wie dieſes 
Angebot von dem Käufer in einer auch den Verkäufern zur 
Genüge erkennbaren Weiſe wirklich gemeint war, nämlich 
im Sinne des Verkaufs des Hauſes Nr. 105 B.ftraße nebſt 
den nach der äußeren Erſcheinung dazugehörigen Grund— 
ſtücksteilen. Daß dies der wahre Sinn der von dem Konkurs— 
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verwalter damals abgegebenen Erklärung iſt — und auf 
dieſe, nicht auf den mit der Erklärung nicht übereinſtimmen⸗ 
den Willen kommt es an!) — folgt mit ſchlagender Beweis⸗ 
kraft auch aus der Tatſache, daß in Vollzug des Kaufver⸗ 
trags der Beſitz auf den Kläger in dem Umfang übertragen 
worden iſt, wie er bisher in Anſehung des Kaufobjekts durch 
die Beklagten ausgeübt worden war, nämlich bis der Grenz⸗ 
linie C-D des Lageplans. Es liegt alſo auch auf Seite 
des Verkäufers, wenn er als Kaufobjekt nur die beiden 
mehrgenannten Grundſtücksnummern bezeichnete, nichts anderes 
als eine falsa demonstratio vor. 

II. Iſt hiernach als erwieſen anzuſehen, daß — von 
dem Formerfordernis des §8 313 Abſ. 1 BGB. zunächſt ab- 
geſehen — ein gültiger Kaufvertrag über das in dem Lage— 
plan durch die Buchſtaben A-C-D-F gekennzeichnete Areal 
vorliegen würde, ſo fragt es ſich nur noch, ob in Anſehung 
des ſtreitigen Stücks dem Formerfordernis der genannten 
Geſetzesſtelle genügt iſt, da bei Verneinung dieſer Frage ein 
rechtswirkſamer Kauf des Grenzſtücks allerdings nicht vor- 
liegen würde. 

Abgeſehen nun von den beſonderen „Beſtimmungen“, 
wie fie in den notariellen Urkunden vom 29./30. Novbr. 1904 
unter den Ziffern 1—6 angeführt ſind, würde der Inhalt 
der Urkunde, ſofern „das Grundſtück Nr. 105 Btſtraße“ 
und „die Parzelle 8733“ je mit ihrem richtig angegebenen 
Meßgehalt als Kaufgegenſtand bezeichnet ſind, zu Zweifeln 
keinen Anlaß geben und demgemäß zu einem dem Kläger 
ungünſtigen Ergebnis führen müſſen. In Betracht kommt 
aber die Ziffer 5 der erwähnten Beſtimmungen, deren In⸗ 
halt oben wörtlich angeführt iſt. 

Mit dem in dieſer Vertragsbeſtimmung enthaltenen Vor— 
behalt haben die Parteien im vorliegenden Fall nicht etwa 
nur zu Gunſten der Verkäufer eine Beſchränkung der Ber: 
tragsverpflichtungen eintreten laſſen wollen, fie haben viel- 


1) RG. 68 S. 129. 
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mehr hierdurch zugleich, wie ſich aus freier, der Geſamtheit 
der Umſtände gemäß 8 133 BGB. zu unternehmender Aus⸗ 
legung ergibt, ihren Willen zum Ausdruck gebracht, in An⸗ 
ſehung der verkauften Geſamtliegenſchaft — dies iſt unter 
dem Ausdruck „die Grundſtücke“ zu verſtehen — den bis⸗ 
herigen tatſächlichen Beſitzſtand jedenfalls in dem Umfang 
gelten zu laſſen, als den Verkäufern die Beſitzeinräumung 
tatſächlich und rechtlich möglich war. Dieſe Vorausſetzung 
traf aber tatſächlich zu, da die angrenzende Parzelle 8735 
im Eigentum und Beſitz der Veräußerer ſtand und dieſen es 
freiſtand, davon ſoviel als es ihnen beliebte, an den Kläger 
abzugeben. Auch iſt es unbeſtritten, daß ſchon damals der 
tatſächliche Beſitz an der dem Kläger verkauften Liegenſchaft 
in derſelben Weiſe wie bis heute, nämlich unter Einbeziehung 
des Grenzſtücks, aus geübt worden iſt !). 

Es läßt ſich alſo aus der Urkunde ſelbſt — nämlich 
eben aus der Ziffer 5 der Beſtimmungen — erkennen, daß 
durch die Bezeichnung der in beiden notariellen Erklärungen 
ausdrücklich genannten Grundſtücksnummern der Vertrags⸗ 
wille der Parteien nicht erſchöpft iſt. Es liegt demgemäß 
auch nicht der Fall einer zweifelsfreien klaren und deshalb 
einer abändernden Auslegung nicht zugänglichen Urkunde?) vor, 
vielmehr bietet die Urkunde ſelbſt nach ihrem Inhalte Raum 
für eine ergänzende und den Widerſpruch, der zwiſchen den 
Eingangsworten der Urkunde und der in Ziffer 5 enthaltenen 
Erklärung beſteht, auflöſende Auslegung ?), und dieſe Aus⸗ 
legung führt in Uebereinſtimmung mit dem oben unter Ziffer 1 
Ausgeführten, insbeſondere auch hier unter Berückſichtigung 
der Tatſache, daß in der Folge die tatſächliche Beſitzein⸗ 
räumung den ſtreitigen Grenzſtreifen mitumfaßte, dahin, daß 
in der richtig ausgelegten Urkunde auch beurkundet iſt der Ver⸗ 
kauf des ſtreitigen Grenzſtreifens, weil er zum Geſamtbeſtand 


1) Das ſtreitige Stück wurde als Wäſchetrockenpla 8 von den 
Mietern benutzt. . E. 

2) Wie in dem Fall RG. 52 S. 25. 

3) RG. 59, 219; 62, 17. 
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der nach den Erklärungen der Parteien (ſ. ob. Ziff. J) ver⸗ 
kauften Liegenſchaft, ſo wie dieſe von den bisherigen 
Eigentümern beſeſſen wurde, gehörte. Hieraus 
folgt, daß ſofern in den beiden notariellen Erklärungen nur 
die zwei mehrerwähnten Grundſtücksnummern als Gegen- 
ſtand des Kaufes bezeichnet ſind, eine unweſentliche, durch 
den Inhalt der Ziffer 5 zu ergänzende falſche Bezeichnung!) 
vorliegt, welche ihre Richtigſtellung durch die oben gegebene 
Auslegung zu finden hat. 

III. Wenn nun Kläger mittels des in erſter Linie ge⸗ 
ſtellten Antrags geltend macht, die Beklagten ſeien ſchuldig, 
zu bewirken, daß er (der Kläger) als Eigentümer des ge⸗ 
ſamten Grundſtücks A-C-D-F im Grundbuch eingetragen 
werde, ſo iſt dies dem Ausgeführten zufolge eine Verpflichtung, 
welche ſich für die Beklagten aus dem geſchloſſenen Kauf- 
vertrag von Rechts wegen ergiebt, wie auch dieſes Ergebnis 
zweifellos allein der Billigkeit entſpricht. Bezüglich dieſer 
(obligatoriſchen) Verpflichtung iſt die durch die Witwe F. in 
einem dem Kaufabſchluß vorangegangenen Zeitpunkt erfolgte 
Anrufung der weiblichen Freiheiten ohne Belang. In welcher 
Weiſe die Beklagten die Urteilsauflage, deren Durchführung 
zutreffendenfalls gemäß § 888 CPO. zu erfolgen haben würde, 
erfüllen wollen, iſt ihnen zu überlaſſen. Der Standpunkt 
des Senats iſt übrigens oben in Ziffer II angedeutet. 

Urteil des OLG. Stuttgart I. Zivilſenat vom 18. Dezem⸗ 

ber 1908 in Sachen Schneider gegen Konkurs Fauſel 

und Gen. U. 680/08. 

19. 
Kann der Vermieter eines Mohnraums, durch deſſen 
Mängel der Tod eines Menſchen verurſacht wurde, 
von den Erben des Getöteten für die Beerdigungs⸗ 
kalten uach Rertragsgrundſätzen haftbar gemacht 
werden? 
Der Handlungsreiſende Th. aus L. iſt als Hotelgaſt 


) Staudinger, Komm. 3/4. Aufl. Anm. 4 zu § 313 vgl. mit 
Anmerkung V. 5 zu $ 119. 
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durch Gas, welches nächtlicherweile aus einem im Zimmer 
befindlichen Gasofen ausſtrömte, getötet worden. Die Klä⸗ 
gerin, als Zeſſionarin der Erben des Th., nimmt den be⸗ 
klagten Gaſthofbeſitzer wegen der Ueberführungs⸗ und Be: 
erdigungskoſten in Anſpruch unter der Behauptung, es ſeien 
von dem Beklagten die nötigen Vorſichtsmaßregeln in An⸗ 
ſehung des Zuſtands der Gashahnen und ihrer Bedienung 
durch das Hotelperſonal außer acht gelaſſen worden. 

Das Berufungsgericht verneinte, daß den Beklagten 
perſönlich mit Bezug auf Ueberwachung des Zuſtands der 
Gashahnen und ihre Bedienung durch die Angeſtellten ein 
Verſchulden treffe. Der Beweis dafür, daß der Beklagte in 
der Auswahl des zur Ueberwachung der fraglichen Gasein— 
richtung beſtellten Angeſtellten die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet habe ($ 831 Abſ. 1 Satz 2 BGB.), wurde 
als vom Beklagten erbracht angeſehen. 

Es konnte ſich hienach noch darum handeln, ob die 
Haftung des Beklagten gegenüber der Klägerin (als Zeſſio⸗ 
narin der Erben) ſich auf den mit dem verſtorbenen Th. ab⸗ 
geſchloſſenen Mietvertrag ſtützen ließ, welchenfalls der Be⸗ 
klagte nach §S 276 BGB., da ein fahrläſſiges Verhalten des 
oben erwähnten Angeſtellten zu bejahen war, gehaftet hätte. 

Eine Haftung des Beklagten nach Vertragsgrundſätzen 
wurde jedoch verneint aus folgenden 

Gründen: 

Könnte die Klägerin ihren Anſpruch auf den zwiſchen 
dem Beklagten und Th. abgeſchloſſenen Mietvertrag ſtützen, 
dann wäre die Haftung des Beklagten gegeben; denn dieſer 
hatte dem Th. das vermietete Zimmer in einem zu dem ver— 
tragsmäßigen Gebrauche geeigneten Zuſtande zu überlaſſen 
und es während der Mietzeit in dieſem Zuſtande zu erhal: 
ten; auch hatte er!) ein Verſchulden der Perſonen, deren er 
ſich zur Erfüllung dieſer ſeiner Verbindlichkeit bediente, in 
gleichem Umfang wie eigenes Verſchulden zu vertreten. Auf 


) Nach $ 278 BGB. 
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Grund dieſer Haftung könnten die Erben des Th. ſolche 
Schadenerſatz⸗Anſprüche gegen den Beklagten geltend machen, 
welche auf Grund des Mietvertrags zu Lebzeiten des Th. 
dieſem entſtanden ſind. Unter dieſe Schadenserſatzanſprüche 
können aber die der Klägerin abgetretenen Anſprüche nicht 
gerechnet werden, da dem Th. kein Anſpruch auf Erſatz der 
durch ſeine Beerdigung entſtehenden Koſten, welchen die Ko⸗ 
ſten der Ueberführung der Leiche gleichzuachten ſind, gegen 
den Beklagten erwachſen iſt. Denn dieſe Koſten ſind erſt 
nach dem Tod des Th. entſtanden, alſo zu einer Zeit, als 
ſeine Rechtsfähigkeit ſchon erloſchen war; in ſeiner Perſon 
kann daher ein Anſpruch auf Erſatz dieſer Koſten nicht er⸗ 
wachſen ſein. Auch kann nicht etwa angenommen werden, 
daß ſein Vermögen belaſtet mit der Verpflichtung zur Tra⸗ 
gung dieſer Koſten auf die Erben übergegangen ſei; viel⸗ 
mehr gehören die Koſten der Beerdigung zu den Nachlaß⸗ 
verbindlichkeiten die erſt infolge des Erbfalls in der Perſon 
des Erben entſtehen (ſ. 1968 BGB.). Aus allgemeinen 
Grundſätzen läßt ſich für denjenigen, der den Tod eines an⸗ 
dern verſchuldet hat, die Verpflichtung, die Beerdigungs⸗ 
koſten zu erſetzen, überhaupt nicht ableiten, da die Beerdigungs⸗ 
koſten, von ganz ausnahmsweiſe vorliegenden Umſtänden ab⸗ 
geſehen, ſtets nötig werden, und die Tötung nur die Not⸗ 
wendigkeit mit ſich bringt, die Koſten früher zu beſtreiten, 
als ſonſt hätte geſchehen müſſen. Lediglich im Intereſſe der 
Billigkeit iſt in das BGB. die Beſtimmung des § 844 Abſ. 1 
aufgenommen worden, nach welcher im Falle der Tötung der 
Erſatzpflichtige die Koſten der Beerdigung demjenigen zu er⸗ 
ſetzen hat, welchem die Verpflichtung obliegt, dieſe Koſten zu 
tragen. Dies iſt aber eine poſitive Beſtimmung, welche nur 
Platz greift, wenn durch eine unerlaubte Handlung im Sinne 
des § 823 u. ff. des BGB. der Tod eines andern herbei⸗ 
geführt und die Erſatzpflicht begründet wird, und begründet 
für den, der zur Tragung der Beerdigungskoſten verpflichtet 
iſt, einen ſelbſtändigen von der Perſon des Getöteten unab- 
hängigen Anſpruch. Das gleiche gilt, wenn in Dienftver- 
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hältniſſen der Tod des Dienſtberechtigten durch Vertrags⸗ 
verletzung herbeigeführt wird (ſ. 618 Abſ. 3 BGB.). Eine 
dem $ 844 Abſ. 1 BGB. gleichlautende Beſtimmung iſt auch 
durch Art. 42 des EG. zum BGB. dem S 3 des Haftpflicht⸗ 
geſetzes beigefügt worden; hiezu bemerkt Eger!), es ſei mit 
Rückſicht darauf, daß die Beerdigungskoſten ſich nicht als 
ein Schaden darſtellen, der dem Getöteten entſtanden ſei, und 
daß daher dieſer Anſpruch füglich nicht vom Getöteten auf 
den Erben übergehen könne, daß ferner dieſe Koſten der 
hiezu Verpflichtete an ſich ſtets tragen müſſe, demjenigen, 
welchem die Verpflichtung zur Tragung der Beerdigungs⸗ 
koſten obliege, ein direkter und ſelbſtändiger Anſpruch gegen 
den Erſatzpflichtigen gewährt worden; es werde daher dieſer 
Anſpruch durch einen von dem Verletzten nach der tötlichen 
Verletzung abgeſchloſſenen Vergleich oder Verzicht nicht be- 
rührt). Hiernach iſt anzunehmen, daß der Anſpruch auf 
Erſatz der Beerdigungskoſten nicht in der Perſon des Ge⸗ 
töteten zur Entſtehung gelangt, daher auch nicht auf den 
zwiſchen dem Getöteten und dem Beklagten abgeſchloſſenen 
Mietvertrag gegründet werden kann, daß vielmehr dieſer An⸗ 
ſpruch als ein ſelbſtändiger Anſpruch des zur Tragung der 
Beerdigungskoſten Verpflichteten anzuſehen iſt. 

Urteil des I. Zivilſenats v. 6. Nov. 1908 in Sachen 

A. gg. B. Nr. 599/08. 


20. 


Aflichten eines mit Beireibung einer Bwangsverſtei⸗ 
gernug beauftragten Bankiers. 


Kl. hatte den bekl. Bankier, der als beſonderen Geſchäfts⸗ 
zweig eine „Abteilung für Immobilien und Hypotheken“ 
eingerichtet hatte, mittels Ausfüllung eines ihm vom Bell. 
überſandten Vollmachtsformulars beauftragt, eine Forderung 
einzuziehen und ihn zugleich ermächtigt, Zwangsverſteigerung 

1) Das Reichshaftpflichtgeſetz 6. Aufl. S. 383. 

2) Daſ. S. 437 u. 438. 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 2. 11 
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des Anweſens des Schuldners zu beantragen und ihn in 
dieſem Verfahren und deſſen Terminen zu vertreten. Von 
dem anberaumten Verſteigerungstermin ſetzte Bekl. den Kl. 
in Kenntnis, vertrat ihn aber nicht im Termin. Der im 
Termin nicht erſchienene Kl. fiel mit ſeiner Forderung aus. 
Sein Schadenserſatzanſpruch wurde dem Grund nach für ge— 
rechtfertigt erklärt. 

Aus den 

Gründen: 

Wenn ein Laie die Beſorgung einer Angelegenheit der 
in Rede ſtehenden Art einem Sachverſtändigen oder einer 
Perſon, die ſich für einen Sachverſtändigen ausgibt, über⸗ 
trägt, jo geſchieht dies im Zweifel in der beiden Teilen be- 
kannten Abſicht, die aus der Natur der Sache ſich ergibt, 
daß nunmehr der Bevollmächtigte alles zu tun hat, was zur 
beſtmöglichen Abwicklung des Geſchäfts nötig iſt, daß der 
Auftraggeber ſich nicht mehr mit der Sache zu befaſſen hat, 
ſoweit dies nicht durch Anfragen u. ſ. w. des Bevollmäch⸗ 
tigten notwendig oder für erforderlich erklärt wird. Wer 
z. B. einen Rechtsanwalt beauftragt, für ihn ein Zwangs— 
verſteigerungsverfahren einzuleiten und ihn darin zu ver⸗ 
treten, darf darauf rechnen, daß der RA. die betr. Termine 
einhält oder, falls er dies nicht tun kann oder will, ihn hie⸗ 
von gegebenen Falls mit dem Hinweis darauf in Kenntnis 
ſetzt, daß zur Wahrung der Intereſſen des Auftraggebers es 
erforderlich iſt, daß er im Termin erſcheint oder ſich ver— 
treten läßt. (Daß ſolche Vertretung in einem Fall, wie dem 
vorliegenden, geboten war, in dem die Hypothek des Auf⸗ 
traggebers nicht in das geringſte Gebot fiel, leuchtet ohne 
weiteres ein.) Unterläßt der RA. eine derartige Mitteilung 
und wird infolge davon ein die Forderung des Auftrag: 
gebers deckender Erlös nicht erzielt, während mutmaßlich ein 
ſolcher erzielt worden wäre, wenn der Auftraggeber im Ter— 
min vertreten geweſen wäre, ſo haftet der RA. für den Aus⸗ 
fall, weil er die aus dem Auftrag ſich ergebenden Verpflich— 
tungen unter Verletzung der im Verkehr gebotenen Sorgfalt 
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nicht erfüllt und dadurch den Auftraggeber geſchädigt hat. 

Nicht anders liegt der gegenwärtige Fall auf Seite des 
Beklagten. 

Da er eine eigene „Abteilung für Immobilien und 
Hypotheken“ eingerichtet und nach Inhalt der Vollmacht vom 
7. Juli ſich zur Betreibung der Zwangsvollſtreckung in die 
Grundſtücke B.s hatte ermächtigen laſſen, durfte Kl. erwarten, 
daß Bekl. ihn im Zwangsverſteigerungsverfahren, insbeſon⸗ 
dere im Verſteigerungstermin, vertrete, wie dies in der Voll⸗ 
macht vorgeſehen war, oder ihn, falls Bekl. dies nicht tun 
wollte oder konnte, hievon unter Hinweis darauf benach— 
richtigte, daß Vertretung oder perſönliches Erſcheinen des 
Kl. zur Wahrung von deſſen Intereſſen geboten ſei. Hatte 
Bekl. die zur Betreibung einer Zwangsverſteigerung erfor⸗ 
derlichen Kenntniſſe nicht, ſo handelte er ſchuldhaft, wenn er 
den ihm vom Kl. erteilten Auftrag annahm und ausführte, 
ohne ſich für den ganzen Verlauf der Sache rechtsverſtändi⸗ 
gen Beirat zu ſichern. Hatte Bekl. je Zweifel darüber, ob 
er Namens des Kls. auf die Grundſtücke zu bieten ermäch⸗ 
tigt ſei, ſo hatte er ſich hierüber bei Zeiten unter Darlegung 
der Verhältniſſe durch Anfrage beim Kl. zu vergewiſſern. 
Die bloße Benachrichtigung des Kls. vom Termin 
genügte nicht; Kl. brauchte darin mehr nicht zu ſehen als 
eine Mitteilung darüber, wann er auf Bezahlung feiner For⸗ 
derung zu rechnen habe; ein Verſchulden des Kls. liegt darin 
nicht, daß er auf dieſe Benachrichtigung hin keine Schritte 
tat, um in dem Termin vertreten zu ſein: er brauchte als 
Laie die Notwendigkeit ſolcher Vertretung nicht zu kennen 
und durfte ſich darauf verlaſſen, daß ſein Bevollmächtigter 
das Nötige beſorge. 

Urt. des III. CS. vom 2. Juni 1908 i. S. Thaler g. 

Ruoff. 
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21. 


Haftung des Verfertigers einer Maſchine für eine 
durch deren fehlerhafte Beſchaffenheit verunrſachte 
Körperverletzung? 


Der Bekl., ein Maſchinenfabrikant, hatte dem S. eine 
fahrbare Brennholzſägemaſchine ohne Schutzvorrichtung an 
der unter der Tiſchplatte neben dem Abſtellhebel befindlichen 
Säge geliefert. Einem Arbeiter W. des S. glitt die Hand, 
mit der er den Abſtellhebel zurückſchieben wollte, aus und 
geriet in die Säge, die die Hand ſchwer verletzte. Die 
klagende Berufsgenoſſenſchaft, die dem W. die geſetzliche 
Entſchädigung gewährt, hat auf deren Erſatz gegen den 
Bekln. Klage erhoben. Der Anſpruch iſt zu einem Viertel 
für begründet erklärt worden aus folgenden 

Gründen: 

Nach § 823 BGB. iſt, wer vorſätzlich oder fahrläſſig 
den Körper eines Andern widerrechtlich verletzt, dieſem 
ſchadenerſatzpflichtig. Soll alſo den Bekln. die behauptete 
Schadenserſatzpflicht treffen, ſo muß ſich feſtſtellen laſſen, 
1. er habe widerrechtlich den Körper des W. verletzt und 
2. es falle ihm hiebei (Vorſatz oder — was allein in Frage 
kommt —) Fahrläſſigkeit zur Laſt. 

Daß eine Verletzung des Körpers des W. durch den 
Bekln. widerrechtlich — d. h. ohne daß dem Bekln. ein 
Recht hiezu zur Seite ſtand — erfolgt wäre, iſt außer 
Streit. Den Körper eines Andern verletzt, wer die Ver⸗ 
letzung herbeiführt oder verurſacht, wenigſtens mitt verur⸗ 
ſacht. Es fragt ſich alſo, ob das Verhalten des Bekln. ſich 
als urſächlich — ſei es auch neben andern Urſachen — 
für die Verletzung des W. anſehen läßt. 

In dieſer Beziehung ſteht zunächſt feſt, daß Bekl. ſchon 
inſofern eine Bedingung der in Frage ſtehenden Verletzung 
geſetzt hat, als er die Maſchine angefertigt hat, mittels der 
die Verletzung erfolgt iſt. In der Herſtellung eines Gegen: 
ſtands aber, mittels deſſen eine Verletzung erfolgt iſt, ſieht 
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die Anſchauung des Lebens, die auch der Auffaſſung des 
Rechts zu Grund liegt (ſoweit nicht das Gegenteil erkenn⸗ 
bar iſt), an ſich noch keine Urſache der betreffenden Ver⸗ 
letzung: damit ein Menſch ſich an einer Maſchine verletzt, 
iſt freilich begrifflich notwendig, daß der Menſch und die 
Maſchine exiſtieren, aber gerade ſolche begrifflich notwendigen 
Vorausſetzungen eines konkreten Unfalls wie die Erzeugung 
des betreffenden Menſchen oder die Herſtellung der betr. 
Maſchine bezeichnet das Leben und das Recht nicht als 
„Urſache“ der Verletzung, wenn ſie auch unerläßliche Be⸗ 
dingungen dieſes konkreten Unfalls ſind: würde der § 823 
BGB. lauten: „Wer den Körper eines Andern widerrechtlich 
verletzt, iſt ihm ſchadenerſatzpflichtig“, ſo würde es trotzdem 
wohl Niemand beikommen, für jede durch eine Sache bewirkte 
Körperverletzung den Verfertiger der Sache haftbar machen 
zu wollen. 

Anders liegt aber die Sache, wenn ein Verfertiger einer 
Sache bei deren Anfertigung Bedingungen der Verletzung 
des Körpers von ſolchen, die ſich der Sache bedienen, ſetzt, 
die keineswegs notwendig mit der Herſtellung einer Sache 
ſolcher Art verbunden ſind, wenn mit andern Worten die 
Verletzung eine Folge mangelhafter Herſtellung der Sache 
iſt und der betreffende Mangel hätte vermieden werden können 
und ſollen. Die Herſtellung eines Revolvers z. B. wird von 
der natürlichen Anſchauung nicht als Urſache der mittels des 
Revolvers beigebrachten Verletzungen angeſehen; iſt aber der 
Revolver aus ſo ſchlechtem Stoff gefertigt, daß er, wie der 
Verfertiger wiſſen mußte, beim erſten Schuß zerſpringen 
mußte, ſo wird Niemand Bedenken tragen, dieſe Art der 
Herſtellung des Revolvers als Urſache der durch deſſen Zer- 
ſpringen herbeigeführten Verletzungen anzuſehen: der Ver⸗ 
fertiger des Revolvers hat hier für den eingetretenen Erfolg 
eine — nicht ſchon im Begriff des Revolvers 
liegende — Bedingung geſetzt, die geeignet war, nach 
dem gewöhnlichen, erfahrungsmäßigen Verlauf der Dinge 
dieſen Erfolg herbeizuführen. 
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So iſt auch die Erſtellung einer mit einem (vermeid⸗ 
baren) Mangel behafteten Sägmaſchine durch den Bekl. als 
Urſache (oder Miturſache) der Verletzung des W. anzuſehen, 
welch' letztere — nach der Schilderung des Hergangs des 
Unfalls durch den Zeugen F. S. — nicht erfolgt wäre, wenn 
die Maſchine nicht mit jenem Mangel behaftet geweſen wäre. 
Der urſachliche Zuſammenhang zwiſchen dem Tun des Bell. 
und der Verletzung des W.'s iſt dea durch nicht unterbrochen 
worden, daß Bekl. die Maſchine dem G. S. kaufweiſe ge⸗ 
liefert und S. ſie in Betrieb genommen hat; denn hiedurch 
iſt der Tätigkeit des Bekln., wodurch er eine (vermeidbare) 
Bedingung für Verletzungen wie die des W. geſetzt hat, die 
Wirkſamkeit nicht entzogen worden; es iſt nicht eine neue 
Tatſache eingetreten, die für ſich allein — ohne die voraus- 
gegangene Tätigkeit des Bekln. — den eingetretenen Erfolg 
von ſich aus bewirkt hat. 

Den Bekln. trifft aber auch inbezug auf den eingetre- 
tenen Erfolg — die Verletzung des W. — der Vorwurf der 
Fahrläſſigkeit: er mußte ſich bei Anwendung der im Verkehr 
erforderlichen Sorgfalt ſagen, daß die Unterlaſſung der An⸗ 
bringung von Schutzvorrichtungen an der Sägmaſchine unter: 
halb des Tiſchs in der Nähe des dort angebrachten Ab— 
ſtellers nach dem gewöhnlichen Gang der Dinge leicht einen 
Unfall von der Art, wie er den W. betroffen hat, zur Folge 
haben könne. Die Maſchine war dazu beſtimmt, Holz für 
Holzbeſitzer, die es zu Brennzwecken gekauft hatten, zu ſägen, 
und zwar nicht an einem feſten Standort, ſondern je vor 
den betreffenden Häuſern; Bekl. mußte deshalb damit red)- 
nen, daß Leute aller Art ſich bei der von der Maſchine zu 
verrichtenden Arbeit — mindeſtens hilfeleiſtend — beteiligten, 
und damit war erfahrungsgemäß die — keineswegs ent⸗ 
fernte — Möglichkeit gegeben, daß eine ſolche Perſon durch 
Zufall oder Ungeſchicklichkeit mit dem unteren unverkleideten 
Teil des Sägblatts in Berührung kam und hiebei durch das 
Sägblatt verletzt wurde. Daß dieſer Gefahr leicht und ohne 
irgend erhebliche Koſten durch Verkleidung dieſes Teils des 
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Sägblatts abzuhelfen war, iſt außer Streit. Es war dieſe 
Abhilfe aber auch zur Zeit des Unfalls, wie das Gutachten 
des G. ergibt, in den beteiligten Kreiſen allgemein bekannt. 
Auch der Bekl. mußte wiſſen, daß eine Schutzvorrichtung in 
dieſer Richtung geboten und leicht herzuſtellen war; war er 
doch hierauf durch die Unfallverhütungsvorſchriften ſeiner 
eigenen Berufsgenoſſenſchaft und durch die ihm am 8. Nov. 
1904 mitgeteilten Unfallverhütungsvorſchriften der Klin. aus⸗ 
drücklich hingewieſen und zeigten ja die von ihm ſelbſt aus⸗ 
gehenden Proſpekte u. ſ. w. derartige Schutzvorrichtungen. 
Die Tatſache, daß die Unfallverhütungsvorſchriften die Art 
der anzubringenden Schutzvorrichtung nicht näher bezeichnen, 
kann dem Bekln. nicht zu ſtatten kommen, denn er hat ja 
überhaupt keine Schutzvorrichtung an der fragl. Stelle 
angebracht, und für einen Techniker bot die Frage, welche 
Art von Schutzvorrichtung möglich und zweckmäßig war, 
offenbar nicht die geringſte Schwierigkeit. Eine ſolche 
Schutzvorrichtung anzubringen, mußte Bekl. ſich um ſo mehr 
gedrungen fühlen, als ihn ja der Beſteller der Maſchine 
brieflich aufgefordert hatte, „alle Schutzvorrichtungen nach 
Vorſchrift der Berufsgenoſſenſchaft“ anzubringen. (Weiter 
wird ausgeführt, dem W. falle ein erhebliches eigenes Ver⸗ 
ſchulden zur Laſt, weshalb §S 254 BGB. anzuwenden jet). 

Urt. des III. CS. vom 10. Dez. 1907 i. S. Kölle gegen 

Südweſtdeutſche Holz⸗Berufsgenoſſenſchaft. 


22. 


Nerſicherungsrecht. — Rflicht einer Viehverſicherungs⸗ 

neſellſchaft, den Rerſicherten von dem beſchädigten 

Tier zu befreien. — Einfluß ſpüterer Wiederherſtel⸗ 
lung des Tiers. 

Der Kläger hatte bei der beklagten Viehverſicherungs⸗ 
geſellſchaft ſeine Pferde verſichert. Nach der Satzung der 
Geſellſchaft iſt zur Tötung von Pferden die Genehmigung 
des Vorſtands erforderlich. Die Genehmigung muß erteilt 
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werden, „wenn nach tierärztlichem Gutachten eine Wieder⸗ 
herſtellung des Tieres nicht zu erwarten und dasſelbe zu 
jedem Gebrauch unfähig geworden iſt“. | 

Anfangs Novbr. 1906 zog ſich eines der verſicherten 
Pferde durch einen Sturz eine ſchwere Verletzung des rechten 
Kniegelenks zu. Der Kläger ließ das Tier durch den Tier⸗ 
arzt W. und einen andern Sachverſtändigen behandeln. Am 
11. Februar brach die Wunde wieder auf. Hievon wurde 
die Beklagte an demſelben Tag ſowohl durch den Kläger als 
durch W. in Kenntnis geſetzt. Letzterer ſchrieb: „Das Pferd 
muß unbedingt als unheilbar betrachtet werden und ich bitte 
deshalb, ſobald als möglich die Genehmigung zur Schlach— 
tung zu erteilen“. Die Beklagte erwiderte, trotz der ein— 
getretenen Verſchlimmerung könne das Tier in der tierärzt⸗ 
lichen Hochſchule in kurzer Zeit wieder geheilt werden; nach 
der Wiederherſtellung ſei die Beklagte zu einem Abſchätzungs⸗ 
vorſchlag erbötig. Hierauf ging Kläger nicht ein, drohte 
Klage an und behielt ſich vor, die weiter entſtehenden Koſten 
von der Geſellſchaft zu fordern, da die Beklagte ihre Ge— 
nehmigung zur Tötung ſtatutenwidrig nicht erteile. 

Wenige Wochen darauf erhob der Verſicherte Klage auf 
Zahlung der Verſicherungsſumme von 560 Mark. Während 
des Prozeſſes kam das Pferd in die tierärztliche Hochſchule. 
Die dort entſtandenen Verpflegungskoſten legte der Kläger 
aus. Er verlangte auch dieſe Koſten, ſowie die bis zur 
Verbringung in die tierärztliche Klinik erwachſenen Fütte⸗ 
rungskoſten, unter Abzug des Reinerlöſes, der durch die 
während des Prozeſſes vorgenommene Verſteigerung des 
Pferdes erzielt wurde, von der Beklagten zurück. 

Durch die Behandlung in der Klinik und mehrfache 
dort vorgenommene operative Eingriffe wurde das Tier voll— 
ſtändig geheilt. Die Heilung war am 23. Auguſt 1907 als 
vollendet anzuſehen. 

Den Anträgen des Klägers wurde in vollem Umfang 
ſtattgegeben. 
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Gründe: 

Bei einer nach Treu und Glauben mit Rückſicht auf 
die Verkehrsſitte erfolgenden Auslegung des Verſicherungs⸗ 
vertrags iſt davon auszugehen, daß ein die Beklagte zur Ge⸗ 
währung der ſatzungsgemäßen Entſchädigung verpflichtender 
Schadensfall dann eingetreten iſt, wenn ein verſichertes Tier 
zu jedem Gebrauch untauglich geworden, und eine Wieder⸗ 
herſtellung desſelben nicht zu erwarten iſt, ſo daß das Töten 
des Tieres nach vernünftigem Ermeſſen geboten erſcheint. 
Unter dieſen Vorausſetzungen hat der Verſicherungsnehmer 
nicht nur einen Anſpruch auf Ausbezahlung der ſatzungs⸗ 
gemäßen Entſchädigung, ſondern er kann auch verlangen, 
von dem kranken und gebrauchsunfähigen Pferde befreit zu 
werden, und die Verſicherungsgeſellſchaft erfüllt die ihr ob⸗ 
liegenden Verpflichtungen nur, wenn fie dem Verſicherungs⸗ 
nehmer die ſatzungsgemäße Entſchädigung gewährt und ihn 
zugleich von dem Pferde befreit, indem ſie die Genehmigung 
zur Tötung des Tieres erteilt oder dasſelbe zu Folge be— 
ſonderer Vereinbarung dem Verſicherungsnehmer abnimmt. 

Auf dieſen Standpunkt hat ſich auch der Kläger geſtellt. 
(Dies wird näher ausgeführt und ſodann dargelegt, daß das 
am 11. Februar 1907 ſeitens des Klägers an die Geſell— 
ſchaft gerichtete Begehren um Befreiung von dem Pferd ge— 
rechtfertigt war. Weiter heißt es:) Der Kläger hat auch die 
Beklagte ſofort an die Erfüllung ihrer entſprechenden Ver— 
pflichtungen gemahnt. 

Trotz dieſer Mahnung hat die Beklagte die aus dem 
Verſicherungsvertrag für ſie erwachſenen Verpflichtungen 
nicht erfüllt; ſie hat dem Kläger die ſatzungsgemäße Ent⸗ 
ſchädigung nicht ausbezahlt, auch hat ſie weder die Geneh⸗ 
migung zur Tötung des Pferdes gegeben noch dasſelbe dem 
Kläger abgenommen. 

Durch dieſe Nichterfüllung ihrer Verpflichtungen trotz 
Mahnung wäre die Beklagte nur dann nicht in Verzug ge— 
kommen, wenn ſie den Nachweis führen könnte, daß die 
Leiſtung infolge eines Umſtands unterblieben ſei; den ſie 
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nicht zu vertreten habe. Als ein ſolcher Umſtand wäre auch 
ein entſchuldbarer Irrtum der Beklagten hinſichtlich des 
Schuldverhältniſſes anzuſehen. Aber für die Annahme, daß 
ein derartiger Umſtand vorgelegen habe, fehlt eine genügende 
Grundlage; insbeſondere wäre nach der ganzen Lage des 
Falles eine Berufung der Beklagten auf das Gutachten des 
Profeſſors H. nicht geeignet, einen etwaigen Irrtum der Be⸗ 
klagten über ihre Verpflichtungen als einen entſchuldbaren 
erſcheinen zu laſſen, nachdem die vorausgegangenen mehr⸗ 
monatigen vergeblichen Heilverſuche und das Wiederauf— 
brechen der Wunde die Ausſichtsloſigkeit der Wiederher- 
ſtellung des Pferdes dargetan hatten. 

Die Beklagte hat daher dem Kläger den durch den Ber: 
zug entſtandenen Schaden zu erſetzen. 

Dieſer Schaden beſteht darin, daß der Kläger das 
Pferd, weil die Bekl. die Genehmigung zur Tötung ver- 
weigerte und ihm dasſelbe trotz der erfolgten Zurverfügung⸗ 
ſtellung auch nicht abnahm, weiter verpflegen und behandeln 
laſſen mußte. Zu den hierdurch verurſachten Koſten gehören 
auch diejenigen, welche durch die Verpflegung des Pferdes 
in der tierärztlichen Hochſchule entſtanden ſind. Denn der 
Kläger hat nicht etwa den von Anfang an von ihm ver- 
tretenen Standpunkt, daß die Beklagte ihn von dem kranken 
Pferde zu befreien habe, aufgegeben und durch die Verbringung 
des Pferdes in die tierärztliche Hochſchule neue Heilungsver⸗ 
ſuche auf ſeine Koſten einleiten wollen; er iſt vielmehr 
mit der Verbringung des Pferdes in die Klinik nur dem 
ſchon in dem Schreiben der Beklagten vom 14. Februar 
1907 enthaltenen Verlangen nachgekommen, nachdem Pro— 
feſſor H., auf deſſen Anſicht dieſes Verlangen geſtützt war, 
bei ſeiner am 4. April 07 erfolgten Vernehmung erklärt 
hatte, die an dem Pferde vorzunehmende Operation und die 
damit verbundene Heilungszeit dauere etwa 2— 3 Wochen. 
Der Kläger hat daher mit der Verbringung des Pferdes in 
die Klinik nur die von der Beklagten gewünſchte Behand— 
lung desſelben in die Wege geleitet, offenbar um ſich vor 
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weiteren Vorwürfen der Beklagten bezüglich der Behandlung 
des Pferdes und etwaigen Regreßanſprüchen zu ſchützen; 
das Pferd war und blieb aber auch während des Aufent⸗ 
halts in der Klinik der Beklagten zur Verfügung geſtellt, 
und die durch die Verpflegung des Pferdes in der Klinik 
entſtandenen Koſten, welche die tierärztliche Hochſchule von 
dem Kläger erſetzt verlangt hat, bilden einen Teil des Scha⸗ 
dens, welcher dem Kläger infolge des Verzugs der Beklagten 
erwachſen iſt. 

Hieran wird auch dadurch nichts geändert, daß es ge⸗ 
lungen iſt, durch monatelange Heilungsverſuche das Pferd 
wieder herzuſtellen, und daß das Pferd ſeit 23. Aug. 1907 
als geheilt anzuſehen war. Denn auch nach dieſer Zeit blieb 
das Pferd der Beklagten zur Verfügung geſtellt; ſie hätte 
dasſelbe abholen laſſen und damit ihre ſchon am 11. Febr. 
entſtandene und durch dieſen ſpäteren Heilerfolg nicht 
wieder beſeitigte Verpflichtung, den Kläger von dem Pferde 
zu befreien, erfüllen können; den Kläger ging das Pferd 
nichts mehr an, und er hat daher mit Recht das Pferd nicht 
mehr abgeholt, ſondern auf Koſten der Beklagten in der 
Klinik ſtehen laſſen. 

Die ſämtlichen, ihrer Höhe nach nicht beſtrittenen Futte⸗ 
rungs- und Verpflegungskoſten, welche nach dem 11. Februar 07 
entſtanden ſind, müſſen daher von der Beklagten auf Grund 
ihres Verzugs dem Kläger erſetzt werden. 

Der dem Kläger nach dem oben Ausgeführten ſchon am 
11. Februar 07 entſtandene Anſpruch auf die ſatzungsgemäße 
Verſicherungsſumme iſt ſelbſtverſtändlich durch die ſpätere 
Wiederherſtellung des Pferdes nicht beſeitigt worden. Da— 
gegen iſt dieſer Anſpruch des Klägers inſofern durch die 
Wiederherſtellung des Pferds berührt worden, als für das 
wiederhergeſtellte Pferd ein reiner Verſteigerungserlös von 
297 Mk. 20 Pfg. erzielt wurde, während der Wert des 
Pferdes, wenn es am 11. Februar 07 getötet und nach 8 37 
Abſ. 1 der allgemeinen Verſicherungsbedingungen dem Kläger 
überlaſſen worden wäre, nur etwa 100 Mk. betragen hätte. 
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Dieſem Umſtand hat aber der Kläger dadurch Rechnung ge⸗ 
tragen, daß er den vollen Betrag des Reinerlöſes an der 
von ihm geforderten Summe in Abzug gebracht hat. 
Urt. des I. CS. vom 6. Novpbr. 1908 in Sachen Dr. 
K. gegen Erſte Württ. Viehverſgeſ. U. 605/08. 


23. 


§ 892 BGB. kommt dem Erwerber einer zn Gunſten 
eines Unzurechnungsfähigen beſtellten Hypothek nicht 
zu ſtatten. 


Aus den 
Gründen: 

Nicht zutreffend iſt es, wenn in dem angefochtenen Ur⸗ 
teil der Schutz des 8 892 BGB. der Klägerin (an welche 
die Hypothek abgetreten worden war) auch für den Fall ge— 
währt werden will, daß die (Zedentin) P. zur Zeit der 
Hypothekenbeſtellung unzurechnungsfähig geweſen wäre. Zwar 
iſt dieſe Auslegung des § 892 in der Literatur nicht unver⸗ 
treten geblieben.!) Dagegen haben die, ſpeziell mit dem 
Grundbuchrecht ſich befaſſenden Werke?) ſich dahin aus— 
geſprochen, daß auch dem gutgläubigen Erwerber einer 
Hypothek der Schutz des § 892 dann nicht zur Seite 
ſtehe, wenn die Hypothekenbeſtellung wegen Gejchäfts- 
unfähigkeit des Beſtellers nichtig ſeien. Dieſe Auslegung 
des Geſetzes beruht auf der Erwägung, daß in einem 
ſolchen Fall der gute Glaube des Erwerbers nicht durch den 
Inhalt des Grundbuchs getäuſcht ſei — denn dieſer 
h) S. Plan ck, Sacheurecht 1/2. Aufl. Ben. J 3 zu § 892, Co ſack, 
Lehrbuch 1/2. Aufl. S. 37/38; auch Dernburg, Sachenrecht 3. Aufl. 
S. 704 (in einer allerdings zunächſt die Sicherheitshypothek betreffenden 
Stelle). 

2) Turnau-Förſter, Grundbuchordnung (1903) S. 97. 210 
auch 206. Oberneck, Reichsgrundbuchrecht (3. Aufl.) § 45 Ziff. b 
(S. 301). Ferner Kretzſchmar im Sächſ. Archiv Bd. 11 S. 173 und 
die Kommentare von Staudinger-Kober Bd. 3 Ziff. IV2 b zu 
5 892 (S. 99) und Neumann Bem. II 2 b zu 8 892. 
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iſt, ſofern er die Errichtung der Hypothek durch die Eigen⸗ 
tümerin widergibt, auch im vorliegenden Fall richtig —, 
ſondern durch Umſtände, welche grundſätzlich der Beurkund⸗ 
ung durch das Grundbuch entzogen ſind und welche daher 
durch ſeinen Inhalt nicht garantiert werden!). Dieſer An⸗ 
ſicht, deren Begründung überzeugend iſt, war beizutreten. 
Dem Schutzbedürfnis des gutgläubigen Erwerbers ſteht in 
Fällen ſolcher Art das mindeſtens ebenſo ſchutzwürdige In⸗ 
tereſſe der geſchäftsunfähigen Perſonen gegenüber. 

Urteil des I. Zivilſen. vom 22. Juni 1906 in S. Paule 

gegen Badiſches Finanz: und Handelsgeſchäft. U. 305/05. 


24. 


Eigentumsklage (BGB. § 985) auf Herausgabe von 
Kierflaſchen, die mit dem Namen der klagenden 
Branerei gezeichnet find. — ZBurückbehaltungsrecht der 
beklagten Branerei wegen des von ihr angeblich zurück⸗ 
erſtatteten ſog. Flaſchenpfands? 


Um den Verluſt zu vermeiden, welcher im Flaſchenbier⸗ 
handel durch Verſchleuderung der Flaſchen entſteht, haben 
zahlreiche Brauereien, insbeſondere auch der „Württembergiſche 
Brauerverband“, dem die beklagte Brauerei D. angehört, 
ein ſog. Flaſchenpfand eingeführt, darin beſtehend, daß beim 
Verkauf der einzelnen Flaſchen für den Wert des Glaſes ein 
bei Rückgabe der Flaſche zurückzuerſtattender Preisaufſchlag 
(von 10 Pfg.) gemacht wird. 

Der Kläger gehört dem „Verband“ nicht an und ver: 
kauft das Flaſchenbier ohne Flaſchenpfand, wobei er davon 
ausgeht, daß das Glas der Flaſche nur leihweiſe an 
den Käufer abgegeben wird. Er brachte in Erfahrung, 
daß der Beklagte im Beſitz von mindeſtens 1000, durch den 

1) Staudinger⸗Kober a. a. O. ſowie Bem. A IV zu 8 873 
S. 51; vgl. auch Motive z. EBGB. Band 3 S. 215 Ziff. II, und die 


in „Das Recht“ Bd. 8 Nr. 1277 zit. Entſch. des Bayer. Oberſten Lan⸗ 
desgerichts vom 26. April 1904. 
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in das Glas eingepreßten Namen des Klägers als deſſen 
Eigentum gekennzeichneten Flaſchen ſei. Die beklagte Brauerei 
(eine v. H. G.) und deren mitbeklagte Teilhaber beſtritten 
auf erhobene Eigentumsklage die Herausgabepflicht. Sie 
wurden jedoch in beiden Inſtanzen zur Herausgabe verur⸗ 
teilt, vom Berufungsgericht aus folgenden 

Gründen: 

1. Nach § 1006 BGB. wird zwar zugunſten des Be⸗ 
ſitzers einer beweglichen Sache vermutet, daß er Eigentümer 
der Sache ſei. Was die Beklagten darüber vorbringen, wie 
ſie in den Beſitz der von dem Kläger herausverlangten Flaſchen 
gelangt find, widerlegt für ihren Fall dieſe geſetzliche Ver⸗ 
mutung. Die Flaſchen können, weil mit fremder Firma ge⸗ 
zeichnet, im Geſchäftsbetrieb der Beklagten nicht verwendet 
werden, verſperren ihnen nutzlos ihren Lagerraum und haben 
ihnen vergebliche Arbeit und Koſten verurſacht. Sie hätten 
nach der Anweiſung, die die Beklagten ihren Bierführern 
geben, von dieſen zurückgewieſen werden ſollen und haben 
demnach ihren Weg zu den Beklagten gegen deren Wunſch 
und Willen gefunden. Es iſt alſo keine Rede davon, daß 
die Beklagten den Beſitz der Flaſchen durch ein Veräußer⸗ 
ungsgeſchäft erworben hätten, daß ihr Beſitzvorgänger und 
die Beklagten darüber einig geweſen wären, es ſolle das 
Eigentum an den Flaſchen auf dieſe übergehen, und daß 
demnach ein auf Grund der §§ 929, 932 BGB. ſich voll⸗ 
ziehender Eigentumserwerb eingetreten wäre. Nicht durch 
ein Veräußerungsgeſchäft, ſondern durch ein Rückgabegeſchäft 
ſind die Beklagten in den Beſitz der Flaſchen gekommen. 
Die Abſicht des Rückgabegeſchäfts war allerdings gerade mit 
denjenigen einzelnen Flaſchen, die der Kläger nunmehr heraus⸗ 
gegeben haben will, fehlgegangen. 

Während es die Beklagten in ihrem Geſchäftsbetrieb 
darauf abgeſehen haben, die mit ihrem Namen gezeichneten 
Flaſchen aus dem geſchäftlichen Umlauf wieder zurück zu 
empfangen, ſind ihnen durch die unabwendbaren Zufällig⸗ 
keiten des Verkehrs, in dem das Eindringen von Flaſchen 
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fremder Herkunft nie völlig abzuwenden iſt, auch die im 
Streit befindlichen Flaſchen zugekommen. Wenn ſie behaup⸗ 
ten wollen, die Sachen, die ſie ohne ihr Zutun durch eine 
Verwechslung in Beſitz bekommen haben, haben ſie in Wahr⸗ 
heit zu Beſitz und Eigentum erworben und es bedürfte erſt 
der Anfechtung dieſer Rechtswirkung auf Grund des vorge: 
fallenen Irrtums, um ihre von dem Kläger angegriffene 
Rechtsſtellung zu erſchüttern, ſo wäre dies rechtsirrig. Selbſt 
wenn einer der Bierhändler, von denen ihnen die ſtreitigen 
Flaſchen zugekommen ſind, wiſſend, daß er Flaſchen mit der 
Namensbezeichnung des Klägers zurückgebe, es auf dieſen 
Erfolg angelegt hätte, wären die Beklagten nicht deren Eigen⸗ 
tümer geworden. Denn der Bierhändler wußte, daß es den 
Beklagten nur um den Rückempfang der mit ihrem Namen 
gezeichneten Flaſchen zu tun ſei, und die Beklagten wollten 
andere als dieſe nicht zurückhaben und als anfechtbares 
Rechtsgeſchäft käme daher nicht eine angebliche, von keinem 
der beiden Teile beabſichtigte Eigentumsübertragung, ſondern 
die Befreiung von dem Flaſchenpfand in Frage, die der Bier⸗ 
händler durch Irreführung der Beklagten zu ſeinen Gunſten 
herbeigeführt hätte. 

Hienach ſteht feſt, daß die Beklagten nicht Eigentümer 
der ſtreitigen Flaſchen, und nicht einmal Eigenbeſitzer ($ 872 
BGB.) ſind. Daß die Flaſchen aus dem Beſitz des Klägers 
ſtammen, iſt nach der Herkunftsbezeichnung der Flaſchen und 
dem, was überdies über ihre Anfertigung von dem Zeugen 
C. bekundet iſt, nicht zu bezweifeln. Dem Kläger ſteht da- 
her abgeſehen davon, daß er, wie das Landgericht mit Recht 
annimmt, für ſein Eigentumsrecht Beweis erbracht hat, die 
in § 1006 A. 2 BGB. aufgeſtellte geſetzliche Vermutung zur 
Seite, daß er während der Dauer ſeines Beſitzes Eigentümer 
der Flaſchen geweſen ſei. Den Verluſt dieſes Rechts nach⸗ 
zuweiſen, iſt Sache der Beklagten, wenn ſie das Recht des 
Klägers beſtreiten, als Eigentümer der in ihrem Beſitz be- 
findlichen Sachen gemäß § 985 BGB. deren Herausgabe 
zu verlangen. An dieſem den Beklagten obliegenden Be⸗ 
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weis fehlt es jedoch. Was die Beklagten ſelbſt über die 
Verhältniſſe und Bedürfniſſe des Flaſchenbiergeſchäfts vor⸗ 
tragen, dient nur zur Bekräftigung deſſen, was der Kläger 
und der von ihm benannte Zeuge C. darüber vorbringen, 
daß dem Kläger alles daran gelegen ſei, das Eigentums- 
recht an den mit ſeinem Namen gezeichneten Flaſchen zu be⸗ 
haupten. Nach dem gewöhnlichen von dem Kläger mit 
allen Mitteln unterſtützten Lauf der Dinge iſt daher kein 
Zweifel, daß ſich der Umlauf ſeiner Bierflaſchen nicht durch 
Veräußerung und Wiedererwerb des daran beſtehenden Eigen⸗ 
tums, woran der gewöhnliche Verbraucher kein Intereſſe 
hat, ſondern durch leihweiſe Hingabe und ſpätere Rückgabe 
der zur Verwahrung des bei dem Kauf und Verkauf der 
Ware allein in Betracht kommenden Biers dienenden Gefäſſe 
vollzieht. Daß gleichwohl in einigen Fällen trotz gegenteilig 
lautender Angabe in der Bezeichnung ſeiner Flaſchen auch 
Flaſchen des Klägers mit oder ohne Inhalt verkauft und zu 
Eigentum übertragen werden können, läßt ſich freilich nicht 
in Abrede ziehen, da der Vermerk, womit der Kläger ſeine 
Flaſchen als unverkäuflich bezeichnet, nicht unter allen Um⸗ 
ſtänden ausreicht, um dieſen Sachen eine Ausnahmeſtellung 
im Rechtsverkehr zu verleihen. Aber Sache der Beklagten 
wäre es, hinſichtlich der 1000 Flaſchen, deren Herausgabe 
der Kläger verlangt, ſolche beſondere Vorkommniſſe anzu⸗ 
führen und zu beweiſen. Da ſie dies nicht vermögen, können 
fie die Herausgabe nicht verweigern, es ſei denn, daß fie be- 
haupten könnten, dem Kläger gegenüber zum Beſitz berechtigt 
zu fein (§ 986 A. 1 BGB.). 

Eine ſolche Berechtigung liegt jedoch nicht vor und 
kann, da die für Mitglieder des Brauereiverbands geltenden 
Beſtimmungen den Kläger nicht berühren, auch nicht daraus 
hergeleitet werden, daß er in früheren Fällen ſich auf tauſch⸗ 
weiſe Rückgabe ſeiner Flaſchen eingelaſſen hatte. 

2. Auch ein Zurückbehaltungsrecht, das die Beklagten 
unter Berufung auf eine Einrede wegen Verwendung geltend 
machen, beſteht nicht. Der behauptete Aufwand für Reinigung 
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der ſtreitigen Flaſchen iſt für den Kläger nutzlos, da er ſich 
mit Grund darauf beruft, daß er die Flaſchen, wenn er ſie 
zurückerhält, nicht ohne erneute Reinigung in Benützung 
nehmen kann. Das Flaſchenpfand aber, das die Be- 
klagten für jede einzelne Flaſche im Betrag von 10 Pfennig 
aufgewendet zu haben behaupten, iſt keine Verwendung im 
Sinne der 8$ 994— 996 BGB., da es ſich nicht um einen 
der Verbeſſerung oder Erhaltung der Sache oder der Be— 
ſtreitung einer darauf ruhenden Laſt dienenden Aufwand, 
ſondern nur darum handelt, daß die Beklagten in der irrigen 
Meinung, derjenige, von dem ſie die Flaſchen zurück erhalten, 
habe ihnen eine von ihnen ſelbſt herſtammende Flaſche zu⸗ 
rückgegeben, die Befreiung des betreffenden Bierhändlers von 
ſeiner entſprechenden Flaſchenpfandverbindlichkeit anerkannt 
haben. Den Kläger, der das Recht hat, fein Eigentum3- 
recht gegen jeden Dritten zu verfolgen, berühren dieſe nur 
für die Beklagten und ihre Vertragsbeteiligten beſtehenden 
Verhältniſſe in keiner Weiſe. 

Urteil des I. Zivilſenats vom 30. Okt. 1908 in Sachen 

Dinkelacker gegen Haerle. Nr. 541/08. 


25. 


Beweislaf in den Füllen der SS 950, 1006 BGB. 


Der Verwalter im Konkurs des A. K. verlangte vom 
Bekl. Erſatz des Werts von Pappe, die der Bekl. gleich nach 
Konkurseröffnung aus der von K. geleiteten Pappenfabrik 
an ſich genommen hatte. Der Bekl. wandte ein, K. ſei nicht, 
wie die Klage behauptete, Pächter der Fabrik geweſen, fon- 
dern nur Betriebsleiter der für Rechnung der Hypothek⸗ 
gläubiger (wozu Bekl. gehörte) betriebenen Fabrik; Bekl. ſei 
daher berechtigt geweſen, die Pappe an ſich zu nehmen. 

Im Berufungsverfahren iſt die Klage abgewieſen worden. 

In den 

Gründen 
iſt u. a. geſagt: 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 2. 12 
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Gegenüber dem auf Eigentum geſtützten Klagantrag 
hat das LG. mit Unrecht dem Bekl. die Beweislaſt dafür 
aufgebürdet, daß K., unter deſſen techniſcher Leitung unbe⸗ 
ſtrittenermaßen die den Gegenſtand des Eigentumsanſpruchs 
bildende Pappe hergeſtellt wurde, dieſe nicht für ſich, ſondern 
für einen andern habe herſtellen laſſen. 

Daß es für den Eigentumserwerb nach 8 950 BGB. 
nicht darauf ankommt, wer die im Sinn der angeführten 
Geſetzesſtelle erforderliche Arbeit vornimmt, ſondern darauf, 
für wen, d. h. für weſſen Rechnung jene Arbeit vor: 
genommen wird, darüber beſteht in der Rechtslehre und 
Rechtſprechung kein Streit. Es wurde auch bei der Be- 
ratung der Kommiſſion für die 2. Leſung des I. Entwurfs 
des BGB. ausdrücklich als ſelbſtverſtändlich anerkannt, daß 
derjenige, der durch Verarbeitung u. ſ. w. eine Sache her⸗ 
ſtellen laſſe, demjenigen, der die Sache ſelbſt (für ſich) 
herſtelle, gleich zu achten ſei !). Irgend eine geſetzliche 
Vermutung in der Richtung aber, wer im Zweifel als 
derjenige anzuſehen ſei, für deſſen Rechnung die Verarbeitung 
u. ſ. w. vorgenommen werde, iſt nirgends aufgeſtellt, ſo 
wenig zu Gunſten deſſen, der die Arbeit körperlich vornimmt, 
als zu Gunſten deſſen, unter deſſen techniſcher Leitung und 
Aufſicht fie vorgenommen wird (z. B. des Leiters der Fabrik, 
in welcher die Verarbeitung vor ſich geht). 

Wer alſo das Eigentum an einer durch Verarbeitung 
oder Umbildung entſtandenen Sache auf Grund des § 950 
BGB. in Anſpruch nimmt, hat ſeinerſeits darzutun und zu 
beweiſen, daß die Sache für ihn hergeſtellt, daß alſo bei— 
ſpielsweiſe die Fabrik, in welcher die Herſtellung erfolgte, 
für ſeine Rechnung betrieben worden ſei. 

Im vorliegenden Fall hat der kläg. Konkursverwalter 
den Beweis, daß die den Gegenſtand des Streits bildende 
Pappe im dargelegten Sinn für den Gemeinſchuldner K. 
fabriziert worden ſei, zweifellos nicht erbracht (wie ausge— 


1) Vgl. Prot. Bd. 3 S. 243 vor Ziffer II. 
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führt wird). 

Auch die Vermutung des § 1006 BGB., auf welche 
ſich der Klr. nach ſeinen im Berufungsverfahren abgegebenen 
Erklärungen glaubt ſtützen zu können, kann ihm nicht zu 
ſtatten kommen, ſolange er nicht zu beweiſen vermag, daß K. 
die Pappe für ſeine Rechnung hergeſtellt habe. Stellte er 
die Pappe, was den bisherigen Ausführungen zufolge min: 
deſtens nicht widerlegt iſt, für Rechnung anderer her, an 
deren Weiſungen er ſich hinſichtlich der Verfügung über 
die Pappe gebunden erachtete, jo übte er die tatſächliche Ge- 
walt an der Pappe nur für dieſe andern (als deren Beſitz⸗ 
diener i. S. des 8 855 BGB.) aus; nur dieſe andern waren 
dann nach der ſoeben erwähnten Geſetzesbeſtimmung Beſitzer, 
während er ſelbſt weder als unmittelbarer noch als mittel⸗ 
barer Beſitzer der Pappe zu betrachten war. 

Urt. des III. CS. vom 25. April 1908 i. S. Bickel⸗ 

haupt g. Kummerſche Konkursmaſſe. 


26. 


IR der Rechtsweg zulüſfig für eine Klage betreffs 

Feſtſtellnng a) des Uebergangs einer Wirtſchaftskon⸗ 

zeffion vom Bekln. auf den Kl.; b) des Verzichts des 
Bekln. auf eine Wirtſchaftskonzeſſtoan? 


Die Frage wurde verneint. 
Gründe: 

Der Kl. hat in erſter Inſtanz die Feſtſtellung beantragt, 
daß die dem Bekln. für das Haus Horkheimerſtr. 135 in S. 
erteilte Wirtſchaftskonzeſſion vorbehältlich der Genehmigung 
des K. Oberamts H. auf den Kl. übergegangen iſt, und den 
Eventualantrag geſtellt, feſtzuſtellen, daß der Verzicht des 
Bekln. auf feine Wirtſchaftskonzeſſion für das Haus Hork— 
heimerſtr. 135 zu Gunſten des Kls. rechtsgültig iſt. 

Der Bekl. macht gegen dieſe Klage die Einrede der Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtswegs geltend und diefelbe erſcheint auch 


begründet. 
12 * 
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Nach § 13 GWG. gehören vor die ordentlichen Gerichte 
alle bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten und Strafſachen, für 
welche nicht entweder die Zuſtändigkeit von Verwaltungs⸗ 
behörden oder Verwaltungsgerichten begründet iſt oder reichs⸗ 
geſetzlich beſondere Gerichte beſtehen. 

Bezüglich der Frage, ob eine bürgerliche Rechtsſtreitig— 
keit vorliegt, iſt nicht die Behauptung des Kls. über den 
Charakter ſeines Anſpruchs, ſondern die Natur des Rechts⸗ 
verhältniſſes, auf welches der Klageanſpruch geſtützt wird, 
maßgebend ). 

Es fragt ſich daher, ob das Rechtsverhältnis, deſſen 
Feſtſtellung beantragt wird, ein privatrechtliches oder ein 
öffentlichrechtliches iſt. 

Der von dem Kl. in erſter Inſtanz geſtellte Feſtſtellungs⸗ 
antrag hat den Uebergang der Wirtſchaftskonzeſſion des 
Bekln. auf den Kl. zum Gegenſtand. Die Wirtſchaftskon⸗ 
zeſſion kann nach 8$ 33, 49 GO. nur von der Verwaltungs- 
behörde erteilt und entzogen werden und es iſt hiebei ledig— 
lich das öffentliche Intereſſe maßgebend; dieſelbe enthält 
eine öffentlich- rechtliche Befugnis und über das Beſtehen 
eines öffentlichen Rechts ſowie deſſen rechtsgültige Ueber— 
tragung auf einen andern hat die Verwaltungsbehörde oder 
Verwaltungsjuſtizbehörde zu entſcheiden. 

Der Kl. beantragt mit ſeinem in I. Inſtanz geſtellten 
Eventualantrag die Feſtſtellung, daß der Verzicht des Bekln. 
auf ſeine Wirtſchaftskonzeſſion zu Gunſten des Kls. rechts— 
gültig ſei; er verlangt hiemit eine Entſcheidung darüber, ob 
durch eine Willenserklärung eine öffentlich-rechtliche Befugnis 
zu Gunſten eines andern rechtswirkſam aufgegeben ſei, und 
auch die Entſcheidung hierüber kann lediglich nach den Be— 
ſtimmungen des öffentlichen Rechts getroffen werden. 

Die durch die Wirtſchaftskonzeſſion erteilte Berechtigung 
hat auch dadurch, daß die Parteien über dieſelbe einen Ver— 


) RG. 22, 290; 39, 302; JW. 98, 97 9%; WürttJ. 2, 184 ff., 14, 
234; 15, 350; Gaupp CPO. Vorbemerkungen zu § 1 III. 
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trag abgeſchloſſen haben, keine privatrechtliche Natur erhal⸗ 
ten, fie iſt vielmehr öffentlich⸗rechtlich geblieben ). 

Hienach erſcheint auch bezüglich des von dem Kl. in 
erſter Inſtanz geſtellten Eventualantrags der Rechtsweg un⸗ 
zuläſſig. 

Der Kl. hat in zweiter Inſtanz den weiteren Eventual⸗ 
antrag auf Feſtſtellung geſtellt, daß ein privatrechtlicher An⸗ 
ſpruch des Kls. dahin zu Recht beſteht, daß Bekl. zu Gun⸗ 
ſten des Kls. der zuſtändigen Behörde gegenüber auf feine 
Wirtſchaftskonzeſſion verzichte und daß Kl. berechtigt iſt, 
namens des Beklagten dieſen Verzicht der Behörde gegen— 
über zu erklären. 

Auch dieſem Klaganſpruch ſteht der Einwand der Un⸗ 
zuläſſigkeit des Rechtswegs entgegen. Denn als einheitlicher 
Anſpruch aufgefaßt hat er zum Gegenſtand die Berechtigung 
des Kls., den Verzicht auf eine öffentlich-rechtliche Befugnis 
namens des Bekln. bei der zuſtändigen Verwaltungsbehörde 
zu erklären. Ob dem Kl. ein ſolches Recht zuſteht oder ihm 
eingeräumt werden konnte, entſcheidet ſich nach den Grund— 
ſätzen des öffentlichen Rechts und es hat hierüber die Ver⸗ 
waltungs⸗ oder Verwaltungsjuſtizbehörde zu erkennen. Wollte 
man aber in dem Eventualantrag dieſer Inſtanz zwei ſelb— 
ſtändige Anträge finden, ſo wäre zum erſten Teil die Feſt⸗ 
ſtellungsklage wegen mangelnden Feſtſtellungsintereſſes un- 
begründet, da eine Leiſtungsklage zuläſſig wäre und nur eine 
ſolche zum erſtrebten Ziel (Erlöſchen der Konzeſſion des 
Bekln.) führen könnte, ſofern nur eine gegenüber der Ver⸗ 
waltungsbehörde abgegebene, jei es im Wege des 8 888 
oder des 8 894 CPO. bewirkte Verzichtserklärung das Er- 
löſchen der Konzeſſion herbeiführen könnte, nicht aber die 
Feſtſtellung, daß dem Kläger ein Anſpruch auf einen ſolchen 
Verzicht zuſtehe. Ein dahin lautender Ausſpruch des bürger⸗ 
lichen Gerichts wäre für die Verwaltungshehörde ohne Be— 
deutung. Kl. müßte alſo Leiſtungsklage auf Abgabe der 


1) Württ. Arch. 14, 264; 15, 68 — 72; Württ J. 15, 350. 


172 Eutſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Verzichtserklärung erheben, falls ihm ein Anſpruch hier⸗ 
auf gegen den Bekln. überhaupt zuſteht !)). 

Zum andern Teil des Eventualantrags würde aber 
wiederum der Einwand der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs, 
wie ſchon oben ausgeführt, zutreffen. 

Urt. des II. CS. vom 5. März 1908 i. S. Heß g. 

Endrich. 


27. 


Hat der Klüger die Koſten des Kechtsſtreits zu tragen, 

wenn er auf Grund einer im Lauf des Rechtsſtreits 

zu Gunſten des Bekl. eingetretenen Veränderung der 

Rechtslage den Rechtsſtreit (ohne Befriedigung für 

ſeinen Anſpruch erlangt zu haben) für in der Haupt⸗ 
ſache erledigt erklärt ? 


Die Frage wurde bejaht. Aus den 
Gründen: 

Die in verſchiedenen Kommentaren und Entſcheidungen 
ſich findende Formulierung, es ſei bei Erledigung der Haupt— 
ſache im Koſtenpunkt fo zu entſcheiden, wie wenn die Er⸗ 
ledigung nicht eingetreten wäre!), oder?) es müſſe grund⸗ 
ſätzlich die Sachlage vor dem Zeitpunkt maßgebend ſein, 
an welchem das die Erledigung in ſich ſchließende Ereignis 
eingetreten ſei, paßt zwar für diejenigen Fälle, in welchen 
während des Prozeſſes eine Befriedigung des klägeriſchen 
Anſpruchs ſtattgefunden hat, ſowie für diejenigen, in denen 
infolge des Todes einer Partei oder ähnlicher Umſtände die 
erhobene Klage (3. B. die Scheidungsklage, die Anfech— 
tungsklage des Konkursverwalters nach erfolgtem Zwangs— 
vergleich) *) kraft Geſetzes ſich nicht durchführen läßt. Han⸗ 


1) Vgl. RG. 13, 266. 

2) Gaupp-Stein Bem. III, Seuffert Anm. 4, Peterſen⸗ 
Anger Anm. ! je zu 8 91. 

3) RG. 58 S. 416. 

) RG. 58, 414. 
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delt es ſich dagegen lediglich darum, daß der beklagten Par⸗ 
tei nachträglich eine Einwendung zur Seite tritt, derzufolge 
der Klaganſpruch nunmehr als unbegründet erſcheint, ſo ſteht 
ein ſolcher Sachverhalt dem Unterliegen des Klägers im 
Sinne des § 91 Abſ. 1 CPO. gleich!) und es iſt im Hin⸗ 
blick darauf, daß grundſätzlich für die Entſcheidung die zur 
Zeit der letzten mündlichen Verhandlung vorliegende Rechts⸗ 
und Sachlage maßgebend iſt?) und daß hiebei der Zeitpunkt 
der Entſtehung der einzelnen Rechtsbehelfe völlig ohne Be⸗ 
lang iſt, nicht abzuſehen, weshalb im Widerſpruch hiemit in 
den Fällen, welche hier gemeint find, zum Zweck der richti- 
gen Entſcheidung der Koſtenpflicht auf einen früheren Zeit⸗ 
punkt, in welchem die beklagte Partei die ſchließlich durch— 
greifende Einwendung noch nicht erworben hatte, ſollte 
zurückgegriffen werden müſſen. War aber der Kläger infolge 
der Anrufung der weiblichen Freiheiten durch die bekl. Ehe⸗ 
frau hinſichtlich des erhobenen Anſpruchs ſachfällig, ſo ver⸗ 
mochte der Umſtand, daß die bekl. Ehefrau auf einer Sach⸗ 
entſchädigung nicht beharrte, die Koſtenpflicht nicht zu ihrem 
Nachteil zu verändern ). 

Beſchl. des I. CS. v. 21. Sept. 1907 i. S. Stäudle g. 

Staiber. 


28. 


Wann endigt eine auf Grund des S 149 CO. be⸗ 
ſchloſſene Ausſetzung des Rerfahrens? 


Die den Sachverhalt ergebenden 
Gründe 
eines Beſchluſſes beſagen: 

Auf Grund mündlicher Verhandlung vom 31. Oktober 
vorigen Is. hat die Civilkammer am gleichen Tag den Be— 
ſchluß verkündet, die Verhandlung dieſer Sache bis zur Er⸗ 

1) Vgl. Gruchots Beiträge Bd. 49 S. 79—85. 


2) Württ J. 16 S. 314. 
3) Rſpr. 9 S. 60 lit. d. 
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ledigung des gegen die Klin. ſchwebenden Strafverfahrens 
auszuſetzen. Am 2. März d. J. hat Bekl. die Klin. zur 
Fortſetzung der mündlichen Verhandlung in den auf 18. April 
d. J. anberaumten Termin geladen und in dieſem Termin, 
in dem die Klin. nicht erſchienen iſt, hat er ein Verſäumnis⸗ 
urteil gegen fie beantragt. Dieſen Antrag hat der ange- 
fochtene Beſchluß zurückgewieſen. Zuvor ſchon hat die Civil⸗ 
kammer mit Beſchluß vom 23. April, nachdem in der Ver⸗ 
handlung vom 18. April feſtgeſtellt worden war, daß das 
Strafverfahren gegen die Klin. erledigt war, die Anordnung 
vom 31. Okt. 1906 betr. die Ausſetzung des Verfahrens ge⸗ 
mäß § 150 CPO. aufgehoben. 

Die Beſchwerde des Bekln. gegen den angefochtenen Be— 
ſchluß beantragt deſſen Aufhebung. Sie iſt begründet. 

Da die Verhandlung „bis zur Erledigung“ des gegen 
die Klin. ſchwebenden Strafverfahrens ausgeſetzt war, en- 
digte die Ausſetzung jedenfalls (in Ermanglung einer 
früheren Aufhebung der einſchlägigen Anordnung: § 150 
CPO.) mit der Erledigung dieſes Strafverfahrens durch frei— 
ſprechendes Urteil vom 8. Dezember 1906. Dies ergibt der 
Wortlaut des § 149 CPO. ). Die Aufnahme des ausge⸗ 
ſetzten Verfahrens hatte nach S 250 CPO. durch Zuſtellung 
eines Schriftſatzes zu geſchehen. Eine ſolche lag in dem 
Schriftſatz des Bekl. vom 26. Februar — zugeſtellt 2. März 
— 1906, womit er wieder anrief und die Klin. zur Fort— 
ſetzung der mündlichen Verhandlung lud. 

Während der Dauer der Ausſetzung wäre eine ſolche 
Ladung (zur Verhandlung über die Sache ſelbſt) gemäß § 249 
Abſ. 2 CPO. dem Gegner gegenüber ohne rechtliche Wir- 
kung geweſen, nach Beendigung der Ausſetzung aber erfolgte 
ſie mit der dem Wiederanrufen einer Partei auch ſonſt zu— 


) Vgl. auch Gaupp-Stein, Komm. zur CPO. Anm. II zu 8 149 
(mit den Worten: „die Greuze für die Ausſetzung bildet die Er— 
ledigung des Strafverfahrens. Das Gericht kann übrigens auch 
ſchon vorher jederzeit die — Ausſetzung — wieder aufheben“). 
Reincke: Komm. zur CPO. (5. Aufl.) Anm. II Abſ. 4 zu SS 148, 149. 
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kommenden Wirkung; eines die Wirkungen der Ausſetzung 
beſeitigenden Gerichtsbeſchluſſes bedurfte es nicht ). 

Es fragt ſich daher nur noch, ob der Erlaſſung des be- 
antragten Verſäumnisurteils die Beſtimmung des § 335 Ziff. 3 
CPO. entgegenſtand, wonach der Antrag auf Erlaſſung eines 
Verſäumnisurteils zurückzuweiſen iſt, „wenn der nicht erſchie⸗ 
nenen Partei ein tatſächliches mündliches Vorbringen — nicht 
rechtzeitig mittels Schriftſatzes mitgeteilt war“. Das iſt ſchon 
deshalb zu verneinen, weil Ziff. 3 des § 335 ſich nur auf 
den Fall bezieht, da der Bekl. den Termin verſäumt 2). 

Beſchl. des III. CS. v. 25. Mai 1907 i. S. Pfauth 

g. Spörle. 


29. 


Wahrung einer Rotfriſt durch eine anßerhalb der Ge⸗ 

ſchüftsrünme und der Kanzleiſtunden erfolgte Behün⸗ 

digung des Kechtsmittelſchriftſatzes an den Kegiſtratur⸗ 
beamten? 


In den den Sachverhalt ergebenden 
Gründen 
eines Beſchluſſes iſt geſagt: 

Die Beſchwerdeſchrift iſt nach einem darauf geſetzten 
Vermerk des LGRegiſtrators am 8. Oktober d. J. — dem 
letzten Tag der Notfriſt — von dieſem „Nachts 10 Uhr in 
Empfang genommen und geöffnet worden“. Zweifellos iſt 
das nicht in den Geſchäftsräumen des Gerichts geſchehen. 
Die Notfriſt des 8 577 Abſ. 2 CPO. erſcheint hienach nicht 
als gewahrt. Sie wird gewahrt durch den Eingang der Be— 
ſchwerdeſchrift in den amtlichen Gewahrſam des zur Empfang⸗ 
nahme berechtigten Beamten. Ein ſolcher Eingang in den 


1) Die Bemerkung von Gaupp-Stein a. a. O. Anm. II 2 a u. 
b. zu 8 150 bezieht ſich auf Fälle, in denen es ſich um eine Aufhebung 
einer Ausſetzung vor Erledigung des Strafverfahrens oder des „andern 
Rechtsſtreits“ (§ 148) u. ſ. w. handelt. 

2) S. Gaupp⸗Stein a. a. O. Anm. III zu Nr. 3 zu 8 335. 
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amtlichen Gewahrſam läßt ſich aber dann nicht als gegeben 
anſehen, wenn ein verſchloſſenes Schriftſtück einem an ſich 
zu deſſen Empfangnahme zuſtändigen Beamten außerhalb 
der Dienſtſtunden und der Geſchäftsräume des Gerichts über⸗ 
geben und von ihm angenommen wird. Denn einmal iſt 
der Beamte ohne Frage zu ſolcher Annahme diesfalls nicht 
verpflichtet; es kann aber nicht die Abſicht des Geſetzes ſein, 
die Wahrung von Notfriſten unter Umſtänden vom Belieben 
der Gerichtsſchreibereibeamten abhängig ſein zu laſſen. So⸗ 
dann aber hätte es die Partei in der Hand, die Annahme 
eines beiſpielsweiſe kurz vor Mitternacht dem in ſeiner Woh— 
nung aus dem Schlaf geweckten Gerichtsſchreibereibeamten 
vorgewieſenen Eilbriefs, der das betr. Schriftſtück enthält, 
dadurch herbeizuführen, daß ſie das Schreiben an den betr. 
Beamten adreſſiert, der es dann mutmaßlich entgegennimmt 
und öffnet, weil er deſſen Inhalt nicht kennt und nicht 
wiſſen kann, daß es ſich um ein Schreiben handelt, das er 
zurückzuweiſen berechtigt wäre und, wenn er den Inhalt ge- 
kannt hätte, zurückgewieſen hätte: auch das kann aber nicht 
als Wille des Geſetzes gelten. Die Beſchwerde war hienach 
als unzuläſſig zu verwerfen. 

Beſchl. des III. CS. v. 5. Nov. 1907 i. S. Hafner 

g. Gern. 


30. 


Morausfebnngen der Widerſpruchsklage nach 8 878 
Abſ. 1 CO., § 115 Abſ. 1 336. — Anſpruch des 
beſſer berechtigten Gläubigers, welcher im Berteilungs- 
verfahren nicht berückfichtigt wurde, gegen nachſtehende 
Gläubiger, die aus der Teilungsmaſſe etwas erhalten 
haben. 


Die Beklagte war Hypothekengläubigerin der Wwe. 
W., und zwar in Geſamthöhe von 24000 Mk. aus drei, an 
erſter bis dritter Stelle eingetragenen Hypotheken. Im Juni 
1907 erwirkte ſie Zwangsverwaltung der Liegen⸗ 
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ſchaft auf Grund Verurteilung der Schuldnerin zur Zahlung 
des für die Zeit vom 1. Juli 1906 bis 1. Januar 1907 in 
Höhe von 540 Mk. fällig gewordenen Halbjahrszinſes. Im 
September 1907 meldete die Beklagte bei dem Zwangsver⸗ 
walter folgende Zinsforderungen an 

1. auf 1. Januar 1907 540 M. 

2. auf 1. Juli 1907 540 „ 

Nach dem vom Amtsgericht aufgeſtellten Teilungsplan 
ſollte die Beklagte unter Ziffer I—III mit ihrer laufenden 
Zinsforderung (vom 1. Januar 1907 an) und unter Ziff. 
VIII mit der rückſtändigen Zinsforderung, wegen deren ſie 
die Zwangsverwaltung beantragt hatte, berückſichtigt werden. 
Der Zwangsverwalter L. bezahlte am 5. Oktober 1907 der 
Beklagten 540 Mk. aus, wobei er bemerkt haben will, daß 
dieſe Zahlung für die Zeit vom 1. Januar bis 1. Juli 1907 
erfolge. In derſelben Weiſe iſt die Zahlung in der Schluß— 
rechnung aufgeführt. 

Ende Auguſt 1907 war auf Betreiben eines dritten 
Gläubigers in das Anweſen der W. Zwangs verſteige— 
rung angeordnet worden. Auf die nach § 37 Nr. 4 3G. 
ergangene Aufforderung ließ die Beklagte, neben dem auf 
15. September 1907 gekündigten Kapital, anmelden: 
reſtliche Zinsforderung pro 1. Januar 1907 28 M. 60 Pfg. 
Halbjahreszins pro 1. Januar bis 1. Juli 1907 540 M. 

In dem Zwangsverſteigerungsverfahren meldete die 
Klägerin als Gläubigerin der ſechſten Hypothek 4378 M. 
74 Pfg. nebſt Zinſen an. 

Im Verſteigerungstermin am 31. Oktober 1907 wurden 
die Anmeldungen beider Parteien ſo wie oben angegeben, 
beſtätigt. Die Liegenſchaft wurde zu 51600 M. dem Flaſch⸗ 
nermeiſter R. zugeſchlagen. Am 5. November 1907 teilte 
der Zwangsverwalter L. dem Verſteigerungskommiſſär mit, 
daß er am 5. Oktober 1907 der Beklagten 540 M. pro 
1. Januar bis 1. Juli 1907 bezahlt habe. 

Im Verteilungstermin vom 22. November 1907 wurde 
nun der Teilungsplan, worin zunächſt die laufenden Zinſen 
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der Beklagten vom 1. Januar bis 1. Juli 1907 mit 540 M. 
zur Berückſichtigung vorgeſehen waren, dahin berichtigt, daß 
die vom Zwangsverwalter bezahlten 540 Mk. in Abzug ge⸗ 
bracht wurden. Der Vertreter der Beklagten verſuchte 
hierauf, die Anmeldung zu „berichtigen“, indem er geltend 
machte, die Beklagte habe angenommen, daß die Zahlung 
des Zwangsverwalters auf die am weiteſten rückſtändigen 
Zinſen, alſo die vom 1. Juli 1906 bis 1. Januar 1907, 
erfolgt ſei; die angemeldeten 540 M. ſtellen nunmehr (nach 
Aufklärung des Sachverhalts) nicht den auf 1. Juli 1907, 
ſondern den auf 1. Januar 1907 fällig gewordenen Zins 
dar. Seitens der Klägerin, die nach dem erſten Teilungs— 
plan mit 1107 M. 42 Pfg. durchfallen ſollte, und eines 
anderen Hypothekengläubigers wurde Widerſpruch gegen das 
Begehren der Beklagten erhoben. Es wurde vereinbart, „daß 
die beſtrittenen 540 M. der Beklagten auszufolgen ſeien, daß 
dadurch aber an der Prozeßlage der Parteien nichts ge— 
ändert werde und die Widerſpruchsklage eventuell auf Zah— 
lung von 540 M. nebſt 4% Zinſen von heute an ſeitens 
der Beklagten an die Widerſpruchskläger gehen ſolle“. 

Der Verteilungsplan wurde hierauf vom Verſteigerungs⸗ 
kommiſſär dahin ergänzt, daß der Betrag von 540 M. für 
den Fall, daß der Widerſpruch der Klägerin für begründet 
erklärt würde, ihr zugeteilt werden ſollte. 

Die Klägerin hat nun am 21. Dezember 1907 Klage 
erhoben mit dem Antrag, den von der Klägerin gegen den 
vom Zwangsverſteigerungskommiſſar aufgeſtellten Wider⸗ 
ſpruch für begründet zu erklären und demgemäß die Beklagte 
zur Zahlung von 540 M. nebſt 4% Zinſen ſeit 22. No⸗ 
vember 1907 zu verurteilen. 

Das Berufungsgericht hat die Klage abgewieſen. 

Gründe. 

Die Widerſpruchsklage nach § 878 Abſ. 1 CPO., $ 515 
Abſ. 1 ZVG. hat zum Zweck, das Recht des klagenden 
Gläubigers auf Berückſichtigung innerhalb des Zwangs- 
verſteigerungs verfahrens durch Zuweiſung eines 
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Teils des vorhandenen Verſteigerungserlöſes zur Klage zu 
bringen. Die Klage ſetzt voraus, daß das Verſteigerungs⸗ 
verfahren noch nicht beendet iſt und daß noch ein Teil des 
Verſteigerungserlöſes vorhanden iſt, der als ſolcher dem 
einen oder anderen Gläubiger zugeteilt werden kann. Mit 
Recht geht das LG. davon aus, daß dieſe Vorausſetzung im 
gegenwärtigen Falle nicht zutrifft. Der Teil des Berfteige- 
rungserlöſes, um den die Parteien im Zwangsverſteigerungs⸗ 
verfahren ſtritten, wurde der Beklagten ausbezahlt, und 
wenn dies auch auf Grund einer Parteivereinbarung geſchah 
und die Klägerin ſich dabei ihre Einwendungen vorbehielt, 
ſo hat doch tatſächlich jener Betrag aufgehört, einen Teil 
des Verſteigerungserlöſes als ſolchen und den Gegenſtand 
des Verteilungs verfahrens zu bilden, er iſt in das Vermögen 
der Beklagten übergegangen, und das Verlangen der Klä— 
gerin kann demgemäß jetzt nicht mehr dahin gehen, unmittel⸗ 
bar aus dem Zwangsverſteigerungsverfahren gegen die W. 
Befriedigung zu erhalten, ſondern dahin, daß die Beklagte 
die zu Unrecht empfangenen 540 M. an die Klägerin heraus⸗ 
zuzahlen habe. Auf dieſe Klage findet die Friſtbeſtimmung 
des § 878 Abſ. 1 CPO., wodurch die raſche Erledigung 
eines ſchwebenden Zwangsvollſtreckungsverfahrens gewähr— 
leiſtet werden ſoll, keine Anwendung; es kann deshalb 
dahingeſtellt bleiben, ob die Friſt im vorliegenden Falle ge— 
wahrt wäre. 

Auch darin mag dem LG. beizuſtimmen fein, daß inner: 
halb des Zwangs verſteigerungs verfahrens 
nicht die Beklagte, ſondern die Klägerin ein Recht auf Zu⸗ 
teilung der 540 M. gehabt hätte. 

Die der Beklagten für das Halbjahr vom 1. Januar 
bis 1. Juli 1907 zukommenden Zinſen hätten nach § 45 
Abſ. 2 ZVG. im Zwangsverſteigerungsverfahren überhaupt 
nicht angemeldet zu werden brauchen, da ſie als laufende 
Beträge aus dem Grundbuch erſichtlich waren. Denn die 
Beſchlagnahme des Wiſchen Grundſtückes war ſchon durch 
die Anordnung der Zwangsverwaltung gemäß § 22 Abſ. 1, 
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151 3G. mit dem Erſuchen an das Grundbuchamt um 
Eintragung des Vermerks am 14. Juni 1907 wirkſam ge⸗ 
worden; da die Zwangsverwaltung bis zur Beſchlagnahme 
im Zwangsverſteigerungsverfahren fortdauerte, iſt für die 
Unterſcheidung zwiſchen laufenden und rückſtändigen Beträgen 
gemäß § 13 Abſ. 1 u. 3 3G. die für die Zwangsverwal⸗ 
tung bewirkte Beſchlagnahme maßgebend. Dagegen hatte die 
Beklagte die bis zum 1. Januar 1907 verfallenen Zinſen 
als rückſtändige Beträge rechtzeitig anzumelden. Dabei hätte 
nicht etwa die allgemeine Angabe, daß „rückſtändige Zinſen“ 
gefordert werden, genügt, vielmehr mußte der Zeitraum, für 
den die Zinſen berechnet wurden, genau bezeichnet werden, 
insbeſondere auch deshalb, um eine tatſächliche Grundlage 
für die Entſcheidung darüber zu geben, welche Rang⸗ 
ordnung der Zinſenforderung nach 8 10 Z. 4 vgl. mit 
3. 8 zukam. 

Die Beklagte hat denn auch bei ihrer Anmeldung vom 
11./12. Oktober 1907 ihre Zinſenforderungen mit genauer 
Zeitangabe angeführt. Allein der Halbjahreszins vom 
1. Januar bis 1. Juli 1907, den ſie im vollen Betrag von 
540 M. anmeldete, war durch die ihr aus Zwangsverwal— 
tung zugekommene Zahlung von 540 M. bereits getilgt. 
Dies mußte die Beklagte, ſelbſt wenn ihr der Zwangsver— 
walter bei der Zahlung keine ausdrückliche Mitteilung darüber 
gemacht hätte, ohne weiteres aus der Beſtimmung des § 155 
Abi. 2 ZVG. entnehmen. In Wirklichkeit hatte alſo die 
Beklagte die in ihrer Anmeldung verlangten 540 M. nicht 
als laufende, ſondern als rückſtändige Zinſen für die Zeit 
vom 1. Juli 1906 bis 1. Januar 1907 zu fordern. Sie hat 
auch im Verteilungsverfahren ihre Forderung, in dieſem 
Sinne geltend zu machen geſucht. Allein eine nachträgliche 
„Berichtigung“ der Anmeldung war nicht zuläſſig, da nicht 
etwa ein Schreibverſehen vorlag, ſondern die Beklagte, wie 
ſie ſelbſt zugibt, infolge irrtümlicher Verrechnung der 
empfangenen Zahlung wirklich die laufenden Zinſen als 
ungetilgt anmelden wollte. Es handelte ſich mithin um die 
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nachträgliche neue Anmeldung einer Forderung der Be— 
klagten; dieſe aber iſt nicht rechtzeitig (nach $ 37 Z. 4 
3G.) erfolgt, konnte alſo gemäß $ 110 ZVG. nur die 
Wirkung haben, daß die Beklagte damit nach allen recht⸗ 
zeitig angemeldeten Rechten, mithin auch nach der Forderung 
der Klägerin zum Zuge kam. 

Iſt hienach auch anzunehmen, daß die Beklagte im 
Verſteigerungsverfahren ſelbſt mit der Zinſenforderung von 
540 M. wegen des Verſehens bei deren Anmeldung nicht 
hätte berückſichtigt werden können, ſo folgt daraus nicht, daß 
ſie ihrer Rechte überhaupt verluſtig geworden ſei. Vielmehr 
beſchränken ſich die Nachteile, die das ZVG. an die Ver⸗ 
letzung der von ihm getroffenen einſchränkenden Beſtimmungen 
knüpft, auf das Verteilungsverfahren, und der hier aus— 
geſchloſſene Gläubiger iſt dadurch nicht gehindert, außerhalb 
dieſes Verfahrens gegen ſolche Gläubiger, die aus der Tei— 
lungsmaſſe etwas erhalten haben, ſein beſſeres Recht hierauf 
geltend zu machen: der Verluſt des Anrechts auf die Tei- 
lungsmaſſe als ſolche iſt !) Strafe genug, die Verhängung 
endgültigen Rechtsverluſtes würde weit über Zweck und 
Rahmen des Verteilungsverfahrens hinausgehen. Dies iſt 
für den Gläubiger, der dem Verteilungsplane widerſprochen, 
aber die Friſt des $ 878 Abſ. 1 CPO. verſäumt hat, in 
§ 878 Abſ. 2 ausdrücklich beſtimmt. Ein Gleiches gilt nach 
der herrſchenden Anſicht auch für den Gläubiger, der keinen 
Widerſpruch erhoben?) und ſelbſt für den Gläubiger, der 
ſich an dem Zwangsverſteigerungsverfahren überhaupt gar 
nicht beteiligt hat; gerade für den letzteren Fall iſt dies 
vom Reichsgericht?) und vom Kammergericht Berlin) ent⸗ 
gegen abweichenden Anſichten überzeugend dargelegt. Der 
Gläubiger aber, der fein Recht im Zwangsverſteigerungs⸗ 


1) Vgl. Gaupp⸗Stein, CPO. § 888 Anm. III a. E. 

2) S. Gaupp⸗-Stein a. a. O., Seuff A. 42 Nr. 81, RG. 58 
S. 156 fg., 64 S. 196/197. 

3) Entſch. 39 S. 379/380, JW. 1897 S. 305 fg. Nr. 16. 

) Recht 1905 S. 138 Nr. 641. 
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verfahren verſpätet angemeldet hat, kann nicht ungünſtiger 
geſtellt werden, als der Gläubiger, der eine Anmeldung 
gänzlich unterlaſſen hat, die für dieſen Fall aus 88 37 Z. 4, 
110 3G. ſich ergebende Zurückſtellung feines Rechts gilt 
nur für das Verteilungs verfahren, ändert dagegen nichts an 
der außerhalb dieſes Verfahrens auf Grund der ſonſtigen 
geſetzlichen Beſtimmungen geltenden Rangordnung. Wenn 
im vorliegenden Fall von der Klägerin noch eingewendet 
wird, die unrichtige Anmeldung der Beklagten könne von 
Einfluß auf das Ergebnis der Verſteigerung geweſen ſein, 
ſo iſt dies ſchon deshalb nicht zutreffend, weil nicht etwa die 
Klägerin ſelbſt das Grundſtück erſteigert hat, und weil es 
für deſſen Erwerber gleichgültig war, ob ſein Bargebot zu 
dem ſtreitigen Teilbetrag von 540 M. der Beklagten oder der 
Klägerin zuzukommen hatte. 

Unbeſtritten iſt nun, daß die Beklagte eine nicht getilgte 
rückſtändige Zinſenforderung gegen die W. in Höhe von 
540 M. hat und daß ihr hiefür, wie ſich auch aus den 
Einträgen im Grundbuch ergibt, eine Hypothek auf dem ver— 
ſteigerten Grundſtück der W. mit Vorrang vor der Hypothek 
der Klägerin zuſtand ). Wenn die Beklagte auch dieſe ihre 
Rechte im Zwangsverſteigerungsverfahren nicht gehörig gel— 
tend gemacht hat, fo müſſen fie doch im gegenwärtigen Rechts- 
ſtreite berückſichtigt werden, da es ſich hier, wie ausgeführt 
wurde, nicht mehr um die Stellung der Parteien innerhalb 
des Zwangsverſteigerungsverfahrens, ſondern darum han— 
delt, welchem Teile der im Verteilungsverfahren ausbezahlte 
Betrag von 540 M. endgültig zukommen und verbleiben 
ſoll. Hiefür aber iſt allein entſcheidend, welche Partei ſach— 
lich ein beſſeres Recht auf Befriedigung aus dem verſteigerten 
Anweſen hatte. Da, wie dargelegt wurde, der Beklagten 
das beſſere Recht hierauf zuſteht, ſo iſt die Klage, mit der 
die Klägerin den an die Beklagte bezahlten Betrag für ſich 
in Anſpruch nehmen will, unbegründet. 


1) Vgl. 3G. 88 10 2. 4, 11; BGB. 88 879, 880, 1147. 
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Urt. des I. CS. vom 9. Oktober 1908 in Sachen Deutſche 
Hypothekenbank gegen Huß. No. 516/08. 


31. 


Kollziehung der Arrefipfändung einer Hypothek. 


In den den Sachverhalt ergebenden 
Gründen 
eines Beſchluſſes iſt geſagt: 

Das LG. hat den Antrag des Beſchwerdeführers zurück⸗ 
gewieſen, da die Ueberweiſung des Anſpruchs auf Heraus⸗ 
gabe des Hypothekenbriefs an den Gläubiger ein über die 
Grenzen des Arreſts hinausgehender Akt der Befriedigung 
wäre und daher unſtatthaft ſei. Dieſe Begründung iſt nicht 
haltbar. Der Anſpruch des Beſchwerdeführers, zu deſſen 
Sicherung der Arreſt angeordnet iſt, geht auf Bezahlung 
von 12000 M., wäre alſo durch Erwirkung der Herausgabe 
des Hypothekenbriefs an einen Gerichtsvollzieher noch nicht 
befriedigt. Die Vollziehung des Arreſts in bewegliches Ver⸗ 
mögen wird durch Pfändung bewirkt, die nach denſelben 
Grundſätzen erfolgt wie jede andere Pfändung ($ 930 Abſ. 1 
CPOO.). Dem Arreſtſchuldner iſt nun zwar bereits am 
8. Auguſt d. J. mit dem Arreſtbeſchluß das darin aus— 
geſprochene Gebot, ſich jeder Verfügung über ſeine angebliche 
Eigentümerhypothek und den Brief zu enthalten, zugeſtellt 
worden. Eine den Vorausſetzungen des § 857 Abſ. 2 CPO. 
entſprechende Pfändung der dem Arreſtſchuldner angeblich 
zuſtehenden Eigentümerhypothek (Grundſchuld) iſt dadurch 
jedoch nicht bewirkt worden. Wie auch das LG.) mit 
Recht annimmt, bedarf es vielmehr zur Vollziehung einer 
derartigen Pfändung gemäß § 857 Abſ. 6, $ 830 Abſ. 1 
CPO. der Uebergabe des Briefs an den Arreſtgläubiger 
oder wenigſtens der Inbeſitznahme des Briefs durch einen 
(vom Gläubiger beauftragten) Gerichtsvollzieher. Dieſes Er- 


) In Uebereinſtimmung mit dem RG. 59 S. 314. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 2. 13 
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gebnis kann aber, da ſich der Brief im Beſitz eines Dritten 
befindet, der die Herausgabe verweigert, nur durch das Hilfs⸗ 
mittel einer zuvor durchzuführenden anderweitigen Pfändung 
herbeigeführt werden, der vom Beſchwerdeführer beantragten 
Pfändung des dem Arreſtſchuldner gegen den Dritten angeb- 
lich zuſtehenden Anſpruchs auf Herausgabe des Hypotheken— 
briefs, (der ſpäterhin, wenn es ſich um Befriedigung des 
Gläubigers handelt, im Wege des Grundbuchberichtigungs— 
verfahrens in einen Grundſchuldbrief oder in einen Teil- 
hypothekenbrief unter Bildung eines Teilgrundſchuldbriefs zu 
verwandeln wäre). Dieſe Hilfspfändung hat nach § 847 Abſ. 1, 
§ 846, § 835, § 836 CPO. (nicht nach dem vom LG. an- 
geführten 8 886 CPO ., der einen anderweitigen hier nicht 
vorliegenden Tatbeſtand vorausſetzt), durch Ueberweiſung des 
dem Arreſtſchuldner zugeſchriebenen Herausgabeanſpruchs an 
den Arreſtgläubiger behufs Einziehung zu erfolgen. Die An- 
ordnung dieſer Vollzugsmaßregel iſt noch immer ſtatthaft, 
da die für die Vollziehung eines Arreſtbefehls vorgeſchriebene 
Friſt des § 929 Abſ. 2 CPO. ſowohl durch das vom Arreſt— 
gläubiger von vornherein mit ſeinem Arreſtantrag vom 
31. Juli d. J. geſtreckte Vollſtreckungsgeſuch als durch die 
mit dem Arreſtbefehl vom 3. Auguſt d. J. verbundene an⸗ 
fängliche Anordnung einer anderweitigen Vollſtreckungsmaß— 
regel gewahrt worden iſt !). 

Beſchl. des I. CS. v. 11. Sept. 1907 i. S. Barner g. 

Riekert. 


32. 
Moransfebungen einer einſtweiligen Rerfügung. 
a) In den 
Gründen 


eines Beſchluſſes iſt geſagt: 
Der Anſpruch, zwecks deſſen Sicherung Klin. die Er— 
laſſung einer einſtweiligen Verfügung beantragt, iſt ihre an— 


1) S. Gaupp⸗Stein, Bem. II zu § 929 CPO. 
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gebliche Forderung an den Bekln. auf Bezahlung von 9000 M., 
alſo ein Anſpruch auf eine Geldleiſtung. Eine Geld— 
leiſtung kann aber nicht Gegenſtand der Sicherung durch 
eine einſtweilige Verfügung ſein, denn eine ſolche Verfügung 
iſt nur zuläſſig, ſofern es ſich um eine Individual⸗ 
leiſtung handelt). Der Streitgegenſtand muß 
nach § 935 CPO. von einer Veränderung bedroht ſein; das 
iſt aber nicht der Fall, wenn es ſich um die angebliche Gefahr 
handelt, daß Beweismittel für eine Geldforderung 
verloren gehen könnten. (8 940 CPO. kommt nicht in Be⸗ 
tracht.) 

Beſchl. des III. CS. vom 30. April 1907 i. S. Mehl 

g. Krautter. 


b) In den 
Gründen 
eines andern Beſchluſſes iſt geſagt: 

Der Kl., dem gegen den Bekln. angeblich eine Forderung 
von 700 M. aus Mietvertrag zuſteht, hat mit der Be⸗ 
hauptung, Bekl. habe aus der im Haus des Klrs. gemieteten 
Wohnung trotz Widerſpruch des Klrs. die dieſem geſetzlich 
als Pfand haftenden eingebrachten Sachen aus dem Haus 
des Klrs. entfernt, durch einſtweilige Verfügung den Bekln. 
„zur Herausgabe von — ihm gehörigen — Gegenſtänden 
im Wert von 675 M. an den Kl. zu verpflichten“ beantragt. 

Seine Beſchwerde gegen den dieſen Antrag zurückweiſen— 
den Beſchluß iſt nicht begründet. Denn der Antrag bezweckt 
nichts anderes, als dem Kl. im Weg der einſtw. Verfügung 
die (vorläufige) Befriedigung des ihm angeblich (gemäß 
8 561 Abſ. 2 BGB.) zuſtehenden Anſpruchs auf Ueberlaſſung 
des Beſitzes an den in Betracht kommenden Sachen zu ver— 
ſchaffen. Eine einſtweilige Verfügung darf aber nicht darauf 
abzielen, den dem Recht des Antragſtellers entſprechenden 
Zuſtand unter dem Vorbehalt ſeiner ſpäteren Wiederaufhebung 


) Vgl. Gaupp- Stein: Komm. zur CPO. Anm. II, 1 zu 8 935. 
13 * 
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herzuſtellen !). 
Beſchl. des III. CS. v. 5. Nov. 1907 i. S. Himmel 
gegen Schramm. 


33. 


Wie ſtellt ſich die Rerpflichtung zur Tragung der Ka⸗ 
ſten des Koſtenfeſtſetzungs verfahrens in Füllen des 
8 106 CO.? 


Aus den 
Gründen 
eines im Beſchwerdeverfahren ergangenen Beſchluſſes: 

Der Kl. hat unter ſeinen Koſten, die er „gemäß dem 
Urteil“ der Kammer für Handelsſachen, „wonach die Koſten 
in Quoten verteilt ſind, feſtzuſetzen“ beantragt hat, als Koſten 
des Feſtſetzungsverfahrens 3 M. 63 Pf., der Bekl. desgleichen 
2 M. 50 Pf. aufgeführt. Der angefochtene Beſchluß hat 
dieſe Koſten mit zuſ. 6 M. 13 Pf. als ihrem ganzen Be⸗ 
trag nach vom Beklagten als dem im Koſtenfeſtſetzungsver⸗ 
fahren unterliegenden Teil zu tragende behandelt. Hiegegen 
wendet ſich die Beſchwerde. In dieſer Beziehung kommt zu— 
nächſt in Betracht, daß — wovon die Kammer für HS. 
nunmehr ſelbſt ausgeht — die Gebühr für die Tätigkeit der 
beiderſeitigen Prozeß bevollmächtigten im Koſtenfeſtſetzungs— 
verfahren im Fall des 8 106 CPO. aus dem bei der Aus: 
gleichung ermittelten Betrag zu berechnen iſt, der von einer 
Partei an die andere zu erjtatten iſt !), alſo im vorliegenden 
Fall in erſter Wertsklaſſe mit je 1 M. Ferner kann in einem 
Fall, wie dem vorliegenden, wo die Koſten dem Kl. zu /, 
dem Bekl. zu / zugeſchieden waren und eine Feſtſetzung 
der Koſten beider Parteien notwendig war, um zu ermitteln, 
welche Partei der andern etwas — und wie viel? — zu be— 


) S. Gaupp-Stein: Komm. zur CPO. (6/7. Aufl.) Anm. I 
zu § 938 hinter Note 2. 

2) Vgl. RG. bei Bolze Bd. 3 Nr. 1011 S. 304; RG. bei Gruchot 
Bd. 41 S. 1141. 
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zahlen hat, keine Rede davon fein, daß derjenige Streitteil 
als im Feſtſetzungsverfahren unterlegen und daher gemäß 
§ 91 EBD. koſtenpflichtig angeſehen wird, der ſchließlich 
nach dem durch Vergleichung der beiderſeitigen Koſtenrech⸗ 
nungen ermittelten Rechnungsergebnis dem Gegner einige 
Mark zu zahlen hat, vielmehr erſcheint es ſachgemäß, auch 
die Koſten des Feſtſetzungsverfahrens den Parteien in dem 
Verhältnis zuzuſcheiden, das das Urteil für die Koſten⸗ 
tragung überhaupt feſtgeſetzt hat, wie dies anſcheinend das 
RG. ) getan hat, die Praxis dies?) meiſt tut, auch Bfafferoth?) 
für gerechtfertigt erklärt und der Kl. ſelbſt in ſeinem Koſten⸗ 
feſtſetzungsgeſuch beantragt hat. 

Beſchl. d. III. CS. vom 23. Nov. 1906 i. S. Salger 

g. Stahl. 


34. 


Feſtſtellungsklage in Bezug auf ein nicht mehr beſtehen⸗ 
des Kechtsverhältnis. 


Kl. hat nach Ablauf der Schutzfriſt eines für den 
Bekln. eingetragenen Gebrauchsmuſters Klage gegen den 
Bekln. erhoben mit dem Antrag: feſtzuſtellen, daß das frag⸗ 
liche Gebrauchsmuſter nicht zu Recht beſtanden habe. Die 
Klage iſt abgewieſen worden. | 

In den 

Gründen 
des Berufungsurteils iſt geſagt: 

Die Klage war ſchon deshalb abzuweiſen, weil für ſie 
das erforderliche Feſtſtellungsintereſſe (S 256 CPO.) fehlt. 
Man mag eine Feitftellungsklage*) in Beziehung auf nicht 
mehr beſtehende Rechtsverhältniſſe zulaſſen, „wenn daraus 


1) In dem Fall bei Gruchot a. a. O. 

2) Nach dem Zeugnis von Haas bei Gruchot Bd. 31 S. 603. 

2) GKG. 8. Aufl. Anm. 3 Abſ. 3 zu 8 38. 

) Mit Gaupp⸗Stein, Komm. zur CPO. Anm. II I, d und in 
Note 42 zu 8 256 CPO. 
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Rechtsfolgen für die Gegenwart und Zukunft abgeleitet 
werden“; immer muß „das Intereſſe ſo geartet ſein, 
daß es die alsbaldige Feſtſtellung notwendig 
macht, es muß alſo — das Rechtsſchutzbedürfnis ſchon 
jetzt vorliegen, nicht nur ein mögliches ſein“ ). Hieran 
fehlt es im gegenwärtigen Fall. Kl. mag unter Umſtänden 
vom Bekl. einen Schadenerſatzanſpruch wegen Gebrauchs— 
muſterſchutzverletzung zu erwarten haben; ob es aber zur 
Erhebung eines ſolchen Anſpruchs kommt, iſt durchaus un⸗ 
gewiß und Kl. konnte jedenfalls ohne Nachteil für ſeine 
Rechts verteidigung eine einſchlägige Klage des Bekln. ab- 
warten und ihr, falls ſie erhoben wurde, im Weg der Ein- 
rede entgegenhalten, was er jetzt zum Gegenſtand der Feſt— 
ſtellungsklage gemacht hat. Es iſt nicht einzuſehen, welches 
Intereſſe er daran haben ſollte, die (angebliche) Ungültigkeit 
des kliſchen. Gebrauchsmuſters ſchon jetzt („alsbald“) feſt⸗ 
geſtellt zu ſehen; durch ſeine Klage wurde ein Rechtsſtreit 
hervorgerufen, deſſen Entſcheidung alle Bedeutung abgeht, 
falls Bekl. — auch wenn ſein Gebrauchsmuſter für gültig 
erklärt wird — von einer Schadenerſatzklage wegen Gebrauchs- 
muſterſchutzverletzung gegen den Kl. abſieht. Auch daß auf 
Antrag des Bekl. gegen den Kl. ein Strafverfahren wegen 
des bezeichneten Vergehens eingeleitet worden iſt, vermag die 
Klage nicht zu rechtfertigen: Kl. konnte, was er im Weg der 
Zivilklage geltend macht, ebenſowohl im Strafverfahren vor- 
bringen und das im Zivilprozeß ergehende Urteil iſt für den 
Strafrichter nicht bindend. 

Urt. des III. CS. vom 30. April 1907 i. S. Börsken 

gegen Barth. 


1) Gaupp-Stein a. a. O. Anm. III, 2. 
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35. 


IA Berufung zuläſſig gegen ein Urteil, wodurch ein 

Landgericht in einem Bernufungs verfahren auf Grund 

eines erſtmals bei ihm geſtellten Antrags eine einſt⸗ 
weilige Verfügung erlaſſen hat? 


Die Frage wurde verneint aus folgenden 
Gründen: 

Nach § 511 CPO. findet die Berufung gegen die in 
erſter Inſtanz erlaſſenen Endurteile ſtatt. Ein Urteil erſter 
Inſtanz iſt das angefochtene Urteil inſofern, als es nicht 
auf Grund einer erneuten Verhandlung eines bereits in einer 
früheren Inſtanz verhandelten Rechtsſtreits ($ 525 CPO.), 
ſondern auf Grund eines erſtmals bei dem Landgericht ge— 
ſtellten und verhandelten Antrags erlaſſen worden iſt. Anderer⸗ 
ſeits iſt es das Urteil eines Berufungsgerichts, das nach 
8 943 CPO. für die beantragte einſtweilige Verfügung das 
zuſtändige Gericht der Hauptſache im Sinne des Abſchnitts 
der Civilprozeßordnung über Arreſt und einſtweilige Ver⸗ 
fügungen war, weil die Hauptſache in der Berufungsinſtanz 
anhängig iſt. Für die Frage der Anwendbarkeit des 8 511 
kommt es hienach darauf an, welche der beiden Eigenſchaften, 
die ſich bei dem angefochtenen Urteil gemiſcht vorfinden, als 
die vorherrſchende anzuſehen iſt. Sowohl von dem Reichs⸗ 
gericht in Entſcheidungen mehrerer Senate!) als auch von 
dem bayriſchen oberſten Landesgericht?) iſt anerkannt, daß 
Urteile, die in einem erſtmals bei einem Oberlandesgericht 
anhängig gewordenen Verfahren wegen Anordnung eines 
Arreſts oder einer einſtweiligen Verfügung ergangen ſind, 
als in der Berufungsinſtanz erlaſſene Endurteile des Ober— 
landesgerichts anzuſehen und demgemäß nach § 545 CPO. 
mit dem Rechtsmittel der Reviſion angreifbar ſind. Was 


1) RG. 5 S. 430; 50 S. 343; 57 S. 235. JW. 1897 S. 420 
Nr. 17. 
2) Seuff A. 39 Nr. 61. 
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hiegegen !) geltend gemacht iſt, geht über eine Beweisführung 
aus ſtreng wörtlicher Geſetzauslegung nicht hinaus. Eine 
ſolche Auslegung iſt aber hier unzureichend, weil danach 
einem derartigen Urteil mit gleichviel Recht die Eigenſchaft 
eines Urteils erſter Inſtanz wie diejenige eines Urteils 
zweiter Inſtanz beigelegt werden kann. Erſt die Heranziehung 
weiterer Geſichtspunkte führt dazu, das Ueberwiegen der 
zweiten Eigenſchaft erkennbar zu machen. Nach der Be— 
gründung des Geſetzes iſt die Vorſchrift des §S 943 zu dem 
Zwecke gegeben, um eine abweichende Beurteilung der Haupt⸗ 
ſache zu verhüten ?). Zur Erreichung dieſes Zwecks wird, 
wenn die Hauptſache bei einem Berufungsgericht anhängig 
iſt, dem Verfahren über einen Arreſt oder eine einſtweilige 
Verfügung die an und für ſich gegebene erſte Inſtanz durch 
poſitive Beſtimmung entzogen. Daß ihm damit aber auch 
die dritte Inſtanz (der Reviſion) entzogen werden ſollte, ver⸗ 
neint das Reichsgericht mit gutem Grunde. Etwas anders 
liegt die Frage im vorliegenden Fall. Die an und für ſich 
gegebene erſte Inſtanz des Amtsgerichts war für das Ver— 
fahren über die einſtweilige Verfügung durch § 943 beſeitigt 
und nun fragt es ſich, ob nicht zum Erſatz durch 8 511, 
943 die Zuſtändigkeit des Oberlandesgerichts als zweite In— 
ſtanz gegeben ſei. Der Bejahung dieſer Frage ſteht aber 
die Erwägung entgegen, daß es ſich um einen Anſpruch 
handelt, deſſen Wert den Betrag von 300 M. nicht über— 
ſteigt, und daß für ſolche Anſprüche nach den Grundſätzen 
der Gerichtsverfaſſung und der Civilprozeßordnung für die 
Regel (wenn nicht in erſter Inſtanz das Landgericht ohne 
Rückſicht auf den Wert des Streitgegenſtands zuſtändig iſt) 
nur zwei Inſtanzen gegeben ſind. Nach § 943 CPO. iſt 
das Verfahren und das Urteil über eine einſtweilige Ver— 
fügung von der Hauptſache abhängig gemacht, ſomit akzeſ— 
ſoriſcher Natur und es muß danach auch für ausgeſchloſſen 


— re 


) In Buſchs Z. II S. 398 und X S. 296. 
2) RG. 5 S. 431. 
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erachtet werden, daß der Klageanſpruch, um den es ſich bei 
der Haupt⸗ und Nebenſache handelt, der grundlegenden Regel 
zuwider die drei Inſtanzen des Amtsgerichts, des Landes⸗ 
gerichts und des Oberlandesgerichts beſchäftigen könnte. Es 
haben denn auch ſowohl das Oberlandesgericht Jena) als 
das Oberlandesgericht Dresden ?) entſchieden, daß gegen Ur⸗ 
teile von Landgerichten, die in einer dort anhängigen Be⸗ 
rufungsſache über Anträge auf Anordnung eines Arreſts oder 
einer einſtweiligen Verfügung erlaſſen ſind, kein Rechtsmittel 
ſtattfindet. 

Urt. des 1. CS. vom 22. Febr. 1907 i. S. Bär g. 

Abel. 


36. 


Einſtweilige Einſtellung der Zwangsvollſtreckung aus 
einem gegen Bicherheitsleiſtung vorläufig vollſtreck⸗ 
baren Arteil? 

Die 

Gründe 

eines im Beſchwerdeverfahren ergangenen Beſchluſſes lauten: 

Durch Verſäumnisurteil der CK. vom 11. Okt. d. J. 
iſt Bekl. für ſchuldig erklärt worden, der Klin. 3009 M. 43 Pf. 
mit Zinſen zu bezahlen, auch iſt dieſes Urteil gegen Sicher: 
heitsleiſtung der Klin. im Betrag von 3200 M. für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärt. Einen Antrag des Belln. — der 
am 11. Okt. einen Einſpruchsſchriftſatz zur Terminsbeſtimmung 
eingereicht hat — vom 19.20. Okt., die Zwangsvollſtreckung 
vorläufig gegen Sicherheit einzuſtellen, hat der angefochtene 
Beſchluß abgelehnt. Hiegegen richtet ſich die Beſchwerde. 
Die Beſchwerde iſt trotz $ 707 Abi. 2 Satz CPO. zuläſſig. 
Die CK. hat den Antrag mit der Begründung zurückgewieſen: 
da das Verſ.⸗Urteil nur gegen Sicherheitsleiſtung 
vorläufig vollſtreckbar ſei, könne, wie ſich aus § 713 Abſ. 2 

) Nach Gaupp-Stein CPO. 6. Aufl. Note 1 zu § 545. 

2) Sächſ. OLG. 27 S. 466. 
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CPO. ergebe, der Bekl. die Zwangsvollſtreckung durch 
Sicherheitsleiſtung nicht abwenden. Die CK. hat alſo die 
beantragte Einſtellung der Zw.⸗Vollſtreckung des halb ab⸗ 
gelehnt, weil die Vorausſetzungen des § 719 vergl. mit 8 707 
CPO. nicht vorliegen. Mit der bisherigen ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts, der ſich das OLG. ſchon bis⸗ 
her in ſolchen und ähnlichen Fällen!) angeſchloſſen hat, iſt 
aber davon auszugehen, daß nach Abſ. 2 Satz 2 des 8 707 
CPO. die Beſchwerde nur gegen einen Beſchluß nicht ſtatt⸗ 
finden ſoll, den das Gericht in Anwendung des ihm 
in Abſ. eingeräumten Ermeſſens gefaßt hat. 
Die auf § 718 Abſ. 3 CPO. ſich beziehende Entſcheidung 
des Reichsgerichts?) gibt keinen Anlaß, von der bisherigen 
Praxis abzugehen. 

Die Beſchwerde iſt auch begründet. Denn 8 719 vergl. 
mit $ 707 CPO. findet auch auf Urteile Anwendung, die 
gegen Sicherheits leiſtung vorläufig vollſtreckbar 
ſind. Das ergibt der ganz allgemein gehaltene Wortlaut 
des 8 719. Aus 8 713 Abi. 2 CPO. läßt ſich ein Be⸗ 
denken hiegegen nicht entnehmen, denn die §S 710-713 be⸗ 
handeln die Frage, unter welchen Vorausſetzungen ein Urteil 
für vorläufig vollſtreckbar zu erklären iſt, 
§ 719 dagegen die hievon verſchiedene Frage, unter welchen 
Vorausſetzungen die Zwangsvollſtreckung aus 
einem vorläufig vollſtreckbaren Urteil vor⸗ 
läufig einzuſtellen tft?) 

Beſchl. des III. CS. vom 30. Okt. 1906 i. S. Ziegel⸗ 

verkaufsſtelle Stuttgart g. Knöpfle. 


37. 


Borausſetzungen einer Feſtſtellungsklage (§ 256 C.). 
Eine Klage, womit Klin. beantragt hatte, feſtzuſtellen, 


) Vgl. auch Württ J. 10 S. 97 ff. 
2) RG. 59 Nr. 19. 
) S. Gaupp: Stein Anm. zu § 719; RG. 37 Nr. 121. 
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daß ſie nicht verpflichtet ſei, den ihr vom Bekl. in Rechnung 

geſtellten Gewerbeſteuerbetrag von 4926 M. in dieſer 

Höhe anzuerkennen, iſt abgewieſen worden aus folgenden 
Gründen: 

Es kann fraglich erſcheinen, ob nach $ 256 CPO. eine 
Feſtſtellungsklage in betreff des Umfangs eines als 
beſtehend anerkannten Forderungsrechts überhaupt 
zuläſſig iſt, da der §S 256 nur von Klagen auf Feſtſtellung 
„des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines Rechtsverhältniſſes“ 
ſpricht. Mag aber auch eine Klage auf Feſtſtellung des 
Umfangs oder Inhalts eines als beſtehend anerkannten Rechts⸗ 
verhältniſſes zuläſſig ſein, ſo muß doch gemäß § 253 Ziff. 2 
CPO. verlangt werden, daß diesfalls ein beftimmter 
Umfang oder Inhalt des Rechtsverhältniſſes feſtgeſtellt werden 
ſoll, nicht eine reine Verneinung, die den poſitiven Umfang 
oder Inhalt des Rechtsverhältniſſes durchaus im Unklaren 
läßt, wie im gegenwärtigen Fall, wo Klin. die Feſtſtellung 
verlangt, daß ſie den von der Bekl. in die Abrechnung ein⸗ 
geſetzten Steuerbetrag von 4926 M. 79 Pf. „nicht in dieſer 
Höhe“ anzuerkennen habe. Würde nach dieſem Antrag an— 
erkannt, ſo bliebe durchaus ungewiß, in welcher Höhe 
Klin. den Steuerbetrag anzuerkennen hat, z. B. ob in Höhe 
von 4925 M. oder etwa nur (wovon Klin. geſprochen hat) 
in der Hälfte dieſes Betrags. Eine derartige Feſtſtellung 
zu treffen, iſt — zumal, wenn die Gegenpartei dem Klag⸗— 
antrag widerſprochen hat — nicht Sache des Gerichts und 
es fehlt auch für die Klin. ein rechtliches Intereſſe an einer 
(alsbaldigen) derartigen Feſtſtellung, die völlig unbe⸗ 
ſtimmt ließe, welchen Steuerbetrag die Klin. ſich anrech⸗ 
nen laſſen muß. 

Urt. des III. CS. vom 4. Dez. 1906 i. S. Deutſche 

Automatengeſellſchaft g. Mayer. 
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38. 


Juſcheidung der Rrazeßkoſten an den Klüger in einem 
auf deſſen Antrag ergehenden Verſäumnisnrteil? 


Die den Sachverhalt ergebenden 
Gründe 
einer Beſchwerdeentſcheidung beſagen: 

In der mündlichen Verhandlung dieſes Rechtsſtreits 
vor der Zivilkammer des LG. R. vom 1. Februar d. J., in 
der der Bekl. nicht vertreten war, hat der Kl. beantragt, 
mittels Verſäumnisurteils den Bekl. für ſchuldig zu erklären, 
die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Zur Begründung 
dieſes Antrags hat er vorgetragen: die auf Leiſtung einer 
Einlage des Bekln. in die offene Handelsgeſellſchaft H. u. R. 
gerichtete Klage ſei dadurch überholt, daß auf Klage des Kl. 
durch rechtskräftiges Anerkenntnisurteil vom 21. Oktober 1904 
der Kl. für berechtigt erklärt worden ſei, das unter der Firma 
der genannten Geſellſchaft im Handelsregiſter in T. einge⸗ 
tragene Geſchäft ohne Liquidation mit Aktiven und Paſſiven 
zu übernehmen; der gegenwärtige Rechtsſtreit betr. Leiſtung 
der Geſellſchaftseinlage des Bekln., zu dem der Bekl. Anlaß 
gegeben habe, ſei damit in der Hauptſache erledigt. 

Die Zivilkammer hat die Koſten des Rechtsſtreits dem 
Kl. auferlegt, weil er — nach Erhebung der Klage im ge— 
genwärtigen Prozeß — mit Erhebung der Klage, auf die hin 
das Anerkenntnisurteil vom 21. Oktober 1904 ergangen iſt, 
zur Ordnung ſeines Verhältniſſes gegenüber dem Bekln. einen 
ganz anderen Weg eingeſchlagen habe, den er von Anfang 
an hätte einſchlagen können, und damit ſelbſt ſeiner erſten 
Klage den Boden entzogen und ſich „ein obſiegendes Urteil“ 
in dieſem Rechtsſtreit ſelbſt unmöglich gemacht habe, er ſei 
deshalb als der unterliegende Teil zu betrachten. Daß durch 
den vor der Zivilkammer zum Vortrag gebrachten Inhalt 
der Klagſchrift der Klaganſpruch an ſich begründet wurde, 
unterliegt keinem Zweifel und hat auch die Zivilkammer nicht 
in Zweifel gezogen. Wenn nun beim Ausbleiben des Bekl. 


„ — T—— —— — . wꝛAAJA ̃ —%;»bd — 
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der Kl. ſeinen Klagantrag auf Verurteilung des Bekln. in 
die Prozeßkoſten mit dem Anfügen einſchränkte, 
der Rechtsſtreit ſei in der Hauptſache erledigt, ſo war 
letzteres nach 8 331 Abſ. 1 CPO. als zugeſtanden anzuneh⸗ 
men, und demgemäß der Bekl. zur Tragung der Prozeß⸗ 
koſten zu verurteilen, weil er, wenn jene Erledigung nicht 
eingetreten wäre, unterlegen wäre. Ob der Bekl. aus der 
Art, in der die Erledigung erfolgt iſt, einen Einwand 
gegen ſeine Verpflichtung zur Koſtentragung hätte ableiten 
können, kam bei deſſen Nichterſcheinen nicht in Betracht. 

Die Zivilkammer hätte daher dem Antrag des Kls. 
entſprechend die Koſten des Rechtsſtreits dem Bekl. auferle⸗ 
gen ſollen. 

Beſchl. des III. CS. vom 28. April 1906 i. S. Hof⸗ 

ſtetter g. Rottmann. 


39. 


Auslegung der SS 453, 466 ff. ECHO. 


Aus den den Sachverhalt ergebenden 

| Gründen 
eines Berufungsurteils: 

Nach § 453 CPO. wird durch die Zuſchiebung, An⸗ 
nahme oder Zurückſchiebung des Eides die Geltendmachung 
anderer Beweismittel ſeitens der einen oder der andern Par— 
tei nicht ausgeſchloſſen. Daß der Eid ſchon durch Beweis— 
beſchluß auferlegt iſt, ſteht der Geltendmachung anderer Be— 
weismittel nicht entgegen. Dies trifft auch in dem Fall zu, 
wenn die Eidesleiſtung durch Beweisſchuld gemäß § 461 
Abſ. 1 CPO. angeordnet worden iſt. Das Einverſtändnis 
der Parteien über die Erheblichkeit und Norm des Eides 
berechtigt nur das Gericht, die Form des Beweisbeſchluſſes 
zu wählen; durch einen gemäß § 461 Abi. 1 CPO. erlaſſe⸗ 
nen Beweisbeſchluß iſt aber das Gericht nicht gebunden 
und find die Parteien an der Geltendmachung anderer Be: 
weismittel nicht gehindert, ſolange der Eid nicht geleiſtet 


196 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


oder endgültig verweigert iſt. 

Die Verſäumnisfolge des 8 465 CPO. tritt daher nicht 
ein, wenn eine der Parteien von dem Recht des $ 453 CPO. 
Gebrauch macht !). Dies gilt aber auch dann, wenn in dem 
zweiten zur Eidesleiſtung beſtimmten Termin andere Be⸗ 
weismittel gemäß 8 453 CPO. geltend gemacht werden, wie 
es im vorliegenden Fall geſchehen iſt. Denn durch den von 
dem Bekln. gemäß § 466 CPO. geſtellten Antrag auf nach⸗ 
trägliche Abnahme des Eides iſt die Folge der Verſäumung 
des zur Eidesleiſtung beſtimmten erſten Termins beſeitigt 
worden (entſprechend der Beſtimmung des früheren Rechts, 
wonach im Fall des Verſäumnisurteils des §S 430 CPO. a. F. 
durch den zuläſſigen Einſpruch der Prozeß in die Lage zu— 
rückverſetzt wurde, in welcher er ſich vor Eintritt der Ver⸗ 
ſäumnis befand). Deshalb gilt für die Zuläſſigkeit der 
Geltendmachung anderer Beweismittel auch bei dem zweiten 
Eidesleiſtungstermin des 8 468 CPO. nichts anderes. Für 
dieſen Termin gilt nur die Beſonderheit, daß ein noch— 
maliger Antrag auf Abnahme des Eides nicht zuläſſig iſt 
(entſprechend der Beſtimmung des § 345 CPO., die den 
weiteren Einſpruch gegen ein den Einſpruch verwerfendes 
Verſäumnisurteil ausſchließt). Allein der Bekl. hat nicht, 
wie der Unterrichter annimmt, einen nochmaligen Antrag auf 
Abnahme des Eides geſtellt, ſondern in erſter Linie wegen 
angeblich entſchuldigten Ausbleibens des Bekln. Vertagung 
beantragt, in zweiter Linie aber, falls dieſem Antrag nicht 
entſprochen werde, nunmehr zur Widerlegung der zum Eid 
verſtellten klägeriſchen Behauptung Zeugenbeweis angetreten. 
Daß auch im zweiten Eidesleiſtungstermin auf Antrag oder 
von Amtswegen (3. B. wenn der Schwurpflichtige durch Na— 
turereigniſſe oder durch andere unabwendbare Zufälle am 
Erſcheinen verhindert worden iſt) Vertagung eintreten kann, 
iſt nicht zu bezweifeln; es entſpricht dies dem früheren Recht, 
wenn Verſäumnisurteil gemäß CPO. § 430 a. F. beantragt 


) Vgl. Gaupp CPO. 9. Aufl. § 465 Erl. III A Ib bei Note 23. 
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wurde; vgl. $ 337 CPO. Die Rückſichtnahme auf ſolche 
Hinderniſſe, die das Erſcheinen des Schwurpflichtigen un⸗ 
möglich machten, ſollte ſelbſtverſtändlich durch die neuen Vor⸗ 
ſchriften des § 465 ff. nicht ausgeſchloſſen werden “). Wenn 
auch dem Unterrichter darin beizutreten iſt, daß er dem Ver⸗ 
tagungsantrag keine Folge gegeben hat, — denn das Aus⸗ 
bleiben des Bekln. war nicht genügend entſchuldigt — ſo 
durfte doch über den in zweiter Linie geſtellten neuen Be⸗ 
weisantritt nicht ohne weiteres hinweggegangen werden, da 
nach dem Ausgeführten auch noch in dem zweiten Eides⸗ 
leiſtungstermin von dem Recht des 8 453 CPO. Gebrauch 
gemacht werden konnte. Zur Geltendmachung dieſes Rechts 
bedurfte es nicht des perſönlichen Erſcheinens des Bekln., 
der Beweisantrag konnte vielmehr nach $ 78 CPO. nur von 
dem Anwalt geſtellt werden; das perſönliche Erſcheinen 
der Partei in ſolchem Fall zu fordern, hätte alſo keinen 
Zweck. 

Urt. des II. CS. vom 4. April 1907 i. S. Stumpp 9. 

Rempp. 


40. 


Vorausſetzung der Zulälfigkeit einer Eideszuſchiebung 
(Bestimmtheit der unter Eid geſtellten Tatſachen). 


Im Konkurs über das Vermögen des A. K. hatte Kl. 
eine Forderung aus Wechſelakzepten des Gemeinſchuldners 
im Betrag von über 53000 M. angemeldet, die der Kon⸗ 
kursverwalter beſtritt, worauf Kl. auf deren Feſtſtellung 
Klage erhob. Bekl. behauptete, die Wechſelſchulden des Ge— 
meinſchuldners können ſich in der in Betracht kommenden Zeit 
nicht bis zu ſolcher Höhe vermehrt haben, die Wechſel ſeien 
vielmehr nur zur Deckung gewiſſer Bürgſchaftsregreßforde— 
rungen, die nicht zur Entſtehung gekommen ſeien, gegeben 
worden. Er hat dem Kl. einen Eid dahin zugeſchoben: Kl. 


„) Vgl. auch Seuf fert CPO. 9. Aufl. $ 468 Anm. 1. 
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ſolle ſchwören: „es iſt nicht wahr, daß der Gemeinſchuldner 
für die Wechſel per ... über M. ... keinen Gegenwert 
erhalten hat, es iſt vielmehr wahr, daß mir bei Hingabe der 
Wechſel eine Forderung gleichen Betrags gegen den Gemein⸗ 
ſchuldner zugeſtanden hat und daß dieſe Forderung nicht 


durch Zahlung ſeitens des Gemeinſchuldners oder in ſonſtiger 


Weiſe inzwiſchen erloſchen iſt“. Es wurde ohne Eid des Kls. 
nach dem Klagantrag erkannt. 

Aus den ö 

Gründen: 

Auch wenn man den von der Bekln. vorgetragenen Ver⸗ 
dachtsmomenten eine gewiſſe Berechtigung nicht abſprechen 
will, ſo wäre dadurch die Bekl. doch keinenfalls der Not⸗ 
wendigkeit überhoben, die Tatſachen, über welche die Eides— 
zuſchiebung erfolgen fol, beſtiimmt zu bezeichnen. Von 
dieſer Auffaſſung geht auch Bekl. ſelbſt aus. 

Dieſe Beſtimmtheit iſt dann — aber auch nur dann — 
vorhanden, wenn das Eidesthema ſo genau umſchrieben iſt, 
daß weder bei den Parteien noch beim Richter ein Zweifel 
darüber fein kann, welche — angebliche — Tatſache 
der den Eid Zuſchiebende im Auge hat. Nur in dieſem Fall 
hat der Gegner einerſeits die Möglichkeit, ſeine Erinnerung 
auf den für die Entſcheidung wichtigen Punkt zu konzentrie⸗ 
ren, andererſeits die (möglichſte) Sicherheit, daß der Beweis⸗ 
pflichtige nicht in frivoler Weiſe grundloſe Behauptungen 
aufſtellt und durch Zuſchiebung eines Eides hierüber dem 
Gegner — vielleicht neben der Erregung von Gewiſſensbe— 
denken — die dem Beweispflichtigen obliegende 
Pflicht der Subſtanzierung ſeiner Behauptungen zuſchiebt. 

Nun wird ja allerdings regelmäßig der den Eid Zu— 
ſchiebende einen gewiſſen „Verdacht“ hegen, allein dieſer 
„Verdacht“ muß, um die Grundlage einer Eideszuſchiebung 
bilden zu können, beſtimmte tatſächliche Vorgänge im Auge 
haben und dieſe zum Gegenſtand des Eidesthemas machen. 
Die Bedeutung dieſes Satzes zeigt ſich im vorliegenden Fall: 
Bekl. hat Verdacht, daß die vom Kl. geltend gemachten 
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Wechſelforderungen nicht ganz in Ordnung gehen und ſie hat 
auch gewiſſe tatſächliche Grundlagen für dieſen Verdacht gel⸗ 
tend gemacht. Ihre Eideszuſchiebungen betreffen indeſſen 
nicht die Wahrheit oder Unwahrheit dieſer Grundla⸗ 
gen, ſondern der aus ihnen von der Bekl. gezogenen Schlüſſe. 
Die Frage iſt, ob dieſe Schlüſſe in dem Gewand der Be— 
hauptung beſtimmter Tatſachen im oben bezeichneten Sinne 
erſcheinen. 

Eine unter dieſen Geſichtspunkten erfolgende Prüfung 
der Eideszuſchiebung ergibt deren Unzuläſſigkeit. Vor allem 
deckt ſich die Negative der erſten Behauptung nicht mit der 
poſitiven der zweiten; jene iſt weitergehend als dieſe. Mit 
der letzteren würde Kl. nur bejahen, daß das Akzept zur 
Tilgung einer ihm gegen den Gemeinſchuldner zuſtehen— 
den Forderung gegeben worden ſei. Nun kann aber 
ein Akzept nicht bloß zur Tilgung einer Forderung, ſondern 
auch aus manchfachen anderen im Rechtsverkehr in Betracht 
kommenden Gründen ausgeſtellt werden z. B. zum Zweck der 
Uebernahme einer fremden Schuld, aus Gefälligkeit, in Schen— 
kungsabſicht. Sodann aber hängt, wie dieſe Beiſpiele zei: 
gen, die Haftung aus einem Wechſel überhaupt nicht not— 
wendig von Empfang eines Gegenwerts ab. Wenn Bekl. 
auch mit der Einrede, es liege nur ein Gefälligkeitsakzept 
vor, dem Kläger gegenüber durchdringen könnte, ſo träfe 
dies doch ſchon bei den andern angeführten Beiſpielen nicht 
zu. Stände alſo auch durch Verweigerung des Eides feſt, 
daß der Gemeinſchuldner keinen Gegenwert erhalten hat, ſo 
wäre hiedurch der der Bekln. obliegende Beweis noch nicht 
einmal erbracht. Sodann aber bezeichnet das Wort: „Ge— 
genwert“ überhaupt nicht eine beſtimmte Tatſache, ſondern 
einen Rechtsbegriff, der verſchiedene Tatbeſtände umfaſſen 
kann. Richtig iſt allerdings, daß es die Gegenleiſtung aus— 
drückt, die der Empfänger des Wechſels macht. Dieſe aber 
kann in verſchiedenen rechtlich bedeutſamen Tatumſtänden 
beſtehen: z. B. Barzahlung, Leiſtung von Dienſten u. a. m. ). 


) Staub WO. Art. 82 8 62. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 2. 14 
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Schon aus dieſem Grunde iſt die Zuläſſigkeit des 1. Satzes 
des Eidesthemas zu verneinen. 

Die Eideszuſchiebung darüber, daß dem Kl. bei Hin⸗ 
gabe des Wechſels eine Forderung gegen den Gemeinſchuld⸗ 
ner zugeſtanden habe, iſt ſchon deshalb unzuläſſig, weil ſie 
inſoweit nicht über eine Behauptung der Bekln. 
erfolgt, ſondern eine einheitliche Erhärtung einer (unterſtell⸗ 
ten) Behauptung des Kls. fordert, die zur Begrün⸗ 
dung der Klage aus dem Wechſel nicht notwendig iſt ). 

Die Eideszuſchiebung über dieſen Punkt kann aber noch 
aus einem andern Grund keinen Erfolg haben: auch wenn 
durch Eidesverweigerung des Kls. feſtſtände, daß dieſem bei 
Hingabe der Wechſel keine Forderung gegen den Gemein: 
ſchuldner zuſtand, ſo wäre dadurch nach dem Bemerkten eine 
Haftung des Gemeinſchuldners aus den Wechſeln dem Kl. 
gegenüber gleichwohl nicht ausgeſchloſſen. Kl. macht hier 
insbeſondere geltend, daß der Gemeinſchuldner für eine an- 
gebliche Schuld ſeines Bruders ihm mehrere Wechſel über 
15 000 M. akzeptiert habe und daß einzelne Wechſel auch 
eine zugeſagte Gewinnbeteiligung des Kls. an angeblichen 
Geſchäften des Gemeinſchuldners darſtellen. Bekl. ſelbſt ſcheint 
nach ihrem Vorbringen in II. Inſtanz dieſer Darſtellung in 
gewiſſer Hinſicht ſich anzuſchließen. 

Iſt hienach dieſe Eideszuſchiebung in den beiden erſten 
Teilen nicht zuläſſig, ſo kann zunächſt diejenige über das 
— Nicht — Erlöſchen der Forderungen nicht mehr in Frage 
kommen. 

Uebrigens ſtände auch der Behauptung des Erlöſchens 
der Forderungen durch Zahlung der Beſitz der Wechſel 
entgegen (Art. 39 WO.) und die Behauptung eines Erlö— 
ſchens „auf ſonſtige Weiſe“ würde der erforderlichen Be— 
ſtimmtheit entbehren. 

Urt. des III. CS. vom 22. Januar 1907 i. S. Kronen⸗ 

bergerſche Konkursmaſſe g. Eppſtein. 


) Gaupp Stein Komm. z. CPO. Anm. zu § 447. 
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B. In Strafſachen. 
14. 


Freundſchaft unter dem Geſichtspunkt des § 193 Sti. 


Aus den Gründen: 

Der Angekl. hat im Auguſt 1907 dem ihm befreundeten 
Bauersſohn K. W. von V. erzählt G. B. — der 15 Jahre 
alte Sohn des Privatklägers J. B. — habe die 18 Jahre 
alte ledige Tochter M. L., Tochter des Privatklägers J. L., 
vor kurzer Zeit auf dem Felde „hergenommen“; er — der 
Angekl. — wiſſe dies von ſeiner Mutter, die könne W. fragen. 
Weiter ſtellt die Strafkammer feſt, daß der Angekl. hiebei 
in gutem Glauben an die Richtigkeit der ihm von ſeiner 
Mutter gemachten Mitteilung gehandelt habe. In dieſer dem 
W. gegenüber getanen Aeußerung ſieht das Berufungsgericht 
an ſich eine Beleidigung der beiden Kinder der Privatkläger 
nach $ 186 StGB., inſofern der Angekl. in Beziehung auf 
die Kinder der Privatkläger eine ſie verächtlich zu machen 
und in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen geeignete, 
nicht erweislich wahre Tatſache behauptet habe. Die gleich— 
wohl erfolgte Freiſprechung begründet der vorige Richter da— 
mit: es ſei nach dem eidlichen Zeugnis des W. davon aus⸗ 
zugehen, daß zwiſchen dieſem und dem Angekl. eine langjäh⸗ 
rige innige Freundſchaft beſtehe; deshalb und weil der An⸗ 
gekl., wie W. angebe, habe annehmen können, daß dieſer mit 
der L. ein auf ſpätere Verheiratung abzielendes Verhältnis 

14 * 
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habe und daß W. ihm das Verſchweigen eines Vorkomm⸗ 
niſſes, wie des hier in Rede ſtehenden verübeln würde, habe 
der Angekl. durch die dem W. gemachte Mitteilung ein 
eigenes berechtigtes Intereſſe wahrgenommen; denn es ſei 
dem Angekl. nicht zu widerlegen, daß er die fragliche, für 
ſeinen Freund bedeutſame, Mitteilung in der Abſicht gemacht 
habe, dem Vorwurf unoffenen Verhaltens und mangelnder 
Freundestreue dem W. gegenüber vorzubeugen. Da ſich end- 
lich der Angekl. darauf beſchränkt habe, lediglich, den von 
ſeiner Muttter ihm erzählten Vorgang nur dem W. in ver⸗ 
traulicher Weiſe mitzuteilen, ſo gehe das Vorhandenſein einer 
Beleidigung aus der Form der Aeußerung und aus den Um⸗ 
ſtänden, unter denen ſie geſchehen, nicht hervor, und der 
Angekl. ſei daher gemäß § 193 StGB. freizuſprechen. 

Der Reviſion war der Erfolg zu verſagen. 

Die Ausführungen des Berufungsrichters über das Vor: 
liegen der Vorausſetzungen des $ 193 StGB. (Wahrneh⸗ 
mung berechtigter Intereſſen) laſſen einen Rechtsirrtum nicht 
erkennen. Wenn der Angekl., wovon das Landgericht aus— 
geht, das ihm von ſeiner Mutter Erzählte dem W. — und 
nur dieſem — deshalb vertraulich mitteilte, weil er die Ver— 
ſchweigung des von ihm für wahr gehaltenen Vorkommniſſes 
mit ſeinen Freundespflichten gegen W. nicht für vereinbar 
hielt, ſo nahm er damit ein berechtigtes-Intereſſe wahr. 
Denn vermöge der Freundſchaft, die zwiſchen W. und dem 
Angekl. beſtand, handelte es ſich bei jener Mitteilung um 
eine auch den letzteren nahe angehende Angelegenheit, und 
indem der Angekl. ſeinen Freund von einem für dieſen wich— 
tigen Vorkommnis in Kenntnis ſetzen und ſich ſelbſt zugleich 
gegen den Vorwurf unoffenen, unfreundſchaftlichen Verhal— 
tens ſchützen wollte, vertrat er ein Intereſſe, das weder dem 
Recht noch der guten Sitte zuwiderläuft. Welcher Art das 
Verhältnis zwiſchen dem W. und der L. in Wirklichkeit war, 
kann angeſichts deſſen, was die Strafkammer als Beweg— 
grund des Angekl. zu der Mitteilung feſtſtellt, auf ſich be— 
ruhen. Das weitere Vorbringen der Reviſion (betreffend das 
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Verhältnis zwiſchen dem Angekl. u. W.) bemängelt lediglich 
den tatſächlichen Ausgangspunkt des vorigen Richters, daß 
die beiden durch langjährige innige Freundſchaft verbunden 
ſeien, und iſt daher unbeachtlich. Da endlich die Ausführung, 
das Vorhandenſein einer Beleidigung gehe weder aus der 
Form der Mitteilung an W. hervor noch aus den Umſtänden, 
unter welchen ſie geſchah, einen Rechtsirrtum nicht erkennen 
läßt und auch im übrigen ein Verſtoß des vorigen Richters 
gegen materielle Rechtsnormen nicht erſichtlich iſt, ſo war die 
Reviſion zu verwerfen. 

Urteil des Strafſenats v. 29. Januar 08 in der Pri⸗ 

vatklage L. und B. gegen J. in V. wegen Belei⸗ 

digung. 


15. 


Zur Trage der Koſtenentſcheidung in der Rechtsmittel⸗ 
inſtanz. 


Aus den Gründen: 

Die Angekl. iſt vom Schöffengericht M. von der An⸗ 
klage eines Vergehens der gefährlichen Körperverletzung frei⸗ 
geſprochen und die Staatskaſſe zur Tragung der Koſten des 
Verfahrens ſowie der der Angekl. erwachſenen notwendigen 
Auslagen verpflichtet worden. Auf Berufung der Amts⸗ 
anwaltſchaft, welche lediglich gegen die Uebernahme der der 
Angekl. erwachſenen notwendigen Auslagen insbeſondere der 
Verteidigungskoſten auf die Staatskaſſe ſich richtete, hat das 
Berufungsgericht das ſchöffengerichtliche Urteil im Koſten⸗ 
punkt dahin abgeändert, daß die Angekl. die ihr erwachſenen 
notwendigen Auslagen ſelbſt zu tragen habe und ferner 
wurden ihr die Koſten des Rechtsmittels zugeſchieden, welche 
letztere Entſcheidung auf die Beſtimmungen des § 505 StPO. 
geſtützt wurde. Die Reviſion der Angekl. rügt die Ver⸗ 
letzung der Vorſchrift des 8 499 der StPO. und beantragt, 
die Koſten der Berufungsinſtanz einſchließlich der in dieſer 
der Angekl. erwachſenen notwendigen Auslagen der K. Staats⸗ 
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kaſſe aufzuerlegen und ebenſo bezüglich der Koſten der Re⸗ 
viſionsinſtanz zu verfügen. 

Die rechtliche Zuläſſigkeit der auf die Koſtenentſchei⸗ 
dung beſchränkten Reviſion begegnet keinem Bedenken. 
Denn einerſeits kann das Rechtsmittel der Reviſion in Straf⸗ 
ſachen, nachdem die StPO. eine Beſtimmung der Art, wie 
ſie der $ 99 der CPO. enthält, nicht kennt, auf die Ent⸗ 
ſcheidung über den Koſtenpunkt beſchränkt werden und ander⸗ 
ſeits ſteht vorliegend der Reviſion, inſofern ſie gegen ein in 
der Berufungsinſtanz ergangenes landgerichtliches Urteil ge: 
richtet iſt, die Beſtimmung des § 380 der StPO. nicht ent⸗ 
gegen. Die Vorſchriften der StPO. über die Verbindlichkeit 
zur Tragung und Erſtattung der durch ein Strafverfahren 
verurſachten Koſten enthalten keineswegs lediglich Normen 
über das Verfahren, ſondern wie in Theorie und Praxis 
anerkannt, materielles Prozeßrecht; als Normen materiell 
rechtlicher Natur ſind ſie dem Reviſionsangriff in dieſer In⸗ 
ſtanz an ſich nicht entzogen, aber ſie ſind es inſoweit, als 
es ſich hiebei um ſolche Vorſchriften handelt, in welchen die 
Art der Entſcheidung in das freie richterliche Ermeſſen ge— 
ſtellt und dem erkennenden Gericht die bloße Ermächtigung 
zu einer gewiſſen Verfügung erteilt iſt. Wo immer es im 
Ermeſſen des Gerichts ſteht, ob es von einer Befugnis Ge⸗ 
brauch machen will oder nicht, ſtellt die auf dieſer Grund— 
lage ergangene Entſcheidung keine Geſetzes verletzung dar und 
ſie bleibt inſoweit der Nachprüfung des Reviſionsrichters 
entzogen. Dies trifft vorliegend auf denjenigen Teil der an⸗ 
gefochtenen Koſtenentſcheidung des Berufungsgerichts zu, nach 
welchem die rechtskräftig freigeſprochene Angekl. die ihr er⸗ 
wachſenen notwendigen Auslagen ſelbſt zu tragen hat und 
die anders lautende Verfügung des Schöffengerichts, der— 
zufolge dieſe Auslagen der Staatskaſſe auferlegt wurden, 
aufgehoben worden iſt. Denn dieſe Entſcheidung beruht auf 
der Beſtimmung des § 499 Abſ. 2 StPO., wonach im Fall 
der Freiſprechung des Angekl. die dieſem erwachſenen not— 
wendigen Auslagen der Staatskaſſe auferlegt werden 
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können; der Ausſpruch des Vorrichters, von dieſer Er⸗ 
wägung keinen Gebrauch zu machen und die Staatskaſſe mit 
der fraglichen Erſtattungspflicht nicht zu belaſten, kann nicht 
mit der Reviſion angefochten werden. 

Anders verhält es ſich mit dem weiteren Teil der an⸗ 
gefochtenen Koſtenentſcheidung, wonach der Angekl. die Koſten 
des Verfahrens II. Inſtanz zugeſchieden wurden. Mit Recht 
ſieht die Reviſion hierin einen Verſtoß gegen die Vorſchrift 
des § 499 Abſ. 1 StPO., welche beſtimmt, daß einem frei⸗ 
geſprochenen Angeſchuldigten nur ſolche Koſten aufzuerlegen 
find, welche er durch eine ſchuldbare Verſäumnis verurſacht 
hat. Eine ſolche Verſäumnis ſteht hier nicht in Frage und 
handelt es ſich ſomit nur darum, ob die gebietende 
Vorſchrift, daß einem Freigeſprochenen, abgeſehen von ſelbſt⸗ 
verſchuldeten Verſäumniskoſten, die Koſten des Verfahrens 
nicht auferlegt werden dürfen, auch für das Verfahren in 
der Rechtsmittelinſtanz gilt. Dieſe Frage iſt, ſoweit in S 505 
für letzteres Verfahren nicht ausdrücklich ein Anderes vor⸗ 
geſchrieben iſt, zu bejahen. Zu den Koſten des Verfahrens 
gehören allgemein auch diejenigen eines eingelegten Rechts⸗ 
mittels, Entſch. RG. Stfſ. XVIII 348, nur enthält in Be⸗ 
ziehung auf letztere der S 505 StPO. die Sondervorſchrift, 
daß ſie denjenigen treffen, welcher das Rechtsmittel erfolglos 
eingelegt oder zurückgenommen hat, ſowie daß bei teilweiſem 
Erfolg des Rechtsmittels das Gericht die Koſten angemeſſen 
verteilen kann und daß bei Einlegung des Rechtsmittels durch 
die Staatsanwaltſchaft die dem Angekl. erwachſenen notwen⸗ 
digen Auslagen auf die Staatskaſſe übernommen werden 
können. Hienach ift in § 505 über die Verbindlichkeit zur 
Tragung der Koſten eines Rechtsmittels nur für die er⸗ 
wähnten Fälle eine Beſtimmung getroffen und zwar eine 
zwingende für den Fall der Erfolgloſigkeit und der Zurück⸗ 
nahme des Rechtsmittels, eine fakultative für die zwei wei⸗ 
teren vorgenannten Fälle und es iſt keine ſpezielle Vorſchrift 
für den Fall gegeben, daß das Rechtsmittel durchaus von 
Erfolg geweſen iſt. Hier haben deshalb die allgemeinen 
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Vorſchriften des § 497 Abſ. 1 bezüglich des zu Strafe Ver⸗ 
urteilten und des § 499 Abi. 1 bezüglich des Freigeſpro⸗ 
chenen wieder in Geltung zu treten und es wird ohne Grund 
vereinzelt in der Literatur von einer vorhandenen Geſetzes⸗ 
lücke für den letzterwähnten Fall geſprochen, welche dazu 
nötige, ſolche Koſten entweder dem Gegner des Beſchwerde⸗ 
führers, alſo auch einem Freigeſprochenen, trotzdem er das 
Rechtsmittel nicht eingelegt hatte, zuzuſcheiden oder ganz 
außer Anſatz zu laſſen. 

Zu einer ſolchen Auffaſſung gibt der § 505 keinen recht⸗ 
lichen Anhalt, nötigt insbeſondere aber auch nicht die Ent— 
ſtehungsgeſchichte des § 505, welcher feine jetzige Faſſung in 
Abweichung vom Entwurf durch die Beſchlüſſe der Reichs- 
tags⸗Juſtizkommiſſion erhalten hat. Dieſe hat insbeſondere 
lediglich im Intereſſe des Angekl. (vgl. Materialien zu StPO. 
Bd. I. S. 730, 731, 1077 bei Hahn) den dritten Satz mit 
der Ermächtigung des Gerichts zur Koſtenverteilung bei teil⸗ 
weiſem Erfolg des Rechtsmittels eingefügt wie auch den 
Abſ. 2 des § 499, welcher das Gericht zur Uebernahme der 
notwendigen Auslagen des Angekl. auf die Staatskaſſe er⸗ 
mächtigt. Aus der Einſchaltung jenes dritten Satzes folgt 
aber nicht, wie das Berufungsgericht annimmt, daß bei 
vollem Erfolg des Rechtsmittels das Gericht die ſämtlichen 
Koſten des Rechtsmittelverfahrens dem Gegner in jedem 
Fall aufbürden kann. Dies iſt bei einer durch die Staats- 
anwaltſchaft verfolgten Strafſache nur möglich, wenn dieſer 
Gegner der das Rechtsmittel einlegenden Staatsanwaltſchaft 
zu Strafe verurteilt worden iſt. Der gebietende 
Kardinalſatz des Strafprozeßrechts, daß der Freigeſprochene, 
abgeſehen von der hieher nicht berührenden Ausnahme, keine 
Koſten des Verfahrens zu tragen hat, konnte und wollte 
nicht ſtillſchweigend vom Geſetzgeber für die Rechtsmittel⸗ 
inſtanz außer Wirkung geſetzt werden, die für letztere in 
§ 505 gegebenen Sondervorſchriften find ſtreng in ihrem 
Wortlaut als Sonderbeſtimmung auszulegen und ſie dürfen 
nach anerkannter Rechtsregel nicht verallgemeinert und auf 
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nicht darunter begriffene Fälle nicht ausgedehnt werden. 
Hiezu kommt, daß nach 8 59 Gerichtskoſtengeſetzes in Straf: 
ſachen nur die rechtskräftig erkannte Strafe den Maßſtab 
für die Höhe der einen Teil der Koſten des Verfahrens bil⸗ 
denden Gerichtsgebühren aller Inſtanzen gibt und demgemäß 
auch bezüglich der Gebühren für die Rechtsmittel die Ent⸗ 
ſcheidung in der Sache ſelbſt maßgebend bleibt. Eben dieſe 
Sachentſcheidung, vorliegend die Freiſprechung der Angell., 
enthebt einen Angekl. vorweg von der Verpflichtung zur 
Tragung von Koſten eines von der Staatsanwaltſchaft ein- 
gelegten Rechtsmittels, auch wenn dieſes in einem Neben⸗ 
punkt der Koſtenentſcheidung eine für die Beſchwerdeführerin 
d. h. die Staatskaſſe günſtigere Entſcheidung herbeigeführt 
hat. Eine anderweite Auffaſſung wie ſie im Berufungsurteil 
vertreten wird, findet für einen Fall der vorliegenden Art 
auch in den Bemerkungen des Löweſchen Kommentars zu 
8 505 StPO. keine Stütze, woſelbſt die Fälle der Rechts⸗ 
mitteleinlegung durch den Angekl., ſodann durch den Staats⸗ 
anwalt zu Gunſten und zu Ungunſten des erſteren ausein⸗ 
andergehalten ſind und der im Berufungsurteil verwertete 
Satz ſich auf ein vom verurteilten Angekl. eingelegtes Rechts⸗ 
mittel offenſichtlich bezieht, überdies die Anwendbarkeit der 
allgemeinen Rechtsnorm des § 497 StPO. im Fall eines 
vom Staatsanwalt zu Ungunſten des Angekl. eingelegten 
Rechtsmittels ausdrücklich hervorgehoben und hiemit folge- 
richtig auch die Anwendbarkeit des § 499 für das Rechts⸗ 
mittelverfahren anerkannt iſt. Nun iſt vorliegend die Angekl. 
ſchon in erſter Inſtanz rechtskräftig freigeſprochen und die 
hiemit nach dem Geſetz von ſelbſt gegebene Uebernahme der 
Koſten des Verfahrens I. Inſtanz auf die Staatskaſſe rechts⸗ 
kräftig ausgeſprochen worden. Die vom Staatsanwalt ein⸗ 
gelegte Berufung wurde ausdrücklich auf die Erſtattungs⸗ 
pflicht der Staatskaſſe für die notwendigen Auslagen der 
Angekl. beſchränkt und vom Berufungsgericht rechtlich ein⸗ 
wandfrei gemäß § 499 Abſ. 2 StPO. der erſtinſtanzliche 
Ausſpruch dieſer Erſtattungspflicht aufgehoben. Eine Re⸗ 
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viſionsbeſchwerde hiegegen iſt nach Obigem unzuläſſig. Die 
Koſten der Berufungsinſtanz können der Angekl., 
eben weil ſie freigeſprochen iſt und auch die Berufung nicht 
eingelegt hat, nach den prozeßrechtlichen Normen nicht auf⸗ 
erlegt werden; ſie müſſen alſo auf die Staatskaſſe über⸗ 
nommen werden, obgleich die Staatsanwaltſchaft mit ihrem 
auf einen Nebenpunkt der Koſtenentſcheidung erſter Inſtanz 
beſchränkten Rechtsmittel vollen Erfolg erzielt hat, vgl. 
Entſch. RG. Bd. 18 S. 349, Bd. 30 S. 128. Denn eine 
Berechtigung, ſie dem freigeſprochenen Gegner ſolchenfalls 
aufzubürden, iſt im Gegenſatz nicht anerkannt und ſie außer 
Anſatz zu laſſen, läuft praktiſch auf dasſelbe hinaus und iſt 
prinzipiell mit der Vorſchrift des §S 496 StPO. nicht wohl 
vereinbar, wonach jedes Urteil darüber Beſtimmung treffen 
muß, von wem die Koſten des Verfahrens zu tragen ſind. 

Demgemäß war das angefochtene Urteil aufzuheben, in⸗ 
ſoweit es die Koſten der Berufungsinſtanz der Angekl. zu⸗ 
geſchieden hat und ohne daß eine Zurückverweiſung notwendig 
wurde, auszuſprechen, daß dieſe Koſten die Staatskaſſe zu 
tragen hat. Eine Zurückverweiſung iſt auch nicht aus dem von 
der Reviſion angeführten Grund erforderlich, um das Be- 
rufungsgericht zu einer Prüfung der Frage zu veranlaſſen, 
ob nicht die der Angekl. in der Berufungsinſtanz 
erwachſenen notwendigen Auslagen auf die Staats⸗ 
kaſſe nach 8 499 Abſ. 2 StPO. übernommen werden ſollen. 
Dieſe Prüfung iſt für den Vorrichter mit der Zuſcheidung 
der Koſten der Berufungsinſtanz an die Angekl. zwar von 
ſelbſt entfallen, doch ergibt ſich der Standpunkt des Vor⸗ 
richters in dieſem Teil daraus, daß er die Anwendung des 
§ 499 Abſ. 2 für die I. Inſtanz ausdrücklich aufgehoben 
hat, obgleich für letztere die Uebernahme der Koſten des 
Verfahrens auf die Staatskaſſe bereits entſchiedene Sache 
war. Daß der Vorrichter, wenn er in richtiger Anwendung 
des Geſetzes die Koſten der Berufungsinſtanz auf die Staats⸗ 
kaſſe übernommen hätte, für dieſelbe Inſtanz bezüglich der 
Erſtattung der notwendigen Auslagen der Angekl. einen ab— 
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weichenden Standpunkt von dem eingenommen hätte, welchen 
er im gleichen Urteil für die I. Inſtanz in dieſem Punkt 
ausgeſprochen hat, erſcheint ausgeſchloſſen. Der Mangel 
eines beſonderen Ausſpruchs enthält von ſelbſt eine damit 
gegebene Entſcheidung dahin, daß dieſe Auslagen von dem⸗ 
jenigen zu tragen ſind, welcher ſie aufgewendet hat, näherhin, 
daß das Gericht von der in § 499 Abſ. 2 ihm erteilten 
Ermächtigung keinen Gebrauch gemacht hat. Hiebei hat es 
vorliegend ſein Bewenden und eine Reviſionsbeſchwerde in 
dieſer Ermeſſensfrage des Tatrichters bleibt ausgeſchloſſen. 

In dieſem Betreff war ſonach der Reviſion ein Erfolg 
zu verſagen, doch erſcheint dieſer teilweiſe Mißerfolg ſo ge— 
ringfügig, daß er eine Verteilung der Koſten der Re⸗ 
viſionsinſtanz in Anwendung von Satz 3 Abſ. 1 
§ 505 StPO., nicht rechtfertigt, dieſe vielmehr der Staats⸗ 
kaſſe aufzuerlegen ſind. Zugleich erachtete man nach der 
konkreten Sachlage für begründet, die der Angekl. in dieſer 
Inſtanz erwachſenen notwendigen Auslagen, ſpeziell die 
Koſten der Reviſionsbegründung gemäß § 499 Abſ. 2 auf 
die Staatskaſſe zu übernehmen. 

Urteil des Strafſenats v. 16. März 1908 in der Straf⸗ 

ſache gegen L. Z. in St. wegen Körperverletzung. 


16. 


Betrug bei Ansfolge eines Warenbeſtellzettels. 


Aus den Gründen: | 

Nach dem feſtgeſtellten Sachverhalt veranlaßte der An⸗ 
gekl. in U., die dort einen kleinen Kramladen betreibende 
Witwe O. nach vorherigem Vorzeigen von Muſtern zur 
Unterzeichnung eines Beſtellzettels, welcher auf 2000 An⸗ 
ſichtskarten, 1000 Gratulationskarten, 100 Mappen, 100 
Rollen Draht, ½ Ries Seidenpapier und 50 Fächerkarten 
lautete. In Wirklichkeit war die Beſtellung der O. nach 
ihren als wahr zu Grunde gelegten Angaben insgeſamt auf 
kaum 100 Karten in einem Wertsbetrag von 4— 5 M. ge⸗ 
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gangen; im Beſtellzettel hatte der Angekl. etwa den 36 fachen 
Wert als Beſtellung der O. aufgeſchrieben, den Inhalt des 
Beſtellzettels hat letztere vor dem Unterzeichnen nicht geleſen, 
auch nicht die durch Abdruck in ſeinem Notizbuch vom An⸗ 
gekl. hergeſtellte und ihr zurückgelaſſene Kopie des Beſtell⸗ 
zettels und ebenſowenig hat der Angekl. ihr mündlich mit⸗ 
geteilt was er niedergeſchrieben hatte. Die im Beſtellzettel 
notierten Waren hat dieſer in 5 Paketen mit einer Nach⸗ 
nahme von zuſammen 182 M. durch die Poſt der O. zu⸗ 
geſchickt, welche aber die Annahme der Ware mit deren Zah⸗ 
lung verweigerte. 

Der Angekl. iſt vom Berufungsgericht unter der Feſt⸗ 
ſtellung, er habe in der Abſicht ſich einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil zu verſchaffen, das Vermögen der O. 
mittels Irrtumserregung durch Vorſpiegelung falſcher Tat⸗ 
ſachen beſchädigt, wegen Betrugs übereinſtimmend mit dem 
Schöffengericht zu 2 Wochen Gefängnis und 50 M. Geld- 
ſtrafe verurteilt worden. Von der in zuläſſiger Weiſe ein⸗ 
gelegten Reviſion wird das Urteil, als auf Verletzung des 
materiellen Strafrechts, ſpeziell des 8 263 StGB. beruhend 
in ſeinem ganzen Umfang angefochten und deſſen Aufhebung 
beantragt. 

Soweit die Reviſion unter Verwertung des vollen In⸗ 
halts des Beſtellzettels und der Angaben der Belaſtungs— 
zeugin O. eine ungenaue Wiedergabe des erſteren im Be— 
rufungsurteil ſowie Unklarheit und innere Widerſprüche dieſer 
Zeugenausſage behauptet, bewegt ſie ſich einerſeits auf dem 
der Reviſion verſchloſſenen Gebiet der Beweiswürdigung 
und tatſächlichen Feſtſtellung, anderſeits wird hiemit ſowie 
mit der weiteren Bemängelung, der Berufungsrichter habe 
die Tatſache des Zurücklaſſens einer Kopie des Beſtellzettels 
nicht gewürdigt, eine mangelhafte Begründung der getroffenen 
Feſtſtellungen und damit eine Verletzung des §S 266 StPO. 
geltend gemacht, welche Rüge im Hinblick auf §S 380 StPO. 
in dieſer Inſtanz eine Beachtung nicht finden kann. Ein für 
die Nachprüfung des Reviſionsrichters allerdings erheblicher 
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innerer Widerſpruch zwiſchen einzelnen Feſtſtellungen des In⸗ 
ſtanzrichters iſt nach den Ausführungen der Reviſion nicht 
behauptet, ein ſolcher iſt auch nicht erſichtlich. Insbeſondere 
ſteht die Annahme, daß Angekl. ein auf Täuſchung der O. 
berechnetes Verhalten, als habe er den Beſtellzettel entſpre⸗ 
chend ihrer Beſtellung abgefaßt, dieſe in Irrtum verſetzt und 
zum Unterſchreiben des Beſtellzettels beſtimmt habe, nicht in 
Widerſpruch mit der Feſtſtellung, daß er der O. eine Kopie 
des Beſtellzettels nach dem Unterzeichnen zurückgelaſſen habe. 
Denn im angefochtenen Urteil wird ausdrücklich hervor— 
gehoben, die O. habe den Beſtellzettel ſowenig als die ihr 
zum Schluß dagelaſſene Kopie desſelben geleſen, dieſer Kopie 
überhaupt keine Bedeutung beigelegt und als ihre Ausſage 
angeführt, die Kopie ſei ihr verloren gegangen, den Inhalt 
habe ſie nicht leſen können und beim Unterzeichnen habe ſie 
gedacht, wegen der paar Mark brauche ſie ſich mit Leſen 
nicht abzuquälen, die Schreiberei anderer mache ihr große 
Mühe, R. werde nicht mehr als ſie beſtellt hingeſchrieben 
haben. | 

Mit Unrecht wird ſodann die Feſtſtellung des Tatbe- 
ſtandsmerkmals der Vermögensbeſchädigung als 
ungenügend und rechtsirrig angegriffen. Zunächſt iſt unzu⸗ 
treffend, daß der Berufungsrichter nicht eine im Augenblick 
der Unterzeichnung des Beſtellſcheins eingetretene Ver— 
mögensbeſchädigung feſtſtelle, letztere vielmehr auf einen viel 
ſpäteren Zeitpunkt, nämlich den des Empfangs, ja ſogar auf 
den der Verwertung der Waren verlege. Denn er hat viel⸗ 
mehr ausgeführt: die Vermögensbeſchädigung ſei ſchon mit 
den vertragsmäßig begründeten, wenn auch anfechtbaren An⸗ 
ſprüchen des Angekl. und Verpflichtungen der O. auf An⸗ 
nahme der Waren und Bezahlung des Kaufpreiſes entſtan⸗ 
den, die Unterzeichnung des Beſtellzettels habe eine die O. 
verpflichtende Willenserklärung bewirkt, durch die Unterſchrift 
habe dieſe zunächſt in rechtswirkſamer Weiſe dem Angekl. 
den höheren Warenpreis verſprochen. Der ſpätere Zeitpunkt 
des Empfangs der Ware iſt erſichtlich nur herangezogen 
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worden, um feſtzuſtellen, was die erfolgte Leiſtung tatſächlich 
für die O. wert war. Mit dieſem hiernach verfehlten An⸗ 
griff entfällt von ſelbſt die Wirkung der von der Reviſion 
darauf geſtützten an ſich zutreffenden Folgerung, daß, wenn 
im Zeitpunkt der Unterzeichnung des Beſtellzettels eine Ver⸗ 
mögensbeſchädigung nicht vorhanden ſei, völlig unerheblich 
bleibe, ob und wodurch ſie ſpäter eingetreten ſei, daß ferner 
ein Betrug dann nicht mehr vorliege und die etwaige ſpä⸗ 
tere Aufhebung einer in jenem Zeitpunkt eingetretenen Ver⸗ 
mögensbeſchädigung für den Tatbeſtand eines Betrugs gleich⸗ 
gültig ſei. Verfehlt iſt weiterhin aber auch der Standpunkt 
der Reviſion, daß wenn mit der Unterzeichnung des Beſtell⸗ 
zettels das Vermögen der O. mit einer Schuldverbindlichkeit 
belaſtet war, eine Vermögensbeſchädigung nur beim Mangel 
eines entſprechenden Gegenwerts vorliege und einen ſolchen 
die ihr durch den Beſtellſchein verbrieften Rechte auf Ab⸗ 
nahme der Waren zu den feſtgeſetzten Preiſen ſowie auf den 
Alleinverkauf der Waren am Ort darſtellen. Denn der Be- 
rufungsrichter hat auf Grund der Angabe der O., ſie hätte 
ſich ſchließlich eine Sendung im Wert bis zu 30 M. noch 
gefallen laſſen, ſeiner Beurteilung unterſtellt, daß die O. 
etwa ſoviel von den laut Beſtellzettel von ihr beſtellten und 
vom Angekl. zur Lieferung vertragsmäßig übernommenen 
Waren ohne Schaden in ihrem Geſchäftsbetrieb hätte brauchen 
können, mehr aber nicht und daß ſie die weiteren Waren als 
für ihren Geſchäftsbetrieb für unabſehbare Zeit wertlos ent⸗ 
weder auf Lager hätte behalten oder um einen erheblich ge— 
ringeren Preis als den im Beſtellzettel notierten wieder ab- 
ſetzen müſſen. Eben in dieſem, wenn auch dem Betrag nach 
nicht genau feſtſtellbaren, für die O. jedenfalls nicht unerheb- 
lichen Minderwert der von ihr nach dem Beſtellzettel über 
den Preis von 30 M. zu übernehmenden Waren wurde die 
Vermögensbeſchädigung der O. im Verhältnis zu der erhal— 
tenen Warenlieferung geſehen und zugleich feſtgeſtellt, daß 
ſich der Angekl. derſelben angeſichts des kleinen Geſchäfts⸗ 
betriebs der O. auch wohl bewußt war. Hiemit iſt nicht 
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wie die Reviſion ſagt, die bloße Vermutung und in der 
Ferne liegende Möglichkeit einer Unverkäuflichkeit der Ware 
angenommen, ſondern ausgeſprochen, daß ein Ausgleich des 
mit der Unterzeichnung des Beſtellzettels für die O. entſtan⸗ 
denen Vermögensſchadens in dem Wert der gelieferten 
Waren in Wirklichkeit nicht gegeben war, weil ſie nach 
ihren perſönlichen und geſchäftlichen Verhältniſſen für die 
den Preis von 30 M. überſteigenden Waren weder einen 
entſprechenden Abſatz noch eine ihr zum wirtſchaftlichen 
Nutzen gereichende Verwendung hatte. Dieſe Auffaſſung 
ſteht durchweg im Einklang mit dem im Beſchluß der 
vereinigten Strafſenate des RG. (Bd. 16 S. 1) ausgeſpro⸗ 
chenen Grundſatz der Beurteilung der Merkmale der Ver⸗ 
mögensbeſchädigung nach den individuellen Verhält⸗ 
niſſen des Geſchädigten. Der aus der Unbrauchbarkeit einer 
Ware zu den von der Käuferin verfolgten Vermögenszwecken 
ſich ergebende wirtſchaftliche Minderwert derſelben für ſie 
kann durch das daran erworbene juriſtiſche Recht und deſſen 
unanfechtbare Vollſtändigkeit nicht erſetzt oder ausgeglichen 
werden. 

Mit Recht iſt weiterhin auf die zivilrechtliche 
Anfechtbarkeit des durch Unterzeichnung des Beſtell⸗ 
ſcheins zu Stande gekommenen Rechtsgeſchäfts für die Frage 
der Vermögensbeſchädigung kein Gewicht gelegt worden, eben 
weil die letztere bereits in dem Zeitpunkt vorlag, wo die O. 
den formell gegen ſie beweiſenden Beſtellſchein unterzeichnet 
und hiedurch eine zunächſt zu Recht beſtehende Verbindlich⸗ 
keit übernommen hatte, und weil die Tatſache des in dieſem 
Zeitpunkt eingetretenen Schadens durch die rechtliche Ver⸗ 
pflichtung des andern zur Schadloshaltung ſowie durch eine 
ſpätere Schadensausgleichung nicht beſeitigt wird. 

Auch die Annahme der auf Erlangung eines rechts— 
widrigen Vermögensvorteils gerichteten 
Abſicht läßt einen Rechtsirrtum nicht bekennen. Sie wird 
damit begründet, daß der Angekl. ſeine Waren des Erwerbs 
wegen, alſo zum Zweck des Gewinnes an die O. verkaufte 
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und er jedenfalls inſoweit kein Recht auf dieſen Erwerb 
und Gewinn hatte, als die O., wie er wußte, keine ſo weit⸗ 
gehende Beſtellung machen wollte und er mittels argliſtiger 
Erſchleichung ihrer Unterſchrift auf dem Beſtellzettel gegen 
ihren wirklichen Willen eine verpflichtende und von ihm gegen 
beſſeres Wiſſen ſofort angenommene, in der Folge ſeiner— 
ſeits auch ausgeführte Willenserklärung herbeigeführt hatte. 

Soweit die Reviſion dagegen die Feſtſtellung einer Str: 
tumserregung mittels Vorſpiegelung falſcher Tat- 
ſachen als ungenügend und nicht frei von Rechtsirrtum 
bezeichnet, erſcheint dieſe Rüge nicht unbegründet. Im Bes 
rufungsurteil wird in dieſem Punkt ausgeführt: Der Angekl. 
habe mittels argliſtiger Täuſchung die O. zur Unterzeichnung 
des Beſtellzettels beſtimmt, dieſe durch ſein auf Täuſchung 
berechnetes Verhalten als habe er den von ihm entworfenen 
Zettel entſprechend der Beſtellung der O. abgefaßt, in Irr— 
tum verſetzt und er habe das Vermögen derſelben durch 
Irrtumserregung mittels Vorſpiegelung falſcher Tatſachen 
beſchädigt. Dieſe Ausführung beruht auf der vorausgehenden, 
der Zeugenausſage der O. entſprechenden Beweisannahme, daß 
der Angekl. beim Schreiben des Beſtellſcheins nichts geſpro— 
chen, nicht geſagt habe was er ſchreibe, daß ſie die Brille 
aufgeſetzt als es ſich um das Unterſchreiben handelte und im 
Gedanken, wegen der paar Mark brauche ſie ſich mit Leſen 
nicht zu quälen, ſowie im Vertrauen darauf, daß Angekl. 
mehr nicht hingeſchrieben als was ſie beſtellt, den Zettel 
unterſchrieben habe. Hienach iſt die Vorſpiegelung falſcher 
Tatſachen nicht in einer ausdrücklichen Erklärung, nicht in 
einer objektiv unwahren mündlichen Behauptung, ſondern in 
einem auf Täuſchung berechneten ſtillſchweigenden Verhalten 
geſehen worden, welch letzteres lediglich in einem ſtummen 
Schreiben während oder nach der Beſtellungserklärung ſowie 
in der Uebergabe einer Kopie des Beſtellzettels beſtand. 
Allerdings braucht die Vorſpiegelung nicht eine direkte durch 
Aufſtellung einer beſtimmten Behauptung zu ſein, ſie kann 
auch indirekt durch konkludente Handlungen oder Zeichen ſich 
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äußern, jedenfalls muß aber zu einem bloßen Verſchweigen 
oder ſtummen Verhalten eine damit in Verbindung ſtehende 
poſitive Handlung, ein auf Täuſchung angelegtes aktives 
Gebahren des Verſchweigenden hinzutreten, wodurch ein Irr⸗ 
tum abſichtlich oder bewußt erregt bezw. ein ſchon beſtehen⸗ 
der Irrtum unterhalten wird, oder es muß eine Rechts⸗ 
pflicht zur Offenbarung der verſchwiegenen Tatſachen be— 
ſtehen. Der letztere Fall ſcheidet hier aus, da das Urteil 
auf einer ſolchen Feſtſtellung nicht beruht. Bezüglich des 
erſteren Falles aber iſt zu beachten, daß nicht auch feſtgeſtellt 
iſt, der Angeklagte habe gewußt, daß die O. den Beſtellſchein 
nicht leſen werde oder nicht leſen könne, daß dahin geſtellt 
gelaſſen wurde, wie es mit der Brille zuging, alſo die 
Schutzbehauptung des Angekl., er habe die O. aufgefordert 
die Brille aufzuſetzen und den Beſtellzettel zu leſen, nicht 
verworfen wurde; es iſt überhaupt nicht näher dargelegt 
worden, aus welchem Grund das geſchilderte Verhalten dem 
Vorſpiegeln falſcher Tatſachen gleichbedeutend ſein ſoll und 
inwiefern der Angekl. mit erſterem den Irrtum erregte, daß 
er den Beſtellzettel genau gemäß der mündlichen Erklärung 
der O. — von einer ausdrücklichen gegenſeitigen Abmachung 
oder Verſtändigung iſt im Urteil überhaupt nicht die Rede — 
abgefaßt habe. Angeſichts der getroffenen Feſtſtellung, daß 
die O. die Brille vor dem Unterſchreiben des ihr vorgelegten 
Zettels aufgeſetzt habe, wenn auch nicht auf Aufforderung 
des Angekl., ſo doch mit ſeinem Wiſſen, und der weiteren, 
daß er ihr hiernach eine Abſchrift des Beſtellzettels zurück⸗ 
ließ, war um nicht den Verdacht einer Verkennung des Be⸗ 
griffs der Vorſpiegelung falſcher Tatſachen aufkommen zu 
laſſen, nach der konkreten Sachlage eine Feſtſtellung auch 
dahin geboten, der Angekl. habe angenommen, daß die O. 
den Zettel nicht näher anſehen werde oder ihn nicht leſen 
könne und daß andernfalls ſie deſſen Inhalt nach Kenntnis⸗ 
nahme keinesfalls genehmigen werde, daß er alſo der durch 
ſein Verhalten verurſachten Irrtumserregung ſich voll be— 
wußt war, und ebenſo eine Feſtſtellung dahin, durch welche 
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ſpezielle eigene Handlung des Angekl., durch welche aktive 
Betätigung dieſer die vorweg vertrauensſelige irrtümliche 
Auffaſſung der O. veranlaßt oder unterhalten hat. Der 
Mangel einer ſolchen Feſtſtellung gibt jenem Verdacht Raum 
und kann deshalb das Urteil, für deſſen Beſtand eine recht⸗ 
lich bedenkenfreie Feſtſtellung nach dieſer Seite weſentlich iſt, 
nicht aufrechterhalten werden, ohne daß es eines Eingehens 
auf die weitere gegen die Gründe der Strafbemeſſung ge⸗ 
richtete Reviſionsbeſchwerde noch bedurfte. 

Urteil des Strafſenats v. 7. März 1908 in der Straf⸗ 
ſache gegen P. R. in Berlin wegen Betrugs. | 


17. | 


Mas bedentet „Werhaftungen‘“‘ in § 352 . 


Hierüber hat der Strafſenat in einer Beſchwerdeſache, 
wobei Art und Dauer einer Strafvollſtreckung den Gegen⸗ 
ſtand weiterer Beſchwerde bildeten, ſich wie folgt ausge— 
ſprochen und die weitere Beſchwerde verworfen in der Er— 
wägung: 

1. daß die beiden angefochtenen Beſchlüſſe in der Be⸗ 
ſchwerdeinſtanz erlaſſen worden ſind, ſofern durch Beſchluß 
vom 19. Februar 1908 die Beſchwerde des F. gegen den 
vom Amtsgericht T. zwecks Vollſtreckung einer Haftſtrafe 
erlaſſenen Vorführungsbefehl und durch Beſchluß vom 22. Feb⸗ 
ruar 1908 die Beſchwerde des F. gegen die Verfügung des⸗ 
ſelben Amtsgerichts betr. die Berechnung der Strafdauer je 
als unbegründet zurückgewieſen worden iſt, 

2. daß nach § 352 StPO. Beſchlüſſe, welche von dem 
Landgericht in der Beſchwerdeinſtanz erlaſſen ſind, durch 
weitere Beſchwerde nicht angefochten werden können, außer 
wenn ſie Verhaftungen betreffen, unter Verhaftung aber hier 
nur diejenige Freiheitsentziehung, ſei es Inhaftnahme oder 
vorläufige Feſtnahme oder Vorführung zu verſtehen iſt, über 
welche im IX. und X. Abſchnitt des I. Buches der StPO. 
in den 88 112 ff. nähere Beſtimmungen gegeben find, und 
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daß die Freiheitsentziehung durch Vorführung eines Verur— 
teilten behufs Vollſtreckung einer Freiheitsſtrafe (8 489 StPO.) 
nicht hierunter fällt vgl. Löwe § 352 A. 3, Stenglein A. 2, 
Pucholt A. 2, Kries S. 696, Geyer S. 809, Entſch. OLG. 
München Bd. II S. 236, III 602, X 324, Oberſtes Bayer. 
LG. Bd. I S. 366, Ann. OLG. Dresden Bd. IV S. 112, 
VII S. 9, Goltd. Arch. 53 S. 180, wie auch den Materialien 
zur StPO. zu entnehmen iſt, Motive zu § 297 Entwurfs, 
Komm. Ber. S. 335, 1010; daß noch weniger die Straf— 
vollſtreckung als ſolche und ſomit Beſchwerden wider die Be— 
rechnung von Freiheitsſtrafen unter die Ausnahme der 
doppelten Beſchwerdeinſtanz im Sinn des § 352 StPO. ge⸗ 
rechnet werden können. 

Beſchl. des Strafſen. v. 19. März 1908 in der Straf⸗ 

ſache gegen W. F., Ipſer in T. wegen unerlaubten 

Bauens. 


18. 
Ob Jivil⸗ oder Militärgericht zuſtändig! 


Aus den 
Gründen: 

Zur Aburteilung des L. wegen der ihm zur Laſt ge— 
legten ſtrafbaren Handlungen (ein Vergehen der Unterſchlagung, 
eine Uebertretung der Tierquälerei und ein Vergehen der 
Beleidigung) ift an ſich, gemäß $ 6 der Mil StrGoO. vom 
1. Dezember 1898, das Militärgericht zuſtändig. Dieſes hat 
jedoch den L. auf Grund des § 4 a. a. O. dem bürgerlichen 
Gerichte zur Unterſuchung und Aburteilung übergeben, indem 
es nach deſſen vor dem Militärgerichte gemachten Ausſagen 
davon ausging, daß ſich eine unſtreitig der bürgerlichen 
Gerichtsbarkeit unterſtehende Perſon, ein Milchkutſcher G. K., 
der Anſtiftung des L. zu der dieſem zur Laſt fallenden Unter⸗ 
ſchlagung ſchuldig gemacht habe, ſonach als Teilnehmer an 
der Unterſchlagung „beteiligt“ ſei (vgl. $ 4 a. a. O.). In 
der Folge hat die Staatsanwaltſchaft das Verfahren gegen 

15 * 
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K. wegen der erwähnten Anſtiftung mangelnden Beweiſes 
halber eingeſtellt. Nunmehr erhob ſie wegen der drei oben 
genannten ſtrafbaren Handlungen gegen L. Anklage mit dem 
Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens und auf Ueber⸗ 
weiſung der Verhandlung und Entſcheidung an das Schöffen⸗ 
gericht. Die Strafkammer ſtützt die Ablehnung dieſes An⸗ 
trags auf die Erwägung, daß zufolge der Einſtellung des 
Verfahrens gegen K. die erfolgte Uebergabe der Sache an 
das bürgerliche Gericht (Mil StrGO. § 4) ihre geſetzliche 
Grundlage verloren und die militärgerichtliche Zuſtändigkeit 
von ſelbſt wieder Platz gegriffen habe. 

Der Strafſenat vermag dieſer Auffaſſung nicht beizu— 
treten. 

Geſetzliche Vorausſetzung der Uebergabe einer gegen eine 
Militärperſon anhängig gewordenen Strafſache an das bürger: 
liche Gericht iſt nach 8 A Mil StrGO., daß ſich bei einer Zu⸗ 
widerhandlung gegen die allgemeinen Strafgeſetze außer der 
Militärperſon eine der bürgerlichen Gerichtsbarkeit unter: 
ſtehende Perſon als Täter, Teilnehmer, Begünſtiger oder 
Hehler beteiligt hat (der weitere Fall, in welchem nach 8 4 
die Uebergabe ſtattfinden kann, kommt vorliegend nicht in 
Betracht). Da die Uebergabe „zur Unterſuchung und Abur— 
teilung des Falles“ erfolgt, kann es ſich darum, daß ſchon 
im Zeitpunkt der Uebergabe die Täterſchaft, Teilnahme u. ſ. w. 
der Zivilperſon voll erwieſen ſein und deren Strafbarkeit 
hiewegen feſtſtehen müßte, nicht handeln. Letzteres zu ver⸗ 
langen, wäre ſinnwidrig; denn ob es im einzelnen Falle auch 
wirklich zur Beſtrafung des Täters, Teilnehmers u. ſ. w. 
kommen wird, läßt ſich im voraus nie mit Sicherheit beur⸗ 
teilen. Es muß daher genügen, wenn in dem allein ent⸗ 
ſcheidenden Zeitpunkt der Uebergabe ein gewiſſer Verdacht 
ſtrafbarer Beteiligung gegen die Zivilperſon begründet iſt; 
dafür, daß es auf ein beſtimmtes Maß, eine beſtimmte Stärke 
des Verdachts ankäme, bietet die Faſſung des 8A MilStrGdo. 
keinen Anhalt. Indem dieſe Vorſchrift von „Beteiligung“ 
der mehreren Perſonen als Täter, Teilnehmer u. ſ. w. ſpricht, 
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weicht ſie von den die Zuſtändigkeit der Militärgerichte und 
der bürgerlichen Gerichte von einander abgrenzenden Be⸗ 
ſtimmungen des früheren württembergiſchen und bayriſchen 
Rechts, in welchen von „mehreren der Beteiligung beſchul⸗ 
digten Perſonen“ bezw. „Zuſammentreffen mehrerer Be⸗ 
ſchuldigter“ die Rede war, allerdings ab (vgl. württ. 
Geſetz vom 17. Aug. 1849 Art. 5 Ziff. 3 und bayr. Aus⸗ 
führungsgeſetz zur StrPO. vom 18. Aug. 1879 Art. 37). 
Die Entſtehungsgeſchichte des §8 4 MilStrGdO. läßt aber 
nicht erkennen, daß mit der „Beteiligung als Täter, Teil⸗ 
nehmer“ u. ſ. w. ein über den Verdacht einer ſolchen Be⸗ 
teiligung hinausgehendes Erfordernis habe aufgeſtellt werden 
wollen. 

Daß im gegenwärtigen Falle zur Zeit der Uebergabe 
nach § 4 a. a. O. gegen K. ein gewiſſer Verdacht ſtrafbarer 
Beteiligung (der Anſtiftung) in Bezug auf die — von L. an 
ſich eingeräumte — Unterſchlagung vorlag, iſt kein Zweifel. 
Damit war die Uebergabe, jedenfalls inſoweit, als die 
Unterſchlagung in Frage kam, begründet. Für die 
Auffaſſung, daß die Uebergabe wirkungslos werde und in 
Abſicht auf die Militärperſon die Zuſtändigkeit des Militär⸗ 
gerichts wiederauflebe, wenn ſich das Strafverfahren gegen 
die Zivilperſon, wie hier, durch Einſtellung mangelnden Be⸗ 
weiſes halber erledigt, läßt ſich aus dem Geſetze nichts ent- 
nehmen. Gegen die Zuläſſigkeit einer ſolchen Rückverweiſung 
an das Militärgericht ſpricht vielmehr einigermaßen der 
Umſtand, daß bei Beratung des (im Regierungsentwurf noch 
nicht vorhanden geweſenen) § 4 in der Reichstagskommiſſion 
ohne Widerſpruch von irgendwelcher Seite auf den Mißſtand 
hingewieſen wurde, der in der Möglichkeit des Wiederauf⸗ 
lebens der militärischen Zuſtändigkeit liege. Bei dieſer Sach» 
lage kann die ſpätere Rückgabe einer auf Grund des 8 4 
MilStrGᷣO. ordnungsmäßig dem bürgerlichen Gericht über⸗ 
laſſenen Strafſache an das Militärgericht nicht für zuläſſig 
erachtet werden. 

Vgl. Koppmann Komm. zur Mil StrGOO 8 4 Note 15, 
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A. M. Schlayer, deutſche Militär- und Zivilſtrafgerichts⸗ 
barkeit §S 4. Wie dann zu verfahren iſt, wenn das Vor⸗— 
handenſein der geſetzlichen Vorausſetzungen der Uebergabe 
rechtsirrtümlich angenommen worden war und ſich im Ver— 
fahren vor dem bürgerlichen Gerichte das Fehlen dieſer Vor⸗ 
ausſetzung herausſtellt, bedarf für die vorliegende Entſcheidung 
keiner Erörterung. 

Die weitere Frage, ob auch die mit der Unterſchlagung 
real konkurrierenden Delikte der Tierquälerei und der Be⸗ 
leidigung, bezüglich deren eine ſtrafbare Beteiligung des K. 
niemals angezeigt war, nach §S 4 MilStrGd. an das bürger— 
liche Gericht übergeben werden konnten, war (mit Kopp: 
mann a. a. O. § 4 Note 16 Abſ. 2 und Schlayer a. a. O. 
§ 2 Ziff. 3 Abſ. 3) zu bejahen. Die allgemeine Faſſung 
des 8 4 am Schluß („Unterſuchung und Aburteilung des 
Falles“) weiſt auf die Möglichkeit dieſer, auch durch Rück— 
ſichten der Zweckmäßigkeit gebotenen, Behandlung hin. 

Beſchluß des Strafſenats vom 7. März 1908 in Straf: 

ſache gegen Musketier K. L. von H. wegen e 


ſchlagung u. a. ſt. H. 
19. 


Zur Frage des rechtzeitigen Einlaufs bei Gericht. 


Aus den 
Gründen: 

Der Angekl. iſt durch Urteil des Schöffengerichts B. 
vom 13. Nov. 1907, welches in ſeiner Anweſenheit verkün— 
det wurde, zu Strafe verurteilt worden. Am 20. Nov. 1907 
ſandte er ein von ihm unterzeichnetes Schreiben (Einfchreibe- 
brief) des Inhalts, daß er gegen das genannte Urteil Be— 
rufung einlege, von E. an das Amtsgericht B. ab. Das 
Schreiben kam, wie erhoben iſt, am gleichen Tage nachmittags 
kurz nach 3 Uhr in B. an und wurde vom Briefträger bei dem 
Abends 6 Uhr beginnenden letzten Beſtellgang ausgetragen 
und mit noch anderen Briefſchaften um 6¼ Uhr im Amt3- 
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gerichtsgebäude dem noch in ſeiner Kanzlei anweſenden kaſſe⸗ 
führenden Gerichtsſchreiber, der den Poſteinlauf regelmäßig 
in Empfang nimmt, übergeben. Der Kaſſenbeamte legte die 
Briefe, ohne ſie geöffnet zu haben, in das Amtszimmer des 
dienſtaufſichtführenden Amtsrichters, der unmittelbar vor Ein⸗ 
treffen des Briefträgers ſeine Kanzlei verlaſſen hatte und 
am nächſten Morgen das Schreiben des Angekl. öffnete und 
mit dem Eingangsvermerk „21. Nov. 1907“ verſah; auf den 
Umſchlag ließ übrigens der aufſichtführende Amtsrichter durch 
den Kaſſenbeamten den Vermerk ſetzen: „pr. 20. Nov. 1907 
Nachm. 6 Uhr AGSch. A.“ 

Der Strafſenat vermag die Auffaſſung der Strafkammer, 
welche — ebenſo wie das Amtsgericht B. — der Anſicht iſt, 
die Berufung des Angekl. ſei erſt am 21. November, alſo 
verſpätet eingelegt, nicht zu teilen. 

Mit der in den Dienſträumen des Amtsgerichts bewirk⸗ 
ten Aushändigung des Schreibens des Angekl. an den Ge- 
richtsſchreiber, welcher mit der Empfangnahme der für das 
Amtsgericht beſtimmten Poſtſachen betraut iſt, war jenes 
Schreiben beim Amtsgericht eingegangen und die Berufung 
des Angekl. „bei dem Gericht I. Inſtanz eingelegt“ (StPO. 
§ 355). Der Zeitpunkt der Oeffnung eines Schreibens, zu 
welch' letzterer der Gerichtsſchreiber allerdings nicht ohne 
weiteres befugt geweſen wäre, iſt nicht entſcheidend; noch 
weniger kann der Zeitpunkt des Eingangs eines Schreibens 
durch die — im Einzelfall ganz unkontrollierbare — Kennt: 
nisnahme ſeines Inhalts ſeitens des zur Eröffnung befugten 
Beamten (hier des dienſtaufſichtführenden Amtsrichters) be⸗ 
ſtimmt werden. Aber auch der Anbringung des Eingangs— 
vermerks, der ſog. Präſentation ($ 182 der Dienſtvorſchriften 
f. d. AG.), kommt für die Frage, in welchem Zeitpunkt ein 
Schreiben bei Gericht eingegangen iſt, nicht unter allen Um— 
ſtänden entſcheidende Bedeutung zu. Die Präſentation dient 
allerdings zur Feſtſtellung des Zeitpunkts des Eingangs und 
wird vielfach das einzige hiefür in Betracht kommende Be— 
weismittel ſein. Im vorliegenden Falle ſteht aber, wie ja 
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auch auf dem Umſchlag des Schreibens des Angekl. vermerkt, 
feft, daß dasſelbe ſchon am 20. Novbr. abends 6 / Uhr dem 
mit der Entgegennahme des Poſteinlaufs betrauten Gerichts⸗ 
ſchreiber ausgehändigt worden und damit in die Verfügungs⸗ 
gewalt des Amtsgerichts gelangt iſt. Zu letzterem iſt nicht 
erforderlich, daß der die Briefſchaften in Empfang nehmende 
Beamte zugleich zu deren Eröffnung und Präſentation er⸗ 
mächtigt ſei, wie denn auch in ERG. in Strafſ. Bd. 22 
S. 124 nur die Uebergabe an den zur Empfangnahme be- 
rufenen Beamten als notwendig bezeichnet wird. Ohne 
Grund geht ſodann die Strafkammer davon aus, das frag- 
liche Schreiben ſei am Abend des 20. Nov. nach Schluß 
der Kanzleiſtunde beim Amtsgericht eingelaufen. Dieſer 
Annahme ſteht die Tatſache entgegen, daß um 6 ſ½ Uhr, zur 
Zeit der Ueberbringung des Schreibens durch den Briefträger, 
der Kanzleibetrieb des Amtsgerichts vielleicht zum Teil, je⸗ 
denfalls aber noch nicht vollſtändig eingeſtellt geweſen iſt, 
wie ſich gerade daraus ergibt, daß der Kaſſenbeamte noch 
in der Kanzlei anweſend und zur Empfangnahme der vom 
Briefträger überbrachten Schriftlichkeiten bereit war. Aber 
auch abgeſehen hievon kann von einem Vorgang, der ſich, 
wie die Uebergabe des Einſchreibebriefs, genau zu der Zeit 
(6⅛ Uhr) vollzogen hat, da der nachmittägliche Dienſtbetrieb 
des Amtsgerichts B. in den Wintermonaten abgebrochen zu 
werden pflegt, nicht geſagt werden, daß er nach Schluß 
der Kanzleiſtunden ſtattgefunden habe. Der Umſtand, daß 
der dienſtaufſichtführende Amtsrichter beim Erſcheinen des 
Briefträgers in den Dienſträumen dieſe ſchon verlaſſen hatte, 
iſt hiebei ohne Bedeutung. 

Beſchluß des Strafſenats vom 8. Febr. 1908 in Straf: 

ſache gegen W. K. in E. wegen Beleidigung. 


20. 


Ueber den Begriff der Zweigniederlaſſung oder ge⸗ 
werblichen Niederlaſſung im Binn des § 42 Gew). 
Aus den 
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Gründen: 

Der Angekl. iſt Zahntechniker; er wohnt in E. und übt 
dort ſowie in A. ſein Gewerbe aus. Er hat in A. zu dieſem 
Zwecke bis zum 3. Oktober 1907 ein für allemal für unbe⸗ 
ſtimmte Zeit ein und dasſelbe Zimmer im „Lamm“ zur Be: 
nützung an einem Tage in der Woche in den Stunden von 
12—4 Uhr feſt gemietet gehabt; ſeither hat er im „Bären“ 
daſelbſt in gleicher Weiſe ein Zimmer gemietet, in dem er 
am Dienstag jeder Woche in der angegebenen Zeit ſeine 
Berufsgeſchäfte beſorgt. Der Angekl. beſitzt in A. ein voll⸗ 
ſtändiges Inſtrumentarium, das nebſt einem Operationsſtuhl 
in dem gemieteten Zimmer während ſeiner Anweſenheit in 
demſelben ſich befindet. Nach Beendigung ſeiner Tätigkeit 
werden die Inſtrumente und der Operationsſtuhl aus dem 
Zimmer entfernt und bis zum folgenden Dienstag ander⸗ 
wärts, wie im Urteil nicht angegeben, aber anzunehmen iſt, 
in einem andern Lokale des Gaſthofes untergebracht. Für 
das jetzt von ihm benützte Zimmer im „Bären“ hat ſich der 
Angekl. Gardinen angeſchafft, die in dem Zimmer verbleiben. 
Wie früher im „Lamm“, ſo wird auch das Zimmer im 
„Bären“ während der Zeit, in der es von dem Angekl. nicht 
benützt wird, als Fremdenzimmer verwendet. 

Die Strafkammer hat die Verurteilung des Angekl. aus— 
geſprochen, da in den von ihm getroffenen Veranſtaltungen 
eine Verwirklichung ſeines Willens, eine Zweigniederlaſſung 
im Sinne des Geſetzes zu begründen, nicht gefunden werden 
könne; es fehle an einer Vorausſetzung hiezu, nämlich an 
dem Beſitze eines zu dauerndem Gebrauche eingerichteten 
Geſchäftsraumes zum Gewerbebetrieb i. S. des § 42 Abſ. 2 
GO., die wöchentlich einmal auf vier Stunden vorübergehend 
erfolgende Benützung des Gaſthofzimmers durch den Angekl. 
könne dieſem Zimmer bei der Tatſache, daß nach Beendigung 
der Sprechſtunde die ganze zum Betrieb des Gewerbes des 
Angekl. erforderliche Einrichtung mit Ausnahme der Gar 
dinen hieraus entfernt werde, nicht die Eigenſchaft eines zu 
dauerndem Gebrauch eingerichteten, in regelmäßiger Wieder: 
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kehr von ihm benützten Geſchäftsraumes zum Betriebe ſeines 
Gewerbes verleihen, es ſei und bleibe auch während der 
Benützung durch den Angekl. dasſelbe, was es während der 
übrigen Zeit ſei, ein Fremdenzimmer. 

Die gegen die Verurteilung des Angekl. gerichtete Revi⸗ 
ſion rügt Verletzung des § 56a in Verbindung mit § 42 
Abſ. 2 und § 148 Go., alſo Verletzung des materiellen 
Rechtes. | 
Wie in feſtſtehender Rechtſprechung anerkannt ift, gilt 
die Tätigkeit der Zahntechniker als Ausübung der Heilkunde. 
Dieſe iſt nach $ 56a GO. vom Gewerbebetrieb im Umher— 
ziehen ausgeſchloſſen, inſoweit der Ausübende für dieſelbe 
nicht approbiert iſt. Der Angekl. hat eine ſolche Approba— 
tion nicht erlangt; er unterſteht daher der Strafbeſtimmung 
des § 148 Z. 7a GO., wenn ſich die von ihm in A. aus⸗ 
geübte Berufstätigkeit als Gewerbebetrieb im Umherziehen 
darſtellt. Dies aber iſt der Fall, wenn er nicht in A. eine 
gewerbliche Niederlaſſung, eine Zweigniederlaſſung begrün- 
det hat. 

Die Gewerbeordnung enthält keine ausdrückliche Be⸗ 
ſtimmung darüber, was unter Begründung einer gewerblichen 
Niederlaſſung zu verſtehen ſei. Sie enthält nur die negative 
Vorſchrift, unter welchen Umſtänden eine ſolche nicht als 
vorhanden anzunehmen ſei. Der durch die Novelle von 
1883 dem § 42 beigefügte Abſ. 2 beſtimmt nämlich: 

„Eine gewerbliche Niederlaſſung gilt als nicht vor— 

handen, wenn der Gewerbetreibende im Inlande ein zu 

dauerndem Gebrauch eingerichtetes, beſtändig oder doch 
in regelmäßiger Wiederkehr von ihm benutztes Lokal 
für den Betrieb ſeines Gewerbes nicht beſitzt.“ 

Die Motive hiezu beſagen: 

„Die Faſſung des Geſetzes ſchließt es aus, bei dem 

Vorhandenſein des daſelbſt näher bezeichneten Geſchäfts⸗ 

lokals ohne weiteres auch das Vorhandenſein einer ge— 

werblichen Niederlaſſung anzunehmen, vielmehr wird 
die weitere Entſcheidung, ob im einzelnen Falle eine 
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gewerbliche Niederlaſſung im Sinne des § 42 vorliegt, 

nach den in Betracht kommenden geſamten Verhältniſſen, 

insbeſondere nach der Geſamtheit der von dem Ge— 
werbetreibenden getroffenen Veranſtaltungen und den 
dieſelben begleitenden Umſtänden zu treffen ſein“. 

Der § 42 Abſ. 2 GO. ſoll hiernach das Mindeſtmaß deſſen 
bezeichnen, was erforderlich iſt, um das Vorhandenſein einer ge— 
werblichen Niederlaſſung annehmen zu können. Die Voraus— 
ſetzungen des $ 42 Abſ. 2 müſſen vorliegen, um eine ge- 
werbliche Niederlaſſung feſtſtellen zu können; es iſt aber 
ſtets noch nach den Umſtänden des Falles zu prüfen, ob eine 
ſolche im gegebenen Falle feſtgeſtellt werden kann. Die 
hierauf bezügliche Prüfung und Entſcheidung iſt zunächſt und 
weſentlich Sache der tatſächlichen Feſtſtellung. Der Anfechtung 
mittels der Reviſion iſt eine ſolche Entſcheidung nur inſo— 
weit zugänglich, als ſie von einem Rechtsirrtum beeinflußt 
iſt. Dies ſcheint aber bei dem angefochtenen Urteile in der 
Tat der Fall zu ſein, da dasſelbe eine irrtümliche Auslegung 
des & 42 Abſ. 2 GO. zwar nicht direkt erſehen, aber ver: 
muten läßt. 

Das Vorhandenſein einer gewerblichen Niederlaſſung 
wird von der Strafkammer verneint, weil das von dem 
Angekl. in A. zur Ausübung ſeines Berufes benützte Gaſt— 
hofzimmer auch während der Benützung durch den Angekl. 
dasſelbe bleibe, was es während der übrigen Zeit ſei, näm— 
lich ein Fremdenzimmer. Dieſe Begründung muß den Ge— 
danken nahelegen, die Strafkammer ſei davon ausgegangen, 
es ſei in 8 42 Abſ. 2 GO. verlangt, daß das daſelbſt vor— 
geſehene Geſchäftslokal zur ausſchließlichen Verfügung und 
Benützung des Gewerbetreibenden ſtehe. Zu dieſer Aus— 
legung berechtigt aber weder der Wortlaut, der irgendwelchen 
Anhaltspunkt für dieſelbe nicht gibt, noch der Sinn der 
in Frage ſtehenden Beſtimmung. Es iſt in derſelben aus— 
drücklich zugelaſſen, daß das betreffende Lokal nur in regel: 
mäßiger Wiederkehr von dem Gewerbetreibenden benützt 
wird. Dies kann der Fall ſein, auch wenn es in den 
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Zwiſchenzeiten, während deren eine Benützung durch den 
Gewerbetreibenden nicht ſtattfindet, zu anderen Zwecken, die 
mit ſeinem Gewerbebetrieb nicht in Zuſammenhang oder in 
Verbindung ſtehen, verwendet wird. Eine Vorſchrift, in 
dieſen Zwiſchenzeiten das betreffende Lokal unbenützt zu 
laſſen, würde vernünftigen wirtſchaftlichen Grundſätzen zu⸗ 
widerlaufen und kann vom Geſetze nicht gewollt ſein. 

Die Strafkammer hat ſodann das Vorhandenſein einer 
gewerblichen Niederlaſſung deshalb verneint, weil jedes mal 
nach Beendigung der Sprechſtunde die ganze zum Betriebe 
des Angekl. erforderliche Einrichtung mit Ausnahme der 
Gardinen aus dem Zimmer entfernt werde. Auch dieſe Be- 
gründung muß zu Bedenken Veranlaſſung geben. Zunächſt 
verlangt der § 42 Abſ. 2 GO. nicht, daß das betreffende 
Lokal zum Gebrauche für den Gewerbetreibenden dauernd 
eingerichtet ſein müſſe; es iſt in demſelben vielmehr nur eine 
Einrichtung zu dauerndem Gebrauche d. h. eine Einrichtung, 
die einen ſolchen Gebrauch ermöglicht, vorausgeſetzt. Sodann 
aber muß ein Lokal, das zum Gebrauche in einem Gewerbe— 
betrieb eingerichtet iſt und als ſolches dauernd gebraucht 
werden ſoll, dieſe Eigenſchaft nicht notwendig dadurch ver— 
lieren, daß die Einrichtung oder ein Teil derſelben vorüber: 
gehend über die Zeit der Nichtbenützung des Lokals aus 
dieſem entfernt und in einem andern, in dem angefochtenen 
Urteil allerdings nicht näher angegebenen Lokale verwahrt 
wird. Was unter der Einrichtung eines Lokales zu dauern- 
dem Gebrauch in einem Gewerbebetrieb zu verſtehen iſt, 
richtet ſich lediglich nach dem betreffenden Gewerbebetrieb. 
Es wird Gewerbebetriebe geben, die eine beſondere Ein— 
richtung des Gewerbelokales überhaupt nicht erfordern, für 
die vielmehr eine gewöhnliche Gaſthofzimmereinrichtung ge— 
nügt. Hievon gehen auch die Motive zu der Novelle von 
1883 aus, die auf Seite 13 ausdrücklich beſagen, daß bei 
gewiſſen Gewerbetreibenden ihre Wohnung als Geſchäfts— 
lokal im Sinne des Abſ. 2 des § 42 GO. angeſehen werden 
könne. Im vorliegenden Falle benützt der Angekl. für ſeinen 
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Gewerbebetrieb ein Gaſthofzimmer, das, wie anzunehmen iſt, 
übrigens des näheren hätte feſtgeſtellt werden ſollen, die üb⸗ 
liche Einrichtung eines ſolchen hat, in dem er ihm gehörige 
und in demſelben verbleibende Gardinen angebracht hat und 
in das jeweils für die Zeit der Benützung durch den Angefl. 
die beſonderen, für ihn zur Ausübung ſeines Gewerbes 
ſpeziell erforderlichen Gegenſtände, aus einem andern Raume, 
in dem ſie während der übrigen Zeit aufbewahrt ſind, ver⸗ 
bracht werden. Dieſem Sachverhalte muß nicht entnommen 
werden, daß der Angekl. in A. ein den Vorausſetzungen des 
§ 42 Abſ. 2 GO. entſprechendes Lokal nicht beſitzt. Viel⸗ 
mehr läßt derſelbe auch lediglich die Annahme zu, daß der 
Angekl. in A. außer dem mehrerwähnten Gaſthofzimmer noch 
ein weiteres Lokal zur Verfügung hat, das während ſeiner 
Abweſenheit für ſeine Zwecke benützt wird und in dem die 
einer beſonders ſorgfältigen Aufbewahrung bedürftigen Gegen⸗ 
ſtände ſeiner Einrichtung verwahrt werden. 

Urteil des Strafſenats vom 7. März 1908 in der Straf⸗ 

ſache gegen P. S. in E. wegen unerlaubten Gewerbe⸗ 

betriebs. 


228 


II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


14. 


Erfordernis der Ingünglichkeit eines Baues. Berech⸗ 
tigung der Anfſichtsbehörde, von Amtswegen eine end⸗ 
gültig erteilte Bauerlanbnis zu widerrufen. 


Die Gründe lauten: 

I. Die Beſchwerdeführer haben am 27. Mai d. J. bei 
dem Gemeinderat W. um Baugenehmigung zur Erſtel— 
lung eines Doppelwohnhauſes auf ihrer Ackerparzelle Nr. 293 
außerhalb Etters an dem Feldweg Nr. 31 in W. (R.gäßle) 
nachgeſucht, ſind aber durch Beſchluß des Gemeinderats vom 
8. Juli abſchlägig beſchieden worden. Der rechtzeitig hie⸗ 
gegen eingelegten Beſchwerde hat das K. Oberamt W. durch 
Verfügung vom 4. Auguſt 1908 ſtattgegeben und den Ge— 
meinderat angewieſen, in das Verfahren behufs Genehmigung 
des Wohnhausneubaus einzutreten. 

Daraufhin hat — nach Ablauf der weiteren Rekurs⸗ 
friſt — der Gemeinderat W. am 12./13. Auguſt 1908 Bor: 
ſtellung bei dem K. Miniſterium des Innern erhoben, wel⸗ 
ches mit Entſcheidung vom 27. Auguſt — den Bauluſtigen 
zugeſtellt am 3. September — die baupolizeiliche Verfügung 
des Oberamts von Aufſichtswegen außer Wirkung ſetzte. 

Hierauf iſt am 13. September 1908, alſo innerhalb der 
geſetzlichen Friſt, von Rechtsanwalt Dr. K. in S. als dem 
bevollmächtigten Vertreter der beiden Beſchwerdeführer die 
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Rechtsbeſchwerde an den K. Verwaltungsgerichtshof eingelegt 
worden mit dem Antrag, die Entſcheidung des K. Miniſte⸗ 
riums des Innern aufzuheben und die oberamtliche Verfü⸗ 
gung vom 4. Auguſt 1908 wiederherzuſtellen. 

II. Die Anfechtung der Miniſterialentſcheidung, mit wel⸗ 
cher die Ablehnung des Baugeſuchs der Beſchwerdeführer 
beſtätigt worden iſt, im Wege der Rechtsbeſchwerde erfor⸗ 
dert gemäß Art. 13 des Verwaltungsrechtspflegegeſetzes vom 
16. Dezember 1876 den Nachweis, daß die geſetzlichen Vor— 
ausſetzungen für die Verſagung der Bauerlaubnis nicht vor- 
handen und die Beſchwerdeführer dadurch in ihrem Baurecht 
verletzt ſeien. Eine ſolche Behauptung haben die Beſchwerde— 
führer allerdings aufzuſtellen verſucht, fie iſt aber nicht be- 
gründet. 

1) Es iſt unbeſtritten, daß das von den Beſchwerde— 
führern geplante Bauweſen als außerhalb Etters, d. h. 
außerhalb des geſchloſſenen Wohnbezirks und des Ortsbau— 
plans von W. gelegen anzuſehen iſt. Inſofern iſt für die 
Würdigung der vorliegenden Rechtsbeſchwerde von maßge⸗ 
bender Bedeutung der Art. 32 der Bauordnung. Nach Abſ. 1 
dieſes Artikels iſt das bisherige Verbot des Bauens außer: 
halb Etters für aufgehoben erklärt; nach Abſ. 2 aber kann 
„aus feuer- und ſicherheitspolizeilichen Gründen im einzelnen 
Fall das Bauen außerhalb des geſchloſſenen Wohnbezirks 
oder des Ortsbauplans unterſagt werden“. Es iſt demnach 
in das freie Ermeſſen der Baupolizeibehörden geſtellt, aus 
Gründen der bezeichneten Art im einzelnen Fall ein ſolches 
Bauverbot auszuſprechen. Eben darum iſt aber auch im vor— 
liegenden Fall, ſofern nur die Verſagung der Bauerlaubnis 
auf einen derartigen Grund geſtützt werden konnte, die 
Rechtsbeſchwerde ſchon gemäß Art. 13 Abſ. 2 des Verwal⸗ 
tungsrechtspflegegeſetzes ausgeſchloſſen, weil inſoweit die Ver⸗ 
waltungsbehörden durch das Geſetz nach ihrem Ermeſſen zu 
verfügen berechtigt ſind (Göz, Verwaltungsrechtspflege. S. 99 
u. 447; Schindler, Bauordnung S. 78 Anm. 6). 

Nun iſt in der angefochtenen Entſcheidung die Bau: 
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erlaubnis den Beſchwerdeführern mit der Begründung ver⸗ 
ſagt worden, daß der geſicherte Beſtand einer Zufahrt zu 
dem Wohnhausneubau nicht nachgewieſen ſei, denn der an 
dem Grundeigentum der Beſchwerdeführer vorbeiführende 
Feldweg Nr. 31, welcher allein als Zufahrt zu dem geplan⸗ 
ten Bauweſen in Betracht kommen könne, ſtehe unſtreitig im 
Eigentum der Stadtgemeinde W., werde aber von dieſer als 
Zufahrt für den Neubau verweigert. Die Vorſchrift des 
Art. 28 Bauordnung, wonach jeder Bau ſo angelegt werden 
müſſe, daß im Falle eines Brandes für die Feuerlöſch⸗ und 
Rettungsanſtalten der erforderliche Raum gegeben ſei und 
entſprechende Zugänglichkeit beſtehe, ſei mithin nicht erfüllt 
und deshalb könne die Errichtung des geplanten Neubaus 
nicht zugelaſſen werden. 

Zur Begründung der Rechtsbeſchwerde wird demgegen- 
über ausgeführt, die Weigerung der Stadt, den Feldweg als 
Zufahrt zu dem Gebäude benützen zu laſſen, ſei unberechtigt; 
der Umſtand, daß ein Feldweg ſeiner nächſten Beſtimmung 
gemäß für Zwecke des landwirtſchaftlichen Anbaus diene, 
gebe der Stadtgemeinde kein Recht, feine Benützung als Zu— 
fahrt zu einem Gebäude zu verbieten. Dieſe Auffaſſung der 
Beſchwerdeführer und die daraus abgeleiteten rechtlichen Kon⸗ 
ſequenzen gehen aber offenbar fehl: 

Es iſt von den Beſchwerdeführern ſelbſt nicht beſtritten 
worden, daß dem ſog. R.gäßle, Feldweg Nr. 31 in W., die 
Eigenſchaft eines öffentlichen Wegs zukommt. Die Benützung 
ſolcher Feldwege, wie diejenige der öffentlichen Straßen und 
Wege überhaupt, iſt aber keine unbeſchränkte, für jeden be- 
liebigen Zweck zuläſſige, wenn auch nicht zu leugnen iſt, daß 
auch ein Feldweg zu anderen Zwecken als dem der Bebau— 
ung der anliegenden Güter benützt werden kann. Der Ge— 
brauch der öffentlichen Wege iſt vielmehr nur nach Ma ß— 
gabe ihrer Beſtimmung einem jeden geftat- 
tet, das allgemeine Recht ihrer Benützung findet in der Art 
ihres gewöhnlichen Gebrauchs ſeine Schranke. Zu einer 
über den Gemeingebrauch hinausgehenden Benützung der 
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öffentlichen Wege iſt die Einwilligung des zur Verfügung 
über ſie Berechtigten erforderlich; dieſe Einwilligung kann auch 
an die Entrichtung einer beſonderen Vergütung oder die 
Uebernahme beſtimmter Gegenleiſtungen geknüpft werden 
(Göz a. a. O. S. 384 ff., 387, 398; vgl. auch Germershauſen, 
Wegerecht Bd. I S. 65 ff.). 

Wenn demnach die Stadtgemeinde W. vermöge ihrer 
Verfügungsmacht über den fraglichen Feldweg deſſen Be: 
nützung als Zufahrt zu dem geplanten Wohnhausneubau 
der Beſchwerdeführer unterſagt hat, wie es tatſächlich ge— 
ſchehen iſt — vgl. 10 S. 2 der oberamtl. Akten —, ſo iſt 
dieſe Verfügung nach Lage der Dinge nicht zu beanſtanden; 
denn daß der gemeine Gebrauch eines Feldwegs ſeine Be— 
nützung für die Zwecke der Zufahrt zu Gebäuden oder Neu— 
bauten nicht mitumfaßt, kann nicht zweifelhaft ſein. 

Aber ſelbſt wenn die Stadtgemeinde die Benützung des 
Feldwegs Nr. 31 zu dem genannten Zweck nicht verboten 
hätte oder nicht hätte verbieten können, wäre trotzdem eine 
genügende und unbeſchränkte Zufahrts möglichkeit für den ge- 
planten Neubau inſofern nicht gewährleiſtet, als gemäß Art. 35 
des Geſetzes vom 26. März 1862 über Feldwege, Trepp⸗ 
und Ueberfahrtsrechte der unabänderliche Fortbeſtand jenes 
Feldwegs überhaupt nicht geſichert, vielmehr dem Ermeſſen 
der Gemeindebehörden es überlaſſen iſt, den Weg im Falle 
der Entbehrlichkeit abzuſchaffen (Verwaltungsrechtspflegegeſetz 
Art. 10 Ziff. 21; Göz, a. a. O. S. 92 u. 399). 

Dem Erfordernis, welchem im Hinblick auf die Feuers⸗ 
gefahr jeder Bau entſprechen muß, daß er nämlich für Feuer⸗ 
löſch⸗ und Rettungsanſtalten die nötige Zugänglichkeit beſitzt 
(Art. 28 B.), wäre hienach bei dem von den Beſchwerde— 
führern geplanten Bauweſen in der Tat nicht genügt; indem 
aber aus ſolchen Bedenken feuerpolizeilicher Art die ange— 
fochtene Entſcheidung die Errichtung des beabſichtigten Neu⸗ 
baus nicht zugelaſſen hat, kann ihre Rechtmäßigkeit 
jedenfalls keinem begründeten Zweifel unterliegen. Da ſo⸗ 
mit eine der beiden Vorausſetzungen erfüllt iſt, auf welche 
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gemäß Art. 32 Abſ. 2 BO. die Verſagung der Bauerlaub⸗ 
nis nach dem Ermeſſen der Polizeibehörde geſtützt werden 
kann, erweiſt ſich die Anfechtung der Entſcheidung des K. 
Miniſteriums des Innern nicht als begründet. 

2) Zur Begründung der Rechtsbeſchwerde iſt nun aber 
noch weiter geltend gemacht worden, daß die Vorſtellung des 
Gemeinderats W., auf welche hin das Miniſterium im Dienſt⸗ 
aufſichtswege die die Bauerlaubnis in ſich ſchließende ober⸗ 
amtliche Verfügung vom 4. Auguſt aufgehoben hat, — wie 
unbeſtritten — er ſt nach Ablauf der Rekursfriſt des Art. 90 
BO. eingereicht worden ſei, während doch auch der Ge— 
meinderat namens einer beteiligten Gemeinde gleich den ge— 
fährdeten Grundbeſitzern an die geſetzlichen Beſchwerdefriſten 
gebunden ſei und folglich die nach Ablauf der Rekursfriſt 
eingefommene Eingabe des Gemeinderats vom Miniſterium 
überhaupt nicht mehr hätte berückſichtigt werden dürfen. 
Allein auch dieſer Einwand iſt nicht begründet. 

Allerdings ſind gemäß Art. 88 Abſ. 1 BO. Einwen⸗ 
dungen nicht privatrechtlicher Natur — und um ſolche allein 
kann es ſich im vorliegenden Fall handeln — auch von 
ſeiten einer Behörde, wenn ihr ordnungsmäßig Gelegenheit 
zur Wahrung ihrer Rechte und Intereſſen gegeben war, aus⸗ 
geſchloſſen, ſobald das betreffende Bauweſen endgültig 
geſtattet worden iſt. Wenn aber auch demgemäß der Ge— 
meinderat W. deshalb, weil er die geſetzliche Friſt zur An⸗ 
fechtung der Baugenehmigung verſäumt hat, kein Recht dar⸗ 
auf hatte, von der Baupolizeibehörde zu verlangen, daß 
ſeine Einwendungen noch berückſichtigt und die erteilte Geneh⸗ 
migung wieder zurückgezogen werde, ſo folgt daraus doch noch 
nicht, daß nicht die Aufſichtsbehörde von ſich aus in der Lage 
geweſen wäre, noch einzugreifen und die irrtümlich erteilte 
Genehmigung, nachdem fie einmal Kenntnis von dem Sach» 
verhalt erlangt hatte, von Amtswegen wieder aufzuheben. 
Dabei braucht auf die Frage, inwieweit grundſätzlich und 
allgemein die Aufſichtsbehörde eine bereits erteilte Bauge— 
nehmigung wieder entziehen und rückgängig machen kann, 


Erfordernis der Zugänglichkeit eines Baues ꝛc. 233 


hier nicht näher eingegangen zu werden. Denn jedenfalls iſt 
es nach der Auffaſſung des Verwaltungsgerichtshofs bei der 
Beſchaffenheit der tatſächlichen Verhältniſſe in dem vorlie⸗ 
genden Fall nicht zu beanſtanden, daß das Miniſterium vermöge 
der ihm zukommenden Oberaufſicht über die Handhabung der 
Baupolizei durch die Gemeinde- und Bezirksbehöden — vgl. 
§ 2 Ziff. 1 der K. Verordnung vom 16. Dezember 1872, 
Reg. Bl. S. 399 — auch nach Ablauf der Rekursfriſt des 
Art. 90 BO. noch, jo wie geſchehen, eingegriffen und die 
vom Oberamt erteilte Genehmigung für das Bauvorhaben 
der Beſchwerdeführer nachträglich wieder zurückgenommen hat. 
Wie ſich aus dem oben zu Ziff. II. 1 geſagten ergibt, ver⸗ 
ſtieß die Genehmigung des Baugeſuchs der Beſchwerdeführer 
ſeitens des Oberamts W. gegen die klare Beſtimmung des 
Art. 28 BO. Dieſe Vorſchrift iſt eine unbedingte und 
zwingende; kein Bauweſen darf erſtellt werden, das der Zus 
gänglichkeit überhaupt entbehrt. Und wenn auch im allge⸗ 
meinen die Erlaubnis oder Unterſagung des Bauens außer⸗ 
halb Etters nach Art. 32 Abi. 2 BO. dem pflichtmäßigen 
Ermeſſen der Baupolizeibehörde überlaſſen iſt, ſo findet doch 
dieſes Ermeſſen gerade in dem Art. 28 ſeine geſetzliche 
Schranke. War aber hienach die oberamtliche Verfügung, 
auf welche die Beſchwerdeführer ihr Recht zu bauen ſtützen 
möchten, tatſächlich unrichtig und im Widerſpruch mit einer 
weſentlichen, durch das öffentliche Intereſſe gebo⸗ 
tenen Bauvorſchrift, jo können ſich auch die Beſchwerde— 
führer auf dieſe Genehmigung des Oberamts nicht in dem 
Sinne berufen, daß durch fie ein ihnen geſetzlich nicht zu⸗ 
ſtehendes Recht begründet worden wäre. Durch die Baus 
genehmigung wird dem Bauluſtigen kein Recht verliehen, 
vermöge deſſen er im Widerſpruch mit unbedingten Vor⸗ 
ſchriften des öffentlichen Baurechts ſollte bauen dürfen. Nach 
Art. 1 BO. hat der Eigentümer ein Recht zu bauen nur 
innerhalb der Grenzen der geſetzlichen Vorſchriften, und auch 
die Baugenehmigung bedeutet nur die Erklärung der zu— 
ſtändigen Behörde, daß dem beabſichtigten Bau Hinderniſſe 
16 * 
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in dem öffentlichen Recht nicht entgegenſtehen (Göz a. a. O. 
S. 437). Nachdem ſich nun herausgeſtellt hatte, daß die 
untere Baupolizeibehörde, das Oberamt, bei Abgabe dieſer 
Erklärung in einem weſentlichen Punkt ſich geirrt hatte, daß 
dem Bauvorhaben der Beſchwerdeführer ein Hindernis ent- 
gegenſtand, wegen deſſen das Geſetz (Art. 28 BO.) im öffent⸗ 
lichen Intereſſe das Bauen für unzuläſſig erklärte, war es 
auch nicht zu beanſtanden, wenn das Miniſterium vermöge 
ſeines Oberaufſichtsrechts zur Wahrung der öffent⸗ 
lichen Intereſſen ſich verpflichtet erachtete, zu ver- 
hüten, daß das geplante Bauweſen zur Ausführung komme. 
Die angefochtene Entſcheidung, die aus dieſem Geſichtspunkt 
die oberamtliche Verfügung außer Wirkung ſetzte, begegnet 
demnach auch inſoweit keinem Bedenken. 

In Uebereinſtimmung mit dieſer Auffaſſung befindet ſich 
— für das Gebiet des preuß. Rechts — die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts und des Preuß. Oberverwaltungsgerichts. 
Das letztere führt zur Frage der Zurücknahme einer polizei- 
lichen Bauerlaubnis ſeitens der Aufſichtsbehörde in einem 
Urteil vom 7. April 1893 u. a. aus: „Die Zurücknahme 
einer Bauerlaubnis kann ... der Regel nach dann erfolgen, 
wenn die Bauerlaubnis ſich mit dem zur Zeit der Erteilung 
geltenden öffentlichen Polizeirecht in Widerſpruch ſetzt. Ein 
ſolcher Widerſpruch liegt da klar vor, wo die Bauerlaubnis 
gegen poſitiv bindende, das freie Ermeſſen im Einzelfall au3: 
ſchließende Vorſchriften des materiellen Polizeirechts erteilt 
iſt“. Und in einem Urteil vom 28. Sept. 1895 finden ſich 
zu derſelben Frage die folgenden Sätze: „Der Kläger iſt im 
Irrtum, wenn er meint, daß eine einmal erteilte Baugeneh⸗ 
migung durch polizeiliche Verfügung überhaupt nicht wieder 
zurückgenommen werden könne. Durch die Erteilung der 
polizeilichen Bauerlaubnis erwirbt der Bauunternehmer kein 
unwiderrufliches und unentziehbares Recht auf die Ausfüh⸗ 
rung des Baues nach Maßgabe der erteilten Erlaubnis; 
denn durch dieſe wird regelmäßig nur ausgeſprochen, daß 
der aus dem Eigentum des Grundbeſitzers fließenden Be— 
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fugnis, ſeinen Grund und Boden mit Gebäuden zu beſetzen, 
zur Zeit der Prüfung des Baugeſuchs Hinderniſſe des öffent⸗ 
lichen Rechts nicht entgegenſtehen, und die Baupolizeibehörde 
hat die Pflicht, wenn ſie ſich davon überzeugt, daß ſie ſich 
bei dieſem ihrem Ausſpruch in einem rechtlichen Irrtum befun⸗ 
den hat, dieſes dem Bauunternehmer mitzuteilen und zu ver⸗ 
hindern, daß ein dem öffentlichen Baurechte widerſprechender 
Bau aufgeführt werde“ (Entſch. des Preuß. Oberverwal— 
tungsgerichts Bd. 24, 350; Bd. 28, 372; vgl. ferner Bd. 29, 
S. 391; Bd. 40, 379). In ganz demſelben Sinne hat auch 
das Reichsgericht (Urteil vom 22. Sept. 1894) ſich ausge⸗ 
ſprochen, zu vergl. Entſch. in Zivilſachen Bd. 34 S. 243/44. 
Urteil vom 18. Nov. 1908 in der Bau⸗Rechtsbeſchwerde⸗ 
ſache der Maurer W. u. J. K. in W. 


15. 


ind die einem Erben aus Berlagsverträgen des Erb⸗ 
laſſers zugefloſſenen Beträge einkommenſtenerpflichtig? 
Die Frage wird verneint mit folgender Begründung: 
I. Der Beſchwerdeführer, auf den als Teſtamentserben 
des am 25. Auguſt 1906 geſtorbenen X. X. deſſen Rechte 
aus fünf Verlagsverträgen zu / übergegangen ſind und 
welcher im Jahre 1906 infolge dieſes Uebergangs von den 
Verlegern X.s die aus den Verlagsverträgen für dieſes Jahr 
fällig gewordene Summe von 3677 M. ausbezahlt erhielt, 
iſt für das Steuerjahr 1907 u. a. auch mit dieſem Betrag 
zur Einkommenſteuer veranlagt worden. Gegen dieſe Ver— 
anlagung richtet ſich die gegenwärtige Rechtsbeſchwerde, nach— 
dem die von dem Beſchwerdeführer zunächſt bei der Be— 
ſchwerdekommiſſion II des K. Steuerkollegiums erhobene Be- 
ſchwerde von dieſer, die gegen dieſe Beſchwerdeentſcheidung 
von dem Beſchwerdeführer an das K. Finanzminiſterium ein⸗ 
gelegte Beſchwerde von letzterem mit Entſcheidung vom 6. Juni 
1908, zugeſtellt durch das K. Finanzminiſterium dem Be— 
ſchwerdeführer am 10. Juni 1908, als unbegründet verwor— 
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fen worden iſt. Der Beſchwerdeſchriftſatz iſt am 21. Juni 
1908 bei dem K. Finanzminiſterium eingekommen. 

Nach den in Urſchrift vorgelegten fünf Verlagsverträ⸗ 
gen hat der Erblaſſer des Beſchwerdeführers das Recht der 
Vervielfältigung und der Verbreitung von fünf von ihm ver- 
faßten literariſchen Werken den Verlegern gegen Entrichtung 
einer Vergütung übertragen. Die Vergütung iſt in der 
Weiſe bemeſſen, daß der Verfaſſer für die erſte Auflage nach 
deren Erſcheinen eine beſtimmte Summe, für die ſpäteren 
Auflagen mit deren Erſcheinen dieſelbe Summe, bezw. für je⸗ 
des abgeſetzte Exemplar einen beſtimmten Betrag in näher 
feſtgeſetzten Raten zu beanſpruchen hat. 

Der Beſchwerdeführer, der ſeinerzeit wegen der aus den 
Verlagsverträgen auf ihn übergegangenen Rechte zu der Erb— 
ſchaftsſteuer herangezogen worden iſt, betont die Unzuläſſig— 
keit einer Doppelbeſteuerung und macht geltend, daß die ihm 
aus den Verlagsverträgen zugefloſſenen Beträge nicht als 
ſteuerbares Einkommen, ſondern als eine nicht ſteuerpflich— 
tige Vermehrung ſeines Stammvermögens im Sinne des 
Art. 7 des Einkommenſteuergeſetzes zu betrachten ſeien. Die 
angefochtene Entſcheidung dagegen geht davon aus, daß der 
Beſchwerdeführer mit den auf ihn im Erbwege übergegangenen 
Rechten aus den Verlagsverträgen ſeines Erblaſſers ein in 
Geld ſchätzbares, zu ſich wiederholenden Nutzungen ſühren— 
des Forderungsrecht überkommen habe; die Einkünfte aus 
dieſer neuen Ertragsquelle, dem ererbten Forderungsrecht, 
alſo vor allem die im Steuerjahr 1906 von den Verlegern 
ausbezahlten Vergütungen, ſtellen einen Ertrag des Stamm— 
vermögens dar und ſeien als Einkünfte aus Rechten auf 
wiederkehrende Bezüge im Sinne des Art. 6 Abſ. 1 Ziff. 4 
einkommenſteuerpflichtig. Aber auch wenn dieſen Einkünften 
letzterer Charakter nicht beigelegt werden wolle, ſo fallen ſie 
gleichwohl unter Art. 6 Abſ. 1 Ziff. 4, bezw. Art. 15 Abſ. 1 
Ziff. 3, da nirgends ausgeſprochen ſei, daß ein nach Art. 6 
Abſ. 1 Ziff. 4 ſteuerpflichtiger Bezug nur in der Hand des 
Erzeugers der Tätigkeit ſteuerbar ſei, vielmehr in Art. 15 


Sind die einem Erben aus Verlagsverträgen ac. 237 


Abſ. 1 Ziff. 4 offenkundig davon ausgegangen werde, daß 
Bezüge aus früheren Dienſtleiſtungen, Arbeit oder Berufs⸗ 
tätigkeit auch in der Hand eines anderen als desjenigen, der 
die Arbeit geleiſtet habe, als Dienſt⸗ und Berufseinkommen 
ſteuerbar ſein können. 

II. Die Beſchwerde iſt begründet. Die dem Beſchwerde⸗ 
führer im Steuerjahr 1906 aus den von ſeinem Erblaſſer 
abgeſchloſſenen Verlagsverträgen zugefloſſenen Einnahmen 
mit zuſammen 3677 M. erſcheinen als außerordentliche Ein- 
nahmen aus einer Erbſchaft, die nach Art. 7 Abſ. 1 Satz 1 
des Einkommenſteuergeſetzes als Vermehrung des Stamm: 
vermögens und nicht als ſteuerbares Einkommen zu gelten 
haben. 

Nach dem Inhalt der von dem Erblaſſer des Beſchwerde⸗ 
führers abgeſchloſſenen Verlagsverträge hat dieſer ſein Ur— 
heberrecht gegen eine von den Verlegern zu entrichtende Ver⸗ 
gütung abgetreten. Es handelt ſich alſo um ein gewöhn⸗ 
liches Austauſchgeſchäft, um einen Austauſch von Leiſtung 
gegen Leiſtung. Es iſt nicht einzuſehen, inwiefern der Cha⸗ 
rakter dieſes Geſchäfts als eines Austauſchgeſchäftes dadurch 
alteriert werden ſollte, daß die Vergütung in mehrere von 
dem Abſatz abhängige Raten zerlegt iſt. Ein Vertrag, nach 
welchem der nicht bar bezahlte Kaufpreis in Raten (Zielern) 
zu entrichten iſt, verliert durch letztere Beſtimmung nicht 
ſeinen Charakter als Kaufvertrag und insbeſondere liegt in 
einer ſolchen Beſtimmung nicht etwa die Begründung eines 
Rentenrechts oder eines fortlaufende Nutzungen abwerfenden 
Forderungsrechts. Hiezu iſt ein hierauf gerichteter Wille 
der Vertragſchließenden erforderlich; vorliegend fehlt es 
hieran. Durch die Verlagsverträge hat der Erblaſſer des 
Beſchwerdeführers gegen die Abtretung ſeines Urheberrechtes 
nicht etwa ein Recht auf fortlaufende Leiſtungen, wie z. B. 
bei einer Vermögensübergabe der Erwerber eines Leibge— 
dinges, ſondern wie bei einem Kaufvertrag der Verkäufer 
auf den in Zielern zu zahlenden Kaufpreisreſt ein Recht auf 
eine einmalige, in Raten zerlegte Leiſtung erworben. 
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Dieſes Recht iſt mit dem Tode des Erblaſſers auf den 
Beſchwerdeführer übergegangen; es ſtellt ſich alſo auch in 
ſeiner Hand als ein Anſpruch auf reſtlichen Kaufpreis dar. 
Die dem Beſchwerdeführer in dem Steuerjahr 1906 mit zu⸗ 
ſammen 3677 M. aus den Verlagsverträgen zugefloſſenen 
Beträge erſcheinen ſomit als Kaufpreisraten für das abge— 
tretene Urheberrecht und nicht als Einkünfte aus einem Recht 
auf wiederkehrende Bezüge. Sie ſind gemäß Art. 7 Abſ. 1 
Satz 1 des Einkommenſteuergeſetzes als Einnahmen aus einer 
Erbſchaft Vermehrungen des Stammvermögens und daher 
von der Einkommenſteuer befreit (vgl. auch v. Göz., Ein: 
kommenſteuergeſetz, 2. Aufl. S. 77). 

Da ſonach dieſe Einnahmen des Beſchwerdeführers als 
Vermehrung ſeines Stammvermögens zu gelten haben, ſo iſt 
damit von ſelbſt ihre Unterſtellung unter Art. 6 Abſ. 1 Ziff. 4 
— als Einkommen aus wiſſenſchaftlicher oder künſtleriſcher 
Tätigkeit — ausgeſchloſſen. Ueberdies ſetzt dieſe Beſtim— 
mung ebenſo wie die Vorſchrift in Ziff. 2 daſelbſt, wie ſchon 
aus der Faſſung dieſer Beſtimmung und des Art. 15 her⸗ 
vorgeht, eine eigene wiſſenſchaftliche oder künſtleriſche Tätig- 
keit des Steuerpflichtigen, aus der ihm ein Einkommen zu⸗ 
fließt, voraus. 

Urteil vom 9. Dezbr. 1908 in der Einkommenſteuer⸗ 

Rechtsbeſchwerdeſache des Stadtſchulth. C. in C. 


16. 


Morübergehende Reſchüftigung im inne des §1 Abſ. 1 
des Krankenverſicherungsgeſetzes. Fahrlüſfige Ber- 
letzung der Anmeldepflicht (S 50 des Geſetzes). 


Aus den Gründen: 

Sachlich wendet der Beklagte gegenüber dem Klage— 
anſpruch vor allem ein, daß die W. bei ihm nur vorüber— 
gehend beſchäftigt geweſen ſei, alſo nicht in einem verſiche— 
rungspflichtigen Verhältnis zu ihm geſtanden habe und daß 
ſchon deshalb die Erſatzpflicht des S 50 KVWGef. ihm gegen: 
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über nicht Platz greifen könne. 

Eine vorübergehende und darum nicht verſicherungs— 
pflichtige Beſchäftigung liegt nach § 1 Abſ. 1 KWGeſ. und 
82 Ziff. I 1 des Kaſſenſtatuts der Klägerin nur vor, wenn 
die Beſchäftigung entweder durch die Natur ihres Gegen— 
ſtands oder im voraus durch den Arbeitsvertrag auf einen 
Zeitraum von weniger als einer Woche beſchränkt iſt. 

Daß im vorliegenden Falle die Beſchäftigung der W. 
bei dem Beklagten nicht ſchon durch die Natur ihres 
Gegenſtands auf einen Zeitraum von weniger als einer 
Woche beſchränkt geweſen iſt, davon geht in Uebereinſtimmung 
mit dem angefochtenen Urteil der Beklagte ſelbſt aus; da⸗ 
gegen behauptet er, daß die Arbeitsleiſtung der W. durch 
den Arbeitsvertrag im voraus auf weniger als 
eine Woche beſchränkt geweſen ſei. Der Arbeitsvertrag zwiſchen 
ihr und dem Beklagten ſei nämlich jeweils nur auf einen, höch⸗ 
ſtens zwei aufeinanderfolgende Tage beſchränkt geweſen. 
Wenn die hiebei vereinbarte Arbeitsdauer beendigt geweſen 
ſei, habe die W., um neue Arbeitsleiſtungen derſelben her⸗ 
beizuführen, immer erſt wieder geholt, alſo ein neuer 
Arbeitsvertrag, wieder auf 1—2 Tage abgeſchloſſen werden 
müſſen. 

Dieſer Auffaſſung kann aber nicht beigetreten werden. 
Zunächſt iſt es für die Verſicherungspflicht überhaupt nicht 
erforderlich, daß die Dauer der Beſchäftigung vertragsmäßig 
auf mindeſtens eine Woche feſtgeſetzt iſt (vergl. Reger, Entſch. 
Bd. 18 S. 198); auch ſogenannte intermittierende Beſchäf⸗ 
tigungen, bei welchen die einzelnen Abſchnitte derſelben unter 
einer Woche dauern und nur nach einzelnen Tagen zählen, 
ſind keineswegs ſchon an und für ſich von der Verſicherungs⸗ 
pflicht befreit. Für den Begriff der vorübergehenden Be— 
ſchäftigung iſt nicht die Dauer der einzelnen Ar⸗ 
beitsleiſtung, ſondern vielmehr die Dauer des Ar— 
beitsverhältniſſes maßgebend, es kommt des⸗ 
halb alles darauf an, was im einzelnen Fall als dem aus— 
drücklichen oder aus den Umſtänden zu entnehmenden Willen 
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des Arbeitgebers und Arbeiters entſprechend zu erachten iſt. 
Auch bei einer vor Ablauf einer Woche endigenden, nur auf 
wenige Tage ſich erſtreckenden Arbeit liegt demnach Berfiche- 
rungspflicht dann vor, wenn die Arbeit ihrer Natur nach 
länger dauern konnte und nach dem Willen beider Teile 
ſpäter fortgeſetzt werden ſollte; und nur dann, wenn beide 
Teile bei Eingehung des Arbeits verhältniſſes 
ſchon ſich bewußt waren, daß dieſer weniger als eine Woche 
dauern werde, erſcheint die Verſicherungspflicht als aus— 
geſchloſſen. 

Mit Recht hat nun aber bei dieſer Rechtslage die Kreis— 
regierung aus den tatſächlichen Verhältniſſen des gegenwär⸗ 
tigen Falles und aus dem Umſtand insbeſondere, daß das 
Arbeitsverhältnis, welches zwiſchen der W. und dem Be— 
klagten beſtand und nach der Darſtellung des letzteren nur 
infolge Indienſtſtellung einer ſtändigen weiteren Hilfsperſon 
ſein Ende fand, ſich auf einen Zeitraum von 14 Monaten 
erſtreckte, den Schluß gezogen, daß das Beſchäftigungsverhält⸗ 
nis die einzelnen Unterbrechungen der wirklichen Arbeits- 
leiſtung nach der Abſicht der Beteiligten überdauern ſollte, 
alſo nicht die einzelne, je auf mehrere Tage jeder Woche be— 
rechnete Tätigkeit der W. eine in ſich abgeſchloſſene Arbeits⸗ 
leiſtung darſtellte derart, daß dann jede ſpätere Arbeits⸗ 
leiſtung immer erſt wieder ein neu einzugehendes Arbeit3- 
verhältnis zur Vorausſetzung gehabt hätte. 

Dieſe Beurteilung wird auch durch die Einwendungen 
des Beklagten nicht erſchüttert. Insbeſondere ſtehen weder 
die Art der Lohnzahlung im vorliegenden Fall, noch der 
Umſtand, daß die W. für die einzelnen Arbeitstage jedesmal 
beſonders beſtellt worden iſt, der Annahme entgegen, daß 
die W. doch tatſächlich während der ganzen Zeit vom 5. Au— 
guſt 1906 bis 5. Oktober 1907 fortgeſetzt zur Verfügung des 
Beklagten ſtand, d. h. bereit war, ſo oft ſie gerufen wurde, 
im Gewerbebetrieb des Beklagten tätig zu ſein, — ebenſo 
wie umgekehrt eine Beſchäftigung dadurch, daß der Arbeiter 
immer erſt beim Arbeitgeber wegen Fortſetzung der Arbeit 
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nachfragen muß, noch nicht zu einer bloß vorübergehenden 
im Sinne des Geſetzes wird. 

Zu vergl. Reger Entſch. Bd. 22, 195 u. 216, Bd. 23, 

242; daſelbſt 3. Erg. Bd. S. 268 u. 279; Arbeiter⸗ 

verſorgung Bd. 24, 175 und 281 — 283; Württ. Jahr⸗ 

bücher Bd. 18 S. 117 und die dortigen Zitate. Hahn. 

Kommentar zum KWeſ.; 5. Aufl. S. 37 u. 38. 

An der Tatſache einer im Gewerbebetrieb des Beklagten 
ausgeübten verſicherungspflichtigen Tätigkeit der 
W. iſt hienach nicht zu zweifeln; auch die Vorausſetzungen 
für den Krankenunterſtützungsanſpruch aus I 28 KWGeſ. 
und § 23 der Kaſſenſtatuten find in dem angefochtenen Ur- 
teil einwandfrei feſtgeſtellt, namentlich kann die auf das 
ärztliche Gutachten des behandelnden Arztes Dr. D. ſich 
ſtützende Annahme, daß die am 15. Oktober, alſo innerhalb 
drei Wochen nach Beginn der Erwerbsloſigkeit, eingetretene 
ärztliche Behandlung und Heilmittel erfordernde Erkrankung 
der W. noch beſtand, als vom 12. November ab ihre Er— 
werbsunfähigkeit eintrat, einem Bedenken nicht unterliegen. 
(Hahn a. a. O. S. 79, 89 u. 183; Arbeiterverſorgung Bd. 21 
S. 84; Reger Entſch. Bd. 14, 370). 

Darnach aber hat der Beklagte als Arbeitgeber, der un— 
ſtreitig bis zum Eintritt des Unterſtützungsfalles ſeiner An⸗ 
meldepflicht nicht genügt hatte, für den der Klägerin nach 
§ 28 KWGeſ. erwachſenen Unterſtützungsaufwand aufzu— 
kommen, ſobald feſtſteht, daß er die Erfüllung der ihm nach 
§ 49 KWGeſ. obliegenden Meldepflicht ſchuldhaft, vorſätzlich 
oder fahrläſſig unterlaſſen hat ($ 50 KWGeſ. und § 10 
Abſ. 7 des Kaſſenſtatuts der Klägerin). Um eine vorſätzliche 
Unterlaſſung kann es ſich im vorliegenden Falle nicht han- 
deln. Wenn aber der Beklagte geltend macht, auch eine 
Fahrläſſigkeit könne ihm bei der Zweifelhaftigkeit des Falles 
nicht zur Laſt gelegt werden, jo kann ihm hierin in Ueber— 
einſtimmung mit den Gründen des angefochtenen Urteils 
nicht beigetreten werden. Die rechtsirrtümliche Annahme, 
daß keine Verſicherungspflicht vorliege, kann den Arbeitgeber 
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von der Erſtattungspflicht des S 50 KWGeſ. nicht befreien. 
Nur wenn der Beklagte alles getan hätte, was billigerweiſe 
von ihm erwartet werden durfte, bei gewiſſenhafter Prüfung 
der Frage, ob die W. nicht doch verſicherungspflichtig und 
deshalb anzumelden war, könnte von einer ſchuldhaften Ver⸗ 
letzung ſeiner Meldepflicht nicht geſprochen werden. Aber 
eben in dieſer Richtung hat es der Beklagte an der nötigen 
Sorgfalt fehlen laſſen. Gerade die regelmäßig fortgeſetzte, 
auf volle 14 Monate ſich erſtreckende Tätigkeit, vermöge 
deren die W. durchſchnittlich mehrere Tage in jeder Woche 
bei ihm beſchäftigt war, hätte ihn mindeſtens dazu veran⸗ 
laſſen ſollen, an zuſtändiger Stelle Erkundigungen über 
ſeine Anmeldepflicht einzuholen; erſt eine unrichtige Beleh⸗ 
rung, die er etwa hiebei von den maßgebenden Kaſſen⸗ 
ſtellen erhalten hätte, würde ihn von eigener Verantwortung 
befreit haben. 

Statt deſſen aber hat er ſich um die ſo nahe liegende 
Frage der Verſicherungspflichtigkeit der W. überhaupt nicht 
gekümmert, und dieſes Verhalten wird ihm mit Recht als 
Fahrläſſigkeit ausgelegt. 

Zu vergl. Arbeiterverſorgung Bd. 14 S. 27; Bd. 16 

S. 305; Reger Entſch. Bd. 15 S. 19; Bd. 25 S. 278; 

insbeſondere auch Urteil des Sächſ. Oberverwaltungs⸗ 

gerichts vom 20. Februar 1907 in ArbVerſ. Bd. 24 

S. 281 ff. Hahn a. a. O. S. 257. 

Urteil vom 25. November 1908 in der Beruf.⸗Sache 
des Reſtaurateurs A. W. in St., Bekl. Beruf.⸗Kl., gegen 
die Allgem. Ortskrankenkaſſe in St., Kl.: Beruf.⸗Bekl. 

17. 
Bind zur Entſcheidung eines Streits über die unent⸗ 
geltliche Benützung des Begrübnisplatzes einer Ge⸗ 
meinde die Nerwaltungsgerichte oder die bürgerlichen 
Gerichte zuſtündig? 
In den Gründen wird ausgeführt: 
I. Die Einwohnerſchaft der bürgerlichen Gemeinde St. 
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iſt ſeit langer Zeit konfeſſionell gemiſcht: nach dem Staats⸗ 
handbuch von 1907 Teil II umfaßte ſie am 1. Dezember 1905 
701 Evangeliſche, 623 Katholiken und 8 Iſraeliten. Die 
kath. Pfarrgemeinde St. ſetzt ſich überwiegend aus den Ka⸗ 
tholiken der bürgerlichen Gemeinde St., daneben aber auch 
aus den Katholiken einer größeren Anzahl von Orten der 
Oberämter H. und G. zuſammen, die außerhalb des Ver⸗ 
bands der bürgerlichen Gemeinde St. ſtehen. U. a. zählen 
hiezu die Orte T., H., H., T., O., G. und R. 

Der auf der Markung St. an der Straße nach H. ge⸗ 
legene Begräbnisplatz Parzelle Nr. 125 mit dem Flächenge⸗ 
halt von 37 a 2 qm, welcher einem vorher im Güterbuch ge⸗ 
ſtandenen Vermerk entſprechend im Grundbuch als Eigentum 
der Ortsgemeinde St. eingetragen iſt, ging im Jahr 1853 
von der katholiſchen Kirchenpflege auf die bürgerliche Ge— 
meinde über. In dieſer Beziehung wurde nach dem Proto⸗ 
koll des früheren Stiftungsrats St. vom 20. Januar 1853 
ein vom 5. Juli desſelben Jahres von der K. Kreisregie⸗ 
rung E. genehmigter ſtiftungsrätlicher Beſchluß des Inhalts 
gefaßt: 

„Unter folgenden Beſtimmungen ſoll der bisherige den 
Katholiken eigene Gottesacker in St. an die daſige politiſche 
Gemeinde unentgeltlich abgetreten werden. 

a) Den ſämtlichen Katholiken der Pfarrei ſei fortan un⸗ 
verweigerlich das Begräbnis auf dem gedachten Kirchhof wie 
bisher zu geſtatten; | 

b) Die Kirchenpflege ſei vom 1. Januar 1853 an aller 
und jeder Verbindlichkeit enthoben, für eine Begräbnisſtätte 
zu ſorgen oder unter irgend einem Titel einen Beitrag zu 
leiſten. 

c) Die Kapelle, die auf dem Kirchhof ſteht, ſei und 
bleibe alleiniges Eigentum der Kirchenflege in St., wie die- 
ſelbe auch die nötigen Reparaturen an ihr zu beſtreiten habe. 

d) Soll über die Abtretung des Kirchhofs an die po- 
litiſche Gemeinde ein legales Vertrags⸗Inſtrument im duplo 
aufgenommen und zu den betreffenden Stiftungs- und Ge⸗ 
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meindeakten gelegt, auch über den Akt gerichtlich erkannt 
werden“. 

Taxen für die übliche Benutzung des Begräbnisplatzes 
hatte die Kirchenpflege von den Parochianen nicht erhoben. 

Anläßlich der Erweiterung des Begräbnisplatzes im 
Jahre 1875/76 wurde am 17. Dezember 1873 von den bür⸗ 
gerlichen Kollegien in St. durch Vermittlung der zuſtändigen 
Schultheißenämter an die außerhalb des Bezirks der bürger⸗ 
lichen Gemeinde wohnenden Angehörigen der katholiſchen 
Pfarrgemeinde, die ſogenannten „Filialiſten“, die Anfrage 
geſtellt: 

„a) ob ſie geneigt ſeien, an den Koſten der Erweiterung 
des hieſigen Kirchhofes durch Umlage derſelben nach Fa⸗ 
milien mitzutragen und dadurch das Recht, auf dem hieſigen 
Kirchhof begraben zu werden, auch künftighin behalten zu 
wollen, oder 

b) ob ſie es vorziehen, an dieſen Koſten nichts mitzu⸗ 
tragen, was aber zur Folge hätte, daß ſie nach Punkt 4 des 
Geſetzes vom 12. September 1818, Reg Bl. S. 498 auf dem 
Kirchhof des Wohnorts, wo ſie ſich aufhalten, zu beerdigen 
ſind“. 

Hierauf erklärten nur 7 Filialiſten für ſich und ihre 
Familien, daß fie vorzögen, an den Koſten der Friedhof: 
erweiterung nicht mitzutragen und auf dem Kirchhof ihres 
Wohnorts beerdigt zu werden. In der Folge wurden unter 
Beiſeitelaſſung der vorhin genannten Familien die in den 
Orten T., H., H., T., O., G. und R. wohnenden katholi⸗ 
ſchen Familien gleich den St. Familien zur Friedhofumlage 
mit je 17 M. 50 Pf. herangezogen, wie ſie denn auch, übri⸗ 
gens nicht ausnahmslos, den Umlagebetreff bezahlten. 

Am 24. Juni 1892 ſchritten die bürgerlichen Kollegien 
in St. zu einem die Benützung des Begräbnisplatzes betref- 
fenden, von dem K. Oberamt H. am 28. Juni desſelben Jah⸗ 
res ohne Erinnerung eingeſehenen Beſchluß, der unter Ziff. 5 
lautet: 

„Für diejenigen Exparochianen — d. h. Filialiſten —, 
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welche bei der Friedhoferweiterung im Jahre 1875 ihren 
Beitrag zum Neubau des Friedhofs nicht geleiſtet haben 
und die Beerdigung im hieſigen Friedhof beanſpruchen .. 
eine Taxe von 20 M. für Erwachſene und für Kinder eine 
ſolche von 10 M. feſtzuſetzen; hiebei wird ausdrücklich be⸗ 
merkt, daß die Nachkommen und Angehörigen derjenigen 
Exparochianen, welche ſeinerzeit ihren Baubeitrag geleiſtet 
haben, von dieſer Verpflichtung befreit ſein ſollen“. 

Als ſodann bei der Beerdigung eines Katholiken aus T. 
auf dem Friedhof in St. die Taxe nicht bezahlt wurde, be⸗ 
ſchloſſen die bürgerlichen Kollegien in St. am 23. Mai 1906, 
ihren Beſchluß vom 24. Juni 1892 hinſichtlich der Filialiſten 
der katholiſchen Pfarrgemeinde aufrecht zu erhalten. 

Unter dem 2. Januar 1907 beantragten die Kläger, 
vertreten durch die Rechtsanwälte R. u. H. in H., bei der 
K. Regierung für den J.kreis, es wolle gegen die beklagte 
Gemeinde unter Auferlegung der Koſten des Rechtsſtreites 
erkannt werden, fie ſei nicht berechtigt und zwar aus: 
nahmslos, von den Familien der Filialiſten der Tatho- 
liſchen Pfarrgemeinde Taxen für die Beſtattung auf dem 
Friedhof der Gemeinde St. zu erheben, die Filialiſten hätten 
vielmehr für ſich und ihre Familien das Recht der taxfreien 
Beſtattung. Hiebei wurde im weſentlichen auf das im Jahr 
1853 zwiſchen der katholiſchen Kirchenpflege und der bürger⸗ 
lichen Gemeinde St. getroffene Uebereinkommen hingewieſen. 
Die Beklagte, im Rechtſtreit vertreten durch den vom Ge— 
meinderat St. bevollmächtigten Rechtsanwalt A. in H., bat 
um koſtenfällige Abweiſung der Klage mit dem Bemerken, 
der von den Klägern erhobene Anſpruch ſtelle ſich nicht als 
ein öffentlich⸗rechtlicher dar, weshalb die Zuſtändigkeit des 
Verwaltungsgerichts nicht begründet ſei; eventuell werde be- 
ſtritten, daß für diejenigen Filialiſten, welche ſich an der 
Umlage für die Friedhoferweiterung nicht beteiligt hätten, 
ein Recht auf taxfreie Benützung des Begräbnisplatzes be⸗ 
ſtehe; ſoweit aber eine ſolche Beteiligung ſtattgefunden habe, 
was bei allen als Kläger aufgetretenen Filialiſten mit einer 
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Ausnahme zutreffe, werde eine Taxe auch gar nicht verlangt. 
Weitere Ausführungen zu ihren Anträgen gaben die Par— 
teien ſowohl in Schriftſätzen als in der mündlichen Verhand⸗ 
lung vor der Kreisregierung. Dieſe erkannte dem Klagan— 
trag gemäß durch Urteil vom 5. Dezember 1907. Mit einer 
bei dem Verwaltungsgerichtshof am 11. Januar 1908 ein⸗ 
gereichten Schrift legte die Beklagte gegen das ihr am 18. 
Dezember 1907 zugeſtellte Urteil rechtzeitig und formrichtig 
Berufung ein, indem fie um Abweiſung der Klage unter Ab- 
änderung des Urteils der Kreisregierung bat. 

II. Gegenſtand des Rechtſtreits iſt, ob die Kläger, wie 
fie unter Widerſpruch der Beklagten geltend machen, gegen: 
über der letzteren für die Filialiſten der katholiſchen Pfarr- 
gemeinde St. die unentgeltliche Benützung des Begräbnis⸗ 
platzes in St. beanſpruchen können. Dabei muß aber vor 
allem nach der objektiven Beſchaffenheit des von den Klägern 
erhobenen Anſpruchs über die von der Beklagten beſtrittene 
Zuläſſigkeit des Verwaltungsrechtswegs für den anhängigen 
Rechtsſtreit entſchieden werden. 

Nach dem in Württemberg geltenden öffentlichen Recht 
gehört die Unterhaltung der Begräbnisplätze grundſätzlich zu 
den Aufgaben der bürgerlichen Gemeinde. Dieſes Ergebnis 
der geſchichtlichen Entwicklung hat ſeine geſetzliche Beſtäti⸗ 
gung in den Beſtimmungen des evang. Kirchengemeindege⸗ 
ſetzes vom 14. Juni 1887 (Reg Bl. S. 237) Art. 44 und 46 
ſowie des kathol. Pfarrgemeindegeſetzes vom gleichen Tag 
(RegBl. S. 272) Art. 24 durch die Ueberweiſung des Auf⸗ 
wands und des Eigentums an den bisher von der Stiftungs— 
pflege unterhaltenen Begräbnisplätzen auf die bürgerliche Ge— 
meinde gefunden (vgl. auch Steinheil, die Geſetze und Ber: 
fügungen über die Kirchengemeinden ꝛc. S. 80, Lang, württ. 
Sachenrecht 2. Aufl. Teil II S. 82/83, Stengel, Wörterbuch 
des deutſchen Verwaltungsrechts Bd. IS. 44, Göz, Verwal: 
tungsrechtspflege S. 380 ff.). 

Hiebei ſteht, was den Umfang der öffentlich- rechtlichen 
Obliegenheit der bürgerlichen Gemeinde betrifft, außer Zwei: 
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fel, daß ſie nach allgemeinen Rechtsnormen nur verpflichtet 
iſt, den von ihr unterhaltenen Begräbnisplatz zur Beſtattung 
ihrer Einwohner und der innerhalb ihres Bezirks geſtorbenen 
Perſonen überhaupt einzuräumen (Doll, Gemeindeangehörig⸗ 
keitsgeſetz S. 83, Zeitſchrift für freiw. Gerichtsbarkeit, Jahrg. 
1897 S. 171, Verfügung des Miniſt. des Innern vom 13. 
Juli 1877, RegBl. S. 189 und K. Verordnung vom 24. a: 
nuar 1882, RegBl. S. 33, § 17). Die regelmäßig und ſtets 
ſubſidiär auf der bürgerlichen Gemeinde ruhende Verpflich— 
tung zur Bereitſtellung eines Begräbnisplatzes ſchließt jedoch 
nicht aus, daß neben oder anſtatt der bürgerlichen Gemeinde 
auch die kirchliche Gemeinde, die in früherer Zeit die Haupt⸗ 
laſt des Begräbnisweſens getragen hat, jetzt noch in Ber: 
folgung ihrer öffentlichen Zwecke für die Beſtattung ihrer 
Angehörigen ſorgen kann (vgl. Art. 44 Abſ. 2 und Art. 46 
Abſ. 3 Ziff. 1 des evang. Kirchengemeindegeſetzes); dies tut 
ſie aber, falls für ſie nicht Verbindlichkeiten beſonderer Art 
beſtehen im Gegenſatz zu der bürgerlichen Gemeinde aus 
freien Stücken, ſo daß ſie nicht gehindert iſt, die Unterhal⸗ 
tung eines konfeſſionellen Begräbnisplatzes aufzugeben, den 
ſie nur ſo lange, als die Einrichtung von ihr fortgeführt 
wird, ihren Angehörigen zur Verfügung zu ſtellen hat. 

Im vorliegenden Fall handelt es ſich zwar nicht um die 
Behauptung von Rechten auf beſtimmte Grabſtätten, immer: 
hin aber darum, daß für die Filialiſten der katholiſchen 
Pfarrgemeinde St., die nicht im Bezirk der bürgerlichen Ge— 
meinde St. wohnen, gegenüber den letzteren im allgemeinen 
ein Anſpruch an unentgeltliche Beerdigung der Toten auf 
dem Begräbnisplatz der Gemeinde erhoben wird. Eine ent⸗ 
ſprechende Verpflichtung der bürgerlichen Gemeinde und zwar 
im Verhältnis ſowohl zu der katholiſchen Pfarrgemeinde als 
ſolcher wie zu den außerhalb des Verbands der bürgerlichen 
Gemeinde befindlichen Filialiſten dieſer Pfarrgemeinde kann 
nun dem Bemerkten zufolge auf beſtehende Vorſchriften des 
öffentlichen Rechts nicht zurückgeführt werden. Sie wird denn 
auch im weſentlichen darauf gegründet, daß im Jahr 1853 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 2. 17 
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bei der Abtretung des ſeither im Eigentum der kath. Kirchen⸗ 
pflege St. geweſenen Begräbnisplatzes an die bürgerliche 
Gemeinde St. von dieſer eine dahin zielende Zuſicherung er⸗ 
teilt worden ſei. Der Anſpruch auf die Benützung des Be⸗ 
gräbnisplatzes durch die Filialiſten hätte alſo eine lediglich 
vertragsmäßige Grundlage und ließe ſich, da er an etwaige, 
ſolche Vereinbarungen vorſehende Normen des öffentlichen 
Rechts nicht angeknüpft werden könnte, nur als ein privat- 
rechtlicher auffaſſen. Dieſe Anſicht deckt ſich mit den in 
Wiſſenſchaft und Rechtſprechung überwiegend zum Ausdruck 
gelangten Anſchauungen (Sarwey im Württ. Archiv Bd. XV 
S. 74, Derſelbe Oeffentl. Recht S. 330, ſowie S. 501, 576, 
577 u. 600, Göz Verwaltungsrechtspflege S. 381 vgl. mit 
S. 378/379, S. 373 ff.; ferner Seufferts Archiv Bd. IV 
S. 416/417 und Entſch. des Reichsgerichts in Zivilſ. Bd. 62 
S. 357); auch berührt ſie ſich mit der Vorſchrift in Art. 46 
Abſ. 4 des evang. Kirchengemeindegeſetzes, wonach Streitig⸗ 
keiten, die aus beſonderen, abweichend von den geſetzlichen 
Beſtimmungen bei Ausſcheidung des Kirchengemeindevermö— 
gens zwiſchen der bürgerlichen Gemeinde und der Kirchen— 
gemeinde getroffenen Vereinbarungen über das Eigentum an 
Begräbnisplätzen hervorgehen, nicht in den Kreis der ver— 
waltungsrichterlichen Zuſtändigkeit fallen, während im übri⸗ 
gen der Art. 90 Abſ. 1 des bezeichneten Geſetzes Streitig⸗ 
keiten über die Auseinanderſetzung wegen der Begräbnis— 
plätze dem Verwaltungsrichter zuweiſt. Wenn eine Ge— 
meinde Perſonen, die ihr in keiner Hinſicht angehören, das 
Recht des Gebrauchs ihres Begräbnisplatzes zu Beſtattungen 
gewährt, handelt ſie ebenſo, wie ein Privater, der ein ihm 
gehöriges Grundſtück für einen derartigen Zweck überläßt; 
die öffentlich-rechtliche Aufgabe der Gemeinde und die Wid— 
mung eines in ihrem Eigentum ſtehenden Grundſtücks zum 
öffentlichen Begräbnisplatz tritt dabei nur mittelbar inſofern 
hervor, als die angemeſſene Beerdigung der eigenen Ange— 
hörigen unter jener Einräumung keine Beeinträchtigung er— 
fahren darf und deshalb wie aus polizeilichen Gründen die 
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Begräbnisſtätten der Auswärtigen der ſonſt geltenden Fried⸗ 
hofordnung unterworfen werden. 

Allerdings trägt der gegenwärtige Fall die Beſonder— 
heit an ſich, daß die mit der Abtretung des Begräbnisplatzes 
an die bürgerliche Gemeinde St. für dieſe erwachſenen Ber- 
bindlichkeiten ihrem Inhalt nach früher die katholiſche Kir⸗ 
chenpflege St. belaſteten und damals, auch ſoweit ſie ſich auf 
die im Verband der kirchlichen Gemeinde befindlichen Filia— 
liſten bezogen, öffentlich⸗rechtlicher Art waren. Hieraus im 
Zuſammenhang damit, daß das Abkommen zwiſchen der Kir— 
chenpflege und der bürgerlichen Gemeinde die Erhaltung der 
ſeitherigen Bedingungen für die Benützung des Begräbnis⸗ 
platzes ſeitens der Angehörigen der kirchlichen Gemeinde be- 
zweckte, könnte gefolgert werden, daß die bürgerliche Gemeinde 
die Verbindlichkeiten der kirchlichen Gemeinde ganz in der 
ſeitherigen Beſchaffenheit übernommen habe. Dieſe Annahme 
würde jedoch fehlgehen. Abgeſehen davon, daß unter ver⸗ 
änderten Verhältniſſen die Umwandlung einer der Subſtanz 
nach fortdauernden Verpflichtung von einer öffentlich⸗xechtlichen 
in eine privatrechtliche keineswegs ausgeſchloſſen wäre, ſteht 
hier die Uebernahme einer fremden Verpflichtung überhaupt 
nicht in Frage. Vielmehr hat die Pfarrgemeinde durch die 
Entäußerung des Begräbnisplatzes, deſſen Forterhaltung ihr 
weder eine allgemeine öffentlich-rechtliche Beſtimmung noch 
ein nachgewieſener beſonderer Rechtstitel auferlegt, auch der 
Verbindlichkeiten hinſichtlich des Begräbniſſes ihrer Ange⸗ 
hörigen ſich vollſtändig entledigt und iſt für die bürgerliche 
Gemeinde bezüglich der Benützung des an ſie abgetretenen 
Begräbnisplatzes durch die Angehörigen der Pfarrgemeinde 
eine grundſätzlich neue, wenn ſchon inhaltlich der früheren 
Verbindlichkeit der Pfarrgemeinde gleiche Verpflichtung ge— 
ſchaffen worden, die, ſoweit fie nicht mit der öffentlich- recht⸗ 
lichen Aufgabe der bürgerlichen Gemeinde gegenüber ihren 
Angehörigen zuſammenfällt, allein auf eine Vereinbarung mit 
der Pfarrgemeinde ſich ſtützen kann. 

Iſt daher nach allgemeinen Erwägungen der Rechts⸗ 
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ſtreit als ein ſolcher über privatrechtliche Anſprüche der Zu⸗ 
ſtändigkeit des Verwaltungsrichters entzogen, ſo ſtimmt dieſe 
Auffaſſung auch mit den poſitiven Vorſchriften des Verwal⸗ 
tungsrechtspflegegeſetzes vom 16. Dezember 1876 überein. 
Von den etwa in Betracht kommenden Beſtimmungen des 
genannten Geſetzes über die Gegenſtände der verwaltungs⸗ 
richterlichen Zuſtändigkeit in Art. 10 Ziff. 7, 8 und 17 ſetzen 
diejenigen, welche die Beiziehung zu Leiſtungen für öffent⸗ 
liche Zwecke der Gemeinde oder die Anſprüche einzelner an 
die Gemeinde oder die Verbindlichkeit der Gemeinden zu 
Leiſtungen für Kirchenzwecke betreffen, ausdrücklich voraus, 
daß nicht ein Anſpruch oder eine Verbindlichkeit privatrecht⸗ 
licher Art in Frage ſtehe. Desgleichen iſt in betreff des in 
Art. 10 Ziff. 7 weiter erwähnten Rechts der Gemeinden zum 
Bezug von Gebühren für die Benützung von Gemeindean⸗ 
ſtalten anerkannt, daß darunter ausſchließlich öffentlich-recht- 
liche, in einem Subjektionsverhältnis wurzelnde Leiſtungen 
im Gegenſatz zu privatrechtlichen, auf freier Vereinbarung 
beruhenden Vergütungen gemeint ſind (Hohl, Geſetz über die 
Verwaltungsrechtspflege S. 129 ff., Amtsblatt des Miniſte⸗ 
riums des Innern 1893 S. 75 ff., und Göz, Verwaltungs⸗ 
rechtspflege S. 291 ff.). 
Urteil vom 21. Oktober 1908 in der Beruf.⸗Sache der 
bürgerl. Gemeinde St., Bekl. Beruf⸗Klin. gegen den 
kathol. Kirchenſtiftungsrat in St. ꝛc. ꝛc. Klr. Beruf⸗ 
Bekl. 


Mitteilungen des Horflands der Württ. Anwaltskammer. 


Die Form der „Empfehlung“ von Rechtsanwälten. 


Der Vorſtand der Anwaltskammer Zweibrücken hat in 
einem Rundſchreiben die Vorſtände der Anwaltskammern 
darauf aufmerkſam gemacht, daß von einem politiſchen Ver: 
band „ein Verzeichnis nationalgeſinnter Anwälte“ veröffent⸗ 
licht worden iſt, in welches die Namen verſchiedener, teils 
dem Verband angehörender, teils nicht zu demſelben gehöriger 
Anwälte aufgenommen ſind. | 

Der Vorſtand der Anwaltskammer Stuttgart hat bei 
der Prüfung der Frage in Uebereinſtimmung mit früheren 
Beſchlüſſen nachſtehende Auffaſſung vertreten: 

Es iſt ſelbſtverſtändlich höchſt unerwünſcht, wenn auf 
die berufliche Tätigkeit von Anwälten durch Dritte in einer 
reklamehaften und der Würde des Standes nicht entſprechen⸗ 
den Weiſe die Aufmerkſamkeit des rechtsſuchenden Publikums 
oder einzelner Kreiſe desſelben gelenkt wird, wie dies durch 
die anpreiſende Bezeichnung einzelner Anwälte als „national— 
geſinnter deutſcher Rechtsanwälte“ in einer publik gewordenen 
Empfehlungsliſte geſchieht. 

Der Kammervorſtand hat kein geeignetes Mittel, um 
derartige Veröffentlichungen zu verhindern. 

Wohl aber hält er es für angezeigt, den Kammermit— 
gliedern zur Kenntnis zu bringen, daß eine aktive oder paſſive 
Mitwirkung von Mitgliedern der Anwaltſchaft bei einer 
Empfehlung ihrer Perſon in irgend einer Form, die den 
guten Sitten nicht entſpricht, Veranlaſſung zu einem Vor⸗ 
gehen gegen die beteiligten Anwälte bilden könnte und daß 
ſeiner Auffaſſung nach ſchon eine ſtillſchweigende, aber be— 
wußte Zulaſſung ſolcher Reklame zu beanſtanden ſein würde. 
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III. 
Abhandlung. 


Die Anfechtbarkeit wegen Irrtums über Eigenſchaften 
nichtkürperlicher Gegenſtünde. 
Von Gerichtsaſſeſſor Dr. H. Müller, Göppingen. 

Der Irrtum über Eigenſchaften des Objekts einer rechts⸗ 
geſchäftlichen Erklärung kann nach §S 119 Abſ. 2 BGB. in⸗ 
ſoweit die Anfechtung der Erklärung begründen, als es ſich 
dabei um „Eigenſchaften der Sache handelt, die im Verkehr 
als weſentlich angeſehen werden“. Wendet man auf dieſe 
Beſtimmung die Definition des 8 90 BGB. an, wonach als 
„Sachen“ nur körperliche Gegenſtände betrachtet werden 
können, ſo iſt eine Anfechtung wegen Irrtums über die Eigen⸗ 
ſchaft des Objektes ausgeſchloſſen, wenn Rechte oder ſonſtige 
nichtkörperliche Dinge Gegenſtand des Rechtsgeſchäfts bilden. 
Tatſächlich wird auch die Möglichkeit der Anfechtung wegen 
Irrtums in ſolchen Fällen von der Literatur mannigfach!) 
verneint, wogegen allerdings andere?) fie bejahen. Be⸗ 
ſchränkt man das Anfechtungsrecht ſolchenfalls auf Rechtsge— 


) Vgl. Staudinger, Komm. z. BGB.? zu § 119 II, 4. Crome, 
bürgerl. Recht I S 94 Anm. 19. Schloßmann, Der Irrtum über 
weſentliche Eigenſchaften der Perſon und der Sache. Jena 1903. S. 8. 
H. Meyer, Recht 05 S. 674. 

2) Fiſcher-Henle, BGB. zu § 119. Rehbein, Bürgerl. Recht 
II, 140. Deruburg, Bürgerl. Recht IS 145, 2. Lenel, Iherings 
J. 44, 23 f. Heilborn bei Gruchot 46, 791 ff. Haußmann, Der 
Irrtum im alten und neuen Recht. Stuttgart 1907. S. 41 ff. O. L. 
G. Marienwerder, Rſpr. 10, 133 ff. Bayr. Ob“ G. Recht 05, 678. 
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ſchäfte mit körperlichen Gegenſtänden, ſo iſt die Anfechtung 
z. B. ausgeſchloſſen: wenn der Käufer eines Handelsgewerbes, 
der dasſelbe ohne Geſchäftshaus kauft, im Irrtum iſt über 
die Höhe des Umſatzes in dem gekauften Geſchäft, oder wenn 
der Erwerber von Vorſchriften für ein Fabrikationsverfahren 
irrtümlicherweiſe der Meinung iſt, dieſelben umfaſſen das ge- 
ſamte Fabrikationsverfahren dieſer Branche, während ſie ſich 
nur auf einen Spezialartikel beziehen, oder wenn der Er⸗ 
werber einer Hypothek glaubt, eine ſolche mit erſtem Rang 
zu erwerben, während ſie erſt an dritter Stelle ſteht, oder 
endlich, wenn der Käufer eines Lizenzrechts im Irrtum iſt 
über den Gegenſtand dieſes Rechts. In dieſen und ähn⸗ 
lichen Fällen wäre alſo die Anfechtung nicht möglich, wenn 
man den Wortlaut des Geſetzes (§S 119? in Verbindung mit 
8 90 BGB.) allein entſcheiden ließe; denn dieſer ergibt nichts 
anderes, als daß das Geſetz eine Anfechtung wegen Irrtums 
über Eigenſchaften bei Nicht⸗Sachen nicht kennt. 

Man fragt ſich: Warum dieſe verſchiedene Behandlung 
von körperlichen und nichtkörperlichen Gegenſtänden bei der 
Irrtumslehre im Geſetz? Sucht man in den Geſetzgebungs— 
materialien nach dem Grund dafür, ſo ſucht man vergebens. 
Aus den Materialien ergibt ſich nur ſoviel, daß der jetzige 
Wortlaut des § 119 Abſ. 2 BGB. bei der Fertigung des 
2. Entwurfs zum BGB. von der Redaktions kommiſſion 
feſtgelegt worden iſt, nachdem die Kommiſſion ſelbſt eine 
dem jetzigen 8 119* entſprechende Beſtimmung, bei der es 
ſtatt „Sache“ „Gegenſtand“ hieß, ihrem ſachlichen Inhalt 
nach angenommen hatte!). Der Grund, warum die Redak— 
tionskommiſſion ſtatt des Worts „Gegenſtand“ „Sache“ 
eingeſetzt hat, iſt aus den amtlichen Materialien nirgends 
erſichtlich. Es mag ſein, daß der Wortlaut der entſprechenden 
Beſtimmung des allgemeinen Landrechts, wo der Sachbegriff 
nicht auf körperliche Gegenſtände beſchränkt war, bei der 

1) Vgl. Protokolle für die zweite Leſung des Entwurfs eines BGB. 


Amtl. Ausg. Bd. 1, 114 und 8 115 Abſ. 2 des Entwurfs z. BGB. in 
der Faſſung der Bundesratsvorlage. 
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Redaktion der betreffenden Geſetzesbeſtimmung ohne weiteres 
in das BGB. herübergenommen worden iſt, und daß man 
deshalb, weil die Definition des Sachbegriffs in §S 90 BGB. 
urſprünglich nur für das Kapitel des Sachenrechts aufge— 
ſtellt war, bei der Herübernahme der Beſtimmung in den 
allg. Teil überſah, daß der Sachbegriff für § 119 Abſ. 2 
zu eng war!). Sachliche Gründe, die dazu geführt hätten, 
die Anfechtbarkeit wegen Irrtums über Eigenſchaften des 
Objekts auf Rechtsgeſchäfte mit körperlichen Gegen: 
ſtänden zu beſchränken, laſſen ſich aus den Geſetzgebungs⸗ 
materialien jedenfalls nicht entnehmen. 

Es beſteht in der Tat auch kein fachlicher Grund, warum 
man bei nichtkörperlichen Gegenſtänden in ſolchen Fällen 
die Anfechtung ausſchließen ſollte. Worin ſoll es auch ſeinen 
Grund haben, daß man bei Rechtsgeſchäften mit Rechten 
oder andern nichtkörperlichen Gegenſtänden nur den Irrtum 
über den Inhalt der Erklärung und die Eigenſchaften der 
Perſon berückſichtigt, während man bei Rechtsgeſchäften mit 
Sachen einen Irrtum auch über die Eigenſchaften des 
Objekts für beachtlich hält? Sollte der Käufer eines Ge— 
ſchäfts ohne Geſchäftshaus wegen Irrtums über die Art des 
Geſchäfts nicht ebenſo den Kauf anfechten können, wie der 
Käufer eines Hauſes, das für einen Geſchäftsbetrieb einge— 
richtet iſt? Oder warum ſoll der Käufer eines Patents 
für ein Verfahren, wenn er ſich über die Art der Verwendung 
des vermittelſt Patents herzuſtellenden Gegenſtands irrt, den 
Kauf nicht ebenſo gut anfechten können, wie der Käufer eines 
patentierten Gegenſtands, wenn er über deſſen 
Verwendung im Irrtum iſt? Ein ſachlicher Grund läßt ſich 
dafür nicht finden. Wohl hat man im römischen Recht den 
Irrtum über Eigenſchaften des Objekts urſprünglich nur in- 
ſoweit für erheblich gehalten, als es ſich um Irrtum über 

1) So Haußm ann a. a. O. S. 43 f. Heilborm a. a. O. führt 
einen weiteren Grund an, der aber wohl auf der unrichtigen Voraus— 
ſetzung beruht, der letzte Halbſatz von Abſ. 1 des 8 119 gelte für den 
Fall des Abſatz 2 nicht. 
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ſachliche Eigenſchaften handelte; allein die Bedürfniſſe des 
Verkehrs haben über dieſe Grenze hinausgeführt, ſchon das 
gemeine Recht iſt in der Beachtung des Irrtums über Eigen⸗ 
ſchaften weitergegangen, und das BGB. erklärt den Irrtum 
über jede, alſo nicht nur die ſtoffliche Eigenſchaft einer Sache 
für beachtlich, ſofern ſie im Verkehr als weſentlich angeſehen 
wird. Darum kann auch die Frage, ob Anfechtung wegen 
Eigenſchaftsirrtums möglich iſt oder nicht, nicht davon ab— 
hängen, ob das Objekt des Rechtsgeſchäfts ſtofflicher Natur, 
alſo ein körperlicher Gegenſtand iſt oder nicht. 

Oder ſtehen etwa dem, der im Irrtum war, in ſolchen 
Fällen andere Rechtsbehelfe zu Gebot? Bei Rechtsgeſchäften 
jeglicher Art iſt dies zweifellos nicht der Fall ), denn das 
BGB. regelt in den 88 116 ff. die Fälle des Irrtums bei 
der Erklärung ausſchließlich. Aber auch bei ſpeziellen Rechts⸗ 
geſchäften, wie beim Kauf hat derjenige, welcher bei Ab— 
ſchluß des Rechtsgeſchäfts über die Eigenschaften des Ob- 
jekts im Irrtum war, kein anderes Mittel, dieſen Irrtum 
geltend zu machen als im Weg der Anfechtung; die Gewähr⸗ 
leiſtungsanſprüche, die im Fall mangelhafter Erfüllung ge⸗ 
geben ſind, konkurrieren mit dem Anfechtungsrecht wegen 
Irrtums nicht, wie unten gezeigt werden wird. Demnach 
können die Beſtimmungen über Gewährleiſtung auch nicht 
als Erſatz für fehlende Vorſchriften über Anfechtbarkeit we— 
gen Irrtums in Betracht kommen. Speziell bei denjenigen 
nichtkörperlichen Gegenſtänden, die am häufigſten im Rechts⸗ 
verkehr vorkommen, den Rechten, iſt noch darauf hinzuwei— 
ſen, daß hier nach dem Geſetz das Gewährleiſtungsrecht viel 
weniger weitgehend iſt, als bei Sachen, ſofern hier für 
Mängel, deren Abweſenheit nicht vertragsmäßig zugeſichert 
iſt, im allgemeinen nicht gehaftet wird (vgl. 8$ 437 ff. Opp. 


1) Auch z. B. die Vorſchriften über Unmöglichkeit (§ 306 BGB.) 
geben keinen Erſatz, da ſie eine vertragsmäßige Verpflichtung in Be— 
ziehung auf die Eigenſchaften vorausſetzen und ſolchenfalls § 119? BG B. 
nicht Platz greift (vgl. unten). 
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§ 459 BGB.) ). Es find alfo bei Rechtsgeſchäften mit 
nichtkörperlichen Gegenſtänden jedenfalls nicht mehr, eher 
weniger Rechtsbehelfe, gegeben, um den Irrtum über Eigen: 
ſchaften des Objekts geltend zu machen. Darum wäre es 
eine Lücke im Geſetz, wenn man bei Rechtsgeſchäften ge— 
nannter Art wegen Irrtums über Eigenſchaften kein An 
fechtungsrecht gewähren wollte. Da der Wortlaut des § 119 
Abſ. 2 aber eine Auslegung in dieſem Sinne nicht geſtattet, 
muß dieſe Lücke des Geſetzes im Wege der analogen An⸗ 
wendung ausgefüllt werden; die letztere iſt dadurch hinrei— 
chend begründet, daß für die Beachtung des Eigenſchafts⸗ 
irrtums bei Rechtsgeſchäften mit körperlichen Gegenſtänden 
derſelbe Rechtsgrund gegeben iſt, wie bei ſolchen mit nicht: 
körperlichen Gegenſtänden. Die analoge Anwendung des 
§ 119 Abſ. 2 BGB. iſt zunächſt nahegelegt bei Rechtsge⸗ 
ſchäften mit Gegenſtänden, die weder Sachen noch Rechte 
ſind, z. B. Geiſtesprodukten, Werten wie einer Kundſchaft, 
Sachgeſamtheiten, Elektrizität u. ſ. w., da dieſe an ſich ſchon 
den Sachen ähnlicher ſind, als den Rechten und darum, ſo— 
weit nicht aus dem Geſetz ſich beſtimmt ein anderes ergibt, 
natürlicherweiſe den Sachen gleichgeſtellt werden?). Allein es 
wäre nicht richtig, hiebei ſtehen zu bleiben und nicht die ana⸗ 
loge Anwendung des § 119 auch auf Rechte auszudehnen; 
denn dieſelben Gründe, welche die Anwendung der Beſtim— 
mung bei Rechtsgeſchäften mit Sachen rechtfertigen, treffen 
auch bei ſolchen mit Rechten zu, und es wäre eine nicht zu 
verſtehende Ungleichheit des Geſetzes, wenn man hier die An— 
fechtung wegen Irrtums über Eigenschaften des Objekts aus⸗ 
ſchließen würde. So gelangt man alſo zu dem Ergebnis: 
s 119 Abſ. 2 BGB. iſt analog auch auf Rechtsgeſchäfte mit 
nichtkörperlichen Gegenſtänden auszudehnen und ein Irrtum 


1) RGE. 63, 57 und J. Woch. 04, 403 hält allerdings die Mög: 
lichkeit der analogen Anwendung der 88 459 ff. BGB. auf den Rechtskauf 
offenbar nicht für ausgeſchloſſen. Anders RGE. 56, 253. 

2) So auch RGE. 63, 57, das für derartige Gegenſtände auch die 
ss 459 ff. BGB. analog anwendet. 
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über Eigenſchaften des Objekts kann auch hier die Anfech— 
tung des Rechtsgeſchäfts begründen. 

Erkennt man dies prinzipiell an, ſo iſt weiter zu unter⸗ 
ſuchen, wie die Anwendung der genannten Geſetzesbeſtim— 
mung auf die Fälle des Irrtums über die Eigenſchaften 
nichtkörperlicher Gegenſtände ſich im Einzelfall geſtaltet. Auch 
hier iſt in erſter Linie der Begriff der „Eigenſchaften, die 
im Verkehr als weſentlich angeſehen werden“, näher feſtzu⸗ 
ſtellen, wie dies für Rechtsgeſchäfte mit Sachen in der Lite— 
ratur geſchieht!). Es kann nun keinem Bedenken unterliegen, 
den Begriff der Eigenſchaft eines Rechts und eines jonfti- 
gen nichtkörperlichen Gegenſtands ebenſo auszulegen, wie dies 
bei Sachen geſchieht und unter Eigenſchaften ſolcher Gegen— 
ſtände die tatſächlichen und rechtlichen Verhältniſſe zu ver⸗ 
ſtehen, die zufolge ihrer Beſchaffenheit und vorausgeſetzten 
Dauer nach den Verkehrsanſchauungen einen Einfluß auf die 
Wertſchätzung des betreffenden Gegenſtands zu üben pflegen ). 
Darnach gehören zu den Eigenschaften eines nichtkörperlichen 
Gegenſtands, insbeſondere eines Rechts: Inhalt, Art, Um⸗ 
fang und Rang des Rechts, bei perſönlichen Rechten: die 
Perſönlichkeit des Schuldners, bei dinglichen Rechten: die 
Identität und die Art des belaſteten Gegenſtands, bei Aktien 
und ähnlichen Rechten: die Verhältniſſe der Geſellſchaft, 
an welcher das betreffende Anteilsrecht beſteht ?). Nicht als 
Eigenſchaften eines Gegenſtands haben jedoch zu gelten die— 
jenigen Verhältniſſe, die nicht als ihm innewohnend anzu— 
ſehen, ſondern durch die Wertung desſelben in der Außen— 
welt beſtimmt ſind, wie dies beim Verkaufs- und Kurswert 
der Fall iſt; eine irrige Vorſtellung des Käufers in dieſer 
Beziehung iſt alſo unerheblich und gibt kein Recht zur An— 
fechtung !). 

1) Vgl. die Erörterungen von Breucha, Hir ſſch und Schefold 
Württ JJ. 15, 253 ff., 16, 135 ff., 17, 126 ff.) Lenel a. a. O. und 
Gmelin, Recht 07, 748 f. , 

2) So auch RG. JWoch. 06, 378. 


3) Anders anſcheinend RGE. 59, 240 ff. 
4) So auch RGE. 64, 266; JWoch. 06, 378. 
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Schwieriger als der Begriff der Eigenſchaften iſt der- 
jenige der Verkehrsweſentlichkeit zu beſtimmen. Dieſer Be⸗ 
griff iſt auch in den Fällen, wo ein Irrtum über Sacheigen⸗ 
ſchaft in Frage ſteht, ſtreitig geworden, und je nachdem man 
ihn dort beſchränkt auf Eigenſchaften, die nach der Verkehrs: 
anſchauung für das konkrete Rechtsgeſchäft das Weſen der 
Sache betreffen !), oder auf alle nach den Anſchauungen des 
Verkehrs erhebliche Eigenſchaften?), wird man auch bei der 
Beſtimmung der verkehrsweſentlichen Eigenſchaften eines 
Rechts zu einer engeren oder weiteren Auslegung gelangen. 
Die letztere weitere Auslegung gewinnt in Theorie und Pra— 
xis mehr und mehr die Oberhand, und wohl mit Recht, da 
ſowohl der Wortlaut und die Geſchichte der fraglichen Ge— 
ſetzesbeſtimmung als auch die Bedürfniſſe des Verkehrs auf 
eine ſolche Auslegung hinweiſen. Legt man in der letzteren 
Art auch bei Rechtsgeſchäften mit nichtkörperlichen Gegen: 
ſtänden den Begriff der verkehrsweſentlichen Eigenſchaften 
aus, ſo gibt freilich dieſe Auslegung nur im allgemeinen eine 
Richtlinie dafür, was im einzelnen Fall als ſolche Eigen— 
ſchaften zu verſtehen ſind; eine ſichere Entſcheidung ergibt erſt 
der einzelne Fall. Beiſpielsweiſe ſind wohl regelmäßig als 
verkehrsweſentliche Eigenſchaften anzuſehen, bei Lizenzrechten: 
welcher Art das Recht iſt, ob ein Patentrecht oder ein Ge— 
brauchsmuſterſchutzrecht, ob es räumlich begrenzt iſt oder nicht, 
bei dinglichen Rechten: was der belaſtete Gegenſtand iſt, wie 
hoch und an welcher Stelle er belaſtet iſt, bei Forderungen: 
wie hoch dieſelbe iſt, welchen Zinsfuß ſie hat, wer der Schuld— 
ner iſt, ob und welche Sicherheit ſie hats) ) u. |. w. Am 


= OLG. Stuttgart Württ J. 16, 1 ff.; 18, 261. Breucha a. a. O. 
Lenel a. a. O. beſchränkt den Begriff auf ſolche Eigenſchaften, die zur 
normalen Individualiſierung des Kaufobjekts gehören. 

2) Gmelin a. a. O. und RGE. 61, 84; DIZ. 03, 501. Hauß⸗ 
mann a. a. O. S. 38 ff. 

) Bayr. Ob LG. Recht 05, 678. 

) Die Kündigungsbedingungen eines Forderungsrechts wohl in der 
Regel nicht. Vgl. RGE. 30, 292. 
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praktiſch bedeutſamſten iſt wohl die Frage, ob zu den ver⸗ 
kehrsweſentlichen Eigenſchaften eines Rechts auch deſſen Bo⸗ 
nität gehört, ob alſo z. B. der Käufer eines Rechts den 
Kauf anfechten kann, weil er über die Vermögensverhält⸗ 
niſſe des Schuldners und damit über die Qualität der zu 
erwerbenden Forderung im Irrtum war und ob der Kauf 
von Aktien angefochten werden kann, weil der Käufer ſich 
über die Sicherheit des Aktienunternehmens täuſchte. Die 
Frage iſt wohl für den Regelfall zu bejahen), denn im 
Rechtsverkehr wird beim Erwerb von Rechten auf die Bo— 
nität des Rechts regelmäßig großer Wert gelegt. Demnach 
wird wohl der Erwerber einer Darlehensforderung das dem 
Erwerb zugrunde liegende Rechtsgeſchäft wegen Irrtums 
über die Kreditwürdigkeit des Schuldners der Forderung 
regelmäßig anfechten können; wenn man erwägt, daß bei 
Kreditgeſchäften dem Kreditgeber ein Anfechtungsrecht zu— 
ſteht?), wenn er ſich über die Eigenſchaft der Kreditwürdig⸗ 
keit des Kreditnehmers getäuſcht hatte, ſo erſcheint es nur 
konſequent, das Anfechtungsrecht auch in den angeführten 
Fällen zu geben. Auf ein Moment iſt allerdings in dieſem 
Zuſammenhang hinzuweiſen und bei Beachtung dieſes Mo— 
ments wird die Möglichkeit der Anfechtung in ſolchen Fällen 
weſentlich eingeſchränkt: die Anfechtung wegen Irrtums ſetzt 
immer die beſtimmte Feſtſtellung voraus, daß der Anfech— 
tende wirklich im Irrtum war und dieſe Feſtſtellung iſt nicht 
möglich, wenn derjenige, welcher bei Abgabe ſeiner Erklä— 
rung im Irrtum geweſen ſein will, gewußt hat, daß er über 
die Eigenſchaften des Objekts nichts Beſtimmtes weiß)). 
5 Anders OLG. Stuttgart Württ J. 19, 259, wo allerdings die 
Anfechtung nicht direkt auf Irrtum über die Bonität, ſondern über den 
Wert der Forderung geſtützt iſt; auch OLG. Hamburg Recht 07 Nr. 1954. 
Beide Entſcheidungen gehen von der wohl nicht zutreffenden Annahme 
aus, die Perſon und Zahlungsfähigkeit des Schuldners der Forderung 
ſei nicht eine der Forderung innewohnende Eigenſchaft. 
2) Vgl. z. B. OLG. Stuttgart DJ ZZ. 01, 192; OLG. Frankfurt 
Recht 06, 1254 u. a. 
3, Vgl. RGE. 62, 201 und Hirſch, Württ J. 16, 135 ff. 
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Z. B. ein Inkaſſobureau, das eine Reihe mehr oder weniger 
ſicherer Forderungen unter dem Nennwert erwirbt, wird ſich 
nicht darauf berufen können, es ſei über die Qualität der 
gekauften Forderungen im Irrtum geweſen, weil es dieſelben 
mit dem Riſiko gekauft hat, ſie könnten unter Umſtänden 
nicht einbringlich fein. Dasſelbe wird auch ſonſt häufig zu⸗ 
treffen, wo Forderungen erworben werden ohne nähere Kennt⸗ 
nis und Beziehungen zu dem Schuldner der zu erwerbenden 
Forderung. Auch beim Kauf von Aktien, Kuxen u. ſ. w. 
wird der angeführte Geſichtspunkt meiſtens zutreffen: hier 
wird gekauft nach dem früheren oder jetzigen Kurswert des 
Papiers oder nach einer Schätzung des Käufers über Stand 
und Ausſichten des Unternehmens, die auf mehr oder weni⸗ 
ger unſicherer Grundlage beruhen; dem Käufer iſt alſo be— 
kannt, daß er auf Grund ſeiner eigenen Schätzung, die fehl⸗ 
gehen kann, den Kauf abſchließt, darum wird man regel- 
mäßig nicht feſtſtellen können, er ſei bei Abgabe feiner Er⸗ 
klärung im Irrtum geweſen. Weitere Beiſpiele dafür bieten 
auch die Fälle des Kaufs von Patent- und anderen Lizenz⸗ 
rechten: hier übernimmt der Käufer regelmäßig bewußter⸗ 
maßen ein Riſiko!), ob und inwieweit das Recht verwert⸗ 
bar iſt, darum wird er auch inſoweit nachher ſich nicht darauf 
berufen können, daß er über die Eigenſchaften des Objekts 
im Irrtum war, weil er ſich in bewußter Unkenntnis über 
dieſe Verhältniſſe befand). Eine Einſchränkung der Anfech⸗ 
tungsmöglichkeit wird ſich alſo, auch wenn man den Begriff 
der verkehrsweſentlichen Eigenſchaften entſprechend ſeinem 


) Darunter fällt wohl regelmäßig nicht die Tatſache, daß dem Käufer 
eines Patents für eine Maſchine unbekannt war, daß ein Dritter bereits 
ein Patentrecht in Bezug auf das durch die betreffende Maſchine herzu⸗ 
ſtellende Fabrikat beſaß; hier iſt, wie RGE. 20, 94 annimmt, an ſich 
Anfechtung möglich. Nur iſt zu beachten, daß inſoweit als für die Exi⸗ 
ſtenz und die Verwertbarkeit des Patentrechts ſchon vertragsmäßig ge⸗ 
haftet wird, aus den unten S. 261 f. ausgeführten Gründen ein An⸗ 
fechtungsrecht nicht gegeben iſt. Ueber dieſe Rechte beim Patentkauf 
vgl. auch Staub-Könige HGB. Exk., 8 373. 

) Vgl. auch KG. Leipzig Z. 1, 519. RG. Recht 07 Nr. 2671. 
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natürlichen Sinn, nicht einſchränkend auslegt, daraus ergeben, 
daß man es mit der Feſtſtellung des „Irrtums“ über die 
Eigenſchaften genau nimmt. 

Weiterhin wird die Ausübung des Anfechtungsrechts bei 
Kauf⸗ und Verkaufverträgen durch das Eingreifen der Ge— 
währleiſtungsrechte mannigfach beſchränkt; denn wo letztere 
gegeben ſind, iſt die Anfechtung ausgeſchloſſen, wie ſich aus 
Folgendem ergibt. Das Geſetz bedient ſich, um die An: 
fechtbarkeit wegen Eigenſchaftsirrtums für gewiſſe Fälle zu 
beſtimmen, der Fiktion, der Irrtum über verkehrsweſent⸗ 
liche Eigenſchaften der Perſon und der Sache ſolle als 
Irrtum über den Inhalt der Erklärung angeſehen werden. 
Aus dieſer Formulierung des Geſetzes iſt zu entnehmen, 
daß, inſoweit eine rechtsgeſchäftliche Erklärung bindende 
Beſtimmungen darüber trifft, für welche Eigenſchaften gehaftet 
wird, für die Fiktion des Geſetzes und damit für die An- 
wendung des § 119 Abſ. 2 BGB. kein Raum iſt, weil eben 
inſoweit eine Erklärung vorhanden iſt, alſo nicht mehr fin⸗ 
giert zu werden braucht; daraus ergibt ſich als weitere Folge, 
daß derjenige, deſſen Willen der Inhalt der Erklärung über 
die Eigenſchaften entſpricht, wegen Eigenſchaftsirrtums nicht 
anfechten kann (8 119 Abſ. 1 BGB.) oder anders ausgedrückt: 
daß die Anfechtung wegen Irrtums über die Eigenſchaften 
vorausſetzt, der Schuldner ſei nicht zu dem verpflichtet, was 
ſich der Irrende vorgeſtellt hat). Dieſer auch ſchon ander: 
wärts aufgeſtellte Satz?) gilt in erſter Linie für den Fall, 
wo vertragsmäßig die Verpflichtung zur Erfüllung in be— 
ſtimmter Weiſe feſtgelegt iſt; er muß aber konſequenterweiſe 
auch in den Fällen gelten, wo ohne beſondere Beſtimmung 
im Vertrag kraft geſetzlicher Vorſchrift für Erfüllung in be— 
ſtimmter Weiſe gehaftet wird (§ 459 Abſ. 1 BGB.), da hier 
das Geſetz unmöglich weitergehende Rechte, alſo nicht neben 

1) So Krückmann, Arch. f. civ. Pr. 101 S. 396. 

2) Wenn auch mit anderer Begründung. Vgl. Danz, Iherings 
Jahrb. 46, 463 ff. v. Blume, Recht 07, 351. Krückmann a. a. O. 
S. 393 ff. ö 
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dem Erfüllungsanſpruch auch noch das Anfechtungsrecht ge- 
währen kann. Der angeführte Satz zeigt, in welcher Weiſe 
Anfechtungs⸗ und Gewährleiſtungsrecht abzugrenzen iſt: wer 
ein vertragsmäßiges Recht hat auf das Vorhandenſein einer 
von ihm vorausgeſetzten Eigenſchaft des Vertragsobjekts, kann 
dieſes Recht durch Klage auf Erfüllung oder auf Schadens⸗ 
erſatz wegen Unmöglichkeit der Erfüllung oder auf Gewähr— 
leiſtung geltend machen; den Vertrag wegen Irrtums über 
die Eigenſchaften anfechten kann er nicht. In vorliegender 
Erörterung, wo ſpeziell von Rechtsgeſchäften mit nichtkörper⸗ 
lichen Gegenſtänden die Rede iſt, würde der vom Reichsge⸗ 
richt!) angeführte Grund, daß Anfechtungsrecht und Gewähr— 
leiſtungsanſprüche deshalb nicht miteinander konkurrieren 
können, weil ſonſt im Geſetz ein unlöslicher Zwieſpalt vor— 
handen wäre (z. B. § 477 Opp. 121, 460 Opp. 122 BGB.), 
deshalb häufig nicht Platz greifen, weil z. B. für Rechte?) 
vom Geſetz gar keine ſpeziellen Gewährleiſtungsvorſchriften 
aufgeſtellt find (vgl. $ 437 BGB. Opp. $ 459 ff. BGB.). 
Trotzdem muß auch für dieſe Fälle der Grundſatz gelten: 
ſoweit ein vertragsmäßiger Anſpruch auf Erfüllung bezw. 
Gewährleiſtung beſteht, iſt die Irrtumsanfechtung ausge- 
ſchloſſen ?). Damit wird die Anwendung des § 119 Abſ. 2 
BGB. wiederum weſentlich eingeſchränkt. 

Es mag endlich bei dieſer Erörterung, inwieweit der 
Irrtum über Eigenſchaften nichtkörperlicher Gegenſtände zur 
Anfechtung berechtigt, noch darauf hingewieſen werden, daß 
für die Fälle des $ 119 Abſ. 2 BGB. auch der Schlußſatz 
des Abſ. 1 gilt, wonach die Anfechtung nur dann möglich 
iſt, wenn anzunehmen iſt, daß der Irrende bei Kenntnis der 
Sachlage und verſtändiger Würdigung des Falls die Erklä— 
rung nicht abgegeben haben würde. Beſonderheiten gegen— 

1) E. 61, 171; 62, 282. 

2) Für ſonſtige nicht körperliche Gegenſtände gelten die 88 459 ff. 
BGB. analog vgl. RGE. 63, 57. 67, 68. 


) Dies würde alſo auch in dem vom bayr. Ob G. Recht 9, 678 
entſchiedenen Fall gelten. 
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über der Anfechtung von Rechtsgeſchäften mit körperlichen 
Gegenſtänden gelten zwar in dieſer Beziehung nicht; immer⸗ 
hin iſt aber bemerkenswert, daß gerade beim Erwerb von 
Rechten die in Frage ſtehende Feſtſtellung mannigfach wird 
nicht getroffen werden können, weil manche Rechte, etwa 
Lizenzrechte, eine einigermaßen ſichere Wertſchätzung nicht 
geſtatten und darum z. B. der Nachweis erſchwert iſt, der 
Erwerber eines Rechts hätte wohl bei Kenntnis der Sach⸗ 
lage und verſtändiger Würdigung des Falls das betreffende 
Recht zu dem beſtimmten Preiſe nicht erworben). Ein 
ſtrikter Beweis iſt allerdings nicht nötig, aber es ſind we⸗ 
nigſtens Umſtände anzuführen, aus denen der Schluß mit 
einiger Wahrſcheinlichkeit gezogen werden kann, und dies iſt 
in den angeführten Fällen nicht immer leicht. Auch daraus 
ergibt ſich eine Einſchränkung der Anwendung des 8 119 
Abſ. 2. 

Damit ſind in kurzem die Grenzen gezeigt, in denen der 
Irrtum über Eigenſchaften auch nichtkörperlicher Gegen⸗ 
ſtände zur Anfechtung berechtigen kann; werden dieſelben 
beobachtet, jo wird wohl die analoge Anwendung des § 119 
Abſ. 2 BGB. zu praktiſch befriedigenden Ergebniſſen führen 
und einem Bedürfnis der Praxis Rechnung tragen, ohne daß 
die Rechtsſicherheit des Verkehrs darunter leiden wird. 


) Krückmann, Viehkauf S. 17 ff. (zitiert bei Krückmann, Arch. 
f. ziv. Pr. 101, 24) ſtellt die Frage, ob der Irrende die Erklärung bei 
Kenntnis der Sachlage und verſtändiger Würdigung des Falls nicht ab⸗ 
gegeben würde, ganz ohne Rückſicht auf das Entgelt, ſo daß er die An⸗ 
fechtung ausſchließen würde, wenn der Käufer wegen Fehlens der vor⸗ 
ausgeſetzten Eigenſchaft nur ein geringeres Entgelt bezahlt, nicht den 
Kaufabſchluß überhaupt abgelehnt hätte. Allein unter Erklärung i. S. 
des 8 119 BGB. iſt doch wohl der ganze Inhalt eines Vertrags zu ver⸗ 
ſtehen. 
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Literarifche Anzeigen. 


In der 3./4. Aufl. des ſchon wiederholt angezeigten Staud ingerſchen 
Kommentars z. BGB. (ſ. Bd. 20 S. 260) iſt jetzt das für den Praktiker 
am häufigſten zur Anwendung gelangende Recht der Schuldverhältniſſe 
(mit der neuen Faſſung des vielbeſprochenen $ 833) zum Abſchluß ge— 
langt und das Erbrecht bis 8 2267 fortgeführt, jo daß — vom Ein: 
führungsgeſetz abgeſehen — das empfehlenswerte Werk der Vollen dung 
nahe iſt. 

Eine handliche Ausgabe des am 1. Januar 1910 in Kraft tretenden 
RG. über den Verſicherungsvertrag vom 30. Mai 1908 mit Erläuterungen, 
die ſowohl die Vorarbeiten des Geſetzes als die bisherige Rechtſprechung 
berückſichtigt, vom LGPräſ. und Reichstagsabg. Zehnter verfaßt (Min: 
chen, J. Schweitzer, geb. 6 M. 50 Pf.) wird dem Praktiker für die Ans 
wendung des Geſetzes gute Dienſte leiſten. 

Von den bekannten, an dieſer Stelle ſchon wiederholt angezeigten 
Warneyerſchen Jahrbüchern der Entſcheidungen (ſ. Württ J. 20 S. 260, 
386; 19 S. 256, 257) ſind wieder mehrere Jahrgänge erſchienen, ſo der 
7. Jahrgaug der Entſch. im Zivil-, Handels- und Prozeßrecht in einem 
Band von 677 Seiten und der 2. Jahrgang der Entſch. aus dem Arbeiter: 
verſicherungsrecht, 374 S., von denen das früher Geſagte gilt. Pf. 
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I. 
Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 
A. in Civilſachen. 


41. 


Jalonſten als Teile eines Bauwerks. Bedeutung der 
Bereinbarung einer Garantiefriſt. 

Im Jahre 1901 ließ der Kläger durch die Firma B. 
und L., deren Inhaber der Beklagte war, an drei Häuſern 
in St. Jalouſien anbringen, deren Abnahme Herbſt 1902 
erfolgte. In dem Vertrag vom 4. November 1901 war be⸗ 
ſtimmt, daß der Beklagte „für geleiſtete Arbeit wie Mate⸗ 
rialien eine Garantie von drei Jahren zu leiſten und Schä⸗ 
den, die ſich innerhalb dieſer Zeit einſtellen würden und auf 
ſchlechte Arbeit ſowie ſchlechtes Material zurückzuführen wären, 
unweigerlich auszubeſſern, reſp. neu zu erſetzen habe“. Im 
Mai 1907 fielen zwei Jalouſien aus dem 4. Stock eines der 
drei Häuſer in den Hof hinab; ſie wurden hiebei teilweiſe 
zertrümmert, ſie beſchädigten einen Stuhl und eine Bank. 
Der Kläger erhielt die polizeiliche Auflage, für die genügende 
Befeſtigung der Jalouſien zu ſorgen. Da der Beklagte ſich 
weigerte, die nötigen Arbeiten vorzunehmen, ließ der Kläger 
dieſe auf eigene Koſten herſtellen. Er verlangt vollen Scha⸗ 
denerſatz. Seinen Anträgen wurde entſprochen. 

Gründe. 
Der Vertrag, auf den der Kläger feine Anſprüche grün⸗ 
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det, iſt ein Werkvertrag im Sinne des § 631 des BGB. 
Es liegt nicht ein Vertrag im Sinne des § 651 Abſ. 1 vor. 
Zwar hatte der Beklagte die Jalouſien aus einem von ihm 
zu beſchaffenden Stoffe herzuſtellen, aber da er die Jalouſien 
nicht bloß herzuſtellen und zu liefern, ſondern auch anzu⸗ 
bringen hatte und da ſie an Gebäuden auf dem eigenen 
Grund und Boden des Beſtellers anzubringen waren, auch 
die Einfügung nicht etwa nur zu einem vorübergehenden 
Zwecke erfolgt iſt, wurden die Jalouſien mit der Einfügung 
in die Gebäude und durch dieſe, als weſentliche Beſtandteile 
der Grundſtücke gemäß §§ 946, 94 und 95 des BGBs. 1), 
Eigentum des Klägers, es bedurfte alſo nicht erſt einer 
Uebergabe im Sinne der §8 929 und 651 Abſ. 1 um das 
Eigentum auf den Kläger zu übertragen. Daß in einem 
ſolchen Falle die Vorſchriften des 8 651 Abi. 1 keine An⸗ 
wendung finden, ergibt ſich aus der Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes, denn der erſte Entwurf hatte in $ 568 Abſ. 2 Satz 2 
die Beſtimmung enthalten, daß die Vorſchriften über den 
Werkvertrag (alfo nicht die in $ 568 Abſ. 1 erwähnten Vor⸗ 
ſchriften über den Kauf) Anwendung finden, wenn aus dem 
von dem Unternehmer zu beſchaffenden Stoffe ein Bauwerk 
auf den von dem Beſteller zu beſchaffenden Grund und Bo— 
den herzuſtellen ſei. Dieſe Beſtimmung war bei der zweiten 
Leſung unter anderem deshalb geſtrichen worden, weil der 
Satz, ſoweit es ſich um Bauwerke handle, die zu dem Zweck 
errichtet werden, dauernd mit dem Grund und Boden ver— 
bunden zu bleiben, ſelbſtverſtändlich ſei?). Es finden alſo 
ausſchließlich die Vorſchriften über den Werkvertrag Anwen— 
dung und die Anwendung der Vorſchriften über den Kauf iſt 
ausgeſchloſſen. Es iſt erwieſen, daß die Jalouſien der Ve— 
randen der drei in Frage ſtehenden Häuſer mangelhaft be— 
feſtigt geweſen, auch die Galerien (Vorderbleche) fehlerhafter— 

) Vgl. RG. 60, 421; OLG. Dresden 18. 1. 00 u. 22. 1. 03 Sächſ. 
Archiv für bürgerl. Recht und Prozeß 10, 47 u. Rechtſpr. der OLG. 6, 
215. 

2) Prot. II. 341. 
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weiſe, ſtatt unmittelbar an dem betreffenden Hauſe befeſtigt 
zu ſein, auf das Oberbrett der Jalouſien aufgeſchraubt ge⸗ 
weſen ſind. (Dies wird näher ausgeführt und dann fortge⸗ 
fahren:) Man hat hierin, gemäß dem Gutachten der Sach⸗ 
verſtändigen, wie in den oben feſtgeſtellten Tatſachen, Fehler 
gefunden, die den Wert der Jalouſien und ihre Gebrauchs⸗ 
tauglichkeit gemindert haben. 

Infolge der mangelhaften Befeſtigung und infolge der 
Belaſtung mit den Galerien ſind die zwei Jalouſien der 
Veranda des vierten Stocks in den Hof hinabgefallen, wo⸗ 
durch der Tiſch und die Bank beſchädigt worden ſind, wäh⸗ 
rend die Jalouſien ſelbſt in Trümmer gingen. Es iſt nicht 
richtig, daß die Nichtanbringung von Vordächern das Hinab⸗ 
fallen der Jalouſien verurſacht habe, vielmehr geht aus den 
Gutachten der beiden Sachverſtändigen hervor, daß das Hi⸗ 
nabfallen ausſchließlich auf die ungenügende Befeſtigung der 
Jalouſien und auf die Art und Weiſe, wie die Galerien an⸗ 
gebracht waren, zurückzuführen iſt. Letztere Befeſtigungs⸗ 
weiſe bezeichnet der Sachverſtändige U. als „gewiſſenlos“. 
Aber auch nach Inhalt des Gutachtens des Sachverſtändigen 
L. muß angenommen werden, daß ſowohl die Befeſtigung 
der Jalouſien als auch die Anbringung der Galerien unter 
Außerachtlaſſung der Sorgfalt erfolgt ift die im Verkehr er: 
forderlich iſt, daß ſomit die Perſon, deren ſich die Firma 
B. und L. hiebei zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeit bedient 
hat, fahrläſſig im Sinne des § 276 gehandelt hat. 

Der Kläger war daher berechtigt, ſoweit die Veranden⸗ 
jaloufien noch vorhanden waren, gemäß $ 633 Abſ. 2 Satz 1 
Beſeitigung der Mängel zu verlangen, und der Beklagte iſt 
verpflichtet gemäß 88 276 und 278 den Schaden zu erſetzen, 
der durch die mangelhafte Ausführung der Arbeiten entſtan⸗ 
den iſt. Mit der Beſeitigung der Mängel iſt der Beklagte 
in Verzug gekommen, denn auf die Aufforderung des Klä- 
gers vom 7. Juni 1907 hat er erwidert, es wäre Sache des 
Klägers geweſen, ſeinerzeit die Jalouſien auf ihre Solidität 
und genügende Befeſtigung zu prüfen, überdies ſei der An⸗ 

ö 19 * 
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ſpruch des Klägers verjährt, er könne der Aufforderung des 
Klägers keine Folge leiſten. Infolgedeſſen konnte der Kläger 
nach § 633 Abſ. 3 die Mängel ſelbſt beſeitigen und Erſatz 
der erforderlichen Aufwendungen verlangen. 

Daß die Anſprüche des Klägers durch die in dem Ver⸗ 
trag enthaltene Vereinbarung einer dreijährigen Garantiefriſt 
ausgeſchloſſen ſeien, iſt nicht richtig. Mit der Uebernahme 
einer Garantie hat die Firma B. und L. die Verpflichtung 
übernommen, für die Güte der Arbeit und der Materialien 
während der Garantiezeit ſchlechtweg, alſo ohne Rückſicht auf 
ein Verſchulden, einzuſtehen, während ſie ohne Uebernahme 
einer Garantie auch verpflichtet geweſen wäre, die Jalouſien 
ſo zu liefern und anzubringen, daß ſie die zugeſicherten Eigen⸗ 
ſchaften hatten und nicht mit Fehlern behaftet waren, die 
den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder 
dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten Gebrauch aufhoben 
oder minderten, hiebei aber für einen Schaden, der durch 
mangelhafte Lieferung und Anbringung entſtand, nur dann 
aufzukommen gehabt hätte, wenn ihr, beziehungsweiſe den 
mit der Ausführung der Arbeiten betrauten Perſonen ein 
Verſchulden zur Laſt fiel. Dafür, daß mit der Vereinbarung 
einer Garantiefriſt die Vertragsparteien feſtgeſetzt hätten, es 
ſollen nach Ablauf der Friſt die Anſprüche ausgeſchloſſen 
fein, die auf Grund Geſetzes, alſo unabhängig von der Ga⸗ 
rantieübernahme dem Kläger zuſtanden, liegen keine Anhalts⸗ 
punkte vor. Dieſe Anſprüche und ihre Geltendmachung wer⸗ 
den durch die Garantieübernahme überhaupt nicht berührt. 
Keinesfalls kann angenommen werden, es ſei betreffs dieſer 
Anſprüche und ihrer Verfolgung durch die Vereinbarung der 
Garantiefriſt etwas dem Kläger Nachteiliges feſtgeſetzt wor: 
den, ſondern die Uebernahme einer Garantie ſtellt eine Zu⸗ 
ſicherung dar, die ausſchließlich zum Vorteil des Beſtellers 
dienen ſoll. Die Garantieübernahme für eine beſtimmte Zeit 
hat die Bedeutung, daß die beſonderen Rechte, die durch die 
Garantie dem Beſteller gewährt werden, nur während der 
Garantiezeit geltend gemacht werden können, dagegen ſind für 
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die Geltendmachung der allgemeinen Rechte, die dem Be⸗ 
ſteller auf Grund Geſetzes zuſtehen, lediglich die geſetzlichen 
Verjährungsbeſtimmungen maßgebend. Es wäre zwar nach 
§ 225 Satz 2 des BGB. zuläſſig geweſen, daß die Parteien 
durch Vertrag die geſetzlichen Verjährungsfriſten abgekürzt 
hätten, aber von einer ſolchen Abkürzung der Verjährungs⸗ 
friſten ſteht in dem Vertrag vom 4. November 1901, der die 
Garantieübernahme enthält, kein Wort. Es kann zugegeben 
werden, daß die etwaigen Mängel, betreffs deren die Firma 
B. und L. in dieſem Vertrag die Garantie übernommen hat, 
ſolche ſind, wegen deren die Firma ſchon nach dem Geſetz 
gehaftet hätte, aber dies ändert nichts, da, wie bereits aus⸗ 
geführt worden iſt, die Bedeutung der Garantie ſich nicht 
darin erſchöpft, eine Verpflichtung zur Gewährleiſtung wegen 
der betreffenden Mängel, wie fie auch nach dem Geſetz be⸗ 
ſtände, feſtzuſetzen, ſondern durch die Garantie der Umfang 
der Haftung des Beſtellers über die Grenzen hinaus erwei⸗ 
tert wird, die im Geſetz beſtimmt ſind. Eine in der Jalouſie⸗ 
branche beſtehende allgemeine Anſchauung, wonach eine Haf- 
tung des Unternehmers nur betreffs ſolcher Mängel Platz 
greifen würde, die ſich innerhalb der Garantiezeit zeigen und 
wegen deren innerhalb der Garantiezeit Klage erhoben wird 
iſt nicht dargetan. Wie die Vernehmung des Sachverſtän⸗ 
digen St. ergeben hat, haben ſich in den beteiligten Kreiſen 
feſte Anſchauungen darüber, wie das Verhältnis der Garantie⸗ 
friſten zu den geſetzlichen Verjährungsfriſten zu beurteilen ſei, 
überhaupt nicht gebildet. Auch das Gutachten des Baumerf- 
meiſters B. läßt erkennen, daß die Beteiligten bei Feſt⸗ 
ſetzung einer Garantiefriſt an eine Aenderung der geſetzlichen 
Verjährungsfriſten überhaupt nicht zu denken pflegen. Es 
liegt in der Natur der Sache, daß die Frage, wann die ge⸗ 
ſetzlichen Anſprüche des Beſtellers verjährt ſein ſollen, bei 
der Beſtellung und ihrer Uebernahme im allgemeinen nicht 
erwogen wird. Ein genügender Grund, warum der Beſteller, 
dem der Unternehmer für Güte der Arbeit und der Materia⸗ 
lien auf beſtimmte Zeit garantiert, mit Rückſicht auf dieſe 
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Garantie ſein Recht aufgeben ſollte, bis zum Ablauf der ge⸗ 
ſetzlichen Verjährungsfriſten die geſetzlichen Anſprüche 
wegen vorhandener Mängel geltend zu machen, iſt nicht er- 
ſichtlich; ein Grund zu einem ſolchen Verzicht liegt in der 
Uebernahme der Garantie durch den Unternehmer insbeſon⸗ 
dere dann nicht, wenn dieſe, wie für den vorliegenden Fall 
der Beklagte ſelbſt angibt, ſich nur auf Mängel bezieht, we⸗ 
gen deren der Unternehmer ſchon nach dem Geſetz — wenn 
auch in anderem Umfang — zu haften hätte. Hienach be- 
ſteht kein Anlaß weitere Sachverſtändige über die angebliche 
Abkürzung der geſetzlichen Verjährungsfriſt oder über die an⸗ 
gebliche Feſtſetzung einer Ausſchlußfriſt zu vernehmen. Es 
iſt vielmehr lediglich zu prüfen, ob nach dem Geſetz die An⸗ 
ſprüche des Klägers verjährt ſind. 

Dies iſt zu verneinen. 

Nach § 638 Abſ. 1 des BGB. verjähren der Anſpruch 
des Beſtellers auf Beſeitigung eines Mangels des Werkes 
ſowie die wegen des Mangels dem Beſteller zuſtehenden An⸗ 
ſprüche auf Wandelung, Minderung oder Schadenserſatz, ab: 
geſehen von dem Fall, wenn der Unternehmer den Mangel 
argliſtig verſchwiegen hat, im allgemeinen in ſechs Monaten, 
bei Arbeiten an einem Grundſtück aber in einem Jahre und 
bei Bauwerken in fünf Jahren; die Verjährung beginnt mit 
der Abnahme des Werkes. Zu den Arbeiten an einem 
Grundſtück, die „bei einem Bauwerk“ vorgenommen werden, 
gehört nicht bloß die Herſtellung eines Gebäudes oder fon: 
ſtigen Bauwerkes im ganzen, ſondern auch die Herſtellung 
und Einfügung von weſentlichen Beſtandteilen eines Gebäu— 
des). Im vorliegenden Falle war daher die Lieferung und 
Anbringung der Jalouſien eine Arbeit bei einem Bauwerk 
im Sinne des § 638 Abſ. 1. Der Anſpruch des Klägers 
auf Beſeitigung der Mängel der Jalouſien und damit auch 
der Anſpruch auf Erſatz der Aufwendungen, die der Kläger 
in dem Falle des § 633 Abſ. 3 gemacht hat, wäre hienach 


1) RG. 57, 377. 
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erſt in fünf Jahren, alſo, da die Abnahme der Jalouſien 
Ende des Jahres 1902 erfolgt iſt, mit dem Ablaufe des Jah⸗ 
res 1907 verjährt. Da der Antrag des Klägers auf Siche⸗ 
rung des Beweiſes am 1. Juli 1907 geſtellt und die Klage 
am 26. Oktober 1907 erhoben worden iſt, war die Verjäh⸗ 
rung nicht vollendet, als dieſe Handlungen erfolgten, die ge⸗ 
eignet waren, eine Unterbrechung der Verjährung zu be⸗ 
wirken. Der Beklagte kann ſomit nicht den Erſatz der zur 
Beſeitigung der Mängel erforderlichen Aufwendungen auf 
Grund der Einrede der Verjährung verweigern. 

Urt. des I. Zivilſenats i. S. Bayer gegen Schweizer 

v. 29. Januar 1909. U. 626/08. 


42. 


Wird durch Schuldanerkenntnis und Schuldverſpre⸗ 
chen (85 780. 781 368.) ſtets eine neue dreißigjährige 
Berjührung begründet? 


Am 12. September 1901 hat der Bekl. dem Fabrikanten 
F. N., mit welchem er in Geſchäftsverbindung ſtand, eine Ur⸗ 
kunde des Inhalts ausgeſtellt, daß er ſich verpflichtete, dem F. 
N. auf deſſen Forderung für gelieferte Pianinos im Reſtbetrage 
von 3816 Mk. den Betrag von 1000 Mk. in vierteljährlichen 
Raten von 125 Mk., zahlbar im Laufe der Monate Januar, 
April, Juli und Oktober 1902 und Januar, April Juli 
und Oktober 1903 zu bezahlen, wogegen F. N. auf den 
Mehrbetrag von 2816 Mark verzichtete. Die betreffende 
Urkunde — mit einer Bürgſchaftsurkunde ſeiner Söhne — 
händigte der Bekl. dem F. N. aus. Im Laufe der Jahre 
1902 oder 1903 zahlte der Bekl. 185 Mk. F. N. geriet in 
Konkurs. Der Konkursverwalter trat die Forderung im 
Reſtbetrage von 815 Mk. an den Kaufmann L. und dieſer 
trat ſie an die Klin. ab. 

Der Bekl. machte die vierjährige Verjährung nach § 196 
Abſ. 1 und 2 BGB. geltend, während klägeriſcherſeits dreißig⸗ 
jährige Verjährung beanſprucht wurde, da die Urkunde vom 
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12. September 1901 ein Schuldverſprechen und Schuld⸗ 
anerkenntnis i. S. der 88 780, 781 BGB. enthalte. 

Die Klage wurde abgewieſen. 

Gründe: 

Die Einrede der Verjährung iſt begründet. 

Aus der Urkunde vom 12. September 1901 ergibt ſich, 
daß es ſich um die Forderung eines Kaufmanns oder Fabri⸗ 
kanten für Lieferung von Waren im Sinne des $ 196 Abſ. 1 
Nr. 1 des BGB. handelt, denn es iſt in der Urkunde geſagt, 
der Bekl. bekenne dem F. N. laut Kontoaufſtellung vom 
6. Auguſt 1901 5456 Mk. für bezogene Pianos ſchuldig zu 
ſein, die aus obigen Lieferungen noch auf Lager befindlichen 
vier Pianinos im Rechnungswerte von 1640 Mk. ſtelle er 
zur Verfügung des Gläubigers u. ſ. w. Dadurch daß der 
Beklagte das angeführte Schuldbekenntnis erteilt und die 
Erklärung abgegeben hat, er verpflichte ſich, auf den Reſt⸗ 
betrag von 3816 Mk. 1000 Mk. zu bezahlen, hat jedenfalls 
dann die Forderung nicht aufgehört, eine Forderung für 
Lieferung von Waren zu ſein, wenn in dem Schuldbekenntnis 
nichts weiter zu finden iſt, als das tatſächliche Zugeſtändnis 
des Beſtehens des Schuldverhältniſſes, und in der Ver⸗ 
pflichtungserklärung nichts weiter, als die Erklärung, die 
beſtehende Schuld als ſolche zahlen zu wollen. Aber auch 
dann, wenn durch dieſe Erklärungen nicht ein bloßes Beweis⸗ 
mittel, ſondern ein neuer Rechtstitel für die beſtehende Schuld 
geſchaffen worden iſt, iſt nicht etwa die notwendige Folge 
die, daß nun die Anwendung des § 196 Abſ. 1 Nr. 1 aus⸗ 
geſchloſſen wäre. Dafür ſpricht ſchon die Beſtimmung des 
§ 218 Abſ. 1 Satz 2 des BGB., wonach Anſprüche, die an 
ſich einer kürzeren Verjährung unterliegen, gleichwohl in 
dreißig Jahren verjähren, wenn der Gläubiger einen vollitred- 
baren Vergleich oder eine vollſtreckbare Urkunde dafür erlangt 
hat. Dieſe Beſtimmung wäre überflüſſig, wenn ſchon der 
Abſchluß eines Vergleichs an ſich oder die Erteilung einer 
Schuldurkunde an ſich die kurze Verjährung ausſchlöſſe. 
Auch aus dem Wortlaut des § 196 Abſ. 1 Nr. 1 und aus 
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dem Wortlaut der gleichartigen Beſtimmungen in Nr. 2 bis 
17 des Abſ. 1 geht hervor, daß es für die Anwendung der 
Beſtimmungen über die kurze Verjährung nicht auf den 
Rechtstitel ankommt, auf dem die betreffenden Anſprüche 
beruhen. 

Dagegen mag es ſein, daß die Beteiligten unter Um⸗ 
ſtänden — trotz der Beſtimmung des § 225 des BGB., 
wonach die Verjährung durch Rechtsgeſchäft weder aus⸗ 
geſchloſſen noch erſchwert werden kann!) — eine Vereinbarung 
zu treffen in der Lage ſind, infolge deren die kurze Ver⸗ 
jährung nicht mehr platzgreift, indem nicht bloß ein neuer 
Rechtstitel für die beſtehende Schuld geſchaffen, ſondern das 
Schuldverhältnis ſelbſt umgewandelt wird. Dies mag in 
dem Falle zutreffen, wenn der Schuldner mit dem Gläubiger 
gemäß § 607 Abſ. 2 BGB. vereinbart, daß das Geld, das 
er für die Lieferung der Waren ſchuldet, nunmehr als Dar⸗ 
lehen geſchuldet werden ſolle, ſo daß nach Abſicht der Vertrag⸗ 
ſchließenden in jeder Richtung die Grundſätze über Darlehen 
zur Anwendung zu kommen haben?). Ob das gleiche an ſich 
in dem Falle gilt, wenn der Schuldner dem Gläubiger ein 
Schuldverſprechen oder eine Anerkenntniserklärung gemäß 
85 790 oder 781 des BGB. erteilt und Gläubiger und 
Schuldner einen entſprechenden Vertrag abſchließen, kann 
dahingeſtellt bleiben?). Denn keinesfalls ſchließt die Erteilung 
eines ſolchen Schuldverſprechens oder einer ſolchen An⸗ 
erkenntniserklärung und der Abſchluß eines Vertrags, wo: 
durch die betreffende Leiſtung gemäß § 780 verſprochen oder 
das Beſtehen des betreffenden Schuldverhältniſſes gemäß 
§ 781 anerkannt wird, unter allen Umſtänden die Anwendung 
der Vorſchriften über die kurze Verjährung aus. 

Im vorliegenden Fall kann zugegeben werden, daß die 
Beteiligten nicht ein bloßes Beweismittel herzuſtellen beab⸗ 


1) Vgl. dazu Staudinger, Komm. zum BGB. 3./4. Aufl., § 196 
Anm. 5. 
2) Dernburg, Das bürgerl. Recht IS 177 Ziff. VIII. 
8) Vgl. JW. 66 S. 457 und Recht Band 11 S. 445 Nr. 857. 
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ſichtigten, als ſie die Ausſtellung der Urkunde vom 12. 
September 1901 beſchloſſen. In der Ausſtellung und Ent⸗ 
gegennahme der Urkunde iſt ein Vertrag zu finden, durch den 
nicht nur das Beſtehen des die Lieferung und Bezahlung von 
Pianinos betreffenden Rechtsverhältniſſes anerkannt (Schuld⸗ 
anerkenntnis im Sinne des § 781), ſondern auch eine Leiſtung, 
die Bezahlung der Summe von 1000 Mk., in der Weiſe 
verſprochen worden iſt, daß das Verſprechen die Verpflichtung 
ſelbſtändig begründen ſollte (Schuldverſprechen im Sinne des 
§ 780). Wenn die in der Urkunde enthaltenen Erklärungen 
zum Zweck eines Vergleichs abgegeben worden ſind und 
einen Vergleich darſtellen, ſo ſchließt dies die Annahme 
eines Schuldanerkenntniſſes und eines Schuldverſprechens 
im Sinne der 88 781 und 780 nicht aus; dies ergibt ſich 
aus der Beſtimmung des § 782, wo eine Vorſchrift für den 
Fall gegeben iſt, daß ein Schuldverſprechen oder ein Schuld— 
anerkenntnis „im Wege des Vergleichs erteilt“ wird. Daß 
in der Urkunde der Grund oder Gegenſtand der Verpflichtung 
inſofern bezeichnet iſt, als auf eine Kontoaufſtellung verwieſen 
und angegeben iſt, es handle ſich um Bezahlung bezogener 
Pianos, iſt für die Frage, ob ein Schuldverſprechen im Sinne 
des § 780 vorliegt, unerheblich, denn auch wenn in der Ur— 
kunde der Verpflichtungsgrund ſo vollſtändig angegeben iſt, 
wie es zur Begründung des auf dieſem Verpflichtungsgrund 
beruhenden Anſpruchs im Prozeß erforderlich wäre, liegt ein 
Schuldverſprechen im Sinne des $ 780 dann vor, wenn aus 
der Form und dem Inhalt der Urkunde hervorgeht, daß die 
Verpflichtung zur Leiſtung von dem Verpflichtungsgrunde 
unabhängig gemacht werden ſollte ). 

Aber für die Frage, ob der Anſpruch auf Bezahlung 
der 1000 Mk. der kurzen Verjährung unterliegt, kommt in 
Betracht, daß die Beteiligten nicht etwa die Angabe des 
Grundes oder Gegenſtandes der Verpflichtung in der Urkunde 


1) Zu vergl. Protokolle der Kommiſſion für die zweite Leſung II, 
S. 506 in Verbindung mit Entwurf I S 683. 
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unterlaſſen!) oder ſtatt des in Wirklichkeit vorhandenen Grundes 
oder Gegenſtandes einen beliebigen anderen (z. B. Darlehen) 
genannt haben, daß ſie vielmehr das, was in Wirklichkeit 
den Grund und Gegenſtand der Verpflichtung des Bekln. 
bildet: die Bezahlung gelieferter Pianos laut Kontoaufſtellung 
vom 6. Auguſt 1901, in die Urkunde — ſoweit erſichtlich, 
dem wahren Sachverhalt entſprechend — aufgenommen haben. 
Aus dieſer Erwähnung des tatſächlich zugrundeliegenden 
Rechtsverhältniſſes geht hervor, daß die Beteiligten das 
Schuldverhältnis nicht in der Weiſe vom Verpflichtungs⸗ 
grunde unabhängig machen wollten, daß alle Einwendungen 
aus dem zugrundeliegenden Rechtsverhältniſſe, insbeſondere 
die Einrede der Verjährung, abgeſchnitten ſein ſollten. Denn 
die Erwähnung des Rechtsverhältniſſes läßt erkennen, daß 
die verſprochene Summe auch künftig als Gegenleiſtung für 
die gelieferten Pianos — wenn auch auf Grund eines neuen 
ſelbſtändigen Verpflichtungsgrundes, nämlich des Verſprechens 
— geſchuldet ſein, insbeſondere nicht etwa nach Darlehens⸗ 
grundſätzen behandelt werden ſollte. Daß im Falle des 
Schuldverſprechens nach § 780 die Loslöſung des Schuld- 
verhältniſſes von dem Verpflichtungsgrunde keine unein⸗ 
geſchränkte ſein ſoll, iſt im Geſetz dadurch ausgedrückt, daß 
lediglich geſagt iſt, das Verſprechen könne die Verpflichtung 
zur Leiſtung ſelbſtändig begründen, es ſolle alſo die Ent⸗ 
ſtehung des Anſpruchs von dem Verpflichtungsgrunde un⸗ 
abhängig ſein, nicht — wie urſprünglich vorgeſchlagen worden 
war — es ſolle ſchlechtweg „die Verpflichtung zur Leiſtung 
von dem Verpflichtungsgrunde unabhängig“ ſein?). Daß hin⸗ 
ſichtlich der Verjährungseinrede dann, wenn in dem Schuld⸗ 
verſprechen der Verpflichtungsgrund bezeichnet iſt, dieſer Ver⸗ 
pflichtungsgrund oder der ſich daraus ergebende Gegenſtand 
der Verpflichtung von Bedeutung bleibt, iſt in den Motiven 
zu Entwurf I 8 683 und in den Protokollen II S. 506 an⸗ 


) Wie z. B. bei kaufmänniſchen Verpflichtungsſcheinen: Staub zu 
§ 363 HGB. Anm. 32. 
2) Vgl. Prot. II S. 507 in Verbindung mit S. 500. 
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erkannt, denn in den Motiven (S. 688) iſt bemerkt, wenn 
in dem Schuldverſprechen der Verpflichtungsgrund nicht völlig 
übergangen, ſondern im allgemeinen bezeichnet ſei, zeige ſich 
„die ſelbſtverſtändliche Beſonderheit, daß die Verpflichtung 
des Schuldners in gewiſſen Beziehungen nach den Rechts⸗ 
normen zu beurteilen ſei, die für Schuldverpflichtungen der 
aus der allgemeinen Bezeichnung des Verpflichtungsgrundes 
ſich ergebenden Art gelten, z. B. in Anſehung der Verjährung“, 
und in den Protokollen iſt erwähnt, es ſei darauf hingewieſen 
worden, daß im Falle der Aufnahme des Verpflichtungs⸗ 
grundes das abſtrakte Schuldverhältnis möglicherweiſe in 
einzelnen Punkten, wie z. B. hinſichtlich der Verjährung, 
ſeine Ergänzung aus dem angegebenen Verpflichtungsgrunde 
finden müßte, dies im Geſetze auszuſprechen habe man jedoch 
nicht für notwendig erachtet. 

Es liegt hienach im Sinn des Geſetzes, daß bei Schuld— 
verſprechen der vorliegenden Art und des vorliegenden Sn: 
halts der Anſpruch der kurzen Verjährung unterworfen 
bleibt. Da dieſer Anſpruch, das Recht des F. N. Zahlung 
zu verlangen, im vollen Umfang im Jahre 1903 entſtanden, 
die Klagerhebung aber erſt im Jahre 1908 erfolgt iſt, war 
die Verjährung vollendet, als der Anſpruch des F. N. durch 
Klage geltend gemacht wurde. 

Der Bekl. kann daher nach § 222 Abſ. 1 des BGB. 
die Zahlung verweigern. 

Urt. des I. CS. v. 26. Febr. 1909 i. S. Saſſenhof g. 

Kreditorenvereinigg. U. 908/08. 


43. 


Erſathpflicht desjenigen, der ohne Vorwiſſen des mit 

feiner Frau in landtzrechtlicher Errungenſchaftsge⸗ 

ſellſchaft lebenden Ehemanns die Sparkaſſeneinlage 

der Ehefran auf Grund Auftrags der letzteren er⸗ 
hoben hat. 


Der Beklagte, ein Bruder der am 23. März 1907 ver⸗ 
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ſtorbenen Ehefrau des Klägers, welcher Alleinerbe des Ver⸗ 
mögens ſeiner Ehefrau geworden iſt, hat einige Wochen vor 
dem Tod ſeiner Schweſter eine Sparkaſſeneinlage von 1440 M. 
gegen Vorzeigung und Rückgabe des Sparkaſſenbuchs erho⸗ 
ben, ohne daß der Kläger, welcher im Güterſtand der land⸗ 
rechtlichen Errungenſchaftsgeſellſchaft mit ſeiner Frau lebte, 
hievon etwas wußte. 

Der Kläger nimmt den Beklagten auf Erſatz der 1440 M. 
in Anſpruch, drang aber nur mit einem Teilbetrag des er⸗ 
hobenen Anſpruchs durch. 

Aus den Gründen: 

Wie weit ein Erſatzanſpruch des Klägers dann begrün⸗ 
det wäre, wenn der Bekl., wie der Klr. behauptet, ſich wider⸗ 
rechtlich in den Beſitz des Sparkaſſenbuchs geſetzt und das 
erhobene Geld für ſich behalten hätte, kann ununterſucht blei⸗ 
ben. Denn es unterliegt keinem Bedenken, dieſe Behauptung 
als widerlegt und die gegenteilige Darſtellung des Bekln., 
wonach ihm das Sparkaſſenbuch von der Ehefrau des Kls. 
mit dem Auftrag der Erhebung des Geldes ausgehändigt 
und das erhobene Geld von ihm vollſtändig an die Ehefrau 
des Klrs. abgeliefert worden war, als erwieſen anzuſehen. 
(Wird näher ausgeführt.) Iſt hienach in tatſächlicher Be⸗ 
ziehung die Darſtellung des Bekln. zu Grunde zu legen, ſo 
fragt ſich, ob, wie der Klr. weiterhin geltend macht, auch in 
dieſem Fall ein Erſatzanſpruch des Klrs. begründet iſt, der 
in Ermanglung vertraglicher Beziehungen der Parteien, we⸗ 
nigſtens ſoweit er auf die Erhebung der Einlage geſtützt iſt, 
nur ein Schadenserſatzanſpruch aus unerlaubter Handlung 
ſein könnte. 

Daß durch die Erhebung der Einlage eine Vermögens⸗ 
beſchädigung des Klrs. bewirkt wurde, iſt nicht zu bezweifeln. 
Denn da die Sparkaſſe nach ihren auch in dem Sparkaſſen⸗ 
buch abgedruckten, für das Rechtsverhältnis bezüglich der 
Einlagen maßgebenden Statuten Zahlung an den Inhaber 
des über die Einlagen ausgeſtellten Sparkaſſenbuchs zu lei⸗ 
ſten berechtigt war, ſo wurde durch die Ausbezahlung der 
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Einlagen an den Bekln. das Forderungsrecht des Klrs., 
auf deſſen Namen die Einlagen gemacht waren und das 
Sparkaſſen buch lautete, gemäß § 808 BGB. zum Erlöſchen 
gebracht. Eine Beſchädigung des Vermögens des Klrs. 
wurde hiedurch jedoch nur in Höhe der Hälfte des Be⸗ 
trags der untergegangenen Forderung bewirkt. Denn dieſelbe 
gehörte, da die Einlagen, gleichviel von welchem der Che: 
leute ſie gemacht worden waren, unbeſtrittenermaßen aus 
während der Ehe — ſei es von der Ehefrau allein, ſei es 
von beiden Eheleuten — gemachten Erſparniſſen geleiſtet 
waren, vermöge des ehelichen Güterrechts der Eheleute zu 
deren errungenſchaftlichem Vermögen. Das Eigentum an 
dieſem Vermögen aber ſtand bis zu der durch den Tod der 
Ehefrau bewirkten Trennung der Ehe jedem der Eheleute 
zur unabgeteilten Hälfte mit der Maßgabe zu, daß hinſicht— 
lich der Hälfte der Ehefrau der Klr. nur verwaltungsberech⸗ 
tigt war. In Abſicht auf die eigene Hälfte des Klrs. be: 
wirkte daher der Untergang der Forderung allerdings eine 
Schädigung des Vermögens des Klrs., während in Abſicht 
auf die Hälfte der Ehefrau nur eine Verletzung des Der: 
waltungsrechts des Klrs. ſtattfand, die eine Vermögensbe⸗ 
ſchädigung nicht enthielt. Auch eine mittelbare Schädigung 
des Vermögens des Klrs. als nachmaligen Erben feiner Ehe— 
frau kommt nicht in Frage, da der Klr., wenn er auch durch 
das gemeinſchaftliche Teſtament der Eheleute vom 8. Mai 
1895 zum Erben eingeſetzt war, doch im Zeitpunkt des Un— 
tergangs der Forderung keinerlei gegenwärtige Rechte an der 
Hälfte der Ehefrau, ſondern nicht mehr als eine Anwartſchaft, 
deren Erbe zu werden, beſaß. 

Liegt hienach auch ein vom Bekln. verurſachter Vermö— 
gensſchaden des Klrs., wenigſtens bezüglich der Hälfte des 
Betrags der erhobenen Einlage vor, ſo iſt doch ein Anſpruch 
des Klrs. auf Erſatz dieſes Schadens nur dann begründet, 
wenn die Beſchädigung unter Verletzung eines der in § 823 
Abſ. 1 BGB. bezeichneten Rechtsgüter oder mittels Verſtoßes 
gegen ein Schutzgeſetz (S 823 Abſ. 2 BGB.) erfolgt war. Das 


A. in Civilſachen. 279 


erſtere wäre ohne weiteres anzunehmen, wenn das unterge⸗ 
gangene Forderungsrecht den „ſonſtigen Rechten“ des § 823 
Abſ. 1 zuzuzählen wäre. Die Frage, ob Forderungsrechte 
zu dieſen ſonſtigen Rechten gehören, iſt beſtritten. 

Der erſte Richter nimmt die Zugehörigkeit im Wider⸗ 
ſpruch zu der ſtets feſtgehaltenen Anſicht des RG. !) an. 
Die Frage braucht jedoch nicht entſchieden zu werden. Denn 
eine Erſatzpflicht des Bekln. beſteht auch dann, wenn ange⸗ 
nommen wird, daß zu deren Begründung nicht ſchon die 
Verletzung des Forderungsrechts als ſolche genügte. 

Das Sparkaſſenbuch, deſſen der Bekl. nach den Statuten 
der Kaſſe zur Erhebung der Einlage bedurfte und das er, 
weil die ganze Einlage erhoben wurde, gemäß § 808 Abſ. 2 
BGB. der Sparkaſſe zurückzugeben hatte, ſtand als Träger 
der dadurch verkörperten Forderung, ebenſo wie dieſe ſelbſt, 
im gemeinſamen Eigentum des Klrs. und ſeiner Ehefrau 
und befand ſich, da es in dem gemeinſchaftlichen ehelichen 
Haushalt verwahrt war, auch in dem gemeinſamen Beſitz 
der Eheleute. Dieſes Eigentums- und Beſitzrecht des Klrs. 
an der Urkunde wurde dadurch verletzt, daß dieſelbe von 
der Ehefrau des Klrs. dem Bekln. zum Zweck der Erhebung 
der Einlage und der Rückgabe der Urkunde an die Kaſſe 
ausgefolgt und vom Bekln. dieſer Beſtimmung gemäß ver⸗ 
wendet wurde. Da Eigentum und Beſitz unzweifelhaft zu 
den durch S 823 Abſ. 1 geſchützten Rechtsgütern gehören, jo 
it hienach anzunehmen, daß die Schädigung des Klrs. mit⸗ 
tels Verletzung dieſer Rechte erfolgte?) und zwar mittels 
widerrechtlicher Verletzung, da weder die Ehefrau des Klrs. 
noch der Bekl. zu ſolcher Verfügung über das Sparkaſſen⸗ 
buch ohne die Einwilligung des Klrs. befugt war, eine Ein⸗ 
willigung des Klrs. aber auch vom Bekln. nicht behauptet 
werden kann. 

Weiter iſt zur Begründung der Erſatzpflicht des Bekln. 
aber auch der Nachweis erforderlich, daß die hievor bezeich- 

1) NG. 57, 353 ff. 

2) RG. 57, 353, insbeſ. S. 258. 
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nete Rechtsverletzung, die nach dem dort Geſagten nur durch 
das Zuſammenwirken der Tätigkeit der Ehefrau des Klrs. 
und der Tätigkeit des Bekln. herbeigeführt wurde, vom Bekln. 
vorſätzlich oder aus Fahrläſſigkeit verübt wurde. 

(Es wird ausgeführt, daß vorſätzliches Handeln nicht 
erwieſen ſei und ſodann fortgefahren:) | 

Dagegen iſt dem Bekln., der ſelbſt verheiratet und ver⸗ 
möge des für ſeine Ehe geltenden Güterrechts der allgemeinen 
Gütergemeinſchaft gleichfalls Verwalter des ehelichen Ber: 
mögens iſt, der Vorwurf nicht zu erſparen, daß er bei An⸗ 
wendung der zu erfordernden Sorgfalt zu der irrigen Mei⸗ 
nung, die Ehefrau des Klrs. könne über das Sparkaſſen⸗ 
buch und die Einlagen ohne Zuſtimmung des Klrs. verfü- 
gen, nicht hätte gelangen können, daß er alſo, wenn er auf 
Grund dieſes Irrtums, ſo wie tatſächlich geſchehen, tätig 
wurde, fahrläſſig zu der Verletzung des Rechts des Klrs. 
mitwirkte, gleichviel ob die Ehefrau des Klrs. ſelbſt, wofür 
insbeſondere ihr ſchlechtes eheliches Verhältnis zum Klr. 
ſpricht, vorſätzlich oder — infolge des auch ihrerſeits bei 
Anwendung der gebotenen Sorgfalt zu vermeidenden Irr⸗ 
tums, daß ſie verfügungsberechtigt ſei, — mindeſtens fahrläſſig 
handelte. 

Aus dem Ausgeführten ergibt ſich, daß der Schaden 
des Klrs., ſoweit ein ſolcher entſtanden iſt, nämlich in Höhe 
der Hälfte der untergegangenen Forderung an die Sparkaſſe, 
ſich als die Folge eines zuſammenwirkenden im Sinne des 
§ 823 Abſ. 1 BGB. jeweils ſchuldhaften Verhalten der Ehe⸗ 
frau des Klrs. und des Bekln. darſtellt. 

Gemäß 8 840 Abſ. 1 vgl. mit $ 421 BGB. iſt hienach 
der Klr. an ſich vom Bekln. Schadenserſatz in der bezeich— 
neten Höhe zu fordern berechtigt. 

Dem nach dem hievor Geſagten an ſich begründeten 
Schadenserſatzanſpruch des Klrs. ſetzt der Bekl. eventuell im 
Weg der Aufrechnung Anſprüche entgegen, die er dem hin- 
ſichtlich ſeiner Mitwirkung bei Erhebung der Sparkaſſen— 
einlagen zwiſchen ihm und der Ehefrau des Klrs. beſtande— 
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nen Rechtsverhältnis einerſeits, der Tatſache andererſeits 
entnimmt, daß der Klr. der Erbe ſeiner Ehefrau geworden 
iſt. Daß der Klr. als Erbe die Aufrechnung mit Anſprü⸗ 
chen dulden muß, die gegen die Erblaſſerin begründet ge⸗ 
weſen wären, iſt nicht zweifelhaft. Der Geltendmachung der 
Aufrechnung ſteht auch, da nach dem Ausgeführten der An⸗ 
ſpruch des Klrs. nur unter dem Geſichtspunkt einer fahr⸗ 
läſſig begangenen unerlaubten Handlung des Bekl. begrün⸗ 
det iſt, S 393 BGB. nicht entgegen. Die Frage iſt daher 
nur, ob und wieweit Anſprüche des Bekln. gegen die Ehe⸗ 
frau des Klrs. begründet waren. 

Wie bereits bemerkt, iſt die Entſtehung des Schadens 
des Klrs. die gemeinſame Folge eines Verſchuldens ſeiner 
Ehefrau und eines ſolchen des Bekln. Gemäß $ 840 Abſ. 1 
BGB. würden daher die beiden Urheber des Schadens dem 
Klr. auf Erſatz desſelben als Geſamtſchuldner gehaftet haben. 
Das innere Verhältnis mehrerer Geſamtſchuldner zu einan⸗ 
der iſt im Geſetz ausſchließlich durch 8 426 BGB. geregelt. 
Ob dem vom Klr. auf Grund des § 421 BGB. allein in An⸗ 
ſpruch genommenen Beklagten gegen die Ehefrau des Klrs. 
ein Erſatzanſpruch aus Auftrag oder aus ungerechtfertigter 
Bereicherung zugeſtanden wäre, kommt daher überhaupt nicht 
in Frage. Nach § 426 aber find Geſamtſchuldner im Ver⸗ 
hältnis zu einander zu gleichen Anteilen verpflichtet, jedoch 
nur inſoweit, als nicht ein anderes beſtimmt iſt. Nach der 
Regel dieſer Beſtimmung würde daher dem Bekl. gegen die 
Ehefrau des Klrs. ein Ausgleichungsanſpruch jedenfalls auf 
die Hälfte desjenigen Betrags zugeſtanden ſein, hinſichtlich 
deſſen er ſelbſt dem Klr. haftet. Der erſte Richter gelangt zu 
einer Verteilung der gegenſeitigen Haftung der beiden Scha⸗ 
densurheber im Verhältnis von / für die Ehefrau des 
Klrs., zu / für den Bekln., indem er!) die Beſtimmung 
des 8 254 BGB. auch auf das Verhältnis mehrerer Ge— 
ſamtſchuldner zu einander für anwendbar erachtet. Ob dieſe 


1) Im Anſchluß an Oertmann, Schuldverh. 8 426 Anm. 2e. 
Jabrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 3. 20 
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Anwendung des das Verhältnis zwiſchen dem Verſchulden 
des Schädigers und dem eigenen Verſchulden des Beſchä⸗ 
digten regelnden § 254 ſtatthaft iſt, erſcheint zweifelhaft. 
Die Frage kann aber wiederum unentſchieden bleiben, da es 
vorliegend der Heranziehung des § 254 gar nicht bedarf, 
vielmehr § 426 ſelbſt vermöge der durch die Worte: „ſoweit 
nicht ein anderes beſtimmt iſt“ zugelaſſenen Ausnahme ſchon 
die Möglichkeit der Anwendung eines anderen Verteilungs⸗ 
maßſtabs als des für die Regel beſtimmten geſtattet. 

Aehnlich wie bei dem ſtillſchweigenden Ausſchluß der 
Haftung für Schaden iſt davon auszugehen, daß die Ehefrau 
des Klrs. und der Bekl. ihre geſamten, aus ihrer gemein: 
ſchaftlichen zur Urſache des Schadens gewordenen Tätigkeit 
ſich ergebenden Beziehungen nach den Grundſätzen der Bil- 
ligkeit beurteilt wiſſen wollten, daß alſo ihr übereinſtimmen⸗ 
der wenn auch nicht ausgeſprochener Wille dahin ging, es 
ſolle für einen aus der gemeinſchaftlichen Tätigkeit etwa ent: 
ſtehenden Schaden jeder Teil inſoweit aufzukommen haben, 
als dies der Billigkeit entſpricht!). 

Da die Anregung zu dem ganzen gemeinſchaftlichen Vor— 
gehen von der Ehefrau des Klrs. ausging, da ihre Tätig 
keit im Vergleich zu der lediglich die Verrichtung eines Bo⸗ 
tendienſtes enthaltenden Tätigkeit des Bekln. nicht nur das 
weitaus größere Verſchulden enthielt, ſondern auch in ganz 
überwiegendem Maß urſächlich für den Eintritt des Scha— 
dens wirkte, und da endlich auch der Gewinn der gemein— 
ſchaftlichen Tätigkeit — der Beſitz des erhobenen Gelds und 
die Möglichkeit, über dasſelbe zu eigenen Zwecken zu ver— 
fügen — ausſchließlich ihr zufiel, ſo iſt es als der Billig— 
keit entſprechend anzuſehen, daß der entſtandene Schaden 
nicht nur zum größeren Teil, ſondern vollſtändig von der 
Ehefrau des Klrs. getragen wird. Dies ergibt, daß dem 
Bekln. gegen die Ehefrau des Klrs. ein Ausgleichungsan⸗ 
ſpruch in voller Höhe des Schadens zuſtand, den er ſelbſt 


— — 


1) Vgl. Dernburg, BR. II, I 8 164 IV. 
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dem Klr. zu erſetzen hätte. Durch die nach dem Geſagten 
zuläſſigerweiſe erklärte Aufrechnung mit dieſem Anſpruch iſt 
daher der Klaganſpruch, ſoweit er unter dem Geſichtspunkt 
der Mitwirkung des Bekln. zur Erhebung der Einlage be⸗ 
ſteht, ausgeſchloſſen. 

Von dem an ſie abgelieferten baren Geldbetrag hat die 
Ehefrau des Klrs. nach dem Zugeſtändnis des Bekln. die⸗ 
ſem nachträglich die Summe von 209 M. mit der Auflage 
geſchenkt, daß er das Geld ſpäter für ſeine Kinder anzulegen 
habe. Da die bezeichnete Auflage der Annahme nicht ent⸗ 
gegenſteht, daß der zunächſt Beſchenkte der Bekl. ſelbſt war, 
und da andererſeits die Ehefrau des Klrs. dem über die 
ehelichen Verhältniſſe Geſagten zufolge auch hinſichtlich des 
an die Stelle der untergegangenen Forderung getretenen 
Bargelds verfügungsberechtigt nur inſoweit war, als ihr 
Eigentum an dem ehelichen Errungenſchaftsvermögen reichte, 
alſo zur Hälfte des geſchenkten Betrags, ſo wurde der Bekl. 
durch die Schenkung der anderen zum Vermögen des Klrs. 
gehörigen Hälfte auf Koſten des Klrs. ohne Grund berei- 
chert. Der hienach an ſich begründete Bereicherungsanſpruch 
des Klrs. erſcheint aber auch nicht gemäß § 818 Abſ. 3 BGB. 
deshalb ausgeſchloſſen, weil der Bekl., ſeit er das empfan⸗ 
gene Geld der genannten Auflage gemäß für ſeine Kinder 
angelegt hat, nicht mehr ſelbſt bereichert iſt. Denn die An⸗ 
le gung des Gelds erfolgte unbeſtrittenermaßen erſt am 2. No⸗ 
vember 1907. Zur Zeit der im Mai 1907 erfolgten Erhe— 
bung der Klage beſtand ſonach die Bereicherung des Bekln. 
noch. Andererſeits erhielt der Bekl. durch die Zuſtellung 
der Klage und der weiteren vor dem 2. November 1907 
eingereichten Schriftſätze des Klrs. Kenntnis von den in Be: 
tracht kommenden Verhältniſſen und damit von dem hin⸗ 
ſichtlich der Vermögenshälfte des Klrs. vorliegenden Mangel 
eines rechtlichen Grunds ſeines Empfangs, woraus ſich vom 
Zeitpunkt des Aufhörens ſeiner eigenen Bereicherung an ſeine 
Herausgabepflicht gemäß § 819 BGB. ergab. 

Hienach iſt die Klage wenigſtens in Höhe von 100 M. 

20 * 
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unter dem Geſichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicherung 
für begründet zu erachten. 
Urteil des II. CS. in S. Mayer gg. Winkler vom 
18. Febr. 1909 U. 820/08. 


44. 
Geſchäftsführung ahne Auftrag. 


Die Klägerinnen haben den am 7. Juli 1901 durch 
Körperverletzung beſchädigten K. W. während der Zeit vom 
11. September 1901 bis 5. April 1902 verpflegt und fordern 
hiefür von der Beklagten, der Mutter des K. W., Erſatz. 
Das LG. hat die Erſatzanſprüche, ſoweit ſie auf die Zeit 
bis zum 5. Oktober 1901 geltend gemacht ſind, deshalb ab⸗ 
gewieſen, weil K. W., der bis zum 11. September 1901 auf 
Koſten der Bezirkskrankenkaſſe in einem Krankenhaus verpflegt 
worden war, bis zum 5. Oktober 1901 dort in derſelben 
Weiſe weiter verpflegt worden wäre, wenn nicht der Wunſch 
ausgeſprochen worden wäre, ihn zu entlaſſen. 

Das Berufungsgericht hat die Klage ganz abgewieſen. 

Gründe: 

Man kann davon ausgehen, daß die Klägerinnen bei 
ihren Aufwendungen auf K. W. keine unentgeltlichen Leiſtungen 
zu machen beabſichtigt, ſondern in der Abſicht gehandelt 
haben, Erſatz zu verlangen. Es iſt zur Begründung eines 
Erſatzanſpruchs auch nicht erforderlich, daß die Klägerinnen 
damals als fie jene Aufwendungen machten, eine beſtimmte 
Perſon als diejenige im Auge hatten, für die ſie hiemit ein 
Geſchäft beſorgen und von der ſie Erſatz verlangen wollten, 
ſondern ein Erſatzanſpruch wäre an ſich auch dann nicht 
ausgeſchloſſen, wenn die Klägerinnen zu jener Zeit nur die 
Abſicht gehabt hätten, das Geſchäft für den zu beſorgen, den 
es wirtſchaftlich anging, ohne daß der Geſchäftsherr zunächſt 
der Perſon nach beſtimmt war. Dagegen könnten die 
Klägerinnen die Beklagte dann nicht in Anſpruch nehmen, 
wenn ſie zur betreffenden Zeit die Abſicht hatten, ausſchließlich 
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für K. W. ſelbſt das Geſchäft der Unterhaltsgewährung zu 
beſorgen und ausſchließlich von ihm Erſatz zu verlangen. 
Auch wenn ſich nachträglich, etwa infolge einer Veränderung 
der tatſächlichen Verhältniſſe ergab, daß von K. W. kein 
Erſatz zu erlangen ſei, oder wenn es aus anderen Gründen 
vorteilhaft erſchien, durften die Klägerinnen nicht zu einem 
Erfatzanſpruch gegen die Beklagte übergehen, falls urſprünglich 
das Geſchäft für einen anderen Geſchäftsherrn beſtimmt ge⸗ 
weſen und dieſer als der Erſatzpflichtige ins Auge gefaßt 
worden war. Indeſſen kann dahingeſtellt bleiben, ob im 
vorliegenden Fall die Klägerinnen bei ihrer Geſchäftsbeſorgung 
die Abſicht gehabt haben, für die Beklagte tätig zu ſein und 
von dieſer Erſatz zu verlangen oder wenigſtens für einen der 
Perſon nach nicht beſtimmten Erſatzpflichtigen tätig zu ſein. 
Denn nach § 683 des BGB. kann der Geſchäftsführer Erſatz 
ſeiner Aufwendungen nur dann verlangen, wenn die Ueber⸗ 
nahme der Geſchäftsführung dem Intereſſe des Geſchäftsherrn 
entſpricht. Außerdem iſt im allgemeinen der Erſatzanſpruch 
des Geſchäftsführers an die Vorausſetzung geknüpft, daß die 
Uebernahme der Geſchäftsführung dem wirklichen oder dem 
mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn entjpricht!). Um den 
wirklichen Willen des Geſchäftsherrn zu erfahren, hat der 
Geſchäftsführer die Uebernahme der Geſchäftsführung, ſobald 
es tunlich iſt, dem Geſchäftsherrn anzuzeigen, und wenn 
nicht mit dem Aufſchube Gefahr verbunden iſt, deſſen Ent⸗ 
ſchließung abzuwarten). 

Im vorliegenden Fall konnten die Klägerinnen der Be⸗ 
klagten, falls ſie für dieſe das Geſchäft beſorgen wollten, 
alsbald die Uebernahme der Geſchäftsführung anzeigen und 
davon, daß mit einem Aufſchube Gefahr verbunden geweſen 
wäre, iſt keine Rede. Es handelt ſich alſo im vorliegenden 
Falle nicht um den mutmaßlichen, ſondern um den wirklichen 
Willen, dem die Uebernahme der Geſchäftsführung entſprochen 
haben müßte. Daß die Uebernahme der Geſchäftsführung 
y 86. 8 688. 

2) BGB. § 681 Abi. 1. 
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ihrem Willen entſprochen habe, beſtreitet die Beklagte. Die 
Klägerinnen müßten daher dieſe Behauptung beweiſen. Gegen⸗ 
über der Erklärung der Beklagten: dieſe und ihr Mann haben 
dem K. W. jederzeit geſchrieben, er ſolle heimkommen und 
bei dem Beſuche der Klägerin W. in F. habe der Ehemann 
der Beklagten ſich im gleichen Sinne ausgeſprochen, müßten 
alſo die Klägerinnen dartun, daß die Beklagte irgendwie zu 
erkennen gegeben habe, ſie billige die Uebernahme der Ge— 
ſchäftsführung. Einen ſolchen Nachweis haben die Klägerinnen 
nicht unternommen. Nur dann käme im vorliegenden Falle 
ein der Uebernahme der Geſchäftsführung entgegenſtehender 
Wille der Beklagten nicht in Betracht, wenn ohne die Ge— 
ſchäftsführung die der Beklagten obliegende geſetzliche Unter⸗ 
haltspflicht überhaupt nicht oder jedenfalls nicht rechtzeitig 
erfüllt worden wäre). Damit wäre zugleich außer Zweifel 
geſtellt, daß die Uebernahme der Geſchäftsführung dem 
Intereſſe der Beklagten entſprochen habe. Aber dieſe Voraus⸗ 
ſetzung liegt nicht vor. Die Beklagte war zwar, nachdem 
der Vater des K. W. geſtorben war, gemäß §8 1705, 1601, 
1709 Abſ. 1 des BGB. in erſter Linie verpflichtet, dem K. W. 
den Unterhalt zu gewähren, den dieſer ſich ſelbſt zu verſchaffen 
außer ſtande war. Allein es ſind keine Anhaltspunkte dafür 
gegeben, daß die Beklagte nicht dieſer Pflicht rechtzeitig ge⸗ 
nügt haben würde. Wie das LG. zutreffend ausgeführt 
hat, beſtand vor dem 5. Oktober 1901 überhaupt kein Anlaß 
zum Eingreifen, da K. W. bis dahin auſ Koſten der Bezirks⸗ 
krankenkaſſe im Krankenhaus verpflegt worden wäre. Es 
liegt aber auch kein Grund vor, anzunehmen, die Beklagte 
würde nicht alsbald nach der Entlaſſung des K. W. aus 
dem Krankenhauſe ihrerſeits die Unterhaltsgewährung über- 
nommen haben, wie ſie ſie vom 5. März 1902 an über⸗ 
nommen und während eines Zeitraums von zwei bis drei 
Jahren bewirkt hat. Die Uebernahme der Geſchäftsführung 
ſtellt ſich alſo nicht etwa unter dem Geſichtspunkt als im 


) BGB. 8 683 Satz 2, 8 679 Fall 2. 
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Intereſſe der Beklagten gelegen dar, daß die geſetzliche 
Unterhaltspflicht der Beklagten ohne die Geſchäftsführung 
nicht rechtzeitig erfüllt worden wäre. Im übrigen ſind keine 
Umſtände erſichtlich, aus denen folgen würde, daß die Ueber: 
nahme der Geſchäftsführung dem Intereſſe der Beklagten 
entſprochen habe. Im Gegenteil iſt an ſich anzunehmen, 
daß es für die Beklagte vorteilhafter und mit Rückſicht auf 
das beſtehende Familienverhältnis angemeſſener geweſen wäre, 
den K. W. im eigenen Haushalt zu verköſtigen und zu pflegen, 
ſtatt die Verköſtigung und Pflege Dritten überlaſſen zu 
müſſen, die dafür Entſchädigung in Geld forderten und dem 
K. W. nicht ſo nahe ſtanden wie ſeine Mutter, die Beklagte. 
Hienach ſind die Vorausſetzungen nicht erfüllt, unter denen 
die Klägerinnen nach SS 683 und 679 des BGB. Erſatz ihrer 
Aufwendungen als Geſchäftsführerinnen verlangen könnten. 
Urt. des I. CS. vom 15. Januar 1909 in Sachen 
Reinhard gegen Wengert. U. 788/08. 


45. 


Mangelhafte Verwahrung einer Kellertreppe. — Eige⸗ 
nes Rerſchulden des Verletzten. 


Gründe: 

Der Zuſtand, in welchem der Beklagte ſein Haus der 
Firma Sch. (als Mieterin) überlaſſen und in dem ſich das 
Haus und insbeſondere der untere Hausgang mit der ein- 
gelaſſenen Falltüre noch am Tage des Unfalls des Klägers 
befunden hat, war ein für die im Haufe aus- und ein⸗ 
gehenden Leute höchſt gefährlicher. Da die Falltüre ſchon 
67 cm von der Haustüre an beginnt und, der letzteren 
mit ihrer Schmalſeite gerade gegenüberliegend, beinahe 
die ganze Breite des Hausganges einnimmt, irgendwelche 
beſondere Sicherungsvorrichtungen aber nicht angebracht 
waren, lag die Gefahr außerordentlich nahe, daß Dritte, 
die bei aufgezogener Falltüre die Haustüre unverſchloſſen 
antreffen und das Haus betreten würden, die Oeffnung 
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im Boden des Ganges überſehen und beim erſten Schritt 
in den Kellerzugang hinabſtürzen könnten. Dieſe Ge⸗ 
fahr, welcher nicht bloß mit den örtlichen Verhältniſſen 
völlig unbekannte, ſondern auch regelmäßig im Hauſe ver⸗ 
kehrende Perſonen unterlagen, war ſo offenkundig, daß ſich 
ihre Erkenntnis jedem Hauseigentümer (und ſo auch dem 
Beklagten) förmlich aufdrängte. Beklagter war ſich denn 
auch der Gefährlichkeit dieſes Zuſtandes wohl bewußt, denn 
er trägt ſelbſt vor, es habe ſeit jeher behufs Vermeidung 
von Unglücksfällen im Hauſe die Uebung beſtanden, daß die 
Haustüre beim Oeffnen der Falltüre zugeriegelt und bis zu 
deren Schließung in dieſem Zuſtand belaſſen worden ſei, 
und die Einhaltung dieſer Uebung habe er auch der Firma 
Sch. bei Abſchluß des Mietvertrags anempfohlen. Dies 
alles mag richtig ſein. Die Frage iſt aber, ob Beklagter 
als Hauseigentümer — in welcher Eigenſchaft er für einen 
verkehrsſicheren Zuſtand der Zugänge zu ſeinem Anweſen zu 
ſorgen verpflichtet iſt — der erwähnten, in der Beſchaffenheit 
des Hauſes begründeten Gefahr hiedurch in genügendem 
Maße vorgebeugt hat, und dieſe Frage iſt zu verneinen. 
Beklagter durfte ſich bei der geſchilderten Gefährlichkeit der 
Anlage der Falltüre mit der Hinweiſung des Mieters auf 
die Uebung des Zuriegelns der Haustüre nicht begnügen; 
denn er mußte ſich bei Anwendung der im Verkehr erfor- 
derlichen Sorgfalt jagen, daß die Möglichkeit der Unterlaſ— 
ſung des Zuriegelns im einzelnen Falle der Benutzung der 
Falltüre keineswegs ausgeſchloſſen und daher der Schutz der 
im Hauſe verkehrenden Perſonen, wie er durch die bisherige 
Uebung und deren Bekanntgabe an die Mieterin Firma Sch. 
bewirkt war, nur ein höchſt unvollkommener ſei. Dieſem Ge⸗ 
danken konnte ſich der Beklagte bei pflichtmäßiger Ueberle⸗ 
gung um ſo weniger verſchließen, als er damit rechnen mußte, 
daß auch die Firma Sch. nicht etwa eine beſtimmte Perſon 
allgemein mit der Abſchließung (Zuriegelung) der Haustüre 
bei Benützung der Falltüre betrauen, dieſe Aufgabe vielmehr 
im Wechſel der Verhältniſſe bald dieſer bald jener von den 
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im Hauſe wohnenden oder beſchäftigten Perſonen zufallen 
werde. Bei Beobachtung der im Verkehr erforderlichen Sorg⸗ 
falt mußte der Beklagte, der zudem nicht im Hauſe wohnte 
und die Handhabung des Kellerverkehrs daher auch nicht 
jederzeit kontrollieren konnte, auf eine wirkſamere Sicherung 
der im Hauſe verkehrenden Perſonen bedacht ſein; ob er 
dies durch eine bauliche Veränderung oder durch irgend- 
welche Sperrvorrichtungen oder ſonſtwie erreichte, war ſeine 
Sache. 

Hieran wird dadurch, daß es ſich bei dem Anweſen des 
Beklagten um ein ziemlich altes, ſchon vor etwa 125 — 150 
Jahren erbautes Haus handelt und daß der gefährliche Zu— 
ſtand von der Baupolizeibehörde bis zum Unfall des Klä⸗ 
gers, wie es ſcheint, nie beanſtandet worden iſt, nichts ge⸗ 
ändert. Angeſichts der in die Augen ſpringenden hohen Ge⸗ 
fährlichkeit der Anlage und der offenbaren Unzulänglichkeit 
der vom Beklagten getroffenen Gegenmaßregel muß deſſen 
Verhalten ſelbſt dann als ein fahrläſſiges (im Sinne der 
Außerachtlaſſung der im Verkehr erforderlichen Sorgfalt, 
BGB. § 276) bezeichnet werden, wenn — was hier nicht 
zu entſcheiden iſt — die E.er Polizeibehörde durch die Unter⸗ 
laſſung jeglichen Einſchreitens eine zu weit gehende und 
darum ungerechtfertigte Nachſicht geübt hat. Denn die Er⸗ 
kenntnis, daß die dem Mieter gegenüber ein einziges Mal, 
bei der Vermietung, ausgeſprochene Anordnung des jeweili⸗ 
den Verriegelns der Haustüre unter den vorliegenden Um⸗ 
ſtänden eine ganz unzureichende Schutzmaßregel darſtelle, 
war nicht etwa von techniſchem Wiſſen und techniſcher Er- 
fahrung abhängig, ſondern konnte und mußte ohne weiteres 
auch vom Beklagten, vorausgeſetzt, daß er die nötige Ueber⸗ 
legung und Sorgfalt walten ließ, gewonnen werden. Aus 
dem gleichen Grunde iſt es unerheblich, ob auch in anderen 
alten Häuſern in E. vor dem Unfall des Klägers dieſelben 
oder wenigſtens ähnliche Mißſtände wie im Hauſe des Be⸗ 
klagten geherrſcht haben. 

Die Fahrläſſigkeit des Beklagten wird endlich auch da⸗ 
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durch nicht ausgeſchloſſen, daß er vor dem 4. Februar 1907 
keinerlei Kenntnis von irgend einem an dem Falltürenloch 
vorgekommenen Unfall erlangt haben ſollte; denn er durfte 
ſich durch das Ausbleiben ſolcher Unfallnachrichten nicht von 
der pflichtmäßigen Erwägung darüber abhalten laſſen, durch 
welche Maßregeln der Gefährlichkeit des beſtehenden Zuſtands 
wirkſam entgegengetreten werden könne. 

Der Unfall des Klägers ift, woran nach dem Ausge⸗ 
führten kein Zweifel ſein kann, durch die in der Unterlaſ— 
ſung weiterer Abhilfemaßregeln liegende Fahrläſſigkeit des 
Beklagten verurſacht worden und Beklagter hat daher fahr⸗ 
läſſig den Körper und die Geſundheit des Klägers wider— 
rechtlich verletzt, BGB. § 8232 

Mit Recht macht nun aber Beklagter für den Fall der 
grundſätzlichen Bejahung ſeiner Haftung eigenes Verſchulden 
des Klägers im Sinne des $ 254 BGB. geltend. Bei der 
Entſtehung des Schadens (des Unfalls vom 4. Februar 1907 
und ſeiner Folgen) hat inſofern ein Verſchulden des Klägers 
mitgewirkt, als dieſer, wie ſich aus ſeiner eigenen Darſtel⸗ 
lung ergibt, trotz ſeiner Kenntnis der fraglichen Oertlichkeit 
(er arbeitete damals ſchon ſeit 4 Monaten im Hauſe) und 
obwohl er als vorſichtiger Mann auch bei nicht verſchloſ— 
ſener Haustüre mit der Möglichkeit des Offenſtehens der 
Falltüre rechnen mußte, den Hausgang ſehr raſch und acht⸗ 
los betreten hat. Bei weniger ungeſtümer Annäherung an 
die Falltüre — und eine ſolche war trotz des bezeugten 
„ſchweren Aufgehens“ der Haustüre wohl möglich — hätte 
er das Offenſtehen der Falltüre noch rechtzeitig bemerken 
und den Unfall vermeiden können. Immerhin erſchien das 
Verſchulden des Beklagten als desjenigen, der die Sorge 
für verkehrsſichere Beſchaffenheit des Zugangs zu ſeinem 
Hauſe nicht in der vom Geſetze geforderten Weiſe ausgeübt 
hat, als das größere, für die Frage der Verurſachung des 
Unfalls vorwiegend bedeutungsvolle. So rechtfertigte es ſich, 
den Beklagten nur zu / für haftbar zu erklären, / des 
Schadens des Klägers dagegen dieſem ſelbſt aufzubürden. 
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Urt. des I. CS. vom 5. März 1909 in Sachen Bertſch 
g. Lung. U. 912/08. 


46. 


Zur Auslegung der SS 146. 151 des Unfall verſicherungs⸗ 
geſetzes für Land⸗ und Forſtwirtſchaft (ABl. 1900 
. 641). — Tierſchaden. 


Beide Parteien find ſelbſtändige Unternehmer landwirt- 
ſchaftlicher Betriebe und in H., OA. G., wohnhaft. Der 
Klr. pflegte auch Lohnfuhren für dritte Perſonen auszuführen 
und iſt überdies während der Wintermonate regelmäßig als 
Getreideaufkäufer für die Firma H. L. in G. tätig. Im Ja⸗ 
nuar 1907 kaufte der Klr. für dieſe Firma beim Bekln. meh⸗ 
rere Zentner Hafer mit der Beſtimmung, daß der Bekl. die 
Beifuhr nach G. zu beſorgen hatte. Die Beifuhr erfolgte 
am Nachmittag des 24. Januar 1907. Der dazu benützte 
Wagen war Eigentum des Bekln.; von den beiden Pferden, 
mit denen der Wagen beſpannt war, gehörte das eine dem 
Bekln., das andere dem Klr., der dasſelbe dem Bekln. für 
den genannten Zweck lieh. Der Klr. ſelbſt fuhr gleichfalls 
mit nach G., wie er vorträgt, „um bei der Ablieferung des 
Hafers zugegen zu ſein“. In G. half der Klr. beim Abladen 
des Hafers und ebenſo, als die Rückfahrt nach H. angetreten 
werden ſollte, beim Wiedereinſpannen der im Gaſtſtall einer 
Wirtſchaft eingeſtellt geweſenen Pferde mit, letzteres in der 
Weiſe, daß jeder Teil, der Bekl. voraus, der Klr. hinterher, 
ſein eigenes Pferd aus dem Stall herausführte. In dieſem 
Augenblick ſchlug das Pferd des Bekln. nach hinten aus und 
traf den nachfolgenden Klr. auf den linken Unterkiefer. 

Von dem Unfall wurde der landwirtſchaftlichen Berufs: 
genoſſenſchaft für den Donaukreis durch den Bekln. Anzeige 
erſtattet. Durch Beſcheid des Vorſitzenden des Vorſtands 
der Ber. Gen. vom 2. Mai 1907 wurde dem Klr. eröffnet, 
daß der Unfall, der ſich im Betrieb des Bekln. ereignet habe, 
als Unfall anerkannt werden ſolle, für den in Gemäßheit des 


292 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Lw. UVG. vom Beginn der 14. Woche (26. April 1907) an 
Entſchädigung zu leiſten ſei. Durch Beſchluß des Vorſtands 
der Ber. Gen. vom 25. Mai 1907 wurde ſodann der Betrag 
der dem Klr. zu gewährenden Entſchädigung unter Zugrunde⸗ 
legung einer Minderung ſeiner Erwerbsfähigkeit um 30% 
und eines Jahresarbeitsverdienſts desſelben von 700 M. auf 
monatlich 11 M. 70 Pf. feſtgeſetzt. Dieſe Rente bezieht der 
Klr. ſeit 26. April 1907. 

Mit der gegenwärtigen Klage werden die Erſatzanſprüche 
für Heilungskoſten und Arbeitsgewinnentgang während der 
erſten dreizehn Wochen nach dem Unfall geltend gemacht. 
Die Klage wurde im weſentlichen für begründet erachtet. 

Gründe: 

Der Klr. fordert Schadenserſatz, wie ſowohl die Be— 
gründung der Klage, als der Vorbehalt des Anſpruchs auf 
Erſatz auch ſolchen Schadens zeigt, der erſt nach Ablauf der 
erſten 13 Wochen nach dem Unfall entſtanden iſt, nicht auf 
Grund des S 146 Lw. UVG., ſondern auf Grund der Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. über Tierhalterhaftung, alſo gemäß 
8 151 S. 1 Lw. UVG. 

Der Bekl. wendet dem gegenüber in erſter Linie ein, 
daß der Klr. Erſatzanſprüche wenn überhaupt, doch keinen⸗ 
falls auf Grund der allgemeinen geſetzlichen Beſtimmungen, 
ſondern höchſtens auf Grund und im Rahmen der Beſtim— 
mungen des § 146 Abſ. 3 Lw. UVG. erheben könne. Erſte 
vom Klr. zu erweiſende Vorausſetzung ſeiner Anſprüche iſt 
daher, daß der Bekl. in Abſicht auf den Unfall eine dritte 
Perſon i. S. des §S 151 Lw. UVG. war, und dies wieder 
hängt davon ab, daß die Parteien ſich in Beziehung auf den 
Unfall nicht als Unternehmer eines landwirtſchaftlichen Be— 
triebs und als in dieſem Betrieb gemäß § 1 Lw. UVG. ver⸗ 
ſicherter Arbeiter gegenüberſtanden. 

Wie unbeſtritten iſt, iſt auch der Klr. ſelbſtändiger Un- 
ternehmer eines landwirtſchaftlichen Betriebs. Als ſolcher 
iſt er gemäß Art. 1 Württ. AG. z. UVG. vom 4. März 1888 
auch gegen Unfälle in ſeinem eigenen Betrieb und zwar, da 
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er an demſelben Ort wie der Bekl. wohnhaft iſt, bei der⸗ 
ſelben Berufsgenoſſenſchaft verſichert, der der Bekl. als Be⸗ 
triebsunternehmer angehört. Daraus, daß dieſe Berufsge- 
noſſenſchaft entſchieden hat, es liege ein Unfall vor, für den 
aus der Unfallverſicherung Entſchädigung zu leiſten ſei, folgt, 
da die Entſchädigungspflicht der Berufsgenoſſenſchaft Platz 
griff, gleichviel ob der Unfall dem Klr. als im Betrieb des 
Bekl. beſchäftigtem Arbeiter oder bei ſeinem eigenen Betrieb 
zuſtieß, für die Frage daher nichts, welcher dieſer beiden 
Fälle vorliegt. Nun iſt allerdings in dem Vorbeſcheid des 
Vorſitzenden des Vorſtands der Ber. Gen. vom 2. Mai 1907 
auch ausgeſprochen, daß der Unfall ſich im Betrieb des 
Bekln. ereignet habe. Dieſer Ausſpruch kann jedoch für 
das über die auf § 151 geſtützten Anſprüche des Klrs. er⸗ 
kennende Gericht nicht bindend ſein. Denn einmal erſcheint 
zweifelhaft, ob die nicht auf einem Beſchluß des zur Ver⸗ 
tretung der Berufsgenoſſenſchaft berufenen Vorſtands 
beruhende Erklärung des Vorſitzenden als „Entſcheidung“ 
der Ber. Gen. ſelbſt angeſehen werden kann. Aber auch wenn 
dies anzunehmen wäre, ſo wäre doch die Entſcheidung der 
Ber. Gen. über die Zugehörigkeit des Unfalls zu einem von 
zwei bei ihr verſicherten Betrieben deshalb nicht maßgebend, 
weil es ſich darum handelt feſtzuſtellen, nicht nur welchem 
der beiden Betriebe der Unfall an ſich zuzurechnen iſt, ſon⸗ 
dern auch ob die Parteien hinſichtlich des Unfalls zu einan⸗ 
der im Verhältnis des Unternehmers des Betriebs, bei dem 
der Unfall ſich ereignete, zu einem in dieſem Betrieb ver⸗ 
ſicherten Arbeiter ſtanden ). 

Unentſchieden kann nach dem ſoeben Geſagten bleiben, 
ob die Betriebshandlung, bei der der Klr. zu Schaden kam, 
und damit der Unfall ſelbſt an ſich dem Betrieb des Klrs. 
oder dem des Bekl. zuzurechnen wäre. Denn auch wenn mit 


1) Vgl. Entſch. d. RG. VI. Sen. i. S. Gerſter g. Käſtle v. 16. V. 04 
(U. 87. 03); nicht entgegen RGE. 60, 36 (VI. Sen. v. 23. I. 05), da 
es ſich dort um Anſprüche handelte, die gerade auf die Eigenſchaft des 
Bekl. als Betriebsunternehmers geſtützt waren. 5 
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Rückſicht auf den Umſtand, daß vertraglich zur Beifuhr des 
Hafers nach G. der Beklagte verpflichtet war und daß auch 
das Einſpannen weſentlich den Zwecken ſeines Betriebs 
diente, letzteres anzunehmen wäre, ſo folgt daraus nicht, daß 
der Klr. bei der Betriebshandlung und dem Unfall auch Ar: 
beiter des Bekln. und darum in deſſen Betrieb verſichert war. 
Hiezu müßte feſtgeſtellt werden können, daß der Klr. bei ſeiner 
Tätigkeit in einem gewiſſen Abhängigkeitsverhältnis zum 
Bekln. ftand, daß er dabei ſeinen Willen dem des Bekl. als 
des Unternehmers des Betriebs, in dem er tätig war, unter⸗ 
geordnet hatte). 

Für dieſe Annahme aber fehlt es an zureichenden tat— 
ſächlichen Anhaltspunkten. Daß der Klr. den Bekl. bei der 
Fahrt nach G. gerade zu dem Zweck begleitet hätte, um, wie 
nachmals geſchehen, beim Abladen des Hafers und beim 
Wiedereinſpannen der Pferde zur Rückfahrt Hilfe zu leiſten, 
iſt wenig wahrſcheinlich und wird von dem Bekl. ſelbſt nicht 
behauptet. Da der Zweck der Fahrt war, der Firma L. Hafer 
zuzuführen, den der Klr. für dieſelbe beim Bekl. gekauft hatte, 
erſcheint vielmehr die Annahme begründet, daß der Klr. den 
Bekl., wie letzterer ſelbſt nicht beſtreitet, begleitete, um bei 
der Ablieferung des Hafers und der nach dem Zeugnis des 
L. alsbald erfolgten Ausbezahlung des Kaufpreiſes und des 
Fuhrlohns, wohl auch feiner eigenen Proviſion für die Ver— 
mittlung des Kaufs, zugegen zu ſein. Der Umſtand, daß 
zur Ausführung der Fahrt der Klr. „leihweiſe“ ein eigenes 
Pferd ſtellte, ſcheint ſogar darauf hinzuweiſen, daß der Klr., 
der nach dem Zeugnis des L. dann, wenn er ſelbſt die Bei— 
fuhr beſorgte, eine erhöhte Proviſion erhielt, auch an dem 
Gewinn aus der Beifuhr des Hafers beteiligt war. Aber 
auch abgeſehen hievon ſpricht ſchon das zuerſt Geſagte über— 
zeugend dafür, daß die Fahrt nach G. von den Parteien ge— 
meinſam, aber im beſonderen Intereſſe jedes Teils ausge— 
führt wurde. Dann aber iſt auch kein Grund zu der An— 


19 Vgl. zit. Entſch. d. RG. i. S. Gerſter g. Käſtle; auch JW. 1905, 
208. 1907, 154. 1908, 351. 
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nahme gegeben, daß von dem einen Teil an die Unterwer⸗ 
fung unter die Botmäßigkeit des Betriebs des andern Teils 
gedacht war. | 

Dasſelbe wie von der Fahrt im allgemeinen, gilt auch 
von dem ſpeziellen Vorgang, der zur Veranlaſſung des Un⸗ 
falls wurde, dem Wiedereinſpannen der Pferde zur Rück⸗ 
fahrt. Denn der ſelbſtverſtändlich von vornherein beſtehen⸗ 
den Abſicht, auch die Rückfahrt gemeinſchaftlich auszuführen, 
entſprach es nur, wenn auch die Arbeit des Einſpannens der 
Pferde in gemeinſchaftlichem Zuſammenwirken und in der 
Weiſe vorgenommen wurde, daß jeder Teil ſein eigenes Pferd 
aus dem Stall heraus und zu dem Wagen, an den es wie⸗ 
der angeſchirrt werden ſollte, führte, ohne daß er ſich damit 
in den Betrieb des anderen Teils zu ſtellen beabſichtigte. 

Iſt hienach davon auszugehen, daß der Kläger bei dem 
Unfall nicht Arbeiter in dem Betrieb des Bekln., letzterer 
alſo im Verhältnis zu dem Unfall ein Dritter im Sinn des 
§ 151 Lw. UVG. war, jo find für die Anſprüche des Klrs. 
nicht die Beſtimmungen dieſes Geſetzes, ſondern diejenigen 
des BGB. maßgebend. Daraus ergibt ſich ohne weiteres 
die Hinfälligkeit der aus den Beſtimmungen des Lw. UVG. 
abgeleiteten Einwendung des Bekln., daß der Klr. für die 
erſten 13 Wochen, auf die ſeine Anſprüche allerdings zunächſt 
beſchränkt ſind, Entſchädigungen nur nach Maßgabe des 
8 146 Abſ. 3 Lw. UVG. beanſpruchen könne, Schmerzensgeld 
demnach überhaupt nicht, Erſatz für Heilungskoſten und Er— 
werbsverluſt nur dann, wenn er nicht einer Krankenkaſſe an⸗ 
gehört habe, und auch in dieſem Fall nur in Beſchränkung 
auf die in SS 6 und 7 des Kr. Verſ.Geſ. feſtgeſetzten Lei⸗ 
ſtungen. 

Der unbeſtrittene Verlauf des Unfalls im einzelnen läßt 
keinen Zweifel darüber zu, daß die Verletzung des Klrs. 
durch ein Tier herbeigeführt wurde, deſſen Halter der Bekl. 
war, da das Ausſchlagen des Pferds eine Aeußerung ſeiner 
tieriſchen Natur darſtellte, auch wenn es, wie der Bekl. an⸗ 
nimmt, durch ein plötzliches Erſchrecken infolge des Werfens 
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von Schneebällen veranlaßt war. An ſich erſcheint daher 
die Haftung des Bekl. für den durch die Verletzung herbei⸗ 
geführten Schaden des Klrs. gemäß $ 833 BGB. begründet. 
Sache des Bekl. iſt es, demgegenüber Umſtände darzutun, 
welche ſeine Haftung ausſchließen oder doch mindern. 

In dieſer Hinſicht wendet der Bekl. in erſter Linie ein, 
daß ſeine Haftung als durch ſtillſchweigende Vereinbarung 
der Parteien ausgeſchloſſen angeſehen werden müſſe. Dieſer 
Einwand kann allerdings nicht durch den bloßen Hinweis 
darauf beſeitigt werden, daß die Parteien an einen Unfall 
und damit an einen Ausſchluß der Haftung gar nicht ge⸗ 
dacht haben. Vielmehr iſt davon auszugehen, daß die Par— 
teien ihre geſamten Rechtsbeziehungen, die ſich aus der ge= 
meinſchaftlichen Ausführung der Fahrt und der gemeinſchaft⸗ 
lichen Vornahme der Arbeit des Einſpannens ergeben wür⸗ 
den, alſo auch den tatſächlich eingetretenen Fall, daß einer 
von ihnen bei der gemeinſchaftlichen Tätigkeit verletzt würde, 
von vornherein ſtillſchweigend den Geboten der Billigkeit 
unterſtellt wiſſen wollten ). 

Die Frage iſt daher, ob es unter den obwaltenden Um⸗ 
ſtänden als der Billigkeit entſprechend anzuſehen iſt, daß der 
Bekl. entgegen der geſetzlichen Regel für den durch ſein Pferd 
verurſachten Schaden nicht aufzukommen haben ſoll. Grund 
zu dieſer Annahme iſt jedoch nicht gegeben. Denn nach dem 
Geſagten handelte es ſich nicht darum, daß etwa der Bekl. 
dem Klr. durch Geſtattung unentgeltlicher Mitfahrt oder da⸗ 
durch, daß er ſeinerſeits dem Klr. beim Einſpannen behilf- 
lich war, eine Gefälligkeit erwies, die es als billig erſcheinen 
laſſen würde, daß der Klr., weil er Gebrauch davon machte, 
auch einen dabei entſtandenen Schaden auf ſich leide. Da 
vielmehr die gemeinſchaftliche Fahrt ſowohl als das gemein- 
ſchaftliche Einſpannen, wenn nicht überwiegend dem Inter— 
eſſe des Bekln., doch mindeſtens in gleichem Maß dem Inter⸗ 
eſſe beider Teile diente, ſo kann eine Unbilligkeit darin nicht 


) JW. 1907, 408. RGE. 67, 431. 
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erblickt werden, daß der Bekl. einen bei der gemeinſchaft⸗ 
lichen Tätigkeit durch ſein Pferd dem Klr. verurſachten Scha⸗ 
den zu erſetzen habe. Der Einwand erſchien daher nicht be⸗ 
gründet. 

Weiter macht der Bekl. geltend, daß zur Entſtehung des 
Unfalls ein eigenes Mitverſchulden des Klrs. in einem die 
Haftung des Bekln. ausſchließenden, mindeſtens erheblich 
herabmindernden Maß mitgewirkt habe. Richtig iſt nun 
zwar, daß urſächlich für die Entſtehung der Verletzung des 
Klrs. neben dem Ausſchlagen des Pferds der Umſtand ge— 
wirkt hat, daß im Augenblick des Ausſchlagens der Klr. ſich 
in ſolcher Nähe hinter dem Pferd befand, daß er von dem 
Hufſchlag erreicht werden konnte. Hierin allein kann jedoch 
eine Außerachtlaſſung der gebotenen Vorſicht nicht gefunden 
werden, auch wenn zugegeben wird, daß bei jedem Pferd 
jederzeit die Möglichkeit des Ausſchlagens beſteht. Denn die 
gemeinſchaftliche Verrichtung der Arbeit des Einſpannens der 
beiden Pferde brachte es mit Notwendigkeit mit ſich, daß der 
Klr. ſich auch dem Pferd des Bekl. zeitweiſe und auch von 
hinten her ſo nähern mußte, daß er in den Bereich ſeines 
Hufſchlags geriet. Mag ein Bedürfnis ſolcher Annäherung 
für den Klr. auch gerade während des Herausführens der 
Pferde aus dem Stall nicht beſtanden haben, ſo würde es 
doch eine Ueberſpannung der Anforderungen an ſeine Pflicht 
zur Aufmerkſamkeit enthalten, wenn ihm angeſonnen werden 
ſollte, in jedem Augenblick zu überlegen, ob es notwendig 
war, daß er ſich dem Pferd auf Hufſchlagentfernung näherte. 
Von einer Fahrläſſigkeit des Bekln. könnte daher nur dann 
geſprochen werden, wenn er vernünftigen Grund zu der Be— 
fürchtung hatte, daß bei ſeiner Annäherung das Pferd aus— 
ſchlagen werde. Dies kann jedoch nicht angenommen wer⸗ 
den. Denn nach der eigenen Auffaſſung des Bekl. wurde 
das Pferd zum Ausſchlagen nicht etwa durch die Annähe— 
rung des Klrs., ſondern dadurch veranlaßt, daß es erſchrack, 
weil auf der Straße von Kindern Schneebälle geworfen wur— 
den und das Pferd ſelbſt vielleicht von ſolchen getroffen 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 3. 21 
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wurde. Daß er mit einer derartigen fernliegenden Möglich⸗ 
keit nicht rechnete, kann aber dem Klr. nicht zum Vorwurf 
gereichen. Im übrigen lag Grund zu der Befürchtung eines 
Ausſchlagens des Pferds für den Klr. ſchon deshalb nicht 
vor, weil das Pferd, wie der Bekl. ſelbſt vorträgt, ſonſt 
durchaus gutartig und in keiner Weiſe zum Schlagen geneigt 
war. Auch dieſer Einwand kann daher nicht für begründet 
erachtet werden. 

Urt. des I. CS. v. 28. Januar 1909 in Sachen Kau⸗ 

derer g. Widmann. U. 740/08. 


47. 


Kündigung eines Agenturverhültniſſes durch den Ge⸗ 
ſchüftsherrn, wenn dieſer zur Aufgabe ſeines Ge⸗ 
ſchäfts durch äußere Umſtände genötigt if. 


Aus den Gründen: 

Die Klägerin hatte gegenüber dem Beklagten die Stel⸗ 
lung eines Handlungsagenten im Sinne der SS 84 ff. des 
HGB. Nach $ 92 Abſ. 2 des HGBs. kann das Vertrags⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Geſchäftsherrn und dem Handlungs⸗ 
agenten von jedem Teile ohne Einhaltung einer Kündigungs⸗ 
friſt gekündigt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. 
Die Kündigung ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt iſt 
beim Vorliegen eines wichtigen Grundes zuläſſig, mag das 
Vertragsverhältnis für unbeſtimmte Zeit oder für beſtimmte 
Zeit eingegangen ſein. Iſt die Kündigung zuläſſigerweiſe 
erfolgt, ſo ſind für die folgende Zeit Anſprüche des Hand— 
lungsagenten auf Gewährung einer Vergütung oder auf 
Schadenserſatz wegen Nichtgewährung der Gelegenheit zur 
Vermittelung oder Abſchließung von Geſchäften ausge— 
ſchloſſen. 

Im vorliegenden Fall iſt mit dem Schreiben vom 24. 
Januar 1907 ſeitens des Beklagten eine Kündigung des auf 
zehn Jahre eingegangenen Vertragsverhältniſſes ohne Ein⸗ 
haltung einer Kündigungsfriſt erfolgt. Denn in dieſem 
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Schreiben erklärt der Beklagte der Klägerin, es bleibe ihm 
nichts übrig, als ſeinen Warenvorrat zu verkaufen und ſelbſt 
wieder eine Stellung zu ſuchen; er danke der Klägerin für 
ihre ſeitherige Unterſtützung. Als Grund der Kündigung iſt 
die Tatſache anzuſehen, daß der Beklagte infolge Mangels 
an Betriebskapital und Kredit genötigt geweſen iſt, ſein Ge⸗ 
ſchäft aufzugeben. Es handelt ſich alſo nicht etwa darum, 
daß die Fortführung des Geſchäfts dem Beklagten nur nicht 
genügend gewinnbringend erſchienen wäre, ſondern gekündigt 
worden iſt deshalb, weil der Beklagte, wenn er nicht ſein 
Geſchäft freiwillig aufgegeben hätte, zahlungsunfähig ge⸗ 
worden und in Konkurs gekommen wäre. Der Konkurs des 
Geſchäftsherrn iſt jedenfalls als ein wichtiger Grund zur 
Kündigung im Sinne des $ 92 des HGB. zu erachten !). 
Es iſt aber nicht einzuſehen, warum die ſofortige Löſung des 
Vertragsverhältniſſes nicht ſchon dann gerechtfertigt ſein 
ſollte, wenn feſtſteht, daß eine Fortſetzung des Geſchäftsbe⸗ 
triebs zum Konkurs führen würde. Es iſt zu berückſichtigen, 
daß der Handlungsagent zwar ſtändig damit betraut iſt, für 
den Geſchäftsherrn Geſchäfte zu vermitteln oder abzuſchließen, 
daß er aber nicht als Handlungsgehilfe beim Geſchäftsherrn 
angeſtellt iſt und keinen feſten Gehalt bezieht, auch in der 
Regel nicht ſeine ganze Arbeitskraft in den Dienſt eines Ge⸗ 
ſchäftsherrn ſtellt und daß er geſetzlich nicht gehindert iſt 
gleichzeitig mehrere Firmen — ſelbſt ſolche, deren Waren der 
gleichen Gattung angehören — zu vertreten oder neben dem 
Agenturgeſchäft eine ſonſtige Erwerbstätigkeit auszuüben. 
Dem Agenten entgeht alſo durch die Beendigung des Agen⸗ 
turverhältniſſes zwar eine Gelegenheit, in dauernder Verbin⸗ 
dung mit dem Geſchäftsherrn Proviſionen zu verdienen; aber 
er iſt mit dem Wegfall dieſer Gelegenheiten an ſich nicht be⸗ 
ſchäftigungslos und brotlos; dagegen ſteht bei dem Geſchäfts⸗ 
herrn, der ohne bereite Mittel und ohne Kredit ſeine Ge⸗ 
ſchäftstätigkeit fortſetzen ſoll, das geſchäftliche Daſein und 


) Denkſchrift zum Entwurf des HGB. § 90. 
21 * 
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die geſchäftliche Ehre auf dem Spiel. Hienach war die Kün⸗ 
digung zuläſſig, wenn der Beklagte nicht willkürlich ſein Ge⸗ 
ſchäft aufgegeben, ſondern ſich durch äußere Umſtände zur 
Aufgabe des Geſchäfts genötigt geſehen hat. 
Urteil des I. Zivilſenats v. 15. Januar 1909 in Sachen 
Betzler gg. Staab. U. 784/08. 


48. 


Liegt ein Eintritt in eine beſtehende Handelsgeſell⸗ 
ſchaft vor, wenn einer aus 2 Perſonen beſtehenden 
offenen Handelsgeſellſchaft an Stelle eines ausſchei⸗ 
denden Geſellſchafters gleichzeitig ein neuer hinzutritt? 


Die bekl. Firma war früher eine offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft, beſtehend aus den Teilhabern W. M. und H. S. Auf 
1. Mai 1906 trat M. aus und der Kaufmann R. L. ein. 
Durch Vertrag vom 14. März 1906 ordneten M., S. und 
L. ihre Rechtsverhältniſſe dahin, daß S. und L. das Waren- 
lager, die Maſchinen, die Lager- und Kontoreinrichtung zu 
beſtimmten Preiſen, die Aktiven zum Inkaſſo, Paſſiven da⸗ 
gegen nicht übernehmen ſollten. Die letztere Beſtimmung 
wird dahin wiederholt: „S. und L. führen nach Austritt 
des M. aus der Firma M. u. S. die genannte Firma in 
ſeitheriger Weiſe weiter, übernehmen jedoch keinerlei Paſſi⸗ 
ven aus der alten Geſellſchaft.“ Zum Handelsregiſter mel- 
deten die Beteiligten zunächſt die Auflöſung der offenen 
Handelsgeſellſchaft und den Uebergang des Geſchäfts auf 
H. S. allein an, was am 7. Mai 1906 vom Handelsregiſter— 
gericht veröffentlicht wurde; nachher meldeten ſie den Ein— 
tritt des L. in das Geſchäft des S. mit der Wirkung vom 
8. Mai 1906 an, was das Regiſtergericht mit dem Zuſatz 
veröffentlichte: „Die in dem Betrieb des Geſchäfts begrün— 
deten Forderungen des bisherigen Inhabers ſind auf die 
Geſellſchaft übergegangen, nicht aber die Verbindlichkeiten.“ 
Unerachtet dieſer Veröffentlichungen waren die Streitsteile 
im lg. Verfahren ſchließlich darüber einig, daß L. gleichzeitig 
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mit dem Austritt des M. und an deſſen Stelle in die Ge— 
ſellſchaft eingetreten iſt. 

Klin. hat Klage gegen die Firma M. u. S. erhoben 
auf Bezahlung einer aus dem Jahr 1905 ſtammenden For⸗ 
derung gegen die Firma, indem fie ſich auf $ 130 HGB. 
ſtützte. Die Klage iſt abgewieſen worden, vom Berufungs⸗ 
gericht aus folgenden 

Gründen: 

Hat (wie in dem nicht abgedruckten Teil der Gründe 
dargelegt iſt) hienach die jetzt beklagte offene Handelsgeſell⸗ 
ſchaft die Verbindlichkeiten der früheren Geſellſchaft gleichen 
Namens unzweifelhaft nicht durch Willensakt übernommen, 
jo kann fie auch nicht kraft Geſetzes für dieſe Verbindlich⸗ 
keiten in Anſpruch genommen werden. Wie in der Recht⸗ 
ſprechung, inſonderheit derjenigen des Reichsgerichts, feſtſteht, 
iſt die offene Handelsgeſellſchaft nicht etwa eine juriſtiſche 
Perſon, deren Beſtand von dem Wechſel der Mitglieder un⸗ 
abhängig wäre!), ſondern eine Geſellſchaft. Nun iſt aller⸗ 
dings in § 130 HGB.s die Möglichkeit anerkannt, daß in 
eine beſtehende Geſellſchaft ein weiterer Geſellſchafter eintritt, 
und es iſt hievon die — abweichender Vereinbarung unzu— 
gängliche — Rechtsfolge geknüpft, daß der neu eintretende 
Geſellſchafter gleich den anderen Geſellſchaftern für die vor 
ſeinem Eintritt begründeten Verbindlichkeiten der Geſellſchaft 
hafte. Allein hiemit kann nicht ohne weiteres der Fall gleich- 
geſtellt werden, daß bei einer aus zwei Teilhabern beſtehen⸗ 
den Geſellſchaft gleichzeitig der Eine austritt und eine dritte 
Perſon eintritt. Ueber die rechtliche Behandlung eines ſol⸗ 
chen Falles find die Meinungen in der Literatur geteilt ). 
Die reichsgerichtliche Rechtſprechung hat ſich neuerdings auf 
den Standpunkt geſtellt, daß eine Fortſetzung der alten Ge⸗ 
ſellſchaft in dem Sinn, daß die Geſellſchaft auch in der ge— 
änderten Zuſammenſetzung dasſelbe Rechtsſubjekt bleibt, 

1) Zu vergl. aus neueſter Zeit RG. 65 S. 23 u. S. 229, 68 S. 412. 


2) Zu vergl. einerſeits Staub, 8. Aufl., andererſeits Mak ower, 
12. Aufl. je zu §S 130 HGB. 
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mithin die Verbindlichkeiten unverändert zu Laſten der Firma 
gehen und der neu eintretende Teilhaber gemäß § 130 HGB. 
haftbar wird, — trotz den entgegenſtehenden Bedenken dann, 
aber auch nur dann angenommen werden kann, wenn der 
Wille der beteiligten Geſellſchafter hierauf gerichtet ift!). Im 
gegenwärtigen Fall war nun der Wille der beteiligten Per— 
ſonen unzweifelhaft nicht auf Fortſetzung der beſtehenden 
Geſellſchaft, ſondern auf die Gründung einer neuen Ge— 
ſellſchaft gerichtet. Dies ergibt ſich aus den Beſtimmun— 
gen des Vertrags vom 14. März 1906, wornach die Teil⸗ 
haber der neuen Geſellſchaft nicht das Geſchäft als ſolches, 
ſondern einzelne Vermögensſtücke je in beſtimmter Weiſe, 
Paſſiva dagegen nicht, und die Ausſtände nur zum Einzug 
übernommen haben; ebenſo aber auch aus den Anmeldun- 
gen zum Handelsregiſter, wonach ausdrücklich das Erlöſchen 
der alten und die Begründung einer neuen Geſellſchaft, — 
beides angeblich ſogar unterbrochen durch einen Zwiſchenzu⸗ 
ſtand, während deſſen H. S. allein als Einzelkaufmann das 
Geſchäft betrieben haben ſoll — angemeldet worden ſind. 
Hiernach iſt unzweifelhaft, daß der Wille aller drei beteilig- 
ten Perſonen nicht auf die unmittelbare Fortſetzung des alten 
Geſellſchaftsverhältniſſes gerichtet war. Es ſteht daher nicht 
zur Entſcheidung, ob nicht ſelbſt im Fall eines hierauf ge⸗ 
richteten Willens der Annahme einer Fortdauer der näm⸗ 
lichen Geſellſchaft entſcheidende rechtliche Bedenken entgegen⸗ 
ſtehen würden. Ohne, ja gegen einen ſolchen Willen die 
Fortdauer des nämlichen Rechtsſubjekts anzunehmen, dafür 
fehlt es, wie das Berufungsgericht in Uebereinſtimmung mit 
den erwähnten reichsgerichtlichen Entſcheidungen annimmt, 
an hinreichenden Gründen, wie denn auch ſowohl die Schrift— 
ſteller, als frühere gerichtliche Entſcheidungen, welche die 
Identität der Geſellſchaft in Fällen vorliegender Art anneh⸗ 
men, dies nur auf Grund erklärten oder als erklärt anzu- 


1) JW. 1899 ©. 675 Nr. 13. Holdheims Zeitſchr. 11 S. 37 und 
S. 203. 
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nehmenden Willens der Beteiligten tun!). An dieſem Er⸗ 
gebnis vermag der Umſtand, daß eine Liquidation der frühe⸗ 
ren offenen Handelsgeſellſchaft unterblieben iſt, nichts zu än⸗ 
dern, ebenſo iſt unerheblich, daß auch die Bekl. ihr Handels⸗ 
gewerbe unter der von ihr übernommenen Firma der frühe⸗ 
ren Geſellſchaft betreibt. Denn falls je angenommen werden 
müßte, daß an Stelle des 8 130 HGB. die Beſtimmung des 
§ 28 HGB. zur Anwendung zu bringen ſei, ſo haben ja die 
Beteiligten die von ihnen getroffene Vereinbarung, betreffend 
den Ausſchluß der Uebernahme der Verbindlichkeiten der 
früheren Geſellſchaft zum Handelsregiſter angemeldet und die 
Bekanntmachung dieſer Anmeldung erwirkt ($ 28 Abſ. 2 
HGB.). 

Urt. des III. CS. vom 22. Dez. 1908 i. S. Bönſel 

g. Meißner u. Schäfer. 


49. 


Haftung des Grundeigentümers für die durch Abgra⸗ 

bung dem Nachbarhaus erwachſene Keſchüdigung. — 

Bedentung des § 909 BGB. und der Art. 19. 20 der 

Mürtt. Banardnung. — Baugrube als „Werk“ im 
Sinne des § 836 3653. 


Der Beklagte — ein Weingärtner — hat im J. 1904 
zum Zweck der Errichtung eines Neubaus auf ſeinem Grund: 
ſtück (M.ſtraße Nr. 104 in St.) eine Baugrube ausheben 
laſſen, die mindeſtens 6 Meter unter die Grundlinie des dem 
Kläger gehörigen Nachbarhauſes (M. ſtraße Nr. 106) hinab⸗ 
reichte. Die Errichtung des Neubaus war vom Beklagten 
dem Architekten H. übertragen worden, der ſeinerſeits die 
Grabarbeiten durch den Akkordanten St. beſorgen ließ. In⸗ 
folge des Einſturzes der durch Sprießen geſtützten Erdwand 
der Grube an der dem Hauſe des Klägers zugewandten Ecke 
entſtanden Riſſe in dieſem Hauſe, wodurch Unterfangungs⸗ 


1) Zu vergl. Staub a. a. O., Württ JJ. 11 S. 39. 
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und ſonſtige Arbeiten nötig wurden, und wodurch ein dauern: 
der Minderwert des Hauſes entſtanden ſein ſoll. 

Die auf Erſatz des Schadens gerichtete Klage wurde 
abgewieſen. 

Gründe. 

Nach den tatſächlichen Verhältniſſen des gegenwärtigen 
Falles ſcheint die Anwendung des § 909 BGB. am nächſten 
zu liegen. Der Beklagte hat ſein Grundſtück durch Aushe⸗ 
ben der Baugrube für das Haus M.ftraße 104 vertieft und 
zwar, wie die Beweisaufnahme ergab, in der Weiſe, daß 
der Boden des benachbarten Grundſtücks des Klägers und 
das auf dieſem errichtete Haus M.ſtraße 106 die erforder⸗ 
liche Stütze verloren hat. Denn wenn auch das kläg. Haus 
zuvor ſchon infolge früherer Senkungen Riſſe hatte, ſo iſt 
doch erwieſen, daß nach dem Einſturz in der Baugrube des 
Bekln. am 16. Auguſt 1904 eine plötzliche ſtärkere Senkung 
feiner Mauern eintrat, weil der Grund unter den Funda- 
menten des kläg. Hauſes den ihm bisher durch die einge— 
ſtürzten Erdmaſſen gewährten Halt verlor und deshalb jeit- 
lich auswich. Der Kläger hätte daher vor dem Einſturz, 
wenn die durch Sprießung der Baugrube verſuchte Befeſti— 
gung ihrer Wände eine ungenügende war, auf Grund der 
SS 909, 1004 BGB. dem Bekln. die weitere Ausgrabung 
unterſagen können. 

Allein daraus kann nicht ohne weiteres gefolgert wer— 
den, daß der Kläger, nachdem er durch die Vertiefung des 
Nachbargrundſtückes geſchädigt worden iſt, einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch gegen den Bekln. habe. Zwar wurde die An- 
ſicht aufgeſtellt, ein ſolcher Anſpruch laſſe ſich damit begrün— 
den, daß an die Vertiefung ohne weiteres die Pflicht des 
Vertiefenden ſich knüpfe, ſoweit dem Nachbargrundſtücke da⸗ 
durch die Stütze entzogen werde, für eine genügende ander— 
weite Sicherung zu ſorgen; das ſei eine geſetzliche Verbind— 
lichkeit, deren Nichterfüllung eine Intereſſeforderung des Be— 
rechtigten hervorrufe !). Allein es iſt nicht zutreffend, daß 


) Vergl. OLG. 5, S. 151. Dernburg, Bürgerl. Recht 3. Aufl. 
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der $ 909 eine perſönliche Verpflichtung des Vertiefenden zu 
gehöriger Verwahrung des Nachbargrundſtückes aufſtelle. Er 
verbietet vielmehr eine beſtimmte Art der Beeinträchtigung 
fremden Eigentums; bei Verletzung des Verbotes erwächſt 
dem Gefährdeten der dingliche Anſpruch aus $ 1004 BGB., 
dieſem Anſpruche kann aber der Vertiefende dadurch begeg- 
nen, daß er für anderweitige genügende Befeſtigung des 
Nachbargrundſtückes ſorgt. Die Herſtellung ſolcher Befeiti- 
gung iſt alſo ein Recht, nicht eine Pflicht des Vertiefenden, 
der gefährdete Nachbar kann ſie nicht unmittelbar verlangen, 
er muß fi) nur damit zufrieden geben!). Damit wird auch 
die Schlußfolgerung, daß die Nichterfüllung der Pflicht zur 
Befeſtigung unmittelbar eine e nach ſich 
ziehe, hinfällig. 

Dagegen bildet — davon geht auch die Rechtſprechung 
des Reichsgerichts aus — der § 909 ein Schutzgeſetz, 
deſſen Verletzung nach §S 823 Abſ. 2 BGB. den Zuwider⸗ 
handelnden ſchadenserſatzpflichtig machen kann?). Allein der 
hierauf gegründete Erſatzanſpruch hat zufolge der ausdrück⸗ 
lichen Beſtimmung in $ 823 Abſ. 2 zur Vorausſetzung, daß 
ein Verſchulden des Vertiefenden vorliegt. 

Ein Verſchulden des Bekln. iſt aber, wie ſchon der erſte 
Richter mit Recht angenommen hat, vom Klr. nicht nachge— 
wieſen und kann auch durch ſeinen neuen weiteren Beweis— 
antritt nicht dargetan werden. Dadurch wird auch eine Haf— 
tung des Bekln. auf Grund der allgemeinen Beſtimmung des 
§ 823 Abſ. 1 BGB) ausgeſchloſſen. (Dies wird näher 
ausgeführt und ſodann fortgefahren): Soweit aber eine 
Bd. III 8 81 Anm. II bei N. 5. 6, dagegen 4. Aufl. III 8 81 Anm. III 
bei N. 6. 

1) Vgl. Motive III S. 296, Planck, BGB. § 909 Anm. 2c, 
Staudinger, BGB. § 909 Anm. 1b Abſ. 1, Turnau⸗Förſter, 
Sachenrecht I §8 909 Anm. 2 Abſ. 1, Württ J. 10 S. 278, Recht 1907 
S. 310, S. 1197. 

2) RG. 51, S. 177 und bei Sörgel 1906 S. 284/85, Staudin⸗ 
ger, BGB. § 909 Anm. 1 f. 

8) Vgl. RG. 52 S. 378 fg. 
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Haftung des Bekln. aus §S 823 BGB. in Frage kommt, 
greift die beſondere Beſtimmung des 8 831 BGB. Platz. 
Hienach würde allerdings der Bekl. für eine von den Bau⸗ 
leuten verübte widerrechtliche Beſchädigung des kläg. Hauſes 
haften. Allein mit Recht hat das LG. angenommen, daß 
dem Bekln. der ihm in § 831 Abſ. 1 Satz 2 nachgelaſſene 
Entſchuldigungsbeweis gelungen und daß deshalb die Erſatz⸗ 
pflicht des Bekln. ausgeſchloſſen if. Sowohl bei der Aus⸗ 
wahl des leitenden Architekten H., der ein ſtaatlich geprüfter 
und als tüchtig und zuverläſſig anerkannter Baumeiſter iſt, 
als bei der Uebertragung der Grabarbeiten an den durch H. 
empfohlenen Akkordanten St., der nach dem Gutachten des 
Architekten St. die zur Ausführung ſolcher Arbeiten erfor: 
derliche Sachkunde und Erfahrung beſitzt, hat der Bekl. die 
im Verkehr gebotene Sorgfalt beobachtet. Eine Pflicht zur 
Beſchaffung von Vorrichtungen oder zur perſönlichen Leitung 
der Arbeiten lag dem Bekln. nach den Umſtänden des Falles 
nicht ob, einen Beweis dafür, daß ihm auch in dieſer Hin⸗ 
ſicht keine Nachläſſigkeit zur Laſt falle, hat er alſo nicht zu 
erbringen (vgl. RG. 53 S. 56). 

Eines Eingehens auf die Frage, ob etwa außer dem 
8 909 BGB. andere, den Schutz des kläg. Eigentums be⸗ 
zweckende Geſetze!) verletzt worden find, bedarf es nicht. 
Denn auch hier wäre Vorausſetzung für eine Schadenserſatz— 
forderung des Kls. nach §S 823 Abſ. 2 BGB. ein Verſchul⸗ 
den des Bekln. oder feine Haftung für widerrechtliche Hand— 
lungen ſeiner Bauleute, beides iſt aber nach dem zuletzt Aus⸗ 
geführten nicht anzunehmen. 

Eine perſönliche Verpflichtung des Bekln., Vorkehrungen 
zum Schutze der Nachbargrundſtücke zu treffen, woraus un⸗ 
mittelbar eine Erſatzpflicht des Bekln. hervorgehen könnte, 
iſt aus den angeführten Beſtimmungen ſo wenig wie aus 
§ 909 BGB. abzuleiten; vielmehr ſtellt die Verletzung ſol⸗ 
cher allgemeiner polizeilicher Gebote und Verbote, eine un— 


9) ss 330, 367 Z. 14 StGB., Art. 19, 20 Württ. Bauordnung 
und § 17 der Vollzugsverfügung hiezu. 
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erlaubte Handlung dar und kann nur eine Erſatzpflicht nach 
§ 823 BGB. begründen. 

Was ſodann die Anwendung des $ 836 BGB. anbe⸗ 
langt, jo iſt dem Klr. zuzugeben, daß die vom Belln. ange⸗ 
legte Baugrube als ein „Werk“ im Sinne dieſer Geſetzes⸗ 
beſtimmung anzuſehen iſt. Es handelte ſich hier nicht um 
eine unregelmäßige Ausgrabung ohne ſelbſtändige Zweckbe⸗ 
ſtimmung, vielmehr war ein zur Aufnahme der Fundamente 
und der Kellergelaſſe des Neubaus beſtimmter Raum in der 
durch die Größenverhältniſſe des Hauſes gegebenen Ausdeh— 
nung herzuſtellen. Daß der Raum nicht jo, wie er aus ge⸗ 
graben wurde, beſtehen bleiben ſollte, ändert nichts an der 
Beurteilung, denn auch ein erſt in der Errichtung begriffenes, 
noch unfertiges Bauweſen und die zu deſſen Erſtellung be— 
ſtimmten Vorrichtungen (3. B. Baugerüſte) fallen, wo fern fie 
nur „mit einem Grundſtück verbunden“ ſind, unter den Be⸗ 
griff eines Werkes. 

Ferner iſt das auf dem Grundſtück des Bekln. errich tete 
Werk zum Teil eingeſtürzt, und dadurch iſt das Haus des 
Kls., wenn auch nur mittelbar, beſchädigt worden: durch den 
Einſturz der ſein Haus ſtützenden Erdwand wurde bewirkt, 
daß das Haus, der Schwerkraft folgend, ſich ſenkte, wodurch 
die ſchädigenden Riſſe entſtanden. 

Zur Begründung einer Haftung aus § 836 iſt nun zwar 
kein Verſchulden des Bekln., wohl aber der Nachweis er— 
forderlich, daß der Einſturz die Folge fehlerhafter 
Errichtung oder mangelhafter Unterhaltung des Werkes 
war. Dieſen ihm obliegenden Nachweis hat der Klr. nicht 
erbracht. Aus der Tatſache allein, daß der Einſturz erfolgt 
iſt, läßt ſich nicht ſchon, wie der Klr. anzunehmen ſcheint, 
der Schluß ziehen, es müſſe das Werk objektiv fehlerhaft er⸗ 
richtet geweſen ſein, weil eine andere Ausführung, die den 
Einſturz vermieden hätte, möglich geweſen wäre. Wäre dieſe 
Auffaſſung richtig, ſo würde bei jedem ſchadenſtiftenden 
Einſturze, der irgendwie verhütet werden konnte, eine Erſatz⸗ 
pflicht des Werkbeſitzers aus § 836 ſtattfinden. Dagegen iſt 
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allerdings dem Klr. ſo viel zuzugeben, daß bei der Frage 
der fehlerhaften Errichtung eines Werkes nicht bloß in Be⸗ 
tracht kommt, ob es an ſich nach den hiefür geltenden allge- 
meinen Regeln der Kunſt oder der Erfahrung hergeſtellt iſt, 
ſondern daß auch die beſonderen örtlichen Verhältniſſe und 
die etwa hiedurch begründeten Gefahren für die Feſtigkeit 
des Werkes zu berückſichtigen ſind. Allein im vorliegenden 
Falle iſt durch das eidliche Zeugnis des Werkmeiſters Hö. 
erwieſen, daß bei Herſtellung der Baugrube in ſolcher Weiſe 
verfahren wurde, wie dies nach der Sachlage, insbeſondere 
auch nach der Beſchaffenheit des kläg. Grundſtückes, ſoweit 
dieſe überhaupt in Rechnung gezogen werden konnte, geboten 
war: es wurde zur Stütze des kläg. Hauſes an der dieſem 
zugekehrten Erdwand der Baugrube zunächſt noch ein Banket 
ſtehen gelaſſen, und nur in der hinteren Ecke, wo mit dem 
Betonieren der Fundamentmauern begonnen werden wollte, 
wurde die Grube zur vollen erforderlichen Tiefe ausgegra⸗ 
ben, inzwiſchen aber wurde die ganze, dem kläg. Haus zu— 
gekehrte Erdwand durch Sprießen geſtützt. Auch der Sach— 
verſtändige St. hat beſtätigt, daß dies das in ſolchen Fällen 
übliche Verfahren war. Er hat zwar ausgeführt, ein noch 
mehr Sicherheit gewährendes Verfahren (durch Ausſchachten) 
wäre möglich geweſen, er iſt aber nicht der Anſicht, daß 
mit Rückſicht auf die von ihm hervorgehobenen, zur Vorſicht 
mahnenden Umſtände das letztere Verfahren geboten und 
daß die andere Art der Ausführung fehlerhaft geweſen ſei. 
Auch die Baupolizeibehörde hat bei Ausübung der amtlichen 
Aufſicht über den Neubau die Anlage der Baugrube nicht 
beanſtandet, obgleich es beim Vorliegen einer Gefahr für das 
Nachbarhaus ihre Pflicht geweſen wäre, einzuſchreiten ); 
nach dem Zeugnis des Aſſiſtenten der ſtädtiſchen Baukontrolle 
Gr. hat dieſer insbeſondere die Sprießung für genügend 
befunden.. 

Schon aus dieſem Grunde kann der Bekl. nicht aus 
§ 836 BGB. haftbar gemacht werden. 


1) Vgl. 8 73 der Vollz. Verf. zur Württ. Bauordnung. 
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Seine Erſatzpflicht iſt überdies nach §S 836 Abſ. 1 Satz 2 
deshalb ausgeſchloſſen, weil dargetan iſt, daß er zum Zweck 
der Abwendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet hat. Es handelte ſich um ein Werk, 
das der Bekl. nicht ſelbſt hergeſtellt hat, auch nicht ſelbſt 
herſtellen konnte, deſſen Errichtung vielmehr beſondere tech- 
niſche Kenntniſſe und Erfahrungen erforderte. Der Bekl. 
mußte ſich daher der Hilfe ſachkundiger Perſonen bedienen; 
daß er bei Auswahl derſelben mit der gebotenen Sorgfalt 
vorgegangen war, wurde ſchon früher feſtgeſtellt. Auch be⸗ 
züglich der Anwendung von Vorſichtsmaßregeln zur Ver— 
meidung von Beſchädigungen der Nachbargrundſtücke mußte 
ſich der Bekl. auf die von ihm beauftragten Bauverſtändigen 
verlaſſen, denn er ſelbſt beſaß ... nicht die nötige Sach⸗ 
kunde, um die gefahrdrohende Errichtung des Werkes zu er- 
kennen und geeignete Sicherungsvorkehrungen zu treffen. 
Damit, daß er die Bauarbeiten tüchtigen und zuverläſſigen 
Leuten übertrug, hat alſo der Bekl. alles getan, was von 
feiner Seite nach der beſonderen Lage des Falles zur Ver⸗ 
hütung von Schaden geſchehen konnte. 

Urt. des I. Zivilſen. v. 31. Januar 1908 i. S. Renne⸗ 

müller geg. Schnell. U. 695/07. 

Die Reviſion gegen dieſes Urteil iſt durch Urteil des 
RG. vom 4. Febr. 1909 (Aktenz. V 167/08) zurückgewieſen 
worden. 


50. 


Kann der Schuldner einen erfolgreichen Einwand ge⸗ 

gen die Klage daraus ableiten, daß die eingeklagte 

Forderung in einem früheren Konkursverfahren des 

Bedenten des Klügers unberückſichtigt geblieben if, 

insbeſondere wenn die eingeklagte Forderung den 

Gegenſtand einer (nach § 166 Abſ. 2 RO. angeord⸗ 
neten) Aachtragsverteilung bildet? 


Die Beklagten ſchuldeten dem Ehemann der Klägerin aus 
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Darlehen laut Schuldſcheins vom 20. Juli 1902 1000 M. 
Gegen den Ehemann der Klägerin wurde im Jahre 1901 
ein Konkursverfahren eröffnet, welches im Jahre 1902 nach 
erfolgter Schlußverteilung wieder aufgegeben wurde. Die 
dem Gemeinſchuldner gegen die — damals im Ausland wei⸗ 
lenden — Beklagten zuſtehende Darlehensforderung wurde 
(aus nicht aufgeklärten Gründen) nicht zur Konkursmaſſe ge⸗ 
zogen. Im Jahre 1907 ließ der Ehemann bei den Beklag⸗ 
ten pfänden und erhielt eine Teilzahlung. Weitere Zahlung 
verweigerten die Beklagten, weil die Forderung nicht dem 
Ehemann der Klägerin, ſondern ſeinen Konkursgläubigern 
gehöre. Am 17. März 1908 trat der Ehemann der Klägerin 
die Reſtforderung von 500 M. an die Klägerin ab. 

Durch Beſchluß vom 20. Mai 1908 ordnete das Amts⸗ 
gericht N. die nachträgliche Verteilung der dem Ehemann der 
Klägerin gegen die Beklagten zuſtehenden Forderung an 
und beſtellte einen Konkursverwalter. Dieſen haben die Be⸗ 
klagten im Lauf des Verfahrens I. Inſtanz den Streit ver: 
kündet, er iſt aber dem Rechtsſtreit nicht beigetreten. 

Die Beklagten machten geltend: wenn auch im allge— 
meinen der Gemeinſchuldner nach Beendigung des Konkurs⸗ 
verfahrens über ſolche Gegenſtände wieder verfügen dürfe, 
die zur Konkursmaſſe gehört haben und nur aus einem be— 
ſonderen Grund nicht für die Gläubiger verwertet worden 
ſeien, ſo ſei doch dieſe Ausnahme nicht über die Intereſſen 
eines gutgläubigen Verkehrs hinaus auszudehnen. Die Klä- 
gerin ſei durch die Zuſchriften des beklagten Ehemanns dar- 
auf aufmerkſam gemacht worden, daß die jetzt eingeklagte 
Forderung nicht ihrem Ehemann zuſtehe, ſondern feinen Gläu— 
bigern; ſie habe daher argliſtig gehandelt, wenn ſie ſich die 
Forderung habe abtreten laſſen. Dieſe Forderung gehöre in 
Wirklichkeit noch jetzt zur Konkursmaſſe, die Beklagten dürfen 
daher nur an den Konkursverwalter zahlen und würden ſich 
der Gefahr doppelter Zahlung ausſetzen, wenn ſie dem Klag— 
begehren ſtattgeben würden. 

Die Beklagten wurden in beiden Inſtanzen zur Zahlung 
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der 500 M. verurteilt, von dem OLG. aus folgenden 
Gründen: 


Mit Recht geht das LG. davon aus, daß die nach $ 6 
KO. mit der Eröffnung des Konkursverfahrens eintretende 
Beſch ränkung des Gemeinſchuldners in der Verfügungsbe⸗ 
fugnis über ſein Vermögen mit der Aufhebung des Konkurs⸗ 
verfahrens nach $ 163 KO. aufhört und daß damit auch die 
nach §8 7, 8 KO. mit jener Verfügungsbeſchränkung verbun⸗ 
denen Folgen wegfallen. Das iſt wenigſtens für das hier 
zur Anwendung kommende neue Recht allgemein anerkannt!). 
Mit der Beendigung des Konkursverfahrens erlangt ſomit 
der Gemeinſchuldner wieder die freie Verfügungsbefugnis 
auch über ſolche Vermögensſtücke, die aus irgend einem 
Grunde nicht zur Konkursmaſſe gezogen worden waren. 
Allerdings dauert hier die Möglichkeit fort, die Maſſezuge⸗ 
hörigkeit durch Anordnung nachträglicher Verteilung gemäß 
§ 166 Abſ. 2 KO. zur Geltung zu bringen, und es mag ſich 
die Annahme rechtfertigen laſſen, daß ſchon der von einem 
Konkursgläubiger geſtellte Antrag auf Nachtragsverteilung 
genügt, um die Verfügungsfreiheit des Gemeinſchuldners hin- 
ſichtlich des nachträglich ermittelten Vermögensſtückes wieder 
aufzuheben ). 

Im vorliegenden Falle aber iſt die Abtretung der ein⸗ 
geklagten Forderung an die Klägerin unſtreitig vor der An 
ordnung der Nachtragsverteilung erfolgt und die Beklagten 
haben auch nicht etwa behauptet, daß vor der Abtretung 
ſchon ein Antrag auf Anordnung der Nachtragsverteilung 
geſtellt worden ſei. Der Ehemann der Klägerin war daher 
an ſich zur Abtretung der Forderung befugt; letztere iſt durch 
die Abtretung aus ſeinem Vermögen ausgeſchieden und kann 


2) Vgl. Jäger, KO. § 166 Anm. 4, Wilmowsky, KO. § 14 
Anm. 20, § 166 Anm. 7, Sarwey-Boſſert, KO. § 166 Anm. 7, 
Buſchs Zeitſchr. 36 S. 401 fg., RG. 25 S. 7fg., 36 S. 22/23, 
SW. 1890 S. 114 Nr. 14. 

2) So Buſchs Z. a. a. O. S. 413. 
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deshalb nicht mehr ohne weiteres Gegenſtand einer Nach⸗ 
tragsverteilung ſein. 

Sollten ferner auch die Klägerin und ihr Ehemann die 
Abtretung der Forderung in der Abſicht vorgenommen haben, 
fie dem in Ausſicht genommenen Zugriff der übrigen Gläu— 
biger zu entziehen, ſo könnte es ſich nur fragen, ob nicht 
dieſe Gläubiger oder der Konkursverwalter berechtigt wären, 
die Abtretung ſei es wegen Argliſt“), ſei es nach den Grund— 
ſätzen der 8$ 29 fg. KO. anzufechten; die Beklagten würden 
aber dadurch nicht berührt. Denn keinenfalls könnte die An⸗ 
fechtung die Wirkung haben, daß die Abtretung als gar nicht 
erfolgt und die Forderung ohne weiteres als noch zum Ber: 
mögen des Ehemanns der Klägerin gehörig zu behandeln 
wäre, vielmehr könnte mit der Anfechtungsklage nur erreicht 
werden, daß die Klägerin entweder die Forderung, falls ſie 
dieſe noch nicht eingezogen hätte, an den Konkursverwalter 
zurück übertragen oder aber im Fall des Einzugs den von 
den Schuldnern empfangenen Betrag zur Konkursmaſſe zu⸗ 
rückgewähren müßte (KO. § 37). Es würde ſich alſo ſtets 
nur um einen Anſpruch des Konkursverwalters gegen die 
Klägerin handeln, ein unmittelbares Forderungsrecht des 
Konkursverwalters gegen die Beklagten könnte nicht zur Ent- 
ſtehung kommen, und die Beklagten ſind daher der Gefahr 
doppelter Zahlung nicht ausgeſetzt. Sie können mithin auch 
aus einem dem Konkursverwalter etwa der Klägerin gegen- 
über zuſtehenden Anfechtungsrecht für ſich keine Einrede ge— 
gen die kläg. Forderung ableiten. 

Urt. des J. Zivilſenats vom 29. Januar 1909 in S. 

Röbelen g. Koehn. U. 831/08. 


51. 


Erfolg einer teilweiſe als begründet erfundenen An- 
fechtungsklage. 


A. M. hat bis zum 11. Januar 1908 von den Brüdern 
9) Vgl. RG. 25 S. 7 fg. 
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feiner Frau — den Beklagten — Darlehen von zuſammen 
1750 M. empfangen. Er erhielt von denſelben in der Zeit 
vom 25. Januar bis 4. Februar 1908 weitere 1723 M. 60 Pf. 
Am 7. Februar 1908 ſchloß er mit ihnen einen notariellen 
Vertrag ab, worin er das Anerkenntnis einer Darlehens⸗ 
ſchuld von 4000 M. abgab und ſich zur Verzinſung der 
Schuld und Rückzahlung derſelben in halbjährlichen Raten 
von 200 M. verpflichtete. Zur Sicherung dieſer An⸗ 
ſprüche hat er den Belln. die in der Urkunde einzeln aufge⸗ 
führten Gegenſtände im Anſchlag von über 5900 M., welche 
im weſentlichen zum Geſchäftsinventar gehörten, zu Eigen⸗ 
tum übertragen und gleichzeitig einen Leihvertrag ab⸗ 
geſchloſſen, wornach ihm die Gegenſtände zur Benützung be⸗ 
laſſen werden ſollen. 

Ebenfalls am 7. Februar 1908 errichtete A. M. mit 
ſeiner Ehefrau einen Gütertrennungsvertrag, worin er ſeine 
Aktiva auf 15 800 M., ſeine Paſſiva auf 16 850 M. angab. 
In der Zeit vom 8. Februar bis 3. März 1908 erhielt A. M. 
von ſeinen Schwägern noch weitere 472 M. 95 Pf. 

In dem am 6. März 1908 gegen A. M. auf eigenen 
Antrag eröffneten Konkursverfahren wurde gegenüber dem 
an der Fahrnis geltend gemachten Ausſonderungsrecht die 
Anfechtungsklage ſeitens des Konkursverwalters auf Grund 
der 88 30 Ziff. 2, 31 Ziff. 1 und 2 KO. erhoben mit dem 
Erfolg, daß feſtgeſtellt wurde, ein Ausſonderungsrecht der 
Beklagten auf den Erlös von 1366 M. (welcher bei der Ver⸗ 
ſteigerung der Fahrnis erzielt worden war) ſei zu neun 
Zwanzigſteln nicht begründet. Im übrigen wurde die 
Klage abgewieſen. 

In den 

Gründen 
wird zunächſt die Anwendbarkeit des § 30 Ziff. 2 KO. auf 
Grund der tatſächlichen Sachlage verneint. Sodann wird 
als erwieſen angeſehen, es ſei ſchon am 24. Januar 1908 
eine mündliche bindende Verbindung zwiſchen den „ 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 3. 


314 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


dahin zuſtand gekommen, daß die Beklagten dem A. M. 
weitere Darlehen gegen Einräumung einer Sicherheit im 
Weg der Fahrnisübereignung zu gewähren haben, und es 
ſei daher bezüglich der nach dem 24. Januar 1908 gewähr⸗ 
ten Darlehen der Tatbeſtand vorliegend, daß an Stelle der 
dem Eingriff der Gläubiger entzogenen Gegenſtände gleich⸗ 
wertige Aequivalente in das Vermögen des A. M. gefloſſen 
ſeien. Inſoweit alſo ſei das Vermögen des A. M. nicht, 
wie § 31 Ziff. 2 KO. vorausſetze, durch den Vertrag 
verringert worden, und es ſei in eben demſelben Umfang 
auch die Anfechtung aus § 31 Ziff. 1 KO. nicht gegeben, 
weil der Darlehensaufnahme (und der mit dieſer verbunde— 
nen Sicherungsübereignung) keine Benachteiligungsabſicht zu⸗ 
grunde liege, die Darlehen vielmehr zur Stärkung des Ge— 
ſchäfts und zur Ermöglichung der Fortführung desſelben, 
alſo im Intereſſe ſämtlicher Gläubiger, aufgenommen ſeien. 

Wohl aber — heißt es ſodann — trifft der Klaggrund 
des § 31 Ziff. 2 zu hinſichtlich der Sicherungsübereignung 
für die Darlehen im Betrag von 1750 M., welche dem Ge- 
meinſchuldner vor dem 24. Januar 1908 gegeben worden 
ſind ... Nach den Angaben des Gemeinſchuldners und den 
eigenen Behauptungen der Beklagten iſt am 24. Januar 1908, 
bei der Verſtändigung über die Sicherung, von dieſem frühe: 
ren Darlehen nicht geſprochen worden, das Sicherungsver— 
ſprechen erfolgte vielmehr erſt am 7. Februar gleichzeitig mit 
der Gewährung der Sicherung. Dieſe bildete alſo nicht die 
Gegenleiſtung für die Hingabe jener Darlehen; ihr ſtand ein 
gleichwertiges Entgelt nicht gegenüber. In dieſem Fall wur⸗ 
den alſo unmittelbar durch den Vertrag dem Vermö— 
gen des G. Sch. Werte entzogen, die zur Befriedigung ſämt⸗ 
licher Gläubiger geeignet geweſen wären. Die Anſechtungs— 
klage iſt alſo hinſichtlich desjenigen Teils der Sicherungs— 
übereignung, der ſich auf dieſe Darlehen bezog, begründet, 
ſofern die Beklagten nicht ihrerſeits den Beweis erbringen, 
daß ſie von einer Abſicht des G. Sch. die Gläubiger zu be— 
nachteiligen, keine Kenntnis gehabt haben. Dieſer Beweis 
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kann nach der Sachlage nicht als geführt erachtet werden. 
(Wird näher ausgeführt.) 

Das Ergebnis iſt, daß die erhobene Anfechtungs⸗ 
klage nur inſoweit begründet erſcheint, als durch die 
Uebereignung eine Sicherung für die älteren Darlehen im 
Betrag von 750 M. gewährt wurde. Die für dieſe Dar: 
lehen aus dem Vermögen des G. Sch. gewährte Sicherung 
iſt daher gemäß § 37 KO. zur Konkursmaſſe zurückzuge⸗ 
währen. Dagegen bleibt das Ausſonderungsrecht der Be⸗ 
klagten inſoweit beſtehen, als die Sicherung für die ſpäteren 
Darlehen im Betrag von (rund) 2200 M. gewährt wor⸗ 
den iſt. 

Nun befinden ſich aber die übereigneten Gegenſtände 
nicht mehr bei der Konkursmaſſe; ſie ſind vielmehr zuſam⸗ 
men mit den anderen Beſtandteilen des Geſchäftsinventars 
im Einverſtändnis der Beklagten vom Konkursverwalter am 
1. Auguſt 1908 um insgeſamt 3100 M. verſteigert worden. 
Dieſer Erlös wäre, wenn das Ausſonderungsrecht der Be— 
klagten an den übereigneten Gegenſtänden in vollem Maße 
beſtände und die Anfechtungsklage ganz abzuweiſen geweſen 
wäre, zwiſchen der Konkursmaſſe und den Beklagten in dem 
Verhältnis zu teilen geweſen, in welchem der Wert der über: 
eigneten Gegenſtände zu dem Wert der bei der Konkursmaſſe 
verbliebenen Gegenſtände geſtanden iſt. Nach der Schätzung 
im Konkursinventar wurden die übereigneten Gegenſtände 
auf 2597, das geſamte Geſchäftsinventar auf 5895 M. an⸗ 
geſchlagen. Auf die übereigneten Gegenſtände entfällt 
daher ein Erlös von 3100 X = = 1366 M. Dieſer 
Betrag von 1366 M. bleibt alſo hinter dem Betrag der Dar- 
lehen von 2200 M. zurück, deren Sicherungsübereignung 
nicht anfechtbar iſt. Somit erhebt ſich die Frage, ob nicht 
der geſamte, auf die übereigneten Gegenſtände fallende 
Anteil am Erlös mit 1366 M. den Beklagten als Siche⸗ 
rungsgegenſtand für die letzteren Darlehen zu verbleiben ha⸗ 
ben. Allein eine ſolche Annahme erſcheint nicht gerechtfertigt. 

22 
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Im Vertrag vom 7. Februar 1908 iſt die Sicherungsüber⸗ 
eignung aller Gegenſtände für die geſamte Summe der Dar⸗ 
lehen ausgeſprochen; im Sinne des Vertrags haftet für das 
einzelne Darlehen nur ein beſtimmter Teil der Geſamtſiche⸗ 
rung. Hieraus folgt, daß, wenn infolge begründeter Anfech⸗ 
tung die Sicherung für einen Teil der Darlehen den Gläu⸗ 
bigern gegenüber unwirkſam iſt, dieſer Sicherungsteil nun 
nicht auch für die übrigen Darlehen haftet, daß dieſer Teil 
vielmehr in die Konkursmaſſe zurückzugewähren iſt. 

Den Beklagten ſteht demnach ein Ausſonderungsanſpruch 
an den übereigneten Gegenſtänden bezw. an dem jetzt an 
deren Stelle getretenen Erlöſe von 1366 M. nicht zu für 
die Darlehen von (1750, rund) 1800 M., alſo, da der Ge⸗ 
ſamtbetrag der geſicherten Darlehen (rund) 4000 M. beträgt, 
nicht im Verhältnis von 1800: 4000 = 9/20; inſoweit iſt 
alſo der Anfechtungsklage ſtattzugeben. Dagegen ſteht ihnen 
der Ausſonderungsanſpruch zu hinſichtlich der Darlehen von 
2200 M. im Verhältnis von 2200: 4000 = 11/20; inſoweit 
haben ſie einen Anſpruch auf die Ausfolge des Erlöſes und 
iſt die Anfechtungsklage abzuweiſen. 

Urteil des I. 3S. v. 19. März 1909 i. S. Mattes g. 

Zink. U. 940/08. 


52. 


Rechtliche Katur und Umfang der auf dem Geſetz vom 

14. Mürz 1853 betr. die veränderte Einrichtung der 

allg. Krandverſicherungsanſtalt beruhenden Entfıhädi- 
gungsanſprüche. 


In einem Rechtsſtreit zwiſchen der K. Gebäudebrand⸗ 
verſicherungsanſtalt in Stuttgart und einem Verſicherten über 
einen Anſpruch des letzteren auf Bezahlung einer Brand— 
entſchädigung hat das Landgericht den Anſpruch des Ber: 
ſicherten auf Verzugszinſen aus der Entſchädigungsſumme 
vom Tag der Mahnung an abgewieſen, weil es ſich um einen 
öffentlich-rechtlichen Anſpruch handle und für ſolche Anſprüche 
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die Beſtimmungen des Privatrechts über Verzugszinſen nicht 
gelten. Auf Berufung des Kls. ſind die Zinſen zugeſprochen 
worden aus folgenden 

Gründen: 

Die durch Art. 2 Ziff. 4 des Geſetzes vom 16. Dezbr. 
1876 über die Verwaltungspflege den bürgerlichen Gerichten 
zur Entſcheidung zugewieſenen Anſprüche auf Entſchädigung 
wegen Brandſchadens ſind ihrer Natur nach privatrechtlicher 
Art: ſie unterſcheiden ſich in nichts von gleichartigen An⸗ 
ſprüchen auf Brandentſchädigung, die ſich auf Grund frei- 
williger, auf Vertrag beruhender Verſicherung von beweg 
lichen Sachen oder Gebäuden gegen private Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften richten; die privatrechtliche Natur ſolcher 
Anſprüche ſteht aber außer allem Zweifel. Die Entſcheidung 
über den Vermögensanſpruch iſt auch bei einem Anſpruch der 
in Rede ſtehenden Art nicht — was Göz: Verwaltungs- 
rechtspflege S. 151 als charakteriſtiſches Merkmal öffentlich⸗ 
rechtlicher Vermögensanſprüche hervorhebt — „von einer 
Feſtſtellung obrigkeitlicher Befugniſſe abhängig“. Daß die 
Bekl. eine juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechts iſt und 
die Beiträge der (zwangsweiſe) Verſicherten auf Grund 
öffentlich⸗ rechtlicher Vorſchriften bezahlt werden, iſt für die 
rechtliche Natur der Anſprüche der Verſicherten gegen die 
Gebäudebrandverſicherungsanſtalt augenſcheinlich ohne Be— 
deutung. Die Begründung der eingangs erwähnten Ge— 
ſetzesbeſtimmung!) jagt denn auch: „Ihrer Natur nach ſind 
derartige Anſprüche privatrechtlicher Art“ und dem hat ſich 
der Bericht der Kommiſſion der Kammer der Abg. durchaus 
angeſchloſſen ). 

Hienach kann die Verpflichtung der Bekln. zur Zahlung 
der geforderten Zinſen keinem Zweifel unterliegen. 

Das gleiche würde übrigens gelten, wenn der in Rede 
ſtehende Anſpruch als ein öffentlich⸗rechtlicher anzuſehen wäre. 

1) ſ. Hohl, Verwirechtspflegegeſ. S. 41. 

2) Hohl a. a. O. S. 97—98. Derſelben Anſicht iſt Göz a. a. O. 
S. 63—64. 


318 Entſcheidungen des Oberlandesgerichts. 


Es mag ſein, daß, ſoweit die Gerichte über öffentlich-recht- 
liche Anſprüche zu entſcheiden haben, ſie nicht ohne weiteres, 
ſoweit beſondere Normen des öffentlichen Rechts fehlen, ein⸗ 
ſchlägige Vorſchriften des Privatrechts zur Anwendung brin- 
gen dürfen. Andererſeits iſt aber auch die Anwendbarkeit 
ſolcher Vorſchriften keineswegs allgemein ausgeſchloſſen. Für 
Forderungen der in Rede ſtehenden Art müßte nun aber der 
Anſpruch auf Verzugs⸗ oder Prozeßzinſen als gerechtfertigt 
anerkannt werden. Denn bei den ganz gleichartigen An⸗ 
ſprüchen aus Verſicherungsverträgen, die ſich gegen juriſtiſche 
. Berfonen des Privatrechts richten, iſt der Anſpruch auf 
ſolche Zinſen ohne Frage begründet. Es iſt nun aber nicht 
einzuſehen, warum ein Entſchädigungsberechtigter des halb 
ſchlechter als ein zufolge eines freiwilligen Verſicherungs⸗ 
vertrags Verſicherter geſtellt ſein ſollte, weil ſein Anſpruch 
auf einer Zwangsverſicherung beruht und ſich gegen eine 
Anſtalt des öffentlichen Rechts richtet. In Ermanglung 
einer gegenteiligen Geſetzesbeſtimmung iſt vielmehr 
davon auszugehen, daß der Entſchädigungsanſpruch eines 
bei der Bekln. Verſicherten denſelben Inhalt und Umfang 
hat, wie der gleichartige Anſpruch eines auf Grund Ver— 
ſicherungsvertrags bei einer privaten Verſicherungsanſtalt 
Verſicherten, daß der Verſicherte alſo gegebenen Falls auch 
Verzugs⸗ und Prozeßzinſen von der Bekln. beanſpruchen kann. 

Urt. des III. ZS. vom 1. Dezbr. 1908 i. S. Krämer 

gegen K. Gebäudebrandverſicherungsanſtalt. 


53. 


1. Gerichtsſtand der Niederlaſſung (8 21 Ch.); „Nie⸗ 
derlaſſung“ i. 5. des § 269 Abſ. 2 BGB. 
2. Erfüllungsort für Zahlung des Mietzinſes. 


Die bekl. Firma, ein Zigarrengeſchäft mit dem Sitz in 
Stuttgart, hatte in Rottenburg für eine Filiale bei der Klin. 
einen Laden nebſt Kontor gemietet. Die vom Klr. beim LG. 
Tübingen erhobene Klage auf Bezahlung des Mietzinſes 
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wurde auf Grund der Einrede der örtlichen Unzuſtändigkeit 
des Gerichts abgewieſen. 

N Gründe: 

Der Kl. iſt nicht in der Lage, wie er dies ausdrücklich 
auch nicht getan hat, die Zuſtändigkeit des angerufenen Ge⸗ 
richts, zu deſſen Bezirk Rottenburg gehört, auf 821 CO. 
zu ſtützen. Nach dieſer Beſtimmung können, wenn jemand 
zum Betrieb einer Handlung eine Niederlaſſung, von wel⸗ 
cher aus unmittelbar Geſchäfte geſchloſſen werden, hat, gegen 
ihn alle Klagen, welche auf den Geſchäftsbetrieb der Nieder⸗ 
laſſung Bezug haben, bei dem Gericht des Orts der Nieder— 
laſſung erhoben werden. Die Filiale ihres Zigarrendetail⸗ 
geſchäfts, welche die Bekl. — eine G. m. b. H. mit dem Sitz 
in Stuttgart — in Rottenburg, gleichwie nach der Kenntnis 
des Gerichts in anderen Städten, namentlich Württembergs, 
errichtet hat und zu deren Betrieb die fraglichen Gelaſſe ge— 
mietet worden ſind, ſtellt nun aber eine Niederlaſſung im 
Sinne der erwähnten Geſetzesbeſtimmung nicht dar. Zwar 
werden im Geſchäftskreis dieſer Filiale von dem Angeſtellten 
der Bekl. dem Betriebszweck entſprechend Zigarren käuflich 
an die Konſumenten abgegeben und inſofern — wörtlich ge— 
nommen — dort unmittelbar Geſchäfte abgeſchloſſen. Allein 
dieſe Geſchäfte bewegen ſich durchweg in kleinem Rahmen 
und erfolgen regelmäßig gegen Barzahlung; der Erfahrung 
entſpricht es ferner — und Gegenteiliges iſt nicht behauptet — 
daß der Angeſtellte derartiger Geſchäftsſtellen, meiſtens, wie 
auch im vorliegenden Fall, nur eine einzige Perſon, im we⸗ 
ſentlichen an die Weiſungen der Prinzipalin insbeſondere 
hinſichtlich der Verkaufsſätze gebunden iſt, daß ihm inner⸗ 
halb des Betriebs ein Feld eigener Willensbetätigung vor⸗ 
enthalten iſt, daß der Prinzipalin vielmehr die Leitung des 
Betriebs verbleibt. Von derartig eingerichteten Geſchäfts⸗ 
ſtellen läßt ſich aber nicht ſagen, was für den Begriff der 
Niederlaſſung im Sinne der Verkehrsauffaſſung und des Ge⸗ 
ſetzes weſentlich iſt, daß ihnen ein beſtimmter Kreis von Ge— 
ſchäften zur ſelbſtändigen Erledigung übertragen iſt und daß 
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ſie für dieſen Kreis einen beſonderen örtlichen Mittelpunkt 
bilden. Die Rottenburger Filiale der Bekl. iſt daher, da 
auch eine Eintragung im Handelsregiſter nicht behauptet iſt, 
keine Niederlaſſung im Sinne des $ 21 CPO. 

Aber auch der in Anſpruch genommene Gerichtsſtand 
des Erfüllungsorts (§ 29 CPO.) trifft nicht zu. Gemäß 
8 269 BGB. entſcheidet hierüber zunächſt die rechtsgeſchäft⸗ 
liche Beſtimmung der Parteien. Der Vertrag enthält keine 
ausdrückliche Feſtſetzung über die Art und den Ort der Zah⸗ 
lung des Mietzinſes. Auch aus den begleitenden Umſtänden 
iſt ein mutmaßlicher Wille der Parteien, insbeſondere der der 
Bekl., in Rottenburg ihre Mietzinspflicht zu erfüllen, nicht 
erſichtlich. Bei dem geſchilderten unſelbſtändigen Betrieb der 
Filiale läßt ſich ein ſolcher Wille aus der Zweckbeſtimmung 
der Mietsgegenſtände nicht ableiten. Sonſtige beſondere 
Umſtände ) beſtehen nicht. 

Daß für Fälle, wie den fraglichen, eine Verkehrsſitte 
beſtünde, iſt nicht bekannt. Unerheblich iſt, daß der Vertrag 
in Rottenburg geſchloſſen wurde. Der?) Anſicht, daß der 
behauptete Erfüllungsort fi) aus der Natur des Miets⸗ 
verhältniſſes ergebe, iſt nicht beizutreten. Wenn für 
dieſe Anſicht darauf hingewieſen wird, daß der Mieter an 
dem Ort, wo ihm die gemietete Sache gewährt werde, 
auch ſeinerſeits die Gegenleiſtung, den Mietzins gewähren 
ſolle, jo kommt in Betracht, daß die Mietzinsſchuld als Geld⸗ 
ſchuld nach §S 270 Abſ. 1 BGB. eine Bringſchuld iſt, daß 
alſo tatſächlich der Vermieter die Gegenleiſtung an ſeinem 
Wohnort erhält, ſofern nicht entgegenſtehende, auf der Ver⸗ 
kehrsſeite beruhenden Gebräuche in Betracht kommen ). Durch 
dieſe Verpflichtung zur Uebermittlung des Mietzinſes wer⸗ 
den aber nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 270 Ab. 4 
daſ. die Beſtimmungen über den Leiſtungsort nicht berührt. 
Hinſichtlich des Empfangs des Mietzinſes entſtehen alſo für 
1) Wie fie z. B. in dem Fall RO HG. 10 S. 167 vorlagen. 

2) In RO HG. 11 S. 307 aufgeſtellten. 
) Dernburg II S 219 zu Ziff. 6. 
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den Vermieter keinerlei Beläſtigungen dadurch, daß der 
Mieter an ſeinem vom Ort der Mietſache verſchiedenen 
Wohnort zu erfüllen hat. Für den Wert der Leiſtung iſt 
es gleichgültig, ob die Geldſchuld in Stuttgart oder Rotten⸗ 
burg zu erfüllen iſt. Allerdings gibt es mancherlei Ver⸗ 
pflichtungen des Mieters, die er nur am Ort der Mietſache 
erfüllen kann, ſo die Pflicht zur Rückgabe der Sache und 
die zahlreichen in der Hausordnung enthaltenen Mieter⸗ 
pflichten, wie z. B. das Reinigen und Beleuchten. Es be⸗ 
ſteht jedoch keine Vorſchrift, daß ſämtliche Verpflichtungen 
desſelben Schuldners aus einem Schuldverhältniſſe den glei⸗ 
chen Erfüllungsort haben müſſen. Die Mietzinsſchuld iſt die 
hauptſächlichſte des Mieters; es iſt nicht einzuſehen, daß 
deren regelmäßiger Erfüllungsort dem der andern Verpflich⸗ 
tungen weichen müſſe. 

Hienach iſt, da es ſich um eine im Gewerbebetrieb des 
Schuldners entſtandene Verbindlichkeit handelt, gemäß § 269 
Abſ. 2 BGB. der Ort der Niederlaſſung des Schuldners 
maßgebend. Das Geſetz, das die Niederlaſſung an die Stelle 
des Wohnſitzes ſetzt, ihr alſo eine dieſem gleichkommende 
Bedeutung einräumt, läßt deutlich erkennen, daß auch hier 
ein wirklicher Gewerbeſitz mit dauerndem ſelbſtändigem Ge⸗ 
werbebetrieb vorausgeſetzt iſt, wie dies §S 21 CPO. verlangt. 
Daß aber die Bekl. eine ſolche Niederlaſſung in Rottenburg 
nicht hat, iſt bereits oben ausgeführt. 

Urt. des III. ZS. vom 22. Dez. 1908 i. S. Gerbert 

gegen Friehmelt. 


54. 


1. Geſetzliche Rertretung einer in Liquidation befind⸗ 
lichen offenen Handelsgeſellſchaft, gegen die einer 
der Liqnidataren klagt. 

2. Verfahren in dieſem Fall, wenn gegen die nicht 
srdnungsmäßig vertretene Geſellſchaft in erſter 
Inſtanz ein Urteil ergangen if. 


Klin. war — zur Vertretung nicht berechtigte — Ge⸗ 
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ſellſchafterin der beiden beklagten, jetzt in Liquidation befind⸗ 
lichen offenen Geſellſchaften; allein vertretungsberechtigt war 
bis zur Auflöſung der Geſellſchaften — die durch Urteil vom 
10. Okt. 1907 für am 30. März 1906 aufgelöſt erklärt wor⸗ 
den ſind — der Geſellſchafter M. Klin. hat im Juni 1907 
eine einſtweilige Verfügung gegen die Belln., vertreten durch 
M., beantragt. Die Civilkammer H. hat auf Grund mündl. 
Verhandlung dem Antrag der Klin. durch Urteil teilweiſe 
entſprochen, auf Berufung der Bekln. iſt der Antrag voll⸗ 
ſtändig abgewieſen worden. 
Gründe: 

Durch das zwiſchen der Klin. und H. M. im Vorpro⸗ 
zeß, betr. die Auflöſung der beiden offenen Handelsgeſell— 
ſchaften „H. R. u. Cie.“ und „G. u. Cie.“ am 10. Oktober 
1907 ergangene rechtskräftige Urteil iſt feſtgeſtellt, daß dieſe 
beiden Geſellſchaften gemäß Art. 125 des HGB. alter Faſ⸗ 
ſung am 30. März 1906 (mit Zuſtellung der Klageſchrift) 
wegen wichtigen Grundes aufgelöſt worden ſind !). Die Fol⸗ 
gen dieſer Auflöſung ſind, ſoweit das innere Verhältnis der 
Geſellſchafter unter einander in Betracht kommt, nach altem 
Recht, im übrigen nach neuem Recht zu beurteilen ?). 

Sowohl nach altem wie nach neuem Handelsrecht tritt 
nun, ſolange nicht die Geſellſchafter eine andere Art der 
Auseinanderſetzung vereinbart haben, als unmittelbare gejeß- 
liche Folge der Auflöſung einer offenen Handelsgeſell— 
ſchaft die Liquidation der letzteren ein. Jeder Geſellſchafter 
hat, ſoweit nicht zwiſchen den Geſellſchaftern eine andere Art 
der Auseinanderſetzung vertraglich beſtimmt iſt, ein unent- 
ziehbares Recht auf die Auseinanderſetzung mittels Liqui— 
dation. Die Bedeutung dieſes unentziehbaren Rechts iſt nun 
aber nicht etwa die, daß, ſolange nach Auflöſung der Ge— 
ſellſchaft keiner der Geſellſchafter erklärt hat, er verlange die 
Liquidation der Geſellſchaft, ein Sch webezuſtand beſtünde; 

) Vgl. Seuff A. 55 Nr. 19. 


2) Vgl. u. a. Staub, Comm. z. HGB. 8. Aufl. $ 105 Anm. 46, 
§ 109 Anm. 22, Habicht, Einwirkung S. 309, OLG. Bd. 6 S. 445. 
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vielmehr bewirkt jenes der Rechtsſtellung des Geſellſchafters 
innewohnende Recht den ſofortigen Eintritt des Liquidations⸗ 
zuſtandes, falls nicht eine andere Auseinanderſetzungsweiſe 
vorher zwiſchen den Geſellſchaftern vereinbart iſt. Es be— 
darf alſo insbeſondere nicht!) einer Willenserklärung 
der Geſellſchafter zur Herbeiführung des Liquidationsſtadiums 
der Geſellſchaft ?). 

Die beiden in Rede ſtehenden Handelsgeſellſchaften ſind 
alſo mit dem Zeitpunkt der Zuſtellung der Klagſchrift im 
Vorprozeß in Liquidation getreten. Sie haben damit nach 
ihrer produktiven Seite zu exiſtieren aufgehört, gelten aber 
als zum Zwecke der Liquidation fortbeſtehend ). 

Sie haben ſich je in eine „offene Liquidationsgeſellſchaft“ 
verwandelt )). 

Es verſteht ſich von ſelbſt, daß hiemit die Vertretungs- 
befugnis des Geſellſchafters M., die vertragsmäßig der allei- 
nige geſetzliche Vertreter der beiden Geſellſchaften war, auf— 
gehört hat und daß die Befugnis zur Vertretung derſelben 
ſeither bei den Liquidatoren ruht“); mangels einer über die 
Perſon der letzteren zwiſchen den beiden Geſellſchaftern ge— 
troffenen Vereinbarung greift die geſetzliche Regel Platz, 
wonach ſämtliche Geſellſchafter Liquidatoren find‘). Auch 
die Klägerin — nicht nur der zuvor allein mit der Geſchäfts⸗ 
führung und der Vertretung der beiden Geſellſchaften be— 
traute Geſellſchafter M. — iſt daher Liquidator. 

Wollte man aber auch annehmen, daß die beiden Ge— 
ſellſchaften mit ihrer Auflöſung nicht ohne weiteres in Liqui⸗ 


1) Wie z. B. Goldmann, Komm. z. HGB. § 145 Z. 13 und 
8 156 3. 10 meint. 

2) Vgl. Staub, Komm. z. HGB. 3. u. 4. Aufl. Art. 133 (alt) 8 1, 
8 145 (neu) Anm. 6, Makower, Komm. z. HGB. § 145 Anm. IIa, 
Coſack, Handelsrecht § 109 III. 

3) Vgl. Staub 1. c. $ 145 (neu) Anm. 3, RG. 54 S. 251, JW. 
von 1906 S. 477 Nr. 41. 

) Vgl. Coſak a. a. O. 

5) Vgl. Staub Art. 144 (alt) $ 13; $ 149 (neu) Anm. 1 u. 21 ff. 

6) Vgl. HGB. Art. 133 alt, § 146 neu. 
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dation getreten ſeien, ſo könnte doch darüber kein Zweifel 
beſtehen, daß mit jenem Zeitpunkt die alleinige Vertretungs⸗ 
befugnis des Geſellſchafters M. aufgehört hat!). 

Waren nach dem Ausgeführten der Geſellſchafter M. 
und die Klägerin vom Zeitpunkt der Auflöſung der beiden 
Geſellſchaften an zu Liquidatoren derſelben berufen, ſo konn⸗ 
ten und können dieſe (nach Art. 136, 137 der alten, § 150 
Abſ. 1 vgl. mit § 149 der neuen HGB.) die Beklagten nur 
gemeinſam, kollektiv, vertreten. Die Beklagten ſind 
daher durch den allein in ihrem Namen in dieſem Prozeß 
aufgetretenen Geſellſchafter M. von Anfang an nicht ord- 
nungsmäßig vertreten geweſen. Daß die Klägerin von der 
Vertretung der beiden Liquidationsgeſellſchaften als Be- 
klagter ausgeſchloſſen iſt, kann an dem Mangel einer ge— 
ſetzmäßigen Vertretung der letzteren nichts ändern 7). 

Wenn es ſich nun vorliegend um einen ordentlichen, 
durch Klageerhebung anhängig gemachten Prozeß handeln 
würde, ſo könnte darüber kein Zweifel obwalten, daß wegen 
des durch das Fehlen einer geſetzlichen Vertretung auf Sei- 
ten der Beklagten begründeten Mangels einer Prozeßvoraus— 
ſetzung die nicht gültig erhobene Klage angebrachtermaßen 
hätte abgewieſen werden müſſen. Dies hätte ſogar dann 
geſchehen müſſen, wenn für die Beklagten in der mündlichen 
Verhandlung niemand erſchienen wäre, da es Sache des 
Klägers iſt, den Nachweis zu führen, daß die Perſon, an 
welche die Klagzuſtellung erfolgt iſt, zur Vertretung befugt 
iſt ). 

Wollte man dies aber auch bezweifeln, ſo hätte jene 
Abweiſung jedenfalls auf Antrag der erſchienenen 
Beklagten ausgeſprochen werden müſſen. Die Bekl. wären 


) Vgl. Staub a. a. O. Art. 144 § 13. RO HG. Bd. 5 S. 390. 
RG. Bd. 16 S. 3. 

2) Vgl. Staub a. a. O. § 149 Anm. 24, RG. Bd. 47 S. 18. 

5) Vgl. Gaupp-Stein, Komm. z. CPO. 8 56 Anm. IV C. 2, 
Peterſen-Anger, Komm. z. CPO. § 56 Anm. 12 c, Seuffert, 
Komm. z. CPO. § 56 Anm. lc, JW. von 1907 S. 838 Nr. 17. 
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berechtigt geweſen, die Einrede der ihnen mangelnden ge⸗ 
ſetzlichen Vertretung geltend zu machen. Es geht dies ohne 
weiteres aus 8 274 CPO., wonach die Einrede der man⸗ 
gelnden geſetzlichen Vertretung „vor der Verhandlung des 
Bekl. zur Hauptſache“ geltend zu machen iſt, alſo auch ſeitens 
des von Anfang an nicht geſetzlich vertretenen Beklagten er⸗ 
hoben werden kann, ſowie aus 8 275 CPO. hervor, wonach 
über jene Einrede durch Urteil zu entſcheiden iſt!). 

Die Beklagten, die nun einmal durch Zuſtellung der 
Klagſchrift an ihren vermeintlichen geſetzlichen Vertreter in 
den Prozeß hineingezogen worden wären, hätten zwecks Aus⸗ 
tragung der Frage der geſetzlichen Vertretung trotz des Man⸗ 
gels der letzteren als erſchienen gelten müſſen ). 

Hätten ſie aber ein Recht auf urteilsmäßige Entſchei⸗ 
dung über jene Frage gehabt, ſo hätten ſie auch als befugt 
erachtet werden müſſen, ein den Mangel geſetzlicher Vertre⸗ 
tung verneinendes Urteil mit der Berufung anzufechten ). 

Nicht anders kann aber nun die Prozeßlage beurteilt 
werden, wenn über den Antrag auf Erlaſſung einer einſt⸗ 
weiligen Verfügung mündliche Verhandlung und daher Ent⸗ 
ſcheidung durch Urteil ſtattfindet. Denn mangels einer ge⸗ 
genteiligen Beſtimmung müſſen im Falle, daß über einen 
ſolchen Antrag, ſei es auf Anordnung des Gerichts, ſei es 
infolge Widerſpruchs des Schuldners gegen die durch Be⸗ 
ſchluß erlaſſene einſtweilige Verfügung, mündliche Verhand⸗ 
lung zu pflegen iſt, auf das Verfahren die Grundſätze des 


1) Vgl. Peterſen⸗Anger a. a. O. Anm. 12, Planck, Lehrbuch 
des deutſchen Civilprozeßrechts Bd. 2 S. 89 RG. Bd. 18 S. 385, Bd. 29 
S. 410, JW. von 1907 S. 515 Nr. 19, Seuff A. Bd. 19 Nr. 271, 
OLG. 3 S. 22 (dagegen Buſch, Zeitſchr. f. d. CP. Bd. 27 S. 261 ff. 
S. 276, 288). 

2) Vgl. Peterſen⸗-Anger a. a. O. 

8) Vgl. Gaupp⸗Stein a. a. O. 8 56 Anm. IV C. 3, Peterſen⸗ 
Anger a. a. O. § 56 Anm. 12 b u. e, Seuffert, Kom. z. CPO. 8 56 
Anm. 1d, RG. Bd. 29 S. 408, Bd. 47 S. 16 ff., JW. von 1900 
S. 750 von 1906 S. 690 Nr. 12, WJ. Bd. 14 S. 60 ff., Seuff A. 49 
Nr. 197 (nicht entgegenſteht JW. von 1907 S. 486 Nr. 27). 
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ordentlichen Verfahrens Anwendung finden, ſoweit nicht 
durch den beſonderen Charakter des Arreſtprozeſſes (bloße 
Glaubhaftmachung des Anſpruchs u. ſ. w.) gewiſſe, vorlie⸗ 
gend nicht in Betracht kommende Ausnahmen geſchaffen 
werden!). 

Demnach hätte der Unterrichter durch Urteil die einſt— 
weilige Verfügung vom 20. Juni 1907 aufheben und den 
Antrag auf Erlaſſung derſelben in ſeinem ganzen Umfang 
abweiſen ſollen. Nachdem der Unterrichter nun aber teil- 
weiſe gegen die Bekl. entſchieden hat, waren dieſe berech⸗ 
tigt, das Urteil inſoweit mit der Berufung anzufechten. Es 
fragt ſich nun, ob über das Rechtsmittel auf Grund der 
mündlichen Verhandlung vom 9. Jan. 1908 zu entſcheiden, 
oder ob, nachdem vom Gericht die Vertretungsbefugnis des 
M. verneint worden iſt, einem der von der Klin. für dieſen 
Fall geſtellten, die Hinausſchiebung der Entſcheidung be— 
zweckenden Anträge zu entſprechen iſt. Letzteres iſt zu ver- 
neinen. 

Anlangend den Antrag auf Ausſetzung der Ver⸗ 
handlung, jo können hier nur ?) die §§ 148 und 246 CPO. 
in Betracht kommen. Die Nichtanwendbarkeit des $ 148 cit. 
liegt nun aber auf der Hand. Die Entſcheidung des vor— 
liegenden Rechtsſtreits hängt nicht von dem Beſtehen oder 
Nichtbeſtehen eines den Gegenſtand eines andern anhängigen 
Rechtsſtreits bildenden Rechtsverhältniſſes — ein „anderer“ 
Prozeß ſchwebt gar nicht — oder eines von einer Verwal— 
tungsbehörde feſtzuſtellenden Rechtsverhältniſſes ab. Insbe⸗ 
ſondere könnte natürlicherweiſe in der gerichtlichen Beſtellung 
eines weiteren Liquidators zur Vertretung der Belln. im 
gegenwärtigen Rechtsſtreit nicht ein von einer Verwaltungs- 
behörde feſtzuſtellendes Rechts verhältnis erblickt wer- 
den. Jedenfalls liegt für das Prozeßgericht kein Anlaß vor, 


1) Vgl. Gaupp⸗Stein, Komm. z. CPO. $ 936 vgl. mit 8 922 
Anm. III Abſ. 1, RG. Bd. 40 S. 425/26. 
2) Vgl. RG. Bd. 18 S. 384, OL G. Bd. 3 S. 122. 
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von der Ausſetzungsbefugnis des § 148 CPO. Gebrauch zu 
machen. 

In 8 246 CPO. ift unter anderem beſtimmt, daß dann, 
wenn bei Wegfall des geſetzlichen Vertreters eine Vertre⸗ 
tung durch einen Prozeßbevollmächtigten ſtattgefunden hat, 
eine Unterbrechung des Verfahrens nicht eintritt, das Pro⸗ 
zeßgericht aber auf Antrag des Bevollmächtigten die Aus⸗ 
ſetzung des Verfahrens anzuordnen hat. Das Geſetz hat 
alſo den Fall im Auge, daß der geſetzliche Vertreter erſt im 
Laufe des Verfahrens weggefallen iſt. Dieſe Vorausſetzung 
iſt aber vorliegend nicht gegeben, da die Bekln. ſchon zur 
Zeit der Einleitung des Verfahrens der ordnungsmäßigen 
geſetzlichen Vertretung für den Prozeß ermangelten. Die 
Vorausſetzungen des 8 246 CPO. find übrigens auch um 
deswillen nicht erfüllt, weil nur der Bevollmächtigte d er⸗ 
jenigen Partei, deren geſetzlicher Vertreter in Wegfall 
gekommen iſt, nicht aber der Bevollmächtigte der Gegen⸗ 
partei, der vorliegend den Ausſetzungsantrag geſtellt hat, 
die Ausſetzung fordern kann!). 

Den Vertagungsantrag anlangend, ſo könnte man 
an die Anwendbarkeit des §S 335 CPO. denken, wornach die 
in der mündlichen Verhandlung erſchienene Partei beim 
Nichterſcheinen des Gegners das Recht auf Vertagung der 
Verhandlung hat. Allein die Bekln. find, ſoweit die Gel⸗ 
tendmachung der Einrede der mangelnden geſetzlichen Ver⸗ 
tretung in Frage ſteht, nicht als im Termin vom 9. Januar 
1908 nicht erſchienen zu betrachten. Sie haben vielmehr ein 
Recht auf Verhandlung und Entſcheidung über dieſe Ein⸗ 
rede . 

Eine andere geſetzliche Beſtimmung, auf Grund deren 
die Klin. die Vertagung der mündlichen Verhandlung ver: 
langen könnte, beſteht nicht ). 

Dagegen iſt nicht zu bezweifeln, daß das Gericht die 
) Vgl. Gaupp⸗Stein, Komm. 3. CPO. § 246 Anm. 1. 


2) Vgl. Planck, Lehrbuch Bd. 2 S. 94, RG. Bd. 29 S. 410, 411. 
8) Vgl. RG. Bd. 18 S. 385, Seuff A. Bd. 54 Nr. 256. 
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Verhandlung nach S 228 CPO. von Amtswegen vertagen 
könnte). Hiezu liegt aber kein Anlaß vor, da die Klägerin 
ſchon längſt hätte dafür Sorge tragen können, daß für die 
Beklagten eine ordnungsmäßige geſetzliche Vertretung im 
vorliegenden Prozeß geſchaffen worden wäre. 

Der Ausſetzungs⸗ und Vertagungsantrag der Klin. war 
daher zurückzuweiſen. 

Nach 8 56 Abſ. 2 CPO. kann das Gericht die Partei, 
bezüglich deren Vertretung einer der in Abſ. 1 daſelbſt ge⸗ 
nannten Mängel beſteht, mit Vorbehalt der Beſeitigung des 
Mangels zur Prozeßführung zulaſſen, wenn mit dem Ver⸗ 
zuge Gefahr für die Partei verbunden iſt, wobei dieſer eine 
Friſt zur Beſeitigung der Mangels zu beſtimmen iſt. 

Es iſt nun aber nicht erſichtlich, inwiefern durch den 
mit einer Vertagung verknüpften Aufſchub eine Gefahr für 
die Bekl. entſtehen ſollte. Dieſe Vorausſetzung der An⸗ 
wendung des § 56 Abi. 2 CPO. iſt alſo nicht als gegeben 
dargetan. Das Gericht würde aber auch bei Bejahung dieſes 
Erforderniſſes keinen Anlaß finden, von der Befugnis des 
§ 56 Abſ. 2 cit. Gebrauch zu machen, nachdem die Bekln. 
jelbjt einen Antrag in dieſer Richtung nicht geſtellt haben. 

Demnach iſt auf die Berufung durch Urteil zu ent⸗ 
ſcheiden. Dieſes kann aber nach dem Ausgeführten nur da⸗ 
hin ergehen, daß wegen Mangels geſetzlicher Vertretung der 
Bekln. das ergangene Urteil, ſoweit es angefochten iſt, auf: 
gehoben, und der Antrag auf Erlaſſung der einſtweiligen 
Verfügung inſoweit angebrachtermaßen ?) abgewieſen wird. 

Urt. des II. CS. v. 16. Jan. 1908 i. S. Reger u. 

Greiner g. Kinzelbach. 


55. 
Abtretung des Anſpruchs während des Prozeſſes. 
Klagündernung. 
Der Beklagte war vom Landgericht zur Zahlung an 


1) Vgl. OLG. Bd. 3 S. 122. 
2) Vgl. IW. von 1906 S. 690 Nr. 12. 
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den Kläger verurteilt worden. Er hat hiegegen Beru- 
fung erhoben. 

In zweiter Inſtanz ſtellte ſich die (bis dahin von den 
Parteien nicht erwähnte) Tatſache als unbeſtritten heraus, 
daß ſchon vor Zuſtellung der Klagſchrift der Kläger ſeine 
geſamte Forderung an den Beklagten der E.er Aktivenbank 
für einen Kredit verpfändet und dies dem Beklagten an⸗ 
gezeigt hatte. Nachdem das Urteil der Zivilkammer zu 
Gunſten des Klägers ergangen war, hat dieſer die Forde⸗ 
rung an die genannte Bank abgetreten. 

Im Weg der Anſchlußberufung beantragte nunmehr der 
Kläger Verurteilung des Beklagten zur Zahlung der Urteils⸗ 
ſumme an die E.er Aktienbank, wogegen ſich der u 
mit der Einrede der Klagänderung wehrte. 

Dem Antrag des Klägers wurde ſtattgegeben. 

Gründe. 

Nachdem der Kläger, wie ſich jetzt ergeben hat, ſchon 
vor der Klagerhebung den eingeklagten Anſpruch der E. er 
Aktienbank verpfändet hatte, konnte er nach § 1281 Satz 2 
BGB. von dem Beklagten nicht mehr verlangen, daß er an 
den Kläger allein, ſondern nur noch, daß er an ihn und die 
Pfandgläubigerin gemeinſchaftlich zahle. Ob er hienach auch 
berechtigt geweſen wäre, Verurteilung des Bekln. zur Zah: 
lung an die E.er Aktienbank allein zu beantragen!), kann 
dahingeſtellt bleiben, denn jedenfalls iſt dieſer Klagantrag 
nach der herrſchenden, auch vom Berufungsgericht geteilten 
Anſicht der einzig zuläſſige, nachdem der Klr. nach Eintritt 
der Rechtshängigkeit die eingeklagte Forderung an die E.er 
Aktienbank abgetreten hat?). Durch dieſe Abtretung 
hat die frühere Verpfändung der Forderung ihre Bedeutung 
für das Rechtsverhältnis der Parteien verloren und es iſt 
jetzt allein noch zu prüfen, ob die durch die Abtretung nötig 
gewordene Aenderung des Klagantrags dahin, daß der Be- 


1) Vgl. RG. 49 ©. 203/204. 
2) Vgl. RG. 56 S. 307 fg., Gruchots Beitr. 49 S. 1063, ZW 
1906 S. 810, 1907 S. 337, 1908 S. 303. 
Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 3. 23 
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klagte zur Zahlung an den Rechtsnachfolger des Klägers zu 
verurteilen ſei, nach §S 527 CPO. ohne Einwilligung des 
Beklagten unſtatthaft iſt. 

Die Frage iſt zu verneinen. Dies ergibt ſich ſchon aus 
der Beſtimmung des § 265 Abſ. 2 Satz 1 CPO., daß die 
Abtretung der eingeklagten Forderung auf den Prozeß keinen 
Einfluß hat. Darnach muß dem bisherigen Gläubiger die 
rechtliche Möglichkeit bleiben, den Rechtsſtreit auch nach der 
Abtretung weiter zu führen. Da dies nun aber nur in der 
Weiſe geſchehen kann, daß der Kläger nunmehr Zahlung an 
ſeinen Rechtsnachfolger beantragt, ſo könnte der Beklagte, 
wenn ſeine Einwilligung in dieſe Aenderung erfordert würde, 
durch deren Verweigerung tatſächlich die Durchführung des 
Rechtsſtreits verhindern, und die Abtretung wäre alſo doch 
von Einfluß auf den Prozeß. Allein auch abgeſehen hievon 
liegt eine unſtatthafte Klageänderung nicht vor. Der Klage— 
grund iſt nicht geändert, er iſt nach wie vor die vom Be— 
klagten in dem Vertrag vom 10. Februar 1908 übernom⸗ 
mene Verpflichtung; daß der Kläger den eingeklagten An⸗ 
ſpruch abgetreten hat, gehört nicht zur Klagebegründung, 
ſondern iſt eine Tatſache, die an ſich nach $ 398 Satz 2 BGB. 
die Befugnis des Klägers zur Verfolgung des Anſpruchs 
ausſchließen würde, die aber, weil erſt nach Klageerhebung 
eingetreten, nach ausdrücklicher Geſetzesbeſtimmung dieſe Folge 
nicht hat. Die Anführung eines andern Zahlungsempfän⸗ 
gers an Stelle des Klägers im Klagantrag aber iſt eine 
unter 8 268 Z. 2 CPO. fallende Aenderung, die deshalb 
auch noch in II. Inſtanz ohne Einwilligung des Beklagten 
ſtatthaft iſt!). 

Urteil des I. Zivilſenats vom 29. Jan. 1909 in Sachen 
Vieweg g. Bidlingmaier. U. 745/08. 

1) Vgl. Gaupp-Stein, ERO. 8 268 zu Nr. 47, Seuff. A. 58 
Nr. 101, Gruchot a. a. O. S. 1065/66. 
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B. in Strafſachen. 


21. 


Mann liegt eine Beleidigung in Beziehung auf den 
Beruf var? 


Aus den Gründen: 

Das angefochtene Urteil ſtellt feſt, der Angekl. — ein 
Gemeinderat in S. — habe Ende April oder Anfangs Mai 
1907 in S. beim Verlaſſen der G.ſchen Wirtſchaft den in 
dieſer Wirtſchaft anweſenden ſtädtiſchen Schutzleuten B. u. F., 
welche ſeinen Abſchiedsgruß unbeachtet gelaſſen hatten, zuge⸗ 
rufen: „Was ſind das für Schutzleute — oder das ſind 
ſchöne Schutzleute —, die nicht einmal zu einem Gemeinde⸗ 
rat gute Nacht ſagen, das ſind Lausbuben vor meinen Augen“. 
Die Strafkammer hat dann weiter ausgeführt, die Abſicht 
des Angekl. ſei hiebei dahin gegangen, den Schutzleuten den 
Vorwurf der Verletzung der ihm als Mitglied des Gemeinde⸗ 
rats und damit des zur Anſtellung der Gemeindediener zu— 
ſtändigen und dieſen vorgeſetzten Organs der ſtädtiſchen 
Selbſtverwaltung von den Schutzleuten als Gemeindedienern 
beſonders geſchuldeten Achtung und damit einer durch ihr 
Dienſtverhältnis begründeten Dienſtpflicht zu machen; der 
Angeklagte habe daher die Schutzleute in Beziehung auf den 
Beruf beleidigt, und der Stadtſchultheiß R. in S. ſei ſomit 
als der amtliche Vorgeſetzte der Beleidigten zur Stellung des 
Strafantrags berechtigt geweſen. 

Die von dem Angeklagten eingelegte, auf Verletzung des 

23 * 
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§ 196 StGyBs. geſtützte Reviſion mußte zur Aufhebung des 
Urteils führen. 

Da die früheren Schutzleute B. und F. einen Straf⸗ 
antrag gegen den Angekl. nicht geſtellt haben, und nur ein von 
Stadtſchultheiß R. als dem damaligen amtlichen Vorgeſetzten 
der beiden Genannten geſtellter Strafantrag vorliegt, ſo fragt 
es ſich, ob die in Frage ſtehende Beleidigung gegen die beiden 
genannten Beamten, während ſie in der Ausübung ihres 
Berufes begriffen waren, oder in Beziehung auf ihren Beruf 
begangen iſt; denn nur in einem dieſer Fälle wäre Stadtſchult⸗ 
heiß R. zur Stellung des Strafantrags nach § 196 StGB. 
berechtigt geweſen. 

Bei der Unterſuchung dieſer Frage iſt das Reviſions⸗ 
gericht an die Feſtſtellungen, welche das Berufungsgericht 
hinſichtlich des Vorgangs ſelbſt und hinſichtlich der von dem 
Angeklagten mit ſeiner Aeußerung verfolgten Abſicht getroffen 
hat, gebunden, da dieſe Feſtſtellungen tatſächlicher Art und 
daher der Nachprüfung entzogen ſind. Weiterhin wird zu 
unterſtellen ſein, daß das Berufungsgericht angenommen hat, 
die feſtgeſtellte Aeußerung enthalte eine gegen die Ehre des 
B. und des F. gerichtete vorſätzliche und rechtswidrige Kund⸗ 
gebung, und der Angekl. ſei ſich des beleidigenden Charakters 
ſeiner Aeußerung auch bewußt geweſen; denn dieſe Annahme 
iſt, da der Angekl. ein gewöhnliches Schimpfwort gebraucht 
hat, ohne weiteres gegeben und daher wohl als ſelbſtverſtänd⸗ 
lich von dem Berufungsgericht nicht ausdrücklich feſtgeſtellt 
worden. 

Von den beiden in § 196 StGB. genannten Fällen hat 
nun der eine ohne weiteres auszuſcheiden, denn nach den 
Feſtſtellungen des Berufungsgerichts kann nicht angenommen 
werden, daß die in der G.ſchen Wirtſchaft anweſenden Schuß: 
leute bei dem in Rede ſtehenden Vorgang in der Ausübung 
ihres Berufs begriffen geweſen ſeien. Es fragt ſich daher 
nur, ob die ihnen zugefügte Beleidigung in Beziehung auf 
ihren Beruf begangen iſt. Dies hat die Strafkammer bejaht 
und zwar aus dem Grunde, weil die Abſicht des Angekl. 
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dahin gegangen ſei, den Schutzleuten den Vorwurf der Ver⸗ 
letzung der ihm als Gemeinderat beſonders geſchuldeten 
Achtung und damit der Verletzung einer durch ihr Dienſt⸗ 
verhältnis begründeten Dienſtpflicht zu machen. Dieſe An⸗ 
nahme der Strafkammer beruht auf Rechtsirrtum und zwar 
iſt ſie von rechtsirrtümlicher Auffaſſung des Begriffes „Beruf“ 
und des Verhältniſſes der Beleidigung zu dem Berufe be⸗ 
einflußt. 

Nicht jede Beleidigung, die einem Beamten unter deſſen 
Bezeichnung mit dem Amtstitel zugefügt wird, fällt unter 
§ 196 StGB.; vielmehr bezieht ſich die gegen einen Be⸗ 
amten begangene Ehrverletzung nur dann auf deſſen Beruf, 
wenn ſie die amtliche Tätigkeit des Angegriffenen zur Grund— 
lage oder zum Gegenſtand hat; zu dieſer amtlichen Tätigkeit 
iſt auch eine außerdienſtliche Tätigkeit dann zu rechnen, 
wenn ſie durch beſondere Vorſchriften geregelt und dadurch 
in den Bereich der beſonderen Berufspflichten des Beamten 
gezogen iſt; eine gegen derartige Vorſchriften verſtoßende 
außerdienſtliche Tätigkeit enthält eine Verletzung der Be⸗ 
rufspflichten und eine Beleidigung, welche mit Beziehung auf 
eine derartige außerdienftliche Tätigkeit begangen iſt, muß als 
in Beziehung auf den Beruf des Beamten begangen angeſehen 
werden. Dagegen ſteht ein außerdienſtliches Verhalten eines 
Beamten dann nicht in der von § 196 geforderten Beziehung 
auf den Beruf, wenn es ſich dabei nicht um Verfehlung 
gegen eine beſonders auferlegte Berufspflicht, ſondern um 
Verletzung allgemeiner Sittengeſetze und Anſtandspflichten 
handelt. 

Wenn man dieſe auch vom Reichsgericht in ſtändiger 
Rechtſprechung (vgl. RG. Bd. 26 S. 34) gebilligten Grund⸗ 
ſätze auf den gegenwärtigen Fall anwendet, ſo könnte die 
von dem Angekl. begangene Beleidigung nur dann als in 
Beziehung auf den Beruf der beiden Schutzleute erfolgt ange⸗ 
ſehen werden, wenn es zu den Berufspflichten der Schutzleute ge⸗ 
hören würde, einem einzelnen Mitglied des Gemeinderats be⸗ 
ſondere Ehrenbezeugungen zu erweiſen. Eine derartige allge⸗ 
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meine Vorſchrift iſt aber nirgends getroffen, und es iſt auch von 
keiner Seite behauptet, daß für die Stadt S. eine ſolche 
Vorſchrift beſtehe. Das einzelne Mitglied des Gemeinderats 
iſt weder Vorgeſetzter eines Schutzmanns, noch ſteht ein 
Schutzmann in irgendwelchem dienſtlichen Verhältnis zu 
einem einzelnen Mitglied des Gemeinderats; es iſt daher 
dem Takt⸗ und Anſtandsgefühl eines Schutzmanns überlaſſen, 
ob und in welcher Weiſe er einem einzelnen Mitglied des 
Gemeinderats eine Ehrenbezeugung erweiſen oder einen Gruß 
erwidern will. Wenn, wie im vorliegenden Falle, zwei im 
Wirtshaus befindliche Schutzleute einem Mitglied des Ge⸗ 
meinderats den Gruß nicht erwidern, ſo iſt dies jedenfalls 
keine Verletzung ihrer Berufspflichten, und es kann daher 
die von dem Angekl. mit Beziehung auf dieſes außerdienit- 
liche Verhalten der Schutzleute erfolgte Beleidigung derſelben 
nicht als in Beziehung auf ihren Beruf begangen angeſehen 
werden. 

Hienach fällt die in Rede ſtehende Beleidigung nicht 
unter $ 196 StGB., und Stadtſchultheiß R. war ſomit 
auch nicht berechtigt, Strafantrag zu ſtellen; rechtswirkſamer 
Strafantrag liegt daher nicht vor 

Urt. des Strafſen. v. 7. März 1908 in der Strafjache 

gegen G. E. in S. wegen Beleidigung. 


22. 
Unbefugte Ausübung des Bienfimanngemerbes. 


Gegen den Angeklagten war durch Strafverfügung des 
Stadtpolizeiamts U. wegen einer Uebertretung i. S. des § 21 
des Polizeiſtrafgeſ. eine Geldſtrafe von 6 M. ausgeſprochen 
worden auf Grund der Feſtſtellung, „er habe ohne Mitglied 
oder Gehilfe des hieſigen gemeinderätlich konzeſſionierten 
Dienſtmann⸗Inſtituts zu fein, ſich in letzter Zeit auf öffent⸗ 
lichen Straßen und Plätzen, beſonders in der Nähe des 
Bahnhofs hier, aufgeſtellt und dadurch dem reiſenden Publi— 
kum ſeine Dienſte angeboten, trotzdem ihm bekannt, daß dies 
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unzuläſſig iſt, da er hierwegen bereits vom K. Schöffenge⸗ 
richt beſtraft worden iſt, — Verfehlung gegen § 1 der hieſigen 
Dienſtmann⸗Ordnung“. Nachdem der Angeklagte gerichtliche 
Entſcheidung beantragt hatte, wurde er vom Schöffengericht 
wegen einer Uebertretung i. S. des Art. 21 des württmb. 
Polizeiſtrafgeſ. vergl. mit 88 1 u. 17 der Verordnung des 
Stadtpolizeiamts U. vom 5. Februar 1889 zu derſelben Geld- 
ſtrafe verurteilt. Auf hiegegen eingelegte Berufung hat die 
Strafkammer in ihrem Berufungsurteil das angefochtene 
Urteil und die Strafverfügung des Stadtpolizeiamts U. ge⸗ 
mäß § 458 StPO. aufgehoben. Hiebei hat die Strafkam⸗ 
mer in tatſächlicher Hinſicht feſtgeſtellt, der Angeklagte habe, 
obwohl ihm anläßlich der Anmeldung ſeines Gewerbebetriebs 
als Lohndiener ausdrücklich die Belehrung erteilt worden ſei, 
daß er auf öffentlichen Straßen und Plätzen ſeine Dienſte 
nicht anbieten dürfe, und obwohl er gewußt habe, daß er 
vom Gemeinderat nicht als Dienſtmann konzeſſioniert ſei, 
fortgeſetzt in den Monaten Juli und Auguſt 1907 ſtets mit 
einer der Dienſtmannsmütze ähnlichen Kopfbedeckung auf dem 
Bahnhofplatz in U. und vor dem in der Nähe des Bahn⸗ 
hofs befindlichen Bahnhofhotel in der Bahnhofſtraße, wo 
ſpeziell das reiſende Publikum verkehre, ſich aufgeſtellt und 
ſich dem Publikum zur Verrichtung von Dienſtleiſtungen und 
Arbeiten, wie ſie den Dienſtmännern obliegen, gegen Entgelt 
angeboten, um auf eigene Rechnung und in eigenem Namen 
als Dienſtmann ſeinen Erwerb zu ſuchen. Die Strafkammer 
hat dann weiter ausgeführt, das Stadtpolizeiamt U. habe mit 
Zuſtimmung des Gemeinderats auf Grund des § 37 der 
RGewO. zur Regelung des Dienſtmannsbetriebs ortspolizei⸗ 
liche Vorſchriften erlaſſen, durch welche die Einrichtung und 
der Betrieb des Dienſtmannsgewerbes in U. in rechtsverbind⸗ 
licher Weiſe von einer vorgängigen beſonderen polizeilichen 
Genehmigung abhängig gemacht worden ſei; der Angeklagte 
habe daher den ſelbſtändigen Betrieb eines ſtehenden Gewer⸗ 
bes, zu deſſen Beginn eine beſondere polizeiliche Genehmi⸗ 
gung erforderlich ſei, ohne die vorſchriftsmäßige Genehmi— 
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gung unternommen und ſich dadurch eines Vergehens im 
Sinne des § 147 Ziff. 1 der GewO. ſchuldig gemacht, zu 
deſſen Abrügung die Polizeibehörde nicht zuſtändig geweſen 
ſei; es habe daher nach §S 458 StPO. die Aufhebung der 
polizeilichen Strafverfügung und des angefochtenen Urteils 
zu erfolgen. 

Die von der Staatsanwaltſchaft eingelegte, auf un⸗ 
richtige Anwendung des § 147 der GewO. geſtützte Reviſion 
mußte zur Aufhebung des angefochtenen Urteils führen. 

Nach § 37 der GewO. unterliegt der Regelung durch 
die Ortspolizeibehörden u. a. auch das Gewerbe derjenigen 
Perſonen, welche auf öffentlichen Straßen oder Plätzen ihre 
Dienſte anbieten. Auf Grund dieſer Beſtimmung hat das 
Stadtpolizeiamt U. mit Zuſtimmung des Gemeinderats zur 
Regelung des Dienſtmann⸗Gewerbebetriebs ortspolizeiliche 
Vorſchriften erlaſſen, von welchen folgende Beſtimmungen 
hieher in Betracht kommen: § 1. Wer auf öffentlichen Straßen 
und Plätzen Arbeiten und Leiſtungen als Dienſtmann an⸗ 
bieten will, muß einem vom Gemeinderate konzeſſionierten 
Dienſtmanninſtitute als Mitglied bezw. Gehilfe angehören. 
§ 2. Zur Errichtung eines Dienſtmanninſtituts iſt die Ge⸗ 
nehmigung des Gemeinderats erforderlich, welche nur in ſtets 
widerruflicher Weiſe erteilt wird. In § 17 iſt dann noch 
weiter beſtimmt, daß Uebertretungen dieſer Vorſchriften (von 
einer hier nicht in Betracht kommenden Ausnahme abgeſehen) 
auf Grund des Art. 21 des Polizeiſtrafgeſ. beſtraft werden. 

In Art. 21 des Polizeiſtrafgeſ. iſt gejagt, der Straf: 
beſtimmung des § 366 StGB. unterliege weiter, wer den 
nach Maßgabe des § 37 der GewO. zur Regelung des... 
Gewerbebetriebs derjenigen Perſonen, welche auf öffentlichen 
Straßen oder Plätzen ihre Dienſte anbieten, von der zuſtän⸗ 
digen Ortspolizeibehörde erlaſſenen Anordnungen zuwider— 
handelt. Der § 147 der GewO. ſtellt in Ziff. 1 denjenigen 
unter Strafe, der den ſelbſtändigen Betrieb eines ſtehenden 
Gewerbes, zu deſſen Beginn eine beſondere polizeiliche Ge— 
nehmigung (Konzeſſion, Approbation, Beſtellung) erforderlich 
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iſt, ohne die vorſchriftsmäßige Genehmigung unternimmt oder 
fortſetzt, oder von den in der Genehmigung feſtgeſetzten 
Bedingungen abweicht. 

Dieſe Geſetzesbeſtimmung hat ſchon zu Zweifeln in der 
Richtung Veranlaſſung gegeben, ob ihre Anwendbarkeit da⸗ 
von abhängt, daß die beſondere polizeiliche Genehmigung 
in der GewO. ſelbſt vorgeſchrieben iſt, und ob eine auf Grund 
der GewO. durch Landesrecht vorgefchriebene beſondere Ge⸗ 
nehmigung als eine ſolche im Sinne des § 147 Ziff. 1 der 
GewO. anzuſehen iſt. Dieſe in dem angefochtenen Urteil 
behandelte und auch in der Reviſionsbegründung angezogene 
Streitfrage berührt aber den vorliegenden Fall in keiner 
Weiſe. Denn nach § 2 der Verordnung des Stadtpolizei⸗ 
amts U. iſt die Genehmigung des Gemeinderats nur erfor⸗ 
derlich zur Errichtung eines Dienſtman ninſtitutes, einer 
Verfehlung gegen dieſe Beſtimmung kann ſich daher in U. 
nur derjenige ſchuldig machen, der dort ein Dienſtmann⸗ 
inſtitut errichtet, ohne die vorſchriftsmäßige Genehmigung 
eingeholt zu haben. Nun iſt aber in dem angefochtenen Ur⸗ 
teil nirgends feſtgeſtellt, daß der Angeklagte ein Dienſtmann⸗ 
inſtitut errichtet habe; vielmehr geht die getroffene Feſtſtel⸗ 
lung nur dahin, daß der Angeklagte auf öffentlichen Plätzen 
und Straßen als Dienſtmann Arbeiten und Leiſtungen gegen 
Entgelt angeboten habe. Daß dies aber etwas ganz anderes 
iſt als die Errichtung eines Dienſtmanninſtituts, bedarf einer 
weiteren Ausführung nicht, zumal auch in der erwähnten 
Polizeiverordnung immer unterſchieden wird zwiſchen den 
Dienſtmännern und dem „Inſtitutsinhaber“, dem Unterneh 
mer des Dienſtmanninſtituts. 

Aus § 1 der Dienſtmannordnung kann ebenfalls nicht 
entnommen werden, daß in U. zu dem Beginn des Gewerbes 
als Dienſtmann eine beſondere polizeiliche Genehmigung er: 
forderlich iſt; denn dort iſt nur beſtimmt, daß jeder, der als 
Dienſtmann auftreten wolle, einem vom Gemeinderat Ton- 
zeſſionierten Dienſtmanninſtitut angehören müſſe; aus dieſer 
Beſtimmung geht hervor, daß in U. für einen Einzelnen die 
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Einholung einer polizeilichen Genehmigung zum Betriebe des 
Gewerbes eines Dienſtmanns nicht nur nicht vorgeſchrieben, 
ſondern geradezu ausgeſchloſſen iſt. Da die U.er Dienſt⸗ 
mannordnung andere hieher inbetracht kommende Beſtim⸗ 
mungen nicht enthält, fo entbehrt die Annahme der Straf: 
kammer, es ſei die „Einrichtung und der Betrieb“ des Dienſt⸗ 
manngewerbes in U. von einer beſonderen polizeilichen Ge⸗ 
nehmigung abhängig gemacht, jeder tatſächlichen Grundlage 
und beruht offenbar auf einer unrichtigen Anwendung der 
Beſtimmungen der mehr genannten Dienſtmannordnung. 

Iſt aber in U. der Betrieb des Dienſtmanngewerbes für 
eine einem konzeſſionierten Dienſtmanninſtitut nicht angehö— 
rige Perſon einfach verboten, ſo kann bei einer Uebertretung 
dieſes Verbots die in S 147 der GewO. gegebene Strafan⸗ 
drohung keine Anwendung finden, weil keine der dort ge⸗ 
nannten Verfehlungen vorliegt; die Zuwiderhandlung gegen 
das Verbot fällt vielmehr unter Art. 21 des Polizeiſtraf— 
geſetzes. 

Die in dem angefochtenen Urteil enthaltene Entſcheidung 
beruht demnach auf einer unrichtigen Anwendung des § 147 
der GewO. und damit auf der Verletzung materiellen Rechts; 
daher war das Urteil nebſt den ihm zu Grunde liegenden 
Feſtſtellungen aufzuheben, und die Sache an das Berufungs- 
gericht zurückzuverweiſen. 

Urt. des Strafſenats vom 30. März 1908 in der Straf⸗ 

ſache gegen W. B. in U. 


23: 
Zum Begriff „geſchloſſener Ortsteil“. 


Aus den Gründen: | 

Von der Strafkammer iſt feſtgeſtellt worden, daß der 
Angeklagte am 29. März d. J. nachmittags 1½ Uhr als 
Lenker eines Automobils durch die Hauptallee der unteren 
Anlagen von Stuttgart gefahren iſt und die rund 1500 
Meter betragende Strecke derſelben in 1 Minute und 40 
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Sekunden zurückgelegt hat. Dies ergibt für die Stunde eine 
Geſchwindigkeit von 56 Kilometern. Die Strafkammer hat 
den Angeklagten zur Strafe gezogen in Anwendung der 
Beſtimmung des § 17 Abſ. 2 Satz 1 der Min. Vf. vom 
13. Juli 1906 betr. den Verkehr mit Kraftfahrzeugen, wor⸗ 
nach jedenfalls innerhalb geſchloſſener Ortsteile die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit des Kraftfahrzeugs das Zeitmaß eines im 
geſtreckten Trab befindlichen Pferdes — etwa 15 Kilometer 
in der Stunde — nicht überſchreiten darf. 

Die Reviſion rügt die Verletzung des § 17 der gen. 
Min. Vf., weil die unteren Anlagen keinen geſchloſſenen 
Ortsteil darſtellen. Dieſe Rüge ſcheint begründet. In 
der Min. Vf. werden die geſchloſſenen Teile eines Orts den 
nicht geſchloſſenen eines ſolchen gegenübergeſtellt. Das Wort 
„geſchloſſen“ ſetzt wie z. B. in der ähnlichen Zuſammen⸗ 
ſtellung: „geſchloſſene Heereskolonne“, den Zuſammenhang 
der Glieder voraus. Dieſe Glieder können aber hier, da 
Grund und Boden ſtets zuſammenhängt, nichts anderes ſein 
als die auf dem Ortsteil befindlichen Wohnungsräume. 
Unter einem geſchloſſenen Ortsteil iſt daher nichts anderes 
zu verſtehen, als der für ſich ein zuſammenhängendes Ganze 
bildende Teil des Wohnbezirks. Er ſteht im Gegenſatz zur 
freien Ortsflur ohne zuſammenhängende Gebäude. Der er— 
forderliche Zuſammenhang braucht nun freilich nicht ein 
abſoluter in dem Sinne zu ſein, daß die Häuſer unmittelbar 
mit einander zuſammenſtoßen; der hier in Betracht kommende 
Begriff deckt ſich nicht mit dem der Bauordnung entnommenen 
Begriff der geſchloſſenen Bauweiſe. Vielmehr verliert ein 
Ortsteil dadurch noch nicht ſeinen Charakter als den eines 
geſchloſſenen, daß in demſelben die Häuſerreihen durch Gärten 
oder freie Plätze unterbrochen werden, ſolange nur dadurch 
das Gepräge des Ganzen als eines zuſammenhängenden 
Wohnkomplexes gewahrt wird. Vgl. Württ. Jahrb. 20 
S. 183; Entſch. d. Bayr. Ob. Landg. 8 S. 193. 

Einen geſchloſſenen Ortsteil in dem dargelegten Sinne 
ſtellen nun aber die Unteren Anlagen gemäß den getroffenen 
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tatſächlichen Feſtſtellungen nicht dar. Sie find ein fort- 
dauernder, durch Häuſerreihen nicht unterbrochener Park von 
etwa 1500 Meter Länge, und wenn man die unmittelbar 
anſchließenden, gleichfalls durch Häuſerreihen nicht getrennten 
Oberen Anlagen dazunimmt, ein ſolcher von etwa 3 Kilo⸗ 
meter Länge und durchſchnittlich 200 Meter Breite. Während 
auf der einen Breitſeite allerdings die Stuttgart mit Berg 
und Cannſtatt verbindende Cannſtatter Straße, jedoch in 
einer Entfernung von gegen 200 Meter von der in Frage 
ſtehenden Hauptallee, vorbeiführt, liegt auf der andern Breit⸗ 
ſeite die Eiſenbahnlinie und hinter ihr eine große nicht über⸗ 
baute Garten- und Feldfläche; erſt hinter dieſer beginnt die 
mit Häuſern beſetzte Ludwigsburger Straße. Bei dieſer 
Sachlage kann von einem Zuſammenhang der Wohnräume 
namentlich an der Hauptallee nicht mehr geſprochen werden. 
Der Umſtand, daß die Unteren Anlagen auf der öſtlichen 
(nordöſtlichen) Seite von den geſchloſſenen Ortsteilen Berg 
und Cannſtatt begrenzt werden, ſteht nicht entgegen. Denn 
es können ſehr wohl einzelne Teile eines Orts für ſich allein 
ein geſchloſſenes Ganze bilden. Die Unteren Anlagen ſtellen 
vielmehr einen zwiſchen den einzelnen geſchloſſenen Teilen 
von Groß⸗Stuttgart liegenden, nicht geſchloſſenen Teil der 
Ortsmarkung dar. Wenn die Strafkammer ſodann ausgeführt 
hat, daß die Anlagen „im Ortsverkehr von Stuttgart liegen“, 
ſo vermag dies den Begriff des geſchloſſenen Ortsteils nicht 
zu begründen; für Orte, wo ein lebhafter Verkehr herrſcht, 
iſt in Abſ. 3 des $ 17 der Min. Pf. eine beſondere Vorſchrift 
aufgeſtellt. Hienach iſt der von der Strafkammer angewandte 
Tatbeſtand des Art. 17 Abſ. 2 nicht gegeben. 

Zu prüfen iſt noch die Frage, ob nicht der Angeklagte, 
wie dies das Schöffengericht angenommen hatte, auf Grund 
der Vorſchriften des Stadtpolizeiamts vom 1. Juli 1892 
betreffend den Beſuch der K. Schloßgärten zu beſtrafen ſei. 
Mit Recht hat aber die Strafkammer die Anwendung dieſer 
Vorſchrift deshalb ausgeſchloſſen, weil die Min. Vf. als das 
neueſte Spezialgeſetz für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen 
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jene Vorſchrift für dieſen Verkehr beſeitigt hat. Daß die 
Unteren Anlagen einen öffentlichen d. h. einen dem Gebrauch 
des Publikums freigegebenen Weg bilden, kann nicht zweifel⸗ 
haft ſein. Zur Zeit der in Frage ſtehenden Tat war auch 
noch nicht gemäß § 21 der Min. Pf. eine beſondere polizeiliche 
Anordnung für die Unteren Anlagen erlaſſen, wie dies 
neuerdings durch die Verfügung des Stadtpolizeiamts vom 
30. Sept. 1908 geſchehen iſt. 

Hienach war das Urteil aufzuheben. 

Urt. des Strafſen. vom 12. Oktober 1908 in der Straf⸗ 

ſache gegen A. E. in St. wegen zu ſchnellen Fahrens. 


24. 


Das Heſchwerderecht der Staatsanwaltſchaft nach 
§ 209 StY®. 


Von der Staatsanwaltſchaft war beantragt worden, den 
Angeſchuldigten außer Verfolgung zu ſetzen, dieſem Antrag iſt 
von der Strafkammer entſprochen, aber gegen den Straf- 
kammerbeſchluß hernach von der Staatsanwaltſchaft ſofortige 
Beſchwerde erhoben worden. Dieſe wurde vom Strafſenat 
als unzuläſſig verworfen mit folgender Begründung: 

Der § 209 Abſ. 2 StPO. beſtimmt, daß gegen den 
Beſchluß, durch welchen die Eröffnung des Hauptverfahrens 
abgelehnt worden iſt, der Staatsanwaltſchaft die ſofortige 
Beſchwerde zuſtehe. Nach dem Wortlaut dieſer Beſtimmung 
iſt davon auszugehen, daß das in Frage ſtehende Rechtsmittel 
nur zuläſſig ſein ſoll, wenn, was im vorliegenden Falle nicht 
zutrifft, dem Gerichtsbeſchluſſe ein Antrag der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft auf Eröffnung des Hauptverfahrens vorausgegangen iſt. 
Für dieſe Auslegung des 8 209 Abſ. 2 I Fall ſprechen aber 
auch weitere Erwägungen. Der 8 202 StPO., der die Er⸗ 
forderniſſe eines das Hauptverfahren nicht zulaſſenden Gerichts⸗ 
beſchluſſes behandelt, ſagt in direktem Gegenſatz zu § 201 
daſelbſt, der den auf Eröffnung des Hauptverfahrens gerichteten 
Beſchluß regelt: „beſchließt das Gericht, das Hauptverfahren 
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nicht zu eröffnen“ und es werden von dieſer Beſtimmung 
alle ſolche Beſchlüſſe umfaßt ohne Rückſicht auf die voraus⸗ 
gegangene Stellungnahme der Staatsanwaltſchaft, mögen ſie 
alſo entſprechend oder entgegen ihren Anträgen ergangen ſein. 
Hätte das in § 209 Abſ. 2 StPO. normierte Beſchwerderecht 
der Staatsanwaltſchaft in dieſer Allgemeinheit eingeräumt 
werden wollen, jo hätten auch die in $ 202 daſelbſt gewählten 
Worte hiefür gewählt werden müſſen, dies um ſo mehr als 
unmittelbar zuvor, in § 209 Abſ. 1, von dem Beſchluſſe 
geſprochen wird, durch welchen das Hauptverfahren er⸗ 
öffnet worden iſt. Die Worte „die Eröffnung des Haupt- 
verfahrens abgelehnt“ (und nicht „das Hauptverfahren nicht 
eröffnet“) ſind hienach unzweifelhaft mit Abſicht gewählt 
worden und zwar gerade zu dem Zwecke, um zum Ausdruck 
zu bringen, daß der Staatsanwaltſchaft das Beſchwerderecht 
nur in eingeſchränktem Maße und nur dann zuſtehen ſolle, 
wenn ihr Antrag auf Eröffnung des Hauptverfahrens ab- 
gelehnt worden iſt, nicht aber, wenn das Gericht entſprechend 
ihrem Antrage die Nichteröffnung des Hauptverfahrens be— 
ſchloſſen hat. Dieſe Annahme findet eine weſentliche Unter⸗ 
ſtützung in dem weiteren, in §S 209 Abſ. 2 StPO. normierten 
Falle; bei Verweiſung an ein Gericht niederer Ordnung ſoll 
eine Beſchwerde der Staatsanwaltſchaft nur dann zuſtehen, 
wenn abweichend von ihrem Antrage entſchieden worden iſt, 
eine Beſchwerde der Staatsanwaltſchaft alſo ausgeſchloſſen 
ſein, wenn entſprechend ihrem Antrage die Verweiſung vor 
ein Gericht niederer Ordnung erfolgt iſt. Den Geſetzes— 
materialien, insbeſondere dem Entwurfe der Strafprozeß— 
ordnung, der in § 173 Abſ. 2 die gleiche Faſſung der Vor⸗ 
ſchrift vorgeſehen hatte, wie fie in §S 209 StPO. Geſetz ge⸗ 
worden iſt, können irgendwelche Gründe nicht entnommen 
werden, die zu einer anderen Auslegung führen würden. 
Etwaige allgemeine Geſichtspunkte, die vielleicht für die 
Zulaſſung des Beſchwerderechts der Staatsanwaltſchaft in 
weiterem Umfange ſprechen dürften, können angeſichts des 
beſtimmten und klaren Wortlauts des § 209 Abſ. 2 StPO., 
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durch den zugleich auch ein Recht des Angeſchuldigten feſt 
geſetzt worden iſt, nicht in Betracht kommen und es wird 
namentlich auch der mit der Beſchwerde gegen Nichteröffnungs⸗ 
beſchlüſſe verfolgte Zweck wohl häufig mit Hilfe des §210 StPO. 
(zu vergl. 8 174 des Entwurfs der StPO.) erreicht werden 
können. 

Beſchluß des Strafſenats vom 30. Juli 1908 in der 

Strafſache gegen E. F. in L. wegen Brandſtiftung u. a. V. 


25. 
Betrug durch Abtretung einer Invalidenrente. 


Aus den Gründen: 

Nach den beeidigten Angaben des S. in H. hat der An⸗ 
geſchuldigte dieſen zu Anfang des Jahres 1907 in O. um ein 
Darlehen von 600 M. gebeten und hiebei angegeben, er wolle 
einen Eheſcheidungsprozeß anſtrengen, er habe 3 Felder zu 
Haufe, welche verkauft werden, wenn er das erbetene Dar⸗ 
lehen nicht erhalte; er trete dem S. ſeine Invalidenrente von 
monatlich 54 M. 25 Pf. vom 1. März 1907 bis 1. April 
1903 ab, das ſei wie bar Geld. Nachdem der Angeſchuldigte 
dem S. eine Vollmacht zur Erhebung der Penſion ausge⸗ 
ſtellt und ihm die zum voraus unterſchriebenen Empfangs⸗ 
beſcheinigungen für die einzelnen Monatsraten übergeben 
hatte, erhielt er von S. gegen Empfangsbeſcheinigungen, 
welche auf zuſammen 600 M. lauteten, Darlehensbeträge von 
insgeſamt 555 M. ausbezahlt, während S. den Mehrbetrag 
für Riſiko und Zinſen behielt. 

Dem Angeſchuldigten wird nun zur Laſt gelegt, daß er 
den S. durch betrügeriſche Vorſpiegelungen zur Hingabe der 
Darlehensbeträge beſtimmt habe; die Strafkammer hat jedoch 
den Antrag der K. Staatsanwaltſchaft auf Eröffnung des 
Hauptverfahrens wegen eines Vergehens des Betrugs abge- 
lehnt, und der hiegegen eingelegten ſofortigen Beſchwerde war 
der Erfolg zu verſagen. 

Das angeführte Vorbringen des Angeſchuldigten war 
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allerdings inſofern unrichtig, als er das Geld nicht zur Er⸗ 
hebung einer Eheſcheidungsklage haben wollte und als er 
keine Felder zu Hauſe hat. Aber dem Angeſchuldigten iſt 
nicht zu widerlegen, daß er dieſe Angaben nicht zu dem 
Zwecke gemacht hat, um den S. zu täuſchen und durch dieſe 
Täuſchung zur Darlehenshingabe zu beſtimmen; überdies 
kann auch kein Zuſammenhang zwiſchen dieſem. unwahren 
Vorbringen und der Darlehenshingabe für vorliegend er— 
achtet werden. Denn dem S. war es offenbar gleichgültig, 
zu welchem Zwecke der Angeſchuldigte das geliehene Geld 
verwenden werde; jedenfalls aber konnte der Angeſchuldigte 
annehmen, daß S. auf die Behauptung über die Erhebung 
einer Eheſcheidungsklage keinen Wert lege. Daß weiterhin 
S. durch den angeblichen Grundbeſitz des Angeſchuldigten 
nicht zur Hingabe des Darlehens beſtimmt wurde, iſt daraus 
mit Sicherheit zu entnehmen, daß S. — ein in Geldgeſchäf⸗ 
ten nicht unerfahrener Mann — nad) jeiner eigenen Sach: 
darſtellung den Angeſchuldigten über den Wert, die Größe 
und die etwaige Belaſtung dieſer Grundſtücke nicht einmal 
befragt hat. 

Hiernach muß davon ausgegangen werden, daß ©. ledig— 
lich durch die Abtretung der „Invalidenrente“ zur Hingabe 
des Darlehens beſtimmt worden iſt. 

Dieſe Abtretung war nun allerdings ohne jede rechtliche 
Wirkung, denn die dem Angeſchuldigten als ehemaligen Reiter 
der Kaiſerl. Schutztruppe für Deutſch⸗Südweſtafrika verwil⸗ 
ligte Penſion und Penſionserhöhung mit jährlich zuſammen 
651 M. war, wie ohne weiteres zu unterſtellen iſt, eine In⸗ 
validenpenſion, die nach $ 850 Z. 5 der CPO. der Pfän- 
dung nicht unterworfen war und daher nach $ 40 BGB. 
auch nicht abgetreten werden konnte. Daß der Angeſchuldigte 
dies gewußt und den S. über die Abtretbarkeit dieſer Pen⸗ 
ſion getäuſcht habe, kann nicht angenommen werden, zumal 
der Angeſchuldigte durch die von ihm ausgeſtellten Em⸗ 
pfangsbeſcheinigungen und durch die Vollmacht es dem S. 
ermöglichte, vier je auf den erſten eines Monats fällige Pen⸗ 
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ſionsraten zu erheben und zu ſeiner Befriedigung zu verwen⸗ 
den. Nun hat der Angeſchuldigte aber weiter, obwohl er 
dem S. auch für die folgenden Monate Vollmacht zur Er⸗ 
hebung der Penſion ausgeſtellt hatte, dieſe Vollmachten her⸗ 
nach widerrufen und von da an die Penſion ſelbſt erhoben. 
Ob er zum Widerruf der Vollmacht an ſich berechtigt war, 
bedarf im vorliegenden Falle nicht der Entſcheidung, denn 
für die Frage, ob der Angeſchuldigte eines Betrugs hinrei⸗ 
chend verdächtig ſei, würde nur in Betracht kommen, ob der 
Angeſchuldigte ſchon vor Empfang der Darlehensbeträge den 
nachher erfolgten Widerrruf der Vollmacht beabſichtigt habe, 
und hiefür liegen keinerlei Anhaltspunkte vor. Aber auch 
darin, daß er die Penſionsraten erhoben und das Geld für 
fi) verwendet hat, kann eine ſtrafbare Handlung nicht ge— 
funden werden, weil die erfolgte Abtretung nichtig war, dem 
S. daher keinerlei Recht bezüglich dieſer Raten zuſtand, und 
der Angeſchuldigte daher allein verfügungsberechtigt war. 

Da ſomit hinreichende Verdachtsgründe für eine von 
dem Angeſchuldigten begangene ſtrafbare Handlung nicht vor⸗ 
liegen, und da hienach der angefochtene Beſchluß gerechtfertigt 
iſt, ſo war die hiegegen eingelegte ſofortige Beſchwerde als 
unbegründet zu verwerfen. 

Beſchluß des Strafſen. v. 30. Dezbr. 1907 gegen K. M. 

in Pf. wegen Betrugs. 


26. 


Iſt im Wiederanfnahmeverfahren die Vorſchrift des 
8 409 Abf. 4 Stn. eine zwingende? 


Dieſe Frage iſt zu bejahen und eine anderweite Aus⸗ 
legung vom Strafſenat verworfen worden. Der wegen eines 
Verbrechens der Anſtiftung zu ſchwerem Diebſtahl rechts⸗ 
kräftig verurteilte Beſchwerdeführer hat den Antrag auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens geſtellt und zur Begrün- 
dung dieſes Antrags behauptet, nicht er, ſondern der Tag⸗ 
löhner St. habe den Täter zur Begehung des Diebſtahls an⸗ 


Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 3. 24 
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geſtiftet, hiebei zugleich zum Beweiſe hiefür ſich auf das 
Zeugnis des St. berufen. Die Strafkammer hat mit Be⸗ 
ſchluß dieſen Antrag zugelaſſen und die Vernehmung des St. 
angeordnet; dieſer wurde dann auch als Zeuge vernommen. 
Nach Schluß der Beweisaufnahme hätte die Strafkammer 
die Staatsanwaltſchaft und den Angeklagten unter Beſtim⸗ 
mung einer Friſt zur ferneren Erklärung auffordern müſſen 
($ 409 Abſ. 4 StPO.); dies iſt jedoch nicht geſchehen; viel⸗ 
mehr hat die Strafkammer ſofort in der Sache ſelbſt wei⸗ 
teren Beſchluß gefaßt und den Wiederaufnahmeantrag als 
unbegründet verworfen. 

Da die Strafkammer bei dieſem Verfahren gegen die 
ausdrückliche und eine zwingende Beſtimmung darſtellende 
Vorſchrift des §S 409 Abi. 4 StPO. verſtoßen hat, und da 
ohne die hier vorgeſchriebene Aufforderung eine materielle 
Entſcheidung über den Antrag nicht ergehen darf, ſo war auf 
die von dem Verurteilten gegen den Beſchluß der Straf— 
kammer eingelegte Beſchwerde dieſer Beſchluß aufzuheben und 
die Strafkammer anzuweiſen, gemäß § 409 Abſ. 4 der StPO. 
weiterhin zu verfahren, d. h. die Staatsanwaltſchaft und den 
Angeklagten unter Beſtimmung einer Friſt zur ferneren Er: 
klärung aufzufordern. 

Beſchl. vom 30. Dezbr. 1907 i. S. gegen J. St. von Pl. 

wegen Anſtiftung zum Diebſtahl. 


27. 


IR die LCandesſtrafvorſchrift wegen Ronkubinats 
rechtsgiltig? 


Die beiden Angekl. find nach vorausgegangenem Straf— 
befehl durch Urteil des K. Schöffengerichts N. wegen einer 
Uebertretung des Konkubinats im Sinne des Art. 14 des 
württ. Pol. StGB. zu einer Haftſtrafe verurteilt und durch 
Erkenntnis der Strafkammer des K. Landgerichts H. iſt die 
hiegegen eingelegte Berufung verworfen worden. Dieſes Ge— 
richt iſt zu der tatſächlichen Feſtſtellung gelangt, daß die bei— 
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den Angekl. ſeit längerer Zeit, mindeſtens in den der Er- 
laſſung des Strafbefehls vorausgehenden 3 Monaten in 
fortgeſetzter außereheliſcher Geſchlechtsgemeinſchaft zuſammen⸗ 
gelebt und dadurch öffentliches Aergernis erregt haben; es 
hat deshalb die Angekl. auf Grund der genannten Beſtim⸗ 
mung zur Strafe gezogen. Die gegen dieſes Urteil einge— 
legte Reviſion beantragte die Freiſprechung der Angekl. le⸗ 
diglich aus dem Grunde, weil die die Verurteilung tragende Ge⸗ 
ſetzesbeſtimmung des Art. 14 mit § 2 Einf. G. zum StGB. 
unvereinbar ſei und deshalb keine rechtsverbindliche Kraft 
habe. 

Dieſer Anſicht iſt der Senat in konſtanter Rechtſpre⸗ 
chung entgegengetreten; er befindet ſich dabei auch im Ein- 
klang mit der Auffaſſung des Reichsgerichts (B. 33 N. 84). 
Die Materialien des RStGB. enthalten keinen Hinweis dar⸗ 
auf, daß im Sinn des Geſetzgebers der Konkubinat ſtraflos 
ſein ſolle; aus dem Stillſchweigen desſelben kann nicht ge— 
ſchloſſen werden, daß die bis zur Einführung des RStGB. 
in vielen Bundesſtaaten beſtehende Strafbarkeit des Konku⸗ 
binats für die Zukunft ausgeſchloſſen ſein ſollte. 

Nun herrſcht allerdings Uebereinſtimmung darüber, daß 
unter dem Geſichtspunkt eines Deliktes gegen die Sittlichkeit 
eine landesrechtliche Beſtrafung des Konkubinats nicht zu⸗ 
läſſig iſt, weil dieſe Delikte im 13. Abſchnitt des II. Buches 
des StGB. in abſchließender Weiſe geregelt worden ſind. 
Dieſer Erkenntnis hat ſich aber auch der Geſetzgeber bei Er— 
laß des württ. Pol. StG. vom 29. Dezbr. 1871 nicht ver⸗ 
ſchloſſen, wie deſſen Materialien (vgl. deren Zuſammenſtel⸗ 
lung im württ. Jahrb. 2 S. 356 Anm. 2) mit Sicherheit 
erkennen laſſen. Während das frühere württ. Pol. StG. vom 
2. Oktober 1839 einen Abſchnitt unter dem Titel „Handlun⸗ 
gen gegen die Sittlichkeit“ enthielt, und in Art. 46 den Kon⸗ 
kubinat mit der Beſtimmung unter Strafe ſtellte „unverhei— 
ratete Perſonen, welche mit einander in Verbindung wie 
Eheleute leben, ſind mit Arreſt zu beſtrafen“ iſt gerade mit 
Rückſicht auf das RStGB. jener Abſchnitt eliminiert und 

24 * 
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der Strafbeſtimmung gegen den Konkubinat das Tatbeſtands⸗ 
merkmal der Erregung öffentlichen Aergerniſſes hinzugefügt 
worden. Es ſollte damit zum Ausdruck gebracht werden, 
daß der leitende Geſichtspunkt für die Beſtrafung nicht die 
im Konkubinat liegende Sittlichkeitsverletzung ſei, ſondern die 
durch denſelben bewirkte Gefährdung der legitimen Ehe und 
der Familie als einer der wichtigſten Grundlagen unſeres 
Staatsweſens, daß der Konkubinat alſo als ein Delikt gegen 
die öffentliche Rechtsordnung aufgefaßt werde. Gerade des⸗ 
halb, weil die Beſtrafung desſelben dem Schutze fundamen— 
taler Inſtitute unſeres Staats- und Rechtslebens dienen ſoll, 
iſt Art. 14 auch nicht durch $ 183 StGB. ausgeſchloſſen, 
denn die letztere Beſtimmung hat andere geſetzgeberiſche Er- 
wägungen zum Ausgangspunkt. 

Daß nun aber die Aufitellung einer landesrechtlichen 
Strafbeſtimmung zum Schutz der öffentlichen Ordnung zu— 
läſſig iſt, kann einem Bedenken nicht unterliegen. Der die 
Aufſchrift „Verletzung der öffentlichen Ordnung“ tragende 
7. Abſchnitt des II. Buchs des RStGB. iſt keine Materie 
im Sinne des § 2 Einf. G. zum StGB.; er umfaßt durch⸗ 
aus verſchiedenartige Handlungen und entbehrt der zum Be— 
griff der Materie erforderlichen Einheitlichkeit und Zuſam⸗ 
mengehörigkeit der Rechtsſätze. Allgemein anerkannt iſt 
ferner, daß dasſelbe von dem die Uebertretungen behandeln- 
den 29. Abſchnitt desſelben Buchs gilt. Unzutreffend iſt 
endlich die Behauptung der Reviſion, daß mit der gleichen 
Begründung auch die in den neueſten Prozeſſen Harden und 
Eulenburg zur Sprache gebrachten homoſexuellen Handlun— 
gen unter Erweiterung des §S 175 StGB. vom Landesrecht 
unter Strafe geſtellt werden könnten. Denn beide Fälle haben 
eine verſchiedene tatſächliche Unterlage, weshalb auch nicht 
die gleichen geſetzgeberiſchen Erwägungen für ihre Beſtrafung 
in Frage kommen können. 

Die Reviſion war daher als unbegründet zu verwerfen. 

Urt. des Strafſenats vom 13. Juli 1908 in der Straf⸗ 

ſache gegen L. B. und G. M. wegen Konkubinats. 
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28. 


Zum ſubjektiven Tatbeſtand des Rergehens a 8 7 
des Wettbewöeſ. 


Aus den Gründen: | 

Die Reviſion behauptet in ihrem weiteren Teil eine un⸗ 
genügende Feſtſtellung des ſubjektiven Tatbeſtands des an⸗ 
genommenen Vergehens, nämlich den Mangel einer aus⸗ 
drücklichen Feſtſtellung, daß ſich der Angekl. des ſchädlichen 
Einfluſſes feiner Aeußerung auf das Geſchäft der Privat⸗ 
kläger bewußt war. In der Tat läßt das Berufungsurteil 
eine beſondere Feſtſtellung darüber vermiſſen, daß ſich der 
Angekl. jener Eigenſchaft ſeiner Behauptung bewußt war. 
Das Vorhandenſein dieſes Bewußtſeins iſt aber zur Verur— 
teilung erforderlich, es bildet ein Tatbeſtandsmerkmal des 
Vergehens gegen 87 des zit. Reichsgeſetzes vom 27. Mai 
1896. Denn dieſes Vergehen erfordert vorſätzliches Handeln 
des Täters und für vorſätzliche Delikte gilt der Regelſatz, 
daß der Wille des Täters ſämtliche Tatbeſtandsmomente 
umfaſſen muß; es wird ſomit ein den Erforderniſſen des 
objektiven Tatbeſtands überall entſprechendes Bewußtſein des 
Täters verlangt und hienach auch das Bewußtſein von der 
der unwahren Behauptung zukommenden Eigenſchaft, daß 
ſie den Geſchäftsbetrieb eines andern zu ſchädigen geeignet 
ſei. Daß etwa der Geſetzgeber unter Abweichung von jener 
Regel dieſes Bewußtſein nicht als Vorausſetzung der Straf— 
barkeit angeſehen haben ſollte, läßt ſich weder dem Inhalt 
des § 7 und feiner Entſtehungsgeſchichte noch ſonſtigen Be— 
ſtimmungen des WettbewG. entnehmen. Für das Gegen⸗ 
teil ſprechen vielmehr die Motive zu § 7, denen zufolge die 
Strafbeſtimmung dieſes § auf eine vom Geſetzgeber beab- 
ſichtigte Erweiterung des dem Kredit des Gewerbetreibenden 
durch $ 187 StGB. ſchon gewährten Schutzes ſür den ge- 
ſamten Geſchäftsbetrieb und damit auf einer Ausdehnung 
des im 8 187 vorgeſehenen Tatbeſtands zurückzuführen iſt. 
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Dieſer Tatbeſtand erfordert aber das Bewußtſein des Täters, 
daß die behauptete Tatſache geeignet ſei, den anderen ver— 
ächtlich zu machen oder deſſen Kredit zu gefährden und da— 
für, daß etwa für die Ausdehnung des ſtrafrechtlichen Schutzes 
im $ 7 von dieſem Erfordernis abgeſehen werden wollte, 
iſt weder ein äußerer noch innerer Grund erſichtlich. Dieſe 
Auffaſſung iſt eine in Theorie und Praxis anerkannte; vgl. 
die Kommentare zum WettbewG. von Finger S. 179, 
Müller S. 100, Birkenbihl S. 114, Entſch. RG. 31 S. 68, 
Oberſtes Bayr. LG. Bd. IV S. 267, Ann. des OLG. Dres⸗ 
den Bd. XXI S. 512. 

Zu einem beſonderen Ausſpruch über das Vorhanden— 
ſein dieſes Bewußtſeins war aber vorliegend das Berufungs- 
gericht nach dem Verteidigungsvorbringen des Angekl. und 
nach dem was in dieſer Richtung im Urteil feſtgeſtellt wurde, 
veranlaßt. Der Angekl. hat die als erwieſen angenommene 
Behauptung geleugnet und ein Mißverſtändnis der Zeugin 
B. geltend gemacht, er hat ferner die fragliche Behauptung 
erſt auf die ſpezielle Nachfrage über den Grund ſeines Aus⸗ 
tritts bei den Privatklägern der Zeugin gegenüber aufge— 
ſtellt und ſeine Schutzbehauptung, daß die B. wie die an- 
dern Zeugen ihre Beſtellungen bei der Firma der Privat⸗ 
kläger lediglich ihm zu lieb gemacht haben, iſt nach 
den Urteilsgründen von den Zeugen als richtig beſtätigt 
worden. Waren hienach die beſtehenden perſönlichen Be- 
ziehungen für die Beſtellungen der Kunden, wie Angekl. 
wußte, maßgebend, ſo iſt nicht ohne weiteres von ſelbſt ge⸗ 
geben, daß der Angekl. bei ſeiner Aeußerung gegenüber der 
Zeugin B. ſich auch bewußt war, daß ſie geeignet ſei oder 
ſein könne, das Geſchäft der Privatkläger durch Entziehung 
von Beſtellungen zu ſchädigen, und das Berufungsgericht 
hat auch nicht etwa feſtgeſtellt, daß Angekl. mit der Aeuße⸗ 
rung bezweckt habe, ſeitherige Kunden den Privatklägern zu 
entziehen. Das Vorhandenſein jenes Bewußtſeins folgt auch 
nicht ſchon daraus, daß der Angekl. die Behauptung wider 
beſſeres Wiſſen aufgeſtellt hat und ebenſowenig aus der Be- 
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gründung der Feſtſtellung, daß die Behauptung objektiv jene 
Eigenſchaft hatte. Bei dieſer Sachlage iſt dem Verdacht 
Raum gegeben, ob nicht der Vorrichter von der rechtsirrigen 
Anſicht ausging, es ſei für den Tatbeſtand des 87 gleich⸗ 
gültig, ob Angekl. ſich bewußt war, daß ſeine Behauptung 
geeignet ſei, den Geſchäftsbetrieb der Privatkläger zu ſchä⸗ 
digen und es genüge ſchon das objektive Geeignetſein der 
beanſtandeten Behauptung. 

Demgemäß war das Urteil ſamt den ihm zu Grunde 
liegenden Feſtſtellungen bei der konkreten Sachlage mit Be⸗ 
ſchränkung auf den Fall B. aufzuheben und in die Inſtanz 
zurückzuverweiſen. 

Urt. des Strafſenats v. 23. Sept. 1908 in der Privat⸗ 

klageſache R. g. A. wegen unlauteren Wettbewerbs. 


29. 


Mas gehört zur Pfändung im Binn des 8 137 3G. 
(Verſtrickungsbruch)? 


Aus den Gründen: 

Dem Urteil der Strafkammer liegen folgende Feſtſtel⸗ 
lungen zu Grunde: am 12. Okt. v. J. habe der Gerichts⸗ 
vollzieher B. auf Grund Verſäumnisurteils und Koſtenfeſt⸗ 
ſetzungsbeſchluſſes gegen den E. H. bei dieſem — in deſſen 
Wohnung ein im Hausgang ſtehendes Fahrrad rechtsgültig 
gepfändet, Pfandmarken an demſelben angebracht und das⸗ 
ſelbe in der Wohnung belaſſen. Dieſes Rad, das der Angell. 
von einem Dritten geliehen und kurz vor der Pfändung in 
den Hausgang des E. H. geſtellt gehabt, habe der Angekl. 
in Kenntnis der Pfändung und trotz der Verwarnung und 
des Verbots des Gerichtsvollziehers aus der Wohnung des 
H. entfernt und nach ſeinem damaligen Wohnort in S. ver⸗ 
bracht. Durch die Fortſchaffung dahin ſei das Rad dem 
Machtbereich des Gerichts vollziehers entzogen und dadurch 
die Pfändung zunächſt vereitelt worden. Auf dieſer tatſäch⸗ 
lichen Grundlage hat die Strafkammer die rechtliche Feſt⸗ 
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ſtellung getroffen, daß der Angekl. vorſätzlich eine durch den 
zuſtändigen Beamten gepfändete Sache bei Seite geſchafft 
und fich jo eines Vergehens nach 8 137 StGB. ſchuldig 
gemacht habe. 

Die hiegegen eingelegte Reviſion iſt u. a. darauf ge⸗ 
ſtützt, daß die Pfändung wegen Verletzung eines weſentlichen 
Formerforderniſſes unwirkſam ſei, und deshalb ein Vergehen 
nach §S 137 StGB. nicht vorliege. Das Rad ſei nämlich 
vom Angekl. nicht in den Beſitz des E. H., ſondern in den 
ſeiner Mutter übergeben worden, da dieſe die Eigentümerin 
des Hauſes, wo die Pfändung ſtattgefunden habe, auch die 
Inhaberin des dort betriebenen Geſchäfts und der Haus⸗ 
haltungsvorſtand geweſen ſei, während der Sohn nur ihr 
Angeſtellter geweſen und lediglich in der Werkſtätte ſeine 
Schlafſtelle gehabt habe. Gemäß § 809 CPO. habe des⸗ 
halb eine gültige Pfändung nur dann vorgenommen werden 
können, wenn die Mutter zur Herausgabe bereit geweſen ſei, 
was nicht zutreffe. 

Vorausſetzung des § 137 StGB. iſt es nun, daß beim 
Vollzug der vom Gerichtsvollzieher vorgenommenen Pfän— 
dung die weſentlichen geſetzlichen Formvorſchriften eingehalten 
werden. Zu dieſen gehört die des S 808 CPO., daß die 
Pfändung in die im Gewahrſam des Schuldners befindlichen 
Sachen erfolge, und die des § 809 daf., wonach eine Sache, 
die ſich nicht im Gewahrſam des Vollſtreckungsſchuldners 
ſondern in dem eines Dritten befindet, nur dann gepfändet 
werden darf, wenn dieſer Dritte zur Herausgabe be- 
reit iſt. Würde der Gerichtsvollzieher gegen dieſe Vor— 
ſchrift verſtoßen, ſo wäre die Pfändung unwirkſam und die 
Entziehung aus dem Gewahrſam würde keinen Verſtrickungs— 
bruch darſtellen. RG. 19 S. 69; 25 S. 108. 

Die tatſächliche Frage jedoch, ob ſich die Pfandſache zur 
Zeit der Pfändung im Gewahrſam des Schuldners oder 
eines Dritten befinde, hat zunächſt der Gerichtsvollzieher 
unter Ausübung ſeines pflichtgemäßen Ermeſſens zu entſchei⸗ 
den. Irrt derſelbe hiebei, ſo kann dies einen Grund für 
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die Anfechtbarkeit der Pfändung geben (vgl. 88 766 ff. CPO .), 
für die Geſetzmäßigkeit der Pfändung iſt dies aber nur dann 
von Einfluß, wenn den Gerichtsvollzieher bei den von ihm 
anzuſtellenden Erwägungen der Vorwurf der Fahrläſſigkeit 
trifft. Ein anderes iſt auch der Dienſtanweiſung für die 
württ. Gerichts vollzieher (Amtsblatt 1899 S. 270 ff.) nicht 
zu entnehmen (vgl. SS 82, 73— 75, 77 78). 

Die tatſächlichen Feſtſtellungen des Vorrichters recht⸗ 
fertigen nun aber nicht den Schluß, daß eine dieſen Ausfüh⸗ 
rungen entſprechende Pfändung hier vorliegt, ſie geben viel⸗ 
mehr dem Verdacht Raum, daß die Strafkammer den Rechts⸗ 
begriff des Gewahrſams an dem Vollſtreckungsgegenſtand 
verkannt und die Vorſchrift des §S 809 CPO. durch Nicht⸗ 
anwendung verletzt habe. Die Feſtſtellungen, daß das Rad 
ſich in der Wohnung, in dem Hausgang des E. H. befun⸗ 
den und bei ihm gepfändet worden ſei, ſind zu wenig klar 
und beſtimmt, um daraus mit Sicherheit einen Gewahrſam 
des Schuldners ableiten zu können. Dieſe Annahme iſt um 
ſo berechtigter, als die Strafkammer es an jeder näheren 
Unterſuchung darüber hat fehlen laſſen, wer der Eigentümer und 
Berechtigte an der Wohnung, insbeſondere des Raums, in 
welchem die Pfändung vor ſich ging, war, ob nicht, wie die 
Reviſion behauptet, die Mutter Gewahrſamsinhaberin war, 
ob endlich nicht der Angekl. ſelbſt, der nach den Feſtſtellun⸗ 
gen nur kurz vor der Pfändung das Rad dahin verbracht 
hatte, noch Gewahrſam an demſelben hatte. Es beſteht der 
Verdacht, daß die Strafkammer überhaupt keine Unterſuchung 
über den Gewahrſam als die Vorbedingung der Geſetzmäßig— 
keit der Pfändung angeſtellt habe. Daß die Feſtſtellung, 
die Pfändung ſei rechtsgültig erfolgt, unzureichend iſt, be⸗ 
darf keiner weiteren Ausführung. 

Wäre aber die Sachlage die, daß der Pfändungsgegen⸗ 
ſtand objektiv ſich nicht im Gewahrſam des Schuldners be— 
fand, auch der dritte Beſitzer nicht zur Herausgabe bereit 
war, ſo hätte die Strafkammer ſich der Prüfung unterziehen 
müſſen, ob der Gerichtsvollzieher nach pflichtmäßigem Er⸗ 
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meſſen einen ſolchen Gewahrſam oder die Bereitwilligkeit 
des Dritten habe annehmen dürfen, ohne ſich einer Fahr⸗ 
läſſigkeit ſchuldig zu machen. Auch dieſe Erwägungen ſind 
nicht angeſtellt. 

Hienach geben die tatſächlichen Vorausſetzungen keine 
ſichere Grundlage für die Annahme, daß das Fahrrad im 
Wege einer geſetzesmäßigen Pfändung, wie fie im S 137 
StGB. vorausgeſetzt iſt, gepfändet worden iſt. Das Urteil 
war daher aufzuheben und die Sache in die Vorinſtanz zu— 
rückzuverweiſen. 

Urt. d. Strafſenats v. 18. Mai 1908 in der Strafſache 

gegen W. B. in E. wegen Verſtrickungsbruchs. 
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II. 
Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


18. 


Die Steuerfreiheit des Art. 8 Ziff. 9 u. 13 EinkotGeſ. 
bezieht ſich nur auf rechtsfähige Stiftungen. 


Aus den Gründen: 

Allerdings wird die Auslegung des Geſetzes, nach welcher 
die Stiftungen im Sinne des Art. 8 dem Erfordernis eigener 
Rechtsperſönlichkeit genügen müſſen, wenn ſie der daſelbſt 
vorgeſehenen Steuerbegünſtigung teilhaftig werden ſollen, 
von der Beſchwerdeführerin angefochten; gleichwohl muß aber 
an dieſer in mehrfachen Urteilen (vergl. insbeſondere das in 
den Württ. Jahrbüchern Bd. 20 S. 204 ff. veröffentlichte 
vom 12. Juni 1907) vertretenen Auffaſſung auch nach wieder⸗ 
holter Prüfung feſtgehalten werden. Die Einwendungen, die 
in dem Verlangen gipfeln, daß rechtsfähige und nicht 
rechtsfähige Stiftungen gleichermaßen die 
Steuerbefreiung aus Art. 8 Eink. St. Geſ. ſollen beanſpruchen 
können, ſind für ſtichhaltig nicht zu erachten. Insbeſondere 
kann der Behauptung nicht beigetreten werden, daß der Be⸗ 
griff der Stiftungen in Art. 8 des Einkommenſteuergeſetzes 
und in dem mit ihm übereinſtimmenden Art. 6 des Kapital⸗ 
ſteuergeſetzes den Stiftungsbegriff des Verwaltungsedikts 
vom 1. März 1822 ($ 120) oder des Geſetzes vom 21. Mai 


1891 betreffend die Verwaltung der Gemeinden, Stiftungen 


und Amtskörperſchaften (Art. 43) bezw. jetzt der Gemeinde⸗ 
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ordnung vom 28. Juli 1906 (Art. 151) in ſich begreife und 
demnach auch die ſämtlichen, für Kirchen-, Schul⸗ und Armen⸗ 
bedürfniſſe und ähnliche Zwecke ausgeſonderten Vermögen 
ohne Rückſicht auf die Form der rechtlichen Exiſtenz, alſo 
gleichgültig, ob ſolche Fonds eigene Rechtsfähigkeit beſitzen 
oder zum Vermögen einer mit ihrer Verwaltung betrauten 
anderen Perſon gehören, mitumfaſſe. (Zu vergl. Göz, Ein- 
kommenſteuer 2. Aufl. S. 38 und 90.) Willkürlich wäre 
auch die Annahme, als ob die nicht rechtsfähigen Einzel: 
ſtiftungen des öffentlichen Rechts in der Bedeutung, welche 
die beiden Kirchengeſetze vom 14. Juni 1887 mit dem Begriff 
der Stiftungen verbinden, mit dem Stiftungsbegriff des Art. 8 
Eink. St. Geſ. übereinſtimmen oder wenigſtens ihm gleichſtehen 
würden. Nach der Ueberzeugung des Verwaltungsgerichtshofs 
kann aus der Entſtehungsgeſchichte des Einkommen- und des 
Kapitalſteuergeſetzes ein Nachweis zu Gunſten einer ſolchen 
Auffaſſung nicht hergeleitet werden. Zwar läßt ſich nicht 
verkennen, daß einzelne bei Beratung dieſer Geſetzentwürfe 
laut gewordene Stimmen, denen übrigens auch gegenteilige 
Aeußerungen, insbeſondere von ſeiten der Berichterſtatter 
beider Kammern an die Seite geſtellt werden können, für 
eine weitere Auslegung des in Rede ſtehenden Begriffs ſich 
anführen laſſen. Will man aber nicht einſeitige und gelegent— 
liche Meinungsäußerungen einzelner Mitglieder der Stände⸗ 
verſammlung der — doch allein maßgebenden — überein— 
ſtimmenden Willenskundgebung ſämtlicher Faktoren der Geſetz⸗— 
gebung gleichſtellen, ſo muß bei Würdigung des Gangs der 
ſtändiſchen Verhandlungen zu dem ſtreitigen Punkt verneint 
werden, daß der erkennbare Wille des Geſetzgebers auf eine 
andere als die engere, der Bedeutung des Art. 2 Abſ. 1 
Ziff. I 2 des Einkommenſteuergeſetzes und dem Sprach— 
gebrauch des BGB. entſprechende Auslegung des Stiftungs— 
begriffs in Art. 8 Eink. St. Geſ. gerichtet geweſen wäre. 
Die Annahme, es müſſe dem Begriff der Stiftungen in 
Art. 8 Eink. St. Geſ. der Sinn unterſtellt werden, welchen die 
Kirchengeſetze von 1887 mit den dort geordneken Stiftungen 
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(ſogenannte Einzelſtiftungen) verbinden, kann insbeſondere 
auch nicht mit der Behauptung geſtützt werden, daß die 
Regierung in dieſem Sinne ihre Anſicht kundgegeben habe. 
Richtig iſt zwar, daß bei Beratung des Einkommenſteuer⸗ 
geſetzes und des Kapitalſteuergeſetzes von ſeiten der Regie⸗ 
rungsvertreter wiederholt, ſpäterhin auch noch von dem Bericht⸗ 
erſtatter der Erſten Kammer auf den Begriff der Stiftungen 
für gottesdienſtliche Zwecke nach Maßgabe der beiden Kirchen⸗ 
geſetze von 1887 Bezug genommen worden iſt. Nach dem 
ganzen Zuſammenhang jener Erörterungen iſt aber klar, daß 
es ſich damals nicht ſowohl um die Frage gehandelt hat, 
welchen Sinn der Art. 8 — und vornehmlich der Art. 8 
Ziff. 9 — des Einkommenſteuergeſetzes mit dem Worte 
„Stiftungen“ verbinde, ob insbeſondere dieſe Bezeichnung 
anders auszulegen ſei als für die in Art. 2 zu ſelbſtändigen 
Trägern der Steuerpflicht erklärten rechtsfähigen Stiftungen; 
vielmehr hatte die damalige Bezugnahme auf die Kirchengeſetze 
erſichtlich nur die Bedeutung, Umfang und Tragweite der 
Bezeichnung „für gottesdienſtliche Zwecke“ des näheren zu 
erläutern und feſtzuſtellen. (Zu vergl. namentlich Verh. der 
Kammer der Standesherrn von 1898, II. Prot. Bd. S. 796 
und 797, daſelbſt von 1902, I. Prot. Bd. S. 457.) 

Fehl geht auch der Einwand, aus der Verſchiedenheit 
der Materien, welche in Art. 2 und in Art. 8 Eink. St. Geſ. 
geregelt werden, verbiete ſich eine Gleichſtellung des Stiftungs⸗ 
begriffs in Art. 8 mit den rechtsfähigen Stiftungen im Sinne 
von Art. 2. An der einen Stelle (Art. 2) handle es ſich um 
Aufzählung der ſteuerpflichtigen juriſtiſchen Perſonen, an der 
anderen (Art. 8) dagegen um ſteuerfreies Einkommen, um 
objektive Befreiungsgründe für gewiſſe Perſonen und Ver— 
mögenserträge; das Geſetz rede in Art. 8 mehrfach von 
Steuerbefreiungen in Wendungen, die keineswegs direkt und 
unmittelbar den Träger der Steuerpflicht nennen, für welchen 
ſich die Steuerbegünſtigung aus den dort vorgeſehenen objek⸗ 
tiven Geſichtspunkten ergebe, und es dürfe deshalb nicht 
auffallen, daß von einem ſteuerfrei zu belaſſenden Einkommen 


358 Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs. 


nicht rechtsfähiger Stiftungen die Rede ſei, es habe eben der 
Ertrag gewiſſer Vermögensmaſſen für ſteuerfrei erklärt werden 
wollen, wenn auch im übrigen der Eigentümer derſelben, die 
betreffende juriſtiſche Perſon (kirchliche oder bürgerliche Ge⸗ 
meinde ꝛc.) ſteuerpflichtig nach dem Geſetze ſei. Inwieweit 
dieſe Behauptung zutrifft, iſt hier nicht weiter zu verfolgen. 
Denn daraus, daß bei den Steuerbefreiungsgründen des 
Art. 8 Eink. St. Geſ. an einzelnen Stellen ohne Nennung des 
ſteuerpflichtigen Eigentümers nur der Vermögenskomplex an- 
gegeben wird, für welchen dem Steuerpflichtigen die Ausnahme 
von der Steuerbarkeit eingeräumt iſt, folgt noch keineswegs, 
daß gerade der Stiftungsbegriff in Art. 8 Ziff. 9, 
10, 12 und 13 Eink. St. Geſ. in einem anderen als dem ſonſt 
(Art. 2) gebrauchten, nur die rechtsfähigen Stiftungen um⸗ 
faſſenden Sinne gebraucht ſein ſoll, ganz abgeſehen davon, 
daß es für eine weitere Auslegung des Begriffs an jeder 
Beſtimmung und Begrenzung im Geſetze ſelber fehlen würde. 

Was aber endlich den geſetzgeberiſchen Zweck der der 
Steuererleichterung gewidmeten Beſtimmungen des Art. 8 
Eink. St. Geſ. anlangt, jo kann zunächſt mit Grund nicht ge— 
jagt werden, daß die nur für rechtsfähige Stiftungen ge- 
währten Steuerbefreiungen praktiſch ohne Belang wären; 
derartige Stiftungen ſind, zumal die zu ihrer Entſtehung 
erforderliche ſtaatliche Genehmigung für ältere Stiftungen 
durch das Herkommen erſetzt wird (Lang, Württ. Perſonen⸗ 
recht 2. Aufl. S. 214; Göz, Verwaltungsrechtspfl. S. 156 ff.), 
immerhin zahlreich. Bloßen Billigkeitsgründen aber, die 
etwa für eine größere Ausdehnung der Steuerfreiheit geltend 
gemacht werden könnten, kann ſelbſtverſtändlich ein ent: 
ſcheidendes Gewicht bei Beurteilung der vorliegenden Frage 
nicht beigelegt werden. Im übrigen darf in dieſem Zu— 
ſammenhang darauf hingewieſen werden, daß es die aus— 
geſprochene und offenſichtliche Abſicht des Geſetzgebers war, 
die öffentlichrechtlichen Korporationen, und insbeſondere ſo— 
wohl die bürgerlichen wie die kirchlichen Gemeinden grund— 
ſätzlich mit ihrem aus privatwirtſchaftlichen Quellen fließenden 
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Einkommen als ſteuerpflichtig zu behandeln (vergl. Verh. der 
Kammer der Abg. von 1897, Prot. Bd. V S. 3180; Verh. 
der Kammer der Standesherrn von 1898, II. Prot. Bd. 
S. 788, 792). Wollte man nun aber mit der Beſchwerde⸗ 
führerin unter Stiftungen im Sinne des Art. 8 Eink. St. Geſ. 
auch die nicht rechtsfähigen ſogenannten Einzelſtiftungen, ja 
überhaupt alles für kirchliche oder Armen⸗ u.ſ.w. Bedürfniſſe 
und ähnliche Verwendungen ausgeſonderte Zweckvermögen 
ohne Rückſicht auf die Form ſeiner rechtlichen Exiſtenz ver⸗ 
ſtehen, ſo wäre die Steuerpflicht der kirchlichen Verbände 
vielfach auf Umwegen wieder beſeitigt; denn in zahlreichen 
Gemeinden, in welchen — ähnlich wie bei der Beſchwerde— 
führerin — derartige Fonds einen namhaften Teil, ja faſt 
den ausſchließlichen Inhalt des Ortskirchenvermögens aus⸗ 
machen, würde ſich, zumal bei Berückſichtigung des Art. 5 
Eink. St. Geſ., alsdann tatſächlich die Steuerbefreiung ergeben, 
die dem Ausgeführten zufolge der Geſetzgeber gerade nicht 
eingeführt wiſſen wollte. Es hat denn auch der K. Kath. 
Kirchenrat nach einem Erlaß des K. Steuerkollegiums, Ab⸗ 
teilung für direkte Steuern, vom 30. Nov. 1905 (A. Bl. 
S. 153) ſich mit der Steuerpflicht des — derartige Zweck⸗ 
vermögen und Stiftungen im weiteren Sinne in ſich ſchließenden 
— Vermögens der Pfarrgemeinden ausdrücklich einverſtanden 
erklärt. (Vergl. auch Göz, Eink. St. a. a. O. S. 91.) 
Mit Recht iſt demnach in der angefochtenen Entſcheidung 
der Beſchwerdeführerin die unter Berufung auf Art. 8 Ziff. 9 
und 13 Eink. St. Geſ. geforderte Steuerbefreiung verſagt worden. 
Urteil vom 10. März 1909 in der Einkommenſteuer⸗ 
Rechtsbeſchwerdeſache der kath. Kirchenpflege N. 


19. 


Berpflichtung der im volksſchulpflichtigen Alter ſtehen⸗ 

den iſraelitiſchen Schüler der höheren Lehranſtalten 

zur Teilnahme an dem zum Pflichtfach erklürten iſrae⸗ 
litiſchen Religions unterricht. 


Die Begründung des Urteils lautet: 
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I. Der im volksſchulpflichtigen Alter ſtehende, die zweite 
Klaſſe der ſtädtiſchen Elementarſchule in S. .. beſuchende 
Sohn G. .. des Rechtsanwalts Dr. M. .. in S. .. iſt 
im Oktober 1908 für den Fall, daß er nicht an dem israeli⸗ 
tiſchen Religionsunterricht teilnehme, mit dem Ausſchluß aus 
der ſtädtiſchen Elementarſchule bedroht worden. Auf eine 
hiegegen von dem Vater am 25.27. Oktober 1908 erhobene 
und mit Eingabe vom 9. November 1908 weiter begründete 
Beſchwerde iſt ihm gemäß Erlaß der K. Min. Abteilung für 
die höheren Schulen vom 19. November 1908 eröffnet worden, 
daß, wenn er nicht binnen einer Woche von der Eröffnung 
an entweder ſeinen Sohn am israelitiſchen Religionsunterricht 
der Schule teilnehmen laſſe, oder den Austritt ſeines Sohnes 
aus der israelitiſchen Religionsgemeinſchaft oder die Einlegung 
eines Rechtsmittels gegen dieſen Beſcheid nachweiſe, ſein Sohn 
zum Beſuch der Elementarſchule fernerhin nicht mehr zugelaſſen 
werde. Die weitere am 28. November 1908 eingereichte Be⸗ 
ſchwerde iſt vom K. Miniſterium des Kirchen- und Schul⸗ 
weſens mit der Entſcheidung vom 1. Februar 1909 als un⸗ 
begründet zurückgewieſen worden, im weſentlichen aus folgenden 
Gründen: Durch Erlaß der Miniſterialabteilung für die höheren 
Schulen vom 4. Juli 1907 ſei mit Genehmigung des Mini⸗ 
ſteriums für die der israelitiſchen Kirche angehörigen im volks⸗ 
ſchulpflichtigen Alter ſtehenden Schüler der höheren Schulen 
der israelitiſche Religionsunterricht, inſoweit ſolcher Unterricht 
für die Schüler eingerichtet iſt, zum Pflichtfach erklärt worden; 
hieraus ergebe ſich ohne weiteres die Verpflichtung des Sohnes 
des Beſchwerdeführers, den in der ſtädtiſchen Elementarſchule 
eingerichteten israelitiſchen Religions unterricht zu beſuchen; 
die beharrliche Weigerung, dieſer Verpflichtung nachzukommen, 
rechtfertige den Ausſchluß aus der Schule. Die Rechtmäßig⸗ 
keit der in Frage ſtehenden Schuleinrichtung ſei nicht zu be⸗ 
anſtanden; insbeſondere verſtoße fie nicht gegen den in 8 27 
der Verfaſſungsurkunde verbürgten Grundſatz der Gewiſſens⸗ 
freiheit und gegen die in Württemberg geltenden Rechtsnormen 
über die religiöſe Erziehung der Kinder. Ein unzuläſſiger 


Verpflichtung d. iſr. Schüler z. Teilnahme am Religionsunterricht. 361 


Gewiſſenszwang ſei ſchon deshalb ausgeſchloſſen, weil der 
Austritt des Schülers aus ſeiner Religionsgemeinſchaft durch 
Erklärung des Erziehungsberechtigten oder nach Erreichung 
der Unterſcheidungsjahre durch eigene Erklärung des Schülers 
freiſtehe, und das religiöſe Erziehungsrecht des Vaters unter⸗ 
liege den Beſchränkungen durch die Schulordnung in derſelben 
Weiſe wie ſein allgemeines Erziehungsrecht. Unterſtützt werde 
dieſe Auffaſſung durch eine vergleichende Würdigung der auf 
anderen Gebieten des Schulrechts, insbeſondere beim Volks⸗ 
ſchulunterricht beſtehenden Verhältniſſe. Gegen die Miniſterial⸗ 
entſcheidung hat der Beſchwerdeführer rechtzeitig die Rechts⸗ 
beſchwerde an den K. Verwaltungsgerichtshof erhoben und 
damit die Aufhebung der angefochtenen Entſcheidung beantragt. 
Der weitere Antrag auf einſtweiligen Aufſchub des Vollzugs 
der Entſcheidung bis zur Beendigung des Rechtsbeſchwerde⸗ 
verfahrens hat ſich dadurch erledigt, daß die Verwaltungs: 
behörde dieſem auch an ſie gerichteten Geſuch von ſich aus 
entſprochen hat. 

II. Soll die Rechtsbeſchwerde Erfolg haben, ſo hat der 
Beſchwerdeführer nach Art. 13 Abſ. 1 des Geſetzes über die 
Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezember 1876 darzutun, 
daß die angefochtene Entſcheidung rechtlich nicht begründet 
und daß er hierdurch in einem ihm zuſtehenden Recht verletzt 
iſt. Im vorliegenden Fall iſt dieſer Nachweis nicht erbracht. 
Die in die Kategorie der höheren Lehranſtalten fallende 
ſtädtiſche Elementarſchule in Stuttgart, die von dem Sohne 
des Beſchwerdeführers beſucht wird, gehört ebenſo wie die 
Volksſchule zu den öffentlichen Anſtalten. In Württtemberg, 
wie in den anderen deutſchen Staaten, werden die Verhält⸗ 
niſſe der öffentlichen Anſtalten, insbeſondere die Voraus⸗ 
ſetzungen und die Art ihrer Benützung in den geſetzlichen 
Schranken von den zuſtändigen Verwaltungsbehörden beſtimmt; 
ſoweit nicht geſetzliche Vorſchriften oder privatrechtliche Ver⸗ 
pflichtungen eingreifen, iſt für die Benützung der öffentlichen 
Anſtalten das pflichtmäßige freie Ermeſſen der zu ihrer Ber: 
waltung berufenen Behörden maßgebend; wer eine öffentliche 
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Anſtalt benützen will, hat ſich den Anordnungen der zu— 
ſtändigen Behörden zu fügen, vorbehältlich des Rechts der 
Verwaltungsbeſchwerde an die vorgeſetzten Behörden; im 
Falle eines beharrlichen Ungehorſams gegen die für die Be- 
nützung der Anſtalt gegebenen Vorſchriften darf die Ver⸗ 
waltungsbehörde, wenn nicht eine geſetzliche Beſtimmung 
entgegenſteht, den Ausſchluß von der Benützung der Anſtalt 
verfügen (vergl. Sarwey, Oeffentliches Recht S. 501 ff., 
Otto Mayer, Deutſches Verwaltungsrecht Bd. 2 S. 110 ff., 
318 ff., Göz, Verwaltungsrechtspflege in Württemberg, 
S. 372). Zwiſchen der Volksſchule und den ſogenannten höheren 
Lehranſtalten beſteht der Unterſchied, daß für die erſtere im 
Hinblick auf den hier geltenden Schulzwang eingehende geſetz⸗ 
liche Vorſchriften gegeben ſind, während ſolche für die letzteren 
fehlen. Für die im vorliegenden Falle in Betracht kommende 
ſtädtiſche Elementarſchule in St. iſt die Geſtaltung des Lehr⸗ 
plans durch beſondere geſetzliche Vorſchriften nicht beſchränkt, 
kein Geſetz ſpricht ſich darüber aus, welche Unterrichtsſtunden 
von den Schülern beſucht werden müſſen, wie namentlich der 
Religionsunterricht für die verſchiedenen Religionsgemein— 
ſchaften zu erteilen iſt. Wenn nun im vorliegenden Falle 
die Unterrichtsverwaltung mit dem Erlaß der Minifterial- 
abteilung für die höheren Schulen vom 4. Juli 1907 für die 
der israelitiſchen Kirche angehörigen, im volksſchulpflichtigen 
Alter ſtehenden Schüler der ſtädtiſchen Elementarſchule in St. 
den an dieſer Schule eingerichteten israelitiſchen Religions— 
unterricht zum Pflichtfach erklärt und dann den Sohn des 
Beſchwerdeführers wegen der beharrlichen Weigerung an 
dieſem Unterricht teilzunehmen mit dem Ausſchluß aus der 
Schule bedroht hat, fo bewegt fie ſich mit dieſen Anordnungen 
innerhalb des durch beſondere geſetzliche Beſtimmungen nicht 
eingeengten Rahmens des nach allgemeinen Rechtsgrundſätzen 
den Anſtaltsbehörden zukommenden freien pflichtmäßigen Er- 
meſſens; damit entfällt die Annahme einer durch dieſe Maß— 
nahmen erfolgten Verletzung eines Rechtes des Beſchwerde— 
führers, wie denn auch der Art. 13 Abſ. 2 des angeführten 
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Geſetzes die Rechtsbeſchwerde ausdrücklich ausſchließt, wenn 
und ſoweit die Verwaltungsbehörden nach ihrem Ermeſſen 
zu verfügen ermächtigt ſind. Die Rechtmäßigkeit der an⸗ 
gefochtenen Entſcheidung iſt ſonach nicht zu beanſtanden, die 
weitere Frage aber, ob es zweckmäßig war, den Zwang zur 
Teilnahme an dem israelitiſchen Religionsunterricht einzu⸗ 
führen, ohne eine Dispenſation beim Nachweis eines ge⸗ 
nügenden Erſatzunterrichts zuzulaſſen, unterliegt nicht der 
Nachprüfung des Verwaltungsgerichtshofs. 

In der Rechtsbeſchwerdeſchrift findet ſich die neue tat⸗ 
ſächliche Behauptung, der Beſchwerdeführer habe davon ab- 
geſehen, ſeinen Sohn dem rituellen Akte zu unterziehen, der 
die Zugehörigkeit zur israelitiſchen Religionsgemeinſchaft 
äußerlich erkennbar mache. Der Berückſichtigung dieſer neuen 
Behauptung ſteht, nachdem ſich das K. Miniſterium des 
Kirchen⸗ und Schulweſens hiermit einverſtanden erklärt hat, 
nichts im Wege (vergl. Art. 62 Abſ. 1 des angeführten 
Geſetzes). Die K. Israelitiſche Oberkirchenbehörde hat die 
von ihr über dieſes neue Vorbringen eingeforderte gutächtliche 
Aeußerung am 22. Februar 1909 dahin abgegeben, die Zu— 
gehörigkeit zur israelitiſchen Religionsgemeinſchaft ſei von 
dem Vollzug der Beſchneidung vollſtändig unabhängig; die 
Unterlaſſung der Beſchneidung ändere an der Zugehörigkeit 
des Kindes zur israelitiſchen Religionsgemeinſchaft nichts, 
nach dem klaren Wortlaut des Religionsgeſetzes gehöre auch 
ein unbeſchnitten gebliebenes israelitiſches Kind der israeli⸗— 
tiſchen Religionsgemeinſchaft an. Nach dieſem glaubhaften 
Gutachten iſt nicht zu bezweifeln, daß der in Frage ſtehende 
Sohn des Beſchwerdeführers zu den in dem Erlaſſe vom 
4. Juli 1907 bezeichneten „der israelitiſchen Kirche angehörigen“ 
Schülern gehört und damit zur Teilnahme an dem israeli— 
tiſchen Religionsunterricht verpflichtet iſt. 

Noch fragt es ſich, ob die angefochtene Entſcheidung 
nicht einen Eingriff in die verfaſſungsmäßig verbürgte Ge- 
wiſſensfreiheit oder in das elterliche Erziehungsrecht enthält 
und inſofern die Verletzung eines dem Beſchwerdeführer zu⸗ 
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ſtehenden Rechts in ſich ſchließt. In dieſer Richtung hat die 
angefochtene Entſcheidung mit durchaus zutreffenden Gründen, 
die in der Beſchwerdeinſtanz nicht widerlegt worden ſind, 
dargelegt, daß die beanſtandete Anordnung mit den geltenden 
Rechtsnormen nicht im Widerſpruch ſteht und beſondere 
Rechte des Beſchwerdeführers nicht antaſtet. Eine Rechts⸗ 
verletzung des Beſchwerdeführers kann in dieſer Beziehung 
auch deshalb nicht anerkannt werden, weil er nicht gezwungen 
iſt, für ſeinen Sohn eine beſtimmte Unterrichtsanſtalt zu be⸗ 
nützen, ſondern unter den zahlreich gebotenen Möglichkeiten 
freie Wahl hat. 

III. Nach dem Ausgeführten war die Beſchwerde als 
unbegründet abzuweiſen. 

Urteil vom 10. März 1909 in der Rechtsbeſchwerdeſache 

des Rechtsanwalts Dr. M. in St. 


20. 


Die in der Nerfügung des K. Finanz miniſterinms vom 

4. Januar 1905 vorgeſehene Beſtimmung von Ran⸗ 

ſchalbetrügen für die den Gemeinden durch die Ein⸗ 

kommenſtenergeſchäfte erwachſenden Koſten entbehrt 
der Geſetzmäßigkeit. 


Gründe: 

I. Nach Art. 82 Abſ. 2 Eink.StGeſ. find die Koſten 
der den Gemeindebehörden in dieſem Geſetz zugewieſenen Ge— 
ſchäfte von dem Staat, und wenn die Gemeinden gleichfalls 
Einkommenſteuer erheben, von dem Staat und den Gemein— 
den im Verhältnis ihrer Anteile an dem Geſamtbetrag der 
Einkommenſteuer zu tragen. 

Eine zur Vollziehung dieſes Geſetzes erlaſſene, im Re— 
gierungsblatt nicht veröffentlichte, ſämtlichen Gemeinden aber 
durch die Bezirksſteuerämter zugefertigte Verfügung des 
Kgl. Finanzminiſteriums vom 4. Januar 1905, 
betreffend die Entſchädigung der Gemeinden für die ihnen 
durch die Einkommenſteuergeſchäfte erwachſenden Koſten be— 
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ſtimmt in § 1, daß als Erſatz für die perſönlichen und ſach⸗ 
lichen Koſten, welche den Gemeinden durch dieſe Geſchäfte 
erwachſen, Pauſchbeträge gewährt werden und zwar: 
I. für jede Einkommensnachweiſung oder Teileinkommensnach— 
weiſung 1. bei der erſtmaligen Anlage . . 30 Pf. 
2. bei jeder Ergänzung oder Erneuerung 15 Pf. 
II. aus dem Sollaufkommen an ſtaatlicher Einkommenſteuer 
in der Gemeinde 
1. bis zu 10000 M. einſchließlich . 1%, 
2. für den überſchießenden Betrag bis zu 
100 000 M. einſchließlichchchch . . . ½ %, 
3. für den weiteren Betrag ½ % 
§ 2 der Verfügung ſieht als Erſatz für den beſonderen Auf⸗ 
wand bei der erſtmaligen Veranlagung für das Steuerjahr 
1905 einen — hier nicht weiter zu erörternden — Zuſchlag 
zu den Entſchädigungsſätzen des § 1 vor. 

§ 3 lautet: „Wenn eine Gemeinde am Schluſſe eines 
Steuerjahrs nachweiſt, daß der Geſamtbetrag der ſich nach 
8§ 1 und 2 berechnenden Pauſchentſchädigung hinter ihrem 
wirklichen Aufwand um mehr als 15% zurückbleibt, ſo kann 
ſie eine Erhöhung der Entſchädigung inſoweit beanſpruchen, 
daß der Unterſchied auf den bezeichneten Prozentſatz beſchränkt 
bleibt“. 

Nach § 4 kommt, wenn eine Gemeinde gleichfalls Ein⸗ 
kommenſteuer erhebt, die nach 88 1—3 ſich berechnende Ent— 
ſchädigung der Gemeinde nur in dem Verhältnis des Anteils 
des Staats an dem Geſamtaufkommen der Einkommen⸗ 
ſteuer zu. 

In $ 5 wird eine anderweite Regelung der Entſchädi⸗ 
gungsſätze auf Grund der Ergebniſſe und Erfahrungen der 
Veranlagung der nächſten Jahre vorbehalten. 

Für die Stadt L., in welcher auch für die Gemeinde 
Einkommenſteuer erhoben wird, belief ſich im Veranlagungsjahr 
1906 der der ſtaatlichen Vergütung zugrunde zu legende Pau⸗ 
ſchalaufwand im Sinne von $ 1 der Miniſt. Verf. auf 2772 M. 
20 Pf. und der Anteil des Staats hieran gemäß § 4 auf 
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69,03 %, die der Stadtgemeinde ſtaatlicherſeits demnach zu 
gewährende Entſchädigung für die Vorbereitungsgeſchäfte auf 
1913 M. 65 Pf. | 

Die Stadtgemeinde erklärte aber mit dieſer Entſchädi⸗ 
gung ihren Aufwand nicht decken zu können und legte im 
Sinn von $ 3 der Vollzugsverfügung dem Bezirksſteueramt 
eine Nachweiſung der ihr tatſächlich erwachſenen Koſten mit 
zuſammen 4045 M. 50 Pf. vor, wobei fie zugleich den Stand⸗ 
punkt vertrat, daß der Koſtenerſatzpflicht des Staats nicht 
bloß die in §S 3 der Verfügung genannten 85% des Auf— 
wands, ſondern nach dem Geſetz der ganze Aufwand zugrunde 
gelegt werden müſſe, demgemäß bei einem Anteil des Staats 
am Geſamtbetrag des Sollaufkommens an Einkommenſteuer 
in L. von 69,03% die Stadtgemeinde vom Staat eine Ent— 
ſchädigung von 2792 M. 60 Pf. zu beanſpruchen habe. 

Das K. Steuerkollegium, Abteilung für direkte Steuern, 
welchem dieſe Anrechnung vom Bezirksſteueramt zur Geneh— 
migung vorgelegt worden war, erklärte zwar nach Prüfung 
derſelben, daß der von der Stadtgemeinde berechnete Mehr— 
aufwand zu einer Beanſtandung keinen Anlaß gebe, indes 
nach $ 3 der Verfügung des Finanzminiſteriums nicht im 
vollen Betrag, ſondern nur mit 85% der Erſatzberechnung 
unterſtellt werden könne, ſodaß die vom Staat zu bezahlende 
Entſchädigung ſich auf 2373 M. 72 Pf. belaufe, und gab 
entſprechende Zahlungsanweiſung. 

Wegen des hienach nicht befriedigten Teils ihres Erſatzan— 
ſpruchs im Reſtbetrage von (2792,60 — 2373,72 ) 418 M. 88 Pf. 
erhob der Gemeinderat L. gegen die Verfügung des K. Steuer— 
kollegiums Beſchwerde an das K. Finanzminiſterium, welches 
mit Erlaß vom 23. November 1908 dieſe Beſchwerde mit der 
Begründung verwarf, daß die Stadtgemeinde in dem ihr aus— 
bezahlten Betrag von 2373 M. 72 Pf. tatſächlich diejenige 
Vergütung erhalten habe, welche ſie auf Grund von Art. 82 
Eink. St. Geſ. und der Vollzugsverfügung des Finanzminiſte— 
riums vom 4. Januar 1805 beanſpruchen könne. 

Gegen dieſe Entſcheidung richtet ſich die vom Gemeinde— 


Verfügung des K. Finanzminiſteriums v. 4. Jan. 1905. 367 


rat L. erhobene Rechtsbeſchwerde, in welcher dieſer unter 
Wiederholung ſeiner bereits mitgeteilten Rechtsauffaſſung den 
Antrag ſtellt, die Entſcheidung des K. Finanzminiſteriums 
außer Wirkung zu ſetzen. 

Das K. Finanzminiſterium hat bei Mitteilung der Akten 
ausgeführt, daß es ſich bei ſeiner abweiſenden Entſcheidung 
nicht allein auf den § 3 der Miniſterialverfügung geſtützt 
habe, vielmehr auch davon ausgehe, daß abgeſehen von dem 
Inhalt des § 3 die Beſchwerdeführerin in der ihr für 1906 
ausbezahlten Entſchädigung nicht weniger, ſondern eher mehr 
erhalten habe, als was fie anrechnen könnte, wenn die ge- 
nannte Verfügung nicht vorhanden wäre und der Weg der 
Baraufrechnung der wirklich entſtandenen Koſten zwecks Feſt— 
ſtellung der Entſchädigung gewählt würde. 

II. Der Tag der Zuſtellung der angefochtenen Entſchei— 
dung an die Beſchwerdeführerin iſt zwar aus den überge— 
benen Steuerakten nicht zu entnehmen; da indes die gegen 
dieſe Entſcheidung ſeitens des Gemeinderats eingelegte Rechts- 
beſchwerde bei dem K. Verwaltungsgerichtshof am 11. De⸗ 
zember 1908 eingekommen iſt, iſt die Friſt zur Erhebung der 
Rechtsbeſchwerde unzweifelhaft gewahrt (Art. 60 Abſ. 1 des 
Verwaltungsrechtspflegegeſetzes). Die Beſchwerde iſt dem— 
nach rechtsgültig erhoben; ſie iſt aber auch ſachlich begründet. 

III. Nicht gerechtfertigt iſt zunächſt die Annahme des 
K. Finanzminiſteriums, daß der von der Stadtgemeinde an— 
gegebene tatſächliche Koſtenaufwand von 4045 M. 50 Pf. zu 
hoch ſei und daß aus' dieſem Grund der Gemeinde keine 
höhere Entſchädigungsforderung als in dem ſchon ausbe— 
zahlten Betrage von 2373 M. 72 Pf. zuerkannt werden 
könne. Für eine derartige Annahme fehlt es an einer zu— 
reichenden Begründung. Es liegt auf der Hand, daß bei 
Aufſtellung von Koſtenrechnungen im Sinne von Art. 82 
Eink. St. Geſ., wo es ſich nicht bloß um ziffermäßig genau zu 
beſtimmende Beträge, nicht nur um ſachlichen Aufwand, ſon— 
dern insbeſondere auch um perſönliche Koſten, um Berech— 
nung des Zeitaufwands der mit Vornahme der Einfommen: 
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ſteuergeſchäfte beauftragten Gemeindebeamten, überhaupt um 
Auslagen handelt, zu deren auch nur annäherungsweiſer Bemeſ⸗ 
ſung die Gemeinden in der Hauptſache auf Schätzung angewieſen 
ſind, dieſen ein gewiſſer Spielraum, ein billiges Ermeſſen 
zugeſtanden werden muß. Wenn hienach ſchon aus dieſem 
Grunde der Nachprüfung einer derartigen Anrechnung von 
ſelbſt gewiſſe Grenzen geſteckt find, fo iſt vor allem im vor: 
liegenden Fall nicht erſichtlich, welche tatſächlichen Unterlagen 
die Staatsſteuerbehörde berechtigen könnten, die Anrechnung 
im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen als zu hoch zu be— 
anſtanden, ganz abgeſehen davon, daß nirgends dargetan iſt, 
wie ſich nach Anſicht des Finanzminiſteriums die Einzelbe⸗ 
rechnung des Koſtenaufwands an Stelle der von der Be— 
ſchwerdeführerin aufgeſtellten zu geſtalten hätte. Subjektive 
Anſchauungen und Meinungsäußerungen, bloße Zweifel oder 
Vermutungen bezüglich der Höhe einer ſolchen Anrechnung 
können natürlich zu einer erfolgreichen Beanſtandung nicht 
ausreichen; begründete Zweifel, ſchlüſſige tatſächliche Anhalts— 
punkte und Belege aber, welche die Ermäßigung der Anrech— 
nung in dem einen oder anderen Punkt um einen beſtimmten 
Betrag gerechtfertigt erſcheinen laſſen könnten, ſind nicht zu 
erſehen. Wohl hat das Finanzminiſterium vor Erlaſſung 
ſeiner abweiſenden Entſcheidung noch näheren Aufſchluß über 
die von der Stadtgemeinde aufgeſtellte Aufwandsnachwei— 
ſung gefordert, da dieſe nach verſchiedenen Richtungen noch 
weiterer Aufklärung und Begründung bedürfe. Inwiefern 
aber das Finanzminiſterium nach Beantwortung der Anfrage 
in der Lage war, die erhobenen Bedenken weiter zu verfol— 
gen, mit welcher Begründung und in welchem Betrag es 
Abſtriche an den einzelnen Anrechnungen hätte vornehmen 
können, darüber fehlt es an zureichenden tatſächlichen Anhalts— 
punkten. 

Es kommt dazu, daß nach dem im Anſchluß an die 
Bollzugsverfügung vom 4. Januar 1905 mit Genehmigung 
des K. Finanzminiſteriums ergangenen Erlaß des K. Steuer— 
kollegiums, Abteilung für direkte Steuern, vom 7. Februar 
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1905 betr. die Koſtenvergütungen in Einfommenjteuer- und 
Kapitalſteuerſachen (Württ. Staatsſteuergeſetze Bd. II S. 126 ff.) 
die Prüfung der Aufwandsberechnung einer Gemeinde in 
erſter Linie dem zuſtändigen Bezirksſteueramt zukommt, wel⸗ 
ches ein nach Maßgabe dieſer Prüfung ſich ergebendes Gut— 
haben der Gemeinde in das Koſtenverzeichnis aufzunehmen 
und der Dekretur des Steuerkollegiums zu unterſtellen hat. 
Im vorliegenden Falle hat nun zwar das Bezirksſteueramt 
gewiſſe (tatſächlich übrigens nicht näher ſubſtanziierte) Zweifel 
hinſichtlich der Höhe einzelner Anrechnungen der Stadtge— 
meinde L. bei der Vorlage dem Steuerkollegium geäußert, 
dieſen Bedenken aber nicht etwa eine Folge in der Richtung 
gegeben, daß es anläßlich der ihm obliegenden Prüfung der 
Anrechnung und vor deren Vorlage an das Steuerkollegium 
irgendwelche Beanſtandung der Gemeinde gegen— 
über erhoben oder gar die Streichung eines Poſtens an- 
geregt, geſchweige denn von ſich aus vorgenommen hätte. 
Vollends aber hat das Steuerkollegium, welchem dem Aus: 
geführten zufolge die Genehmigung der vorgelegten Koſten⸗ 
rechnung zukam, keine Einwendungen gegen die Zuläſſigkeit 
des zum Erſatz angemeldeten Aufwands erhoben, vielmehr 
anläßlich der Zahlungsanweiſung ausdrücklich erklärt, daß 
der von der Stadtgemeinde gemäß 8 3 der Miniſterialver— 
fügung berechnete Mehraufwand zu einer Beanſtan⸗ 
dung keinen Anlaß gebe. 

Bei dieſer Sachlage iſt davon auszugehen, daß eine An⸗ 
fechtung der von der Beſchwerdeführerin aufgeſtellten Auf: 
wandsberechnung mit Grund ſich nicht geltend machen läßt. 

IV. Dann aber kann es ſich nur noch um die Frage 
handeln, ob die von der Stadtgemeinde L. als ihr tatſäch⸗ 
licher Aufwand berechneten 4045 M. 50 Pf. im ganzen Be⸗ 
trage oder aber — wie das Finanzminiſterium, geſtützt auf 
§ 3 der Vollzugsverfügung vom 4. Januar 1905, angenom- 
men hat — nur zum Teil, nämlich in Höhe von 85% der 
Bemeſſung der ſtaatlichen Koſtenvergütung zugrunde zu legen 
ſind. Iſt die letztere Annahme richtig, ſo hat die Beſchwerde⸗ 
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führerin in den bereits ausbezahlten 2373 M. 72 Pf. das⸗ 
jenige erhalten, was ſie als gleichfalls Einkommenſteuer er⸗ 
hebende Gemeinde vom Staat erſetzt verlangen kann; im an⸗ 
dern Fall dagegen muß der von ihr geltend gemachte Er: 
ſatzanſpruch von 2792 M. 60 Pf. als begründet erkannt 
werden, ſo daß ihr noch ein Betrag von 418 M. 88 Pf. 
zukommen würde. 

Nach Lage des Geſetzes, Art. 82 Abſ. 2 Eink. StGeſ. 
kann die Entſcheidung nicht zweifelhaft ſein. Wenn hier an⸗ 
geordnet iſt, daß die den Gemeindebehörden für Beſorgung 
der Einkommenſteuergeſchäfte erwachſenden Koſten nicht den 
Gemeinden zur Laſt fallen ſollen, ſondern vom Staat zu tra— 
gen ſind, — und zwar, wenn eine Gemeinde auch ihrerſeits 
Einkommenſteuer erhebt, im Verhältnis ſeines Anteils an 
dem Geſamtbetrag der Einkommenſteuer, andernfalls im vol- 
len Betrage —, ſo iſt damit der Anſpruch der Gemeinden 
an den Staat in unzweideutiger Weiſe beſtimmt. Davon, 
daß die Gemeinden einen Teil ihres Aufwands auf ſich lei- 
den müßten, ohne daß fie dafür vom Staat auch nur ver: 
hältnismäßig, im Verhältnis ſeines Anteils am Geſamtauf— 
kommen der Einkommenſteuer, Erſatz verlangen könnten, iſt 
in dem Art. 82 nichts enthalten; im Gegenteil ſchließt dieſe 
Geſetzesbeſtimmung eine ſolche Annahme abſolut aus. 

Wenn die Vollzugsverfügung zu dieſem Artikel als Er: 
ſatz für allen den Gemeinden entſtehenden perſönlichen und 
ſachlichen Aufwand Pauſchalbeträge feſtgeſetzt hat, ſo mag ſich 
der Steuerverwaltung ein ſolches Verfahren aus Gründen der 
Vereinfachung und Zweckmäßigkeit empfohlen haben. Daß 
aber die Gemeinden auch dann, wenn die Vergütung nach 
dieſen Pauſchalſätzen hinter dem wirklichen Aufwand zurück— 
bleibt, ſich mit der Pauſchentſchädigung zufrieden geben 
müßten, davon kann nach dem Inhalt des Geſetzes, welches 
den Staat zum ganzen Erſatz des Aufwands — vor— 
behältlich der anteilsmäßigen Berechnung im Fall gleichzei— 
tiger Erhebung der Gemeindeeinkommenſteuer — ausdrück— 
lich verpflichtet, offenſichtlich keine Rede ſein. Das anerkennt 
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indirekt auch die Miniſterialverfügung ſelbſt, ſofern ſie für 
den Fall, daß nachgewieſenermaßen der Geſamtbetrag der 
Pauſchentſchädigung in einer Gemeinde hinter ihrem wirk⸗ 
lichen Aufwand zurückbleibt, eine Erhöhung der Entſchädi— 
gung vorſieht; ſie verläßt aber den Boden des Geſetzes, 
deſſen Vollziehung ſie dienen will, wenn ſie die Erhöhung 
an die Vorausſetzung knüpft, daß der Unterſchied zwiſchen 
der Pauſchentſchädigung und dem tatſächlichen Aufwand mehr 
als 15% betragen muß, und zudem auch in dieſem Fall nur 
85% des Aufwands als die Höchſtleiſtung an ſtaatlicher Ber: 
gütung anerkennt. 

Pauſchalſätze von ſeiten der Steuerverwaltung aufzu— 
ſtellen, welchen ſich die Gemeinden unbedingt zu unterwerfen 
hätten, wäre nur im Falle einer beſonderen, dahingehenden 
geſetzlichen Ermächtigung oder zufolge eines Uebereinkom— 
mens mit den Gemeinden möglich und rechtlich wirkſam. Der 
Unterſchied gegenüber dem Art. 3 des Geſetzes vom 20. De⸗ 
zember 1899, Reg. Bl. S. 1219, betreffend die Anlegung und 
Fortführung der Steuerbücher, dem augenſcheinlich der 8 3 
der Miniſterialverfügung vom 4. Januar 1905 nachgebildet 
iſt, beſteht gerade darin, daß dort durch das Geſetz ſelber 
die Regierung ermächtigt worden iſt, den der Staatskaſſe auf⸗ 
erlegten Koſtenerſatz den Gemeinden in Form einer geſetzlich 
näher geregelten, nach oben ausdrücklich begrenzten, einheit— 
lichen Averſalentſchädigung zu gewähren, wogegen hier der 
Art. 82 Eink. St. Geſ. lediglich die uneingeſchränkte Verpflich⸗ 
tung des Staats zum vollen Erſatz der den Gemeinden er— 
wachſenen Koſten — nur bei gleichzeitiger Erhebung von 
Gemeindeeinkommenſteuer nach Maßgabe des ſtaatlichen An- 
teils an dem Geſamtbetrag der Einkommenſteuer — in un⸗ 
mißverſtändlicher Weiſe aufſtellt. 

Bei Beratung des Einkommenſteuergeſetzes hat aller— 
dings in der Kammer der Abgeordneten der Berichterſtatter 
zu dem jetzigen Art. 82 u. a. ausgeführt: „Da die Feſt⸗ 
ſetzung der Höhe der Gebühren dem Staat verbleibe, ſo ſei 
ein Mißbrauch von ſeiten der Gemeinden nicht zu befürchten. 
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Die Feſtſtellung der Gebühren im Wege der Verordnung 
empfehle ſich auch ſchon deshalb, weil dadurch den erſt noch 
zu ſammelnden Erfahrungen und den wechſelnden Bedürf— 
niſſen leicht Rechnung getragen werden könne“ (vgl. Komm. 
Bericht der Kammer der Abg. vom 5. Juni 1897, Beil. 198 
S. 245). Auf die Bedeutung und Tragweite dieſer Aus: 
führungen braucht indeſſen nicht eingegangen zu werden, denn 
auch, wenn dieſe Worte mit dem Finanzminiſterium dahin 
zu verſtehen wären, daß die Staatsſteuerverwaltung einſeitig, 
ohne Zuſtimmung der beteiligten Gemeinden und ohne be— 
ſondere geſetzliche Ermächtigung für die von den Gemeinden 
beſorgten Einkommenſteuergeſchäfte und den dadurch ent— 
ſtandenen Aufwand von ſich aus Gebühren, Averfalentjchä- 
digungen, Pauſchſätze u. dergl. (mit rechtlicher Wirkung) feſt⸗ 
ſetzen könnte, ſo wäre einer ſolchen Auffaſſung angeſichts des 
bereits gekennzeichneten, klaren und beſtimmten Inhaltes des 
verabſchiedeten Geſetzes keine Bedeutung beizumeſſen. 

Die Abfindung der Gemeinden mittels Pauſchentſchädi— 
gung iſt ſomit nach dem Inhalt des derzeit beſtehenden Ge— 
ſetzes in einer die Gemeinden bindenden Weiſe ohne deren 
Einverſtändnis nicht möglich. Bleibt dieſe Pauſchentſchädi— 
gung hinter dem tatſächlichen Aufwand der Gemeinde zurück, 
jo hat fie gemäß Art. 82 Eink. St. Geſ. einen Rechtsanſpruch 
darauf, ihren vollen Aufwand der Berechnung der 
vom Staat zu übernehmenden Koſtenvergütung zugrunde ge— 
legt zu ſehen. 

Im vorliegenden Fall iſt demnach der Anſpruch der 
Beſchwerdeführerin, welche an Stelle der von ihr liquidierten 
Erſatzforderung von 2792 M. 60 Pf. nur 2373 M. 72 Pf. 
erhalten hat, auf Zahlung des noch ausſtehenden Reſtbetrags 
von 418 M. 88 Pf. als gerechtfertigt anzuerkennen. Die an⸗ 
gefochtene Miniſterialentſcheidung, welche dieſen Anſpruch 
zurückgewieſen hat, war demgemäß als im Geſetz nicht be— 
gründet, außer Wirkung zu ſetzen. 

Urteil vom 10. Februar 1909 in der Rechtsbeſchwerde— 

ſache der Stadtgemeinde L. 
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21. 
Die Kapitalſtenerpflicht des Ortskirchenvermügens 


wird folgendermaßen begründet: 

1. Zur Begründung ihres Anſpruchs auf Steuerfreiheit 
wird von der Beſchwerdeführerin geltend gemacht, die jetzige 
Kirchenpflege ſei aus der vormaligen Kirchen- und Schulpflege 
in G. hervorgegangen, die ihrerſeits — wie ihre Schweſter— 
anſtalt, die für Zwecke der Armen⸗, Kranken⸗ und Waiſen⸗ 
fürſorge beſtimmte Hoſpitalpflege G. — anläßlich der ſo⸗ 
genannten Landesorganiſation beim Uebergang der Reichs⸗ 
ſtadt G. an Württemberg im Jahre 1803 entſtanden, aus 
früherem Dotal- und Pfründgut und einer großen Zahl 
kirchlicher Lokalſtiftungen zuſammengeſetzt geweſen und bis 
zum 1. April 1901, zu welcher Zeit die Kirchenvermögens⸗ 
ausſcheidung in G. in Vollzug geſetzt wurde, bei Beſtand 
geblieben ſei. Die ehemalige Kirchen- und Schulpflege aber 
ſei eine Stiftung mit eigener ſelbſtändiger Rechtsperſönlichkeit 
geweſen; die Rechtsfähigkeit des in ihr vereinigten Vermögens⸗ 
komplexes ſei auch durch die Vermögensausſcheidung im Sinne 
des Geſetzes vom 14. Juni 1887, betreffend die Vertretung 
der katholiſchen Pfarrgemeinden und die Verwaltung ihrer 
Vermögensangelegenheiten, nicht verloren gegangen; dieſe 
Vermögensausſcheidung habe nur darin beſtanden, daß an 
Stelle der früheren, mit dem Namen Kirchen- und Schulpflege 
bezeichneten einen Verwaltung ſeit 1901 zwei getrennte 
Verwaltungen getreten ſeien, deren eine, die katholiſche 
Kirchenpflege, ausſchließlich für kirchliche Zwecke beſtimmt 
und auf den Kirchenſtiftungsrat übergegangen ſei, während 
die andere, die katholiſche Schulpflege G., jetzt ausſchließlich 
Schulbedürfniſſen diene und nach den Beſtimmungen der 
Art. 151 ff. der Gemeindeordnung verwaltet werde. 

2. Inwieweit nun der Urſprung des früher unter der 
ſogenannten Kirchen- und Schulpflege zuſammengefaßten Ber: 
mögenskomplexes heute noch zuverläſſig ſich feſtſtellen läßt — 
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vergl. hiezu auch Beſchreibung des Oberamts Gmünd 1870 
S. 223, 232 ff. —, kann für die gegenwärtige Entſcheidung 
auf ſich beruhen bleiben. Jedenfalls handelte es ſich bei 
dieſer Kirchen⸗ und Schulpflege, auch wenn die Angaben der 
Beſchwerdeführerin über ihre Entſtehung und die Herkunft 
ihrer Mittel als richtig zugrunde gelegt werden, um eine 
Stiftungspflege, welche neben dem kirchlichen Aufwand für 
die Pfarrgemeinde auch andere Aufwendungen, vornehmlich 
für Schulzwecke zu beſtreiten hatte, alſo um eine Stiftung 
mit gemiſchter Zweckbeſtimmung im Sinne von Art. 32 
Abſ. 2 des Geſetzes vom 14. Juni 1887, betreffend die 
Vertretung der evang. Kirchengemeinden und die Verwaltung 
ihrer Vermögensangelegenheiten, in Verbindung mit Art. 24 
des ſchon genannten katholiſchen Pfarrgemeindegeſetzes vom 
gleichen Tage. Dieſe Auffaſſung kam auch zum Ausdruck 
bei der Ausſcheidung des katholiſchen Pfarrgemeindevermögens 
von G. Nach der von der K. Kreisregierung Ellwangen 
und dem Biſchöflichen Ordinariat genehmigten Urkunde über 
die Ausſcheidung und Abfindung des Kirchenvermögens vom 
4. September 1900/8. November 1900, welche eben das in 
der früheren Kirchen- und Schulpflege G. vereinigt ge— 
weſene Vermögen zum Gegenſtand hatte, wurde der katholi— 
ſchen Pfarrgemeinde G. neben einem Komplex von kirchlichen 
Einzelſtiftungen an Kapitalvermögen zugewieſen und in 
Beſitz und Verwaltung der damals neu gebildeten katholiſchen 
Kirchenpflege übergeben 

der Kapitalwert der Beſoldungsleiſtungen an Geiſtliche 

— .. 278 515 Mk. 50 Pfg. 

(Art. 33 des Evang. Geſ. vom 14. Juni 
1887, Art. 24 des Kath. Geſ.), 

ſodann das Baukapital — . 73532 Mk. 07 Pfg. 
(Art. 36 bezw. 24 der Geſetze von 1887), 

endlich der der Pfarrgemeinde ge— 

bührende Anteil am übrig bleibenden 

allgemeinen Stiftungsvermögen der 

Kirchen: und Schulpflege — .. 186437 Mk. 86 Pfg. 
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(Art. 37 und 40; Art. 24 der beiden Geſetze von 1887), 
wogegen andererſeits die katholiſche Pfarrgemeinde G. die 
Baulaſt an den katholiſchen Kirchengebäuden und die Be⸗ 
ſoldungen für die katholiſchen Geiſtlichen von G. zu über⸗ 
nehmen hatte. (Zu vergl. auch die Rechnung der katholiſchen 
Kirchenpflege 1. April 1905/06.) 

Um die Erträge dieſes Kapitalvermögens handelt es ſich; 
es kann aber bei der geſchilderten Sachlage keinem Zweifel 
unterliegen, daß dieſes zur Kirchenpflege gehörige Vermögen 
— von den kirchlichen Einzelſtiftungen vorerſt abgeſehen — 
das eigentliche Ortskirchen vermögen von G. im 
Sinne des Art. 21, Abſ. 1 Ziff. 4 des Kath. Geſetzes vom 
14. Juni 1887 bildet (vergl. Landauer, Pfarrgemeinde⸗ 
geſetz S. 51 ff.). In weſſen Eigentum dieſes Vermögen 
früher, vor der Ausſcheidung des Kirchenvermögens in G., 
ſtand, und ob die Behauptung der Beſchwerdeführerin zu⸗ 
trifft, daß die ehemalige Kirchen- und Schulpflege, zu deren 
Vermögensbeſtandteilen auch das jetzige katholiſche Orts— 
kirchenvermögen gehörte, eigene ſelbſtändige Rechtsperſönlich— 
keit beſaß, ſpielt demgegenüber keine Rolle. Es bedarf auch 
keiner Erörterung, wer als Subjekt dieſes kirchlichen Eigen- 
tums anzuſehen iſt (vergl. Württ. Jahrb. Bd. 19 S. 241; 
Göz, Württ. Staatsrecht S. 510). Indem feſtſteht, daß es 
ſich um Ortskirchenvermögen handelt, iſt die Kapitalſteuer— 
pflicht ſeiner Erträge ohne weiteres gegeben; es entſpricht 
dies dem deutlich erkennbaren Willen des Geſetzgebers und 
iſt auch ſchon in Entſcheidungen des Verwaltungsgerichtshofs 
mehrfach anerkannt worden (Urteile vom 30. Januar 1907 
und 10. März 1909; Württ. Jahrb. Bd. 19 S. 242). Ver⸗ 
fehlt iſt insbeſondere die Annahme der Beſchwerdeführerin, 
das in Rede ſtehende Vermögen der Kirchenpflege gehöre zu 
den allgemein kirchlichen Fonds oder zu den Dotationen der 
örtlichen Kirchenſtellen der katholiſchen Kirche im Sinne des 
Art. 6 Ziff. 7 des Kapitalſteuergeſetzes; das ortskirchliche 
Vermögen bildet geradezu einen Gegenſatz zu den hier ge— 
nannten Fonds, und namentlich kann das in der Verwaltung 
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des Kirchenſtiftungsrats ſtehende heutige Ortskirchenvermögen 
auch nicht teilweiſe Pfründgut, Pfründvermögen in ſich be- 
greifen, ſelbſt wenn die geſchichtliche Entwicklung auf eine 
ſolche Vermiſchung in früherer Zeit hinweiſt. Mit Recht hat 
denn auch das K. Steuerkollegium in einem Erlaß vom 
30. November 1905 (A. Bl. S. 153) im Einverſtändnis mit 
dem K. Kath. Kirchenrat ausgeſprochen, daß auf das Ein⸗ 
kommen aus dem Vermögen der Pfarrgemeinde (Geſetz vom 
14. Juni 1887, Art. 21 Ziffer 1 bis 6) die Beſtimmungen 
in Art. 8 Ziffer 8 des Einkommenſteuergeſetzes und Art. 6 
Ziffer 7 des Kapitalſteuergeſetzes keine Anwendung 
finden können. 

3. Der Geſichtspunkt des Art. 6 Ziff. 7 Kap. St. Geſ. 
muß hienach im vorliegenden Fall jedenfalls ausſcheiden; 
aber auch der weiter angerufene Befreiungsgrund des Art. 6 
Ziff. 8 daſelbſt trifft nicht zu. Dieſe letztere Beſtimmung 
bezieht ſich nicht auf das Ortskirchenvermögen im allgemeinen, 
ſondern nur auf beſondere Stiftungen für einen näher be— 
ſtimmten gottesdienſtlichen Zweck, und zwar, wie der Ver— 
waltungsgerichtshof in konſtanter Rechtſprechung angenommen 
hat, nur auf rechtsfähige Stiftungen im Sinne des Art. 3 
Ziff. J 2 des Kapitalſteuergeſetzes (zu vergl. insbeſondere die 
Urteile in Württ. Jahrb. Bd. 19, 242; Bd. 20, 204 ff., 
auch Göz, Einkommenſteuer 2. Aufl. Seite 87 und 90). 
In dieſer Beziehung könnten für die Steuerfreiheit nur noch 
die bereits oben erwähnten, anläßlich der Ausſcheidung des 
Ortskirchenvermögens der Pfarrgemeinde mit überwieſenen 
kirchlichen Einzelſtiftungen in Frage kommen. Daß aber bei 
dieſen dem Erfordernis eigener Rechtsfähigkeit genügt wäre, 
iſt von der Beſchwerdeführerin ſelbſt nicht behauptet, geſchweige 
denn erwieſen; es kann dies auch nach Lage der Verhältniſſe 
umſoweniger angenommen werden, als dieſe Lokalſtiftungen, 
zu welchen offenſichtlich mit einem nicht unerheblichen Bruch— 
teil die ſogenannten Jahrtagsſtiftungen, alſo unzweifelhaft 
nicht rechtsfähige Stiftungen gehören — im Unterſchied von 
einigen wenigen, bei der Ausſcheidung einzeln aufgeführten 
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und auch jetzt in beſonderer Verwaltung ſtehenden „Stiftungen 
mit ſelbſtändiger Verwaltung“ —, eine getrennte Verwaltung 
und Verrechnung überhaupt nicht ausweiſen, vielmehr zu⸗ 
ſammen mit dem übrigen, in Verwaltung der Kirchenpflege 
befindlichen Ortskirchenvermögen ihrer Beſtimmung gemäß 
für kirchliche Zwecke verwendet werden. 

4. Wenn endlich auch mit dem in Beſitz und Verwaltung 
der Kirchenpflege ſtehenden Kapitalvermögen dauernde Lei⸗ 
ſtungen verknüpft ſind, ſo kommt dieſem Umſtand ein Einfluß 
auf die Bemeſſung der Kapitalſteuer keinenfalls zu; nach 
Art. 8 Abſ. 1 Kap. St. Geſ. iſt für die Steuerpflicht der volle 
Kapitalertrag ohne Abzug von Laſten maßgebend. 

Urteil vom 24. März 1909 in der Kapitalſteuer⸗Rechts⸗ 

beſchwerdeſache der kath. Kirchenpflege G. 


22. 


Zur Auslegung des Begriffs „bei Bauten beſchäftigt“ 
im Sinn des § 1 Abſ. 1 des Krankenverſicherungsge⸗ 
ſetzes. Ä 


Aus den Gründen: 

Eine verſicherungspflichtige Tätigkeit des Beklagten für 
die fragliche Zeit wird von der Klägerin deshalb verneint, 
weil der Beklagte nicht als „bei Bauten“ beſchäftigt nach 
Maßgabe des § 1 Abſ. 1 Ziff. 1 KVG. gelten könne. 
Allein mit Unrecht. Es entſpricht der Abſicht des Geſetzes 
und iſt auch in Lehre und Rechtſprechung allgemein an⸗ 
erkannt, daß der Begriff der Bauten im Sinne des Kranken⸗ 
verſicherungsgeſetzes im weiteſten Sinne zu nehmen iſt, wor⸗ 
nach er namentlich nicht auf Neubauten (Hoch⸗ oder Tiefbauten) 
beſchränkt werden darf, vielmehr auch die bauliche Unterhaltung 
ſchon beſtehender Bauweſen, die Ausbeſſerung und Inſtand⸗ 
ſetzung ſowohl am Aeußern, wie im Innern der Gebäude 
umfaßt, und wornach zu den Reparaturarbeiten, ebenſo wie 
bei Neuerrichtung von Bauweſen die Tätigkeit von Hand— 

Jahrbücher der Württemb. Rechtspflege. XXI. 3. 26 
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werkern und Arbeitern der verſchiedenſten Art, wie Maurer, 
Schloſſer, Glaſer, Maler u. ſ.w. gehört. Auch erſtreckt ſich 
die Verſicherungspflicht der bei Bauten Beſchäftigten im 
Gegenſatz zu Ziffer 2 des § 1 KVG. nicht bloß auf gewerbs⸗ 
mäßige Betriebe, ſondern ebenſo auch auf Regiebauarbeiten 
Privater; jeder, für deſſen Rechnung eine derartige Be⸗ 
ſchäftigung erfolgt, gilt als Arbeitgeber. Es kann aber 
darnach einem begründeten Zweifel nicht unterliegen, daß 
der Beklagte als ein zur Inſtandſetzung im Innern eines 
Gebäudes verwendeter, unter dem Zutreffen der übrigen 
Vorausſetzungen des 8 1 KVG. mit Malerarbeiten be⸗ 
ſchäftigter Angeſtellter der Reihe der verſicherungspflichtigen 
Perſonen zuzuzählen iſt. 

Daß die Begriffe der bei Bauten Beſchäftigten im Sinne 
des Krankenverſicherungsgeſetzes 8 1 Abſ. 1 Ziffer 1 und der 
„auf Bauhöfen“ Beſchäftigten nach Maßgabe des § 1 Abſ. 1 
Ziffer 1 des Gewerbeunfallverſicherungsgeſetzes nicht, wie die 
Klägerin meint, einander gleichgeſtellt werden dürfen, und 
daß darum auf die Bedeutung des letzteren Begriffs hier 
nicht weiter einzugehen iſt, hat die Kreisregierung bereits 
zutreffend hervorgehoben. 

Dem Urteil erſter Inſtanz, welches aus vorſtehenden 
Geſichtspunkten den Rückforderungsanſpruch der Klägerin 
als unbegründet verworfen hat, war hienach beizutreten. 

Zu vergl. Hahn, Krankenverſicherungsgeſetz, 5. Aufl. 
S. 30/31; Hoffmann, ebendaſelbſt 1908, S. 45; Schicker, 
Krankenverſicherungsgeſetz 2. Aufl. S. 23; Reger, Entſchei⸗ 
dungen Bd. 25 S. 236 und 237; Arbeiterverſorgung Bd. 21 
S. 149; Soergel, Jahrbuch der Rechtſprechung zum Ver⸗ 
waltungsrecht I. Jahrgang S. 294. 

Urteil vom 24. März 1909 in der Beruf.⸗Sache der 

Allgem. Ortskrankenkaſſe in St., Klin.⸗Beruf.⸗Klin., gegen 

den Maler G. Gr. in St., Bekl. Beruf.⸗Bekl. 
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23. 


Inwieweit find bei einem Geſchäftsreiſenden bei Be- 
urteilung ſeiner Krankenverſicherungspflicht Keiſeſpe⸗ 
ſen in den Gehalt einzurechnen? 


Aus den Gründen: 

Es handelt ſich darum, ob der Beklagte R. während 
der Dauer ſeines Beſchäftigungsverhältniſſes bei B. im Sinne 
des § 2b des Krankenverſicherungsgeſetzes und des § 2 Ziff. I 
3 der Kaſſenſtatuten der Klägerin als ein Handlungsgehilfe 
anzuſehen war, deſſen Arbeitsverdienſt an Lohn oder Gehalt 
ſechszweidrittel Mark für den Arbeitstag oder, ſofern Lohn 
oder Gehalt nach größeren Zeitabſchnitten bemeſſen iſt, zwei⸗ 
tauſend Mark für das Jahr gerechnet, überſtieg, und der 
aus dieſem Grunde der Verſicherungspflicht nicht unterlag. 

Nach den tatſächlichen Verhältniſſen des vorliegenden 
Falles muß dieſe Frage verneint werden. 

Nach dem Anſtellungsvertrag zwiſchen der Firma B. 
und R. erhielt letzterer an Vergütungen ein monatliches Ge⸗ 
halt von 150 M., ferner Reiſeſpeſen pro Arbeitstag für 
Bayern, exkl. München und Vororte 10 M., an Tagen je⸗ 
doch, wo er nicht auswärts übernachtete, 6 M., 1% Provi⸗ 
ſion von dem durch ihn erzielten Jahresumſatz, welche halb⸗ 
jährlich, ſoweit die Eingänge erfolgt ſind, zur Auszahlung 
zu bringen war; endlich Stellung der Fahrkarte. 

Daß der Beklagte R. an Proviſion tatſächlich nichts 
erhalten hat, weil die Vorausſetzung derſelben, das Zuſtande⸗ 
bringen von Geſchäftsabſchlüſſen, ſich nicht erfüllte, ſteht unter 
den Parteien feſt. Beſtritten dagegen iſt, ob und eventuell 
wie viel von den bezogenen Reiſeſpeſen als zuſätzlicher 
Gehalt e und demnach dem feſten Gehalte hinzuzu⸗ 
rechnen iſt. 

Nun bilden aber die von einem Geſchäftsreiſenden be⸗ 
zogenen Reiſeſpeſen an und für ſich eine Entſchädi gung für 
die im Intereſſe des Arbeitgebers auf der Reiſe und für 
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Zwecke des Geſchäftsunternehmens geleiſteten Ausgaben. Sie 
können deshalb ihrem Weſen nach nur inſoweit als ein Ge⸗ 
haltsteil neben den feſten Gehaltsbezügen, als ein zuſätzliches 
Arbeitseinkommen in Betracht kommen, als ſie etwa von 
vornherein ſo bemeſſen ſind, daß Erſparniſſe an ihnen nach 
Inhalt des Vertrags oder ſtillſchweigender Uebereinkunft 
ſollen gemacht werden können und tatſächlich gemacht werden. 
Keines von beiden kann aber nach den näheren Verhältniſſen 
des gegenwärtigen Falles angenommen werden; insbeſon⸗ 
dere muß nach den Ausſagen der bisher vernommenen Zeu⸗ 
gen verneint werden, daß die Speſen des Beklagten R. ihm 
einen Ueberſchuß über ſeinen wirklichen Berufs⸗ und Reiſe⸗ 
aufwand hinaus in einem irgendwie nennenswerten Betrage 
gelaſſen hätten. Und auch durch die beantragten weiteren 
Erhebungen könnte nach der Ueberzeugung des Gerichts ein 
gegenteiliges Ergebnis nicht herbeigeführt werden; es iſt 
hier insbeſondere auch darauf hinzuweiſen, daß dem Zeugnis 
des Arbeitgebers B., der ſich mit Erſtattungsanſprüchen der 
Klägerin im Sinne des § 50 KVG. bedroht ſieht, im Hin⸗ 
blick auf ſein Intereſſe am Ausgang des gegenwärtigen 
Rechtsſtreits eine entſcheidende Bedeutung nicht wohl beizu⸗ 
meſſen wäre. | 

Irrtümlich ift aber auch die weitere Annahme der Klä⸗ 
gerin, daß der Betrag, welchen der Beklagte R., wenn er 
nicht gereiſt wäre, an ſeinem Wohnſitz für ſeine Verköſti⸗ 
gung aus ſeinem Gehalt hätte aufwenden müſſen, dem feſten 
Gehalt als eine weitere Belohnung hinzugerechnet werden müſſe. 
Denn die während der Reiſezeit erzielte Erſparnis an den 
ſonſt vom Gehalt zu beſtreitenden Ausgaben für den eigenen 
häuslichen Unterhalt bildet ſchon begriffsmäßig kein Arbeits⸗ 
einkommen, alſo auch keine Vermehrung von Lohn oder Ge— 
halt, ſowenig wie ſie etwa als eine Verminderung der auf 
die Reiſeſpeſen angewieſenen Reiſeausgaben ſich darſtellt. 
(Zu vergleichen auch Hahn, Komm. zum KVG. 5. Aufl. S. 40; 
Arbeiterverſorgung 1896 S. 337; Zeitſchrift für Bad. Ver⸗ 
waltung, Bd. 40 S. 199; auch Fuiſting, Einkommenſteuer 


Ueber das Verhältnis der Disziplinarſtrafbefugnis zc. 381 


7. Aufl. S. 2261; Soergel, Rechtſprechung zum Verwal⸗ 
tungsrecht, I. Jahrgg. S. 420/21.) 

Hienach aber kann im vorliegenden Fall als Lohn oder 
Gehalt des Beklagten während der Zeit ſeines Vertragsver⸗ 
hältniſſes mit B. lediglich der feſte Gehalt in Frage kom⸗ 
men; da aber dieſer unbeſtrittenermaßen nur 1800 M., alſo 
weniger als 2000 M., aufs Jahr gerechnet ausmacht, iſt die 
Ausnahme von der Verſicherungspflicht im Sinne des § 2b 
KVG. nicht gegeben und die Berufung gegen das in dieſem 
Sinn ergangene erſtinſtanzliche Urteil demnach nicht begründet. 

Urteil vom 17. März 1909 in der Berufungsſache der 

Allgem. Ortskrankenkaſſe in St., Klin. Beruf.⸗Klin., 

gegen E. R. in M., Bekl. Beruf.⸗Bekl. 


24. 


Ueber das Rerhültnis der Nisziplinarſtrafbefugnis der 
Kreisregierung zu der des Oberamts 


iſt in den Gründen bemerkt: 

Die Strafbefugnis der Kreisregierung gegenüber den 
Ortsvorſtehern iſt nach Art. 202 Abſ. 2 der Gemeindeord⸗ 
nung in den Fällen, in denen wie im vorliegenden das 
Oberamt an ſich zum Einſchreiten berufen iſt, nur dann be⸗ 
gründet, wenn das Oberamt nicht ſelbſt einſchreitet. Nun 
hat das Oberamt auf die Anzeige des Pfarrers C. zwar 
eine Unterſuchung gegen den Ortsvorſteher eingeleitet, auf 
Grund derſelben aber der Anzeige eine weitere Folge nicht 
gegeben. Es fragt ſich, ob dieſe Behandlung der Sache 
durch das Oberamt als ein ſolches Einſchreiten im Sinne 
von Art. 202 Abſ. 2 anzuſehen iſt, daß damit die Strafbe⸗ 
fugnis der Kreisregierung ausgeſchloſſen erſcheint, oder ob 
ein Einſchreiten, das dieſe Strafbefugnis ausgeſchloſſen hätte, 
nur dann gegeben geweſen wäre, wenn eine Beſtrafung wirk⸗ 
lich erfolgt wäre. 

Dem Wortlaut des Geſetzes ſelbſt iſt über den Sinn 
des Wortes Einſchreiten eine unmittelbare Auskunft nicht 
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zu entnehmen, wenn nicht daraus, daß von der Strafbefug⸗ 
nis der Kreisregierung, die durch das Einſchreiten des Ober⸗ 
amts beſchränkt werden ſoll, die Rede iſt, ſchon geſchloſſen 
werden will, daß die Befugnis zum Beſtrafen nur dann be⸗ 
ſchränkt ſein ſoll, wenn das Oberamt von ſeiner Strafbefug⸗ 
nis auch wirklich Gebrauch macht, d. h. beſtraft hat. 

Was den früheren Rechtszuſtand anbelangt, ſo hat das 
Verwaltungsedikt die Ausübung der Dienſtzucht durch Strafen 
ſeitens des Ortsvorſtehers und des Oberamtmanns nicht für 
ſich allein, ſondern nur im Zuſammenhang mit der Straf⸗ 
gewalt dieſer Stellen überhaupt in 88 15 und 98 geordnet. 
Die Zuſtändigkeit war abgeſehen von der Höhe der Straf— 
gewalt gegenſeitig nicht abgegrenzt und eingeſchränkt. Dies 
gilt auch von dem Verhältnis des Oberamts zu der Kreis⸗ 
regierung. Die Inſtruktion für die Kreisregierungen vom 
21. XII. 1819 (RegBl. S. 945) weiſt in 8 9 der Kreisregie⸗ 
rung zu: Beſtrafung der Amtsvergehen aller der Regierung 
untergeordneten Angeſtellten und Diener, inſofern ſolche nicht 
den Oberämtern zukommt. „Die Kreisregierungen können 
jedoch gegen Beamte, Ortsvorſteher und Gemeinderäte nur 
Geldſtrafen erkennen.“ In der noch jetzt gültigen K. VO. 
vom 15. XI. 89 über die Organiſation der Kreisregierun⸗ 
gen (RegBl. S. 323) § 3 A Ziff. 8 iſt ohne nähere Beftim- 
mung der Kreisregierung zugewieſen: Handhabung der Dis— 
ziplin über die Amtskörperſchafts⸗, Gemeinde- und Stiftungs⸗ 
beamten, ſoweit hiefür nicht die Zuſtändigkeit der Bezirks⸗ 
ſtellen begründet iſt. Wann letzteres der Fall iſt, iſt nicht 
geſagt. 

Das Geſetz vom 21. V. 91, betreffend die Verwaltung 
der Gemeinden, Stiftungen und Amtskörperſchaften (RegBl. 
S. 103) hat in Art. 58 zur Verhängung der geſetzlich zu— 
gelaſſenen Ordnungsſtrafen für befugt erklärt: Z. 3 das 
Oberamt gegenüber den Mitgliedern der Gemeindekollegien 
mit Ausſchluß des Ortsgeiſtlichen, Z. 4 die Kreisregierung 
und das Miniſterium des Innern gegenüber den Mitglie- 
dern der Verwaltungsorgane und den Beamten ſämtlicher 
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ihrer Aufſicht unterſtellter öffentlicher Körperſchaften bis zum 
geſetzlich zuläſſigen Höchſtbetrag. In der Begründung (Abg.⸗ 
Kammer 90/91 Beil. Bd. 2. Abt. S. 429) iſt hiezu bemerkt: 
Die Disziplinarſtrafgewalt der höheren Aufſichtsbehörden 
(Kreisregierungen und Miniſterium des Innern) war ſchon 
bisher ſachlich und perſönlich nicht beſchränkt. Die Ausübung 
der Strafbefugnis von ſeiten der höheren Behörden iſt nicht 
an die Vorausſetzung gebunden, daß eine die Strafbefugnis 
der untern Behörden überſteigende Strafe zu erkennen iſt 
oder doch von letzteren für begründet erachtet wird. In der 
Verhandlung der Kammer der Abg. (Prot. Bd. 52 S. 1535) 
wurde hiezu keine Bemerkung gemacht. Fleiſchhauer 
(S. 220) bemerkt hiezu: Die Disziplinarbefugnis der Kreis⸗ 
regierungen und des Miniſteriums des Innern unterliegt 
ſachlich keinen weiteren Beſchränkungen, als denjenigen, welche 
durch die Begrenzung ihres Geſchäftskreiſes im allgemeinen 
gegeben ſind. Ebenſowenig beſtehen Beſchränkungen in per⸗ 
ſönlicher Hinſicht. 

Hienach war nach dem vor Erlaſſung der Gemeinde— 
ordnung vom 28. VII. 06 geltenden Recht ein disziplinäres 
Einſchreiten der Kreisregierung gegen einen Ortsvorſteher 
inſolange, als nicht ſchon das Oberamt eine Strafe verfügt 
hatte, zweifellos jederzeit zuläſſig. Die Beſtimmungen des 
Art. 58 des Geſetzes vom 21. V. 91 wurden ihrem ganzen 
Inhalt nach ohne Beſchränkung in den Regierungsentwurf 
der Gemeindeordnung (Abg. Kammer 01/03 Beil. Bd. 5 S. 57) 
übernommen, ohne daß in der Begründung für die vorlie— 
gende Frage irgend etwas geſagt wäre. Der Abſ. 2 zu 
Art. 202 GO. wurde von der Kommiſſion der Abgeordneten- 
kammer (Verh. 01/04, Beil. Bd. 9 S. 377) in das Geſetz 
aufgenommen und folgendermaßen begründet: „Aus der 
Mitte der Kommiſſion heraus wurde die in Art. 205 (des 
Entwurfs, 202 des Geſetzes) vorgeſehene Disziplinarſtrafbe⸗ 
fugnis der ſtaatlichen Behörden an ſich nicht beanſtandet, 
dagegen von mehreren Seiten eine Einſchränkung derſelben 
in dem Sinn gewünſcht, daß das Oberamt nur dann ſoll 
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disziplinär vorgehen dürfen, wenn der Ortsvorſteher ſeine 
Schuldigkeit nicht tue, d. h. eine Dienſtverfehlung 
ungeahndet laſſe.“ In der vollen Kammer (Prot.⸗ 
Bd. 78 S. 828) wurde hiezu nichts weiter bemerkt. Der 
Bericht der Kammer der Standesherren bemerkt zu Abſ. 2 
(Prot. Bd. 23 S. 630): „Er verfolgt den Zweck, im Sn: 
tereſſe der Ordnung und zum Schutz der Beteiligten ein kon⸗ 
kurrierendes disziplinäres Einſchreiten der verſchiedenen mit 
Strafbefugnis ausgeſtatteten Behörden auszuſchließen“. Dieſe 
Ausführungen laſſen klar erkennen, daß man mit Abſ. 2 die 
Strafbefugnis der Kreisregierung nur inſofern ausſchließen 
wollte, als das Oberamt wirklich geſtraft, die verletzte Dienſt⸗ 
zucht durch Beſtrafung des ſchuldigen Beamten wirklich wie⸗ 
der hergeſtellt hat, nicht aber auch dann, wenn das Oberamt 
nur eine Unterſuchung eingeleitet, das Verfahren aber wieder 
eingeſtellt hat. Dies ergibt ſich auch aus den Anforderungen 
der Dienſtzucht. Dieſer iſt damit nicht genügt, daß eine 
untergebene Stelle, die in ungenügender ſachlicher oder recht- 
licher Beurteilung eine Dienſtverfehlung da für nicht vorlie— 
gend erachtet, wo eine ſolche wirklich vorliegt, dies irgend- 
wie formell ausſpricht. In einem ſolchen Fall muß viel⸗ 
mehr die Möglichkeit gegeben ſein, daß die vorgeſetzte Be⸗ 
hörde von ſich aus ſtrafend einſchreitet. Und dieſe Möglich- 
keit iſt nach Art. 202 Abſ. 2 für das geltende Recht eröffnet. 
Daß dieſe Auffaſſung mit den Grundſätzen der Gemeinde— 
ordnung nicht unvereinbar iſt, geht auch aus Art. 208 Abſ. 2 
hervor. Denn hier iſt der Kreisregierung ſogar die Befug— 
nis zur Entlaſſung von Gemeinde- und Stiftungsbeamten 
für den Fall eingeräumt, daß die zunächſt berufenen Ge: 
meindebehörden ſich deſſen weigern. 

Die Zuläſſigkeit der Verfügung der Kreisregierung iſt 
demnach nicht zu beanſtanden. 

Kollegialbeſchluß vom 24. März 1909 in der Diszipli⸗ 

narſtrafbeſchwerdeſ. des Schultheißen H. in H. 
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Alphabetiſches Fachregiſter. 


(Die Zahlen bedeuten die Seiten.) 


A. 


Abgrabung. Haftung des Grund⸗ 
eigentümers für die durch A. dem 
Nachbarhaus erwachſene Beſchä⸗ 
digung 303. 

Abtretung einer Forderung. Be⸗ 
ua für die Priorität der 

A. e. F. im Verhältnis zu der 
. derſelben Forderung 


— 15 Anfechtung einer Forde⸗ 
rungsabtretung, wodurch der 
Schuldner die Mittel zur Fort⸗ 
ſetzung eines Gewerbebetriebs ſich 
zu verſchaffen beabſichtigt 26. 

— A. des Anſpruchs während des 
Prozeſſes. Klagänderung 328. 
Agenturverhältnis. Kündigung eines 

A. durch den Geſchäftsherrn, wenn 
dieſer zur Aufgabe ſeines Ge⸗ 
ſchäfts durch äußere Umſtände 

genötigt iſt 298. 

Amtspflichtverletzung. Verletzung 
der einem Beamten einem Drit⸗ 
ten gegenüber obliegenden Amts⸗ 
pflicht ($ 839 BGB.)? 4. 

— Haftung des Staats für die 
durch verzögerte Zuſtellung einer 
Klagſchrift 10 Folgen 
(AG BGB. Art. 202) 6. 

Anfechtungsklage. Erfolg einer teil- 
ir an begründet erfundenen 


Armenunterſtützung. Vorausſetzun⸗ 
gen der A. und deren Verhält⸗ 
nis zur Fürſorgeerziehung 113. 

Arreſtbefehl. Kann ein A., weil 
ſeine Vollziehung nicht mehr zu⸗ 


läſſig iſt, gemäß § 127 CPO. 
aufgehoben werden? 31. 
Arreſtpfändung. N der 
A. einer Hypothek 183 
Ausſetzung des Verfahrens. Wann 
endigt eine auf Grund des § 149 
CPO. beſchloſſene A. d. V.? 173. 


B. 


Bankier. Pflichten eines mit Be⸗ 
treibung einer Zwangsverſtei⸗ 
gerung beauftragten B. 151. 

Bauerlaubnis. Erfordernis der Zu⸗ 
gänglichkeit eines Baues. Berech⸗ 
tigung der Aufſichtsbehörde, von 
Amts wegen eine endgültig er⸗ 
teilte B. zu widerrufen 228. 

Baugrube als „Werk“ im Sinne 
des 8 836 BGB. 303. 

Bauwerk. Jalouſien als Teile eines 
B. Bedeutung der Vereinbarung 
einer Garantiefriſt 265. 

Begräbnisplatz. Sind zur Entſchei⸗ 
dung eines Streits über die un⸗ 

entgeltliche Benützung des B 
einer Gemeinde die Verwaltungs⸗ 
gerichte oder die bürgerlichen Ge⸗ 
richte zuſtändig? 242 

Beleidigung. Freundſchaft unter 
dem Geſichtspunkt des § 193 
StGB. 201. 

— Wann liegt eine B. in Beziehung 
auf den Beruf vor? 331. 

Betrug bei Ausfolge eines Waren⸗ 
beſtellzettels 209. 

M Recht⸗ 
liche Natur und Umfang der auf 
dem Geſetz vom 14. März 1853 
betr. die veränderte Einrichtung 
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der allg. Br. 
ſchädigungsanſprüche 316. 


D. 


Dienſtmannsgewerbe. Unbefugte 
Ausübung des D. 334. 

Disziplinarbefugnis. Ueber das 
Verhältnis der D. der Kreisre⸗ 
gierung zu der des Oberamts 381. 

ee e Die richter⸗ 
liche D., ſpeziell gegenüber Rechts⸗ 
anwälten 52. 


E. 
Eid. 5 der §§ 453, 466 ff. 
CPO. 1 


Gibeszufchiebung Vorausſetzung der 
Zuläſſigkeit einer E. (Beſtimmt⸗ 
heit der unter Eid geſtellten Tat⸗ 
ſachen) 197. 

Eigentumserwerb durch Verarbei⸗ 
tung, Eigentums- Vermutung. Be⸗ 
weislaſt in den Fällen der 88 
950, 1006 BGB. 167. 

Eigentumsklage (BGB. 8 985) auf 
Herausgabe von Bierflaſchen, die 
mit dem Namen der klagenden 
Brauerei gezeichnet ſind. — Zu⸗ 
rückbehaltungsrecht der beklagten 
Brauerei wegen des von ihr an⸗ 
geblich 5 ſog. Fla⸗ 
ſchenpfands? 163. 

Einkommenſteuergeſchäfte. Die in 
der Verfügung des K. Finanz⸗ 
miniſteriums vom 4. Jau. 1905 
vorgeſehene Beſtimmung von Pau⸗ 
ſchalbeträgen für die den Ge— 
meinden durch die E. erwachſen⸗ 
den Koſten entbehrt der Geſetz⸗ 
mäßigkeit 364. 

Einkommenſteuergeſetz. Die Steuer⸗ 
freiheit des Art. 8 Ziff. 9 u. 13 
EinkStGeſ. bezieht ſich nur auf 
rechtsfähige Stiftungen 355. 

— Wie iſt bei einem auch außer⸗ 
halb Württembergs betriebenen 
Gewerbe das ſteuerfreie Einkom- 
men im Sinne des Art 8 Ziff. 1 
des E. zu berechnen? 97. 

Einlauf. Zur Frage des rechtzei— 
tigen E. bei Gericht 220. 

Einſtweilige Verfügung. Voraus— 
ſetzungen einer e. V. 184. 

— Iſt Berufung zuläſſig gegen ein 


beruhenden Ent⸗ 
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Urteil, wodurch ein Landgericht 
in einem Berufungsverfahren auf 
Grund eines erſtmals bei ihm 
geſtellten Antrags eine e. V. er⸗ 
laſſen hat? 189. 
Errungenſchaftsgemeinſchaft. Iſt ein 
Antrag einer (im Güterſtand der 
E. des BGB. lebenden) Ehefrau 
zuläſſig, durch einſtweilige Ver⸗ 
fügung für das eingebrachte Gut 
auf den zum Geſamtgut gehörigen 
Grundſtücken eine Sicherungs⸗ 
hypothek vorzumerken? 13. 


F. 

Familienſtiftung. Streitigkeiten über 
die Verwaltung und Verwendung 
einer F. gehören vor die bürger⸗ 
lichen Gerichte, auch wenn eine 
ſolche Stiftung nach den maß⸗ 
gebenden Anordnungen ſich ſpäter 
in eine Stiftung für e 
Zwecke verwandeln kann 9 

Feſtſtellungsklage in Bezug auf ein 
nicht mehr beſtehendes Rechts⸗ 
verhältnis 187. 

— Vorausſetzungen einer F. (§ 256 
CPO.) 192. 

Flaſchenpfand 163. 

Formvorſchrift. Auslegung des In⸗ 
halts einer Urkunde bei geſetz⸗ 
licher F. 141. 

Freigeſprochene. Wann hat die 
Staatskaſſe die den F. erwach⸗ 
ſenen notwendigen Auslagen zu 
tragen? 43. 


G. 


Gemeinderatsprotokoll. Die Feſt⸗ 
ſtellung des G. kann nicht durch 
Gemeindeſatzung einer Abteilung 
a Gemeinderats übertragen wer⸗ 

en 93. 

Geſchäftsführung ohne Auftrag 284. 

Grundbuch. Oeffentlicher Glaube 
des G. 8 892 BGB. kommt dem 
Erwerber einer zu Gunſten eines 
Unzurechnungsfähigen beſtellten 
Hypothek nicht zu ſtatten 162. 


H˖. 
Handelsgeſellſchaft, offene. Liegt ein 
Eintritt in eine beſtehende H. vor, 
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wenn einer aus 2 Perſonen be⸗ 


ſtehenden offenen H. an Stelle 
eines ausſcheidenden Geſellſch af⸗ 
ters gleichzeitig ein neuer hin⸗ 
zutritt? 300. 

Handelsgeſellſchaft, offene. 1. Ge⸗ 
jegliche Vertretung einer in Li⸗ 
quidation befindlichen o. H., gegen 
die einer der Liquidatoren klagt. 

2. Verfahren in dieſem Fall, 
wenn gegen die nicht ordnungs⸗ 
mäßig vertretene Geſellſchaft in 
erſter Inſtanz ein Urteil ergan⸗ 
gen iſt 321. 

Hypothekenbrief. Kann durch unter⸗ 
laſſene Rückgabe des verpfändeten 
H. nach erfolgter Bezahlung Be⸗ 
trug verübt werden? 63. 


J. 


Jagd. Erreicht ein zuſammenhän⸗ 
gender Grundbeſitz die Größe von 
mehr als 50 Morgen, ſo erliſcht 
damit die Berechtigung der Ge— 
meinde zur Ausübung der J. 


108. 

Juvalidenrente. Betrug durch Ab- 
tretung einer J. 343. 

Irrtum. Die Anfechtbarkeit wegen 
J. über Eigenſchaften nichtkör⸗ 
perlicher Gegenſtände 252. 

Iſrgelitiſche Schüler. Verpflichtung 
die im volksſchulpflichtigen Alter 
ſtehenden i. Sch. der höheren 
Lehranſtalten zur Teilnahme an 
dem zum Pflichtfach erklärten 
e Religionsunterricht 


K. 


Kapitalſteuergeſetz. Zur Auslegung 
des Art. 26 des K. betr. ſtraf⸗ 
freie Nachfaſſion 75. 

Kapitalſteuerpflicht. Sind die Tür⸗ 
kenloſe kapitalſteuerpflichtig? 89. 

Kellertreppe. Mangelhafte Verwah⸗ 
rung einer K. — Eigenes Ver⸗ 
ſchulden des Verletzten 287. 

Klagänderung 328. 

Konkubinat. Iſt die Landesſtraf⸗ 
SOLIDE wegen K. rechtsgültig? 


Konkursordnung. Zur Auslegung 
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Konkursverfahren. Kann der Schuld⸗ 


ner einen erfolgreichen Einwand 
gegen die Klage daraus ableiten, 
daß die eingeklagte Forderung 
in einem früheren K. des Ze⸗ 
denten des Klägers unberück⸗ 
ſichtigt geblieben iſt, insbeſondere 
wenn die eingeklagte Forderung 
den Gegenſtand einer (nach 8 166 
Abſ. 2 KO. angeordneten) Nach⸗ 
tragsverteilung bildet? 309. 
Koſten des Rechtsſtreits. Hat der 
Beklagte die K. d. R. zu tragen, 
wenn er auf Grund einer im 
Lauf des Rechtsſtreits zu Gunſten 
des Bekl. eingetretenen Verän⸗ 
derung der Rechtslage den Rechts⸗ 
ſtreit (ohne Befriedigung für ſei⸗ 
nen Anſpruch erlangt zu haben) 
für in der Hauptſache erledigt 
erklärt? 172. 
Koſtenentſcheidung, wenn nach Be⸗ 
friedigung des Klrs. dieſer er: 
at er nehme die Klage zurück? 


— a Frage der K. in der Rechts⸗ 
mittelinſtanz 203. 

Koſtenfeſtſetzungs verfahren. Wie 
ſtellt ſich die Verpflichtung zur 
Tragung der Koften des K. in 
Fällen des § 106 CPO.? 186. 

Kraftfahrzeuge. Die Verletzung von 
Vorſchriften über den Verkehr mit 
K.: 1) Bezieht ſich der 8 18 Abſ. 2 
der Stuttgarter Straßenvpolizei— 
vorſchriften auch auf den Kraft: 
wagenverkehr? 2) Wie iſt die 
Vorſchrift der Mverf. vom 
13. Juni 1906 in § 18 betr. das 
Anhalten der K. auszulegen? 67. 

Krankenverſicherung. Zur Frage 
der Fortdauer des Be] i 
verhältniſſes bei der K. 79. 

— Die Anmeldung eines Arbeiters 
zur K. unter unrichtiger Angabe 
der Lohnverhältniſſe hat nicht 
die Erſtattungspflicht nach $ 50 
Ab. 1 KrVG. zur Folge 86. 

— Vorübergehende Beſchäftigung 
im Sinne des $ 1 Abſ. 1 des 
Krankenverſicherungsgeſ. Fahr⸗ 
läſſige Verletzung der Anmelde⸗ 
pflicht (§ 50 des Geſetzes) 238. 
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Krankenverſicherungsgeſetz. Iſt ein 
Leiſtenbruch eine Krankheit im 
Sinne des K. 2 111. 

— Vorausſetzungen der Angehöri⸗ 
genunterſtützung nach dem K. 11 

— Zur Auslegung des $ 50 Abſ. 1 
des K. 121. 

— Zur Auslegung des Begriffs 
„bei Bauten beſchäftigt“ im Sinn 
des §8 1 Abſ 1 des K. 377. 

Krankenverſicherungspflicht. Inwie⸗ 
weit ſind bei einem Geſchäfts⸗ 
reiſenden bei Beurteilung ſeiner 
K. Reiſeſpeſen in den Gehalt 
einzurechnen? 379. 


L. 


Liegenſchaftskauf (S 313 BGB.) 
— Wille und Erklärung. — Ans⸗ 
legung des Inhalts einer Ur⸗ 
kunde bei geſetzlicher Formvor⸗ 
ſchrift 141. 
Literariſche Anzeigen. 


Staud inger, Komment. z. BGB. 
3./ 4. Aufl. 264. 

Warneyer, Jahrbücher der Ent⸗ 
ſcheidungen 264. 

Zehnter, RG. über den Ver⸗ 
ſicherungsvertrag v.30. Mai 
1908. 264. 


M. 


Maſchine. Haftung des Verferti⸗ 
gers einer für eine durch 
deren fehlerhafte Beſchaffenheit 
7 Körperverletzung? 


Mietzins. Erfüllungsort für Zah⸗ 
lung des M. 318 

Militärgericht. Ob Zivil oder M. 
zuſtändig? 217. 


N. 


Niederlaſſung. Gerichtsſtand der N. 
(§S 21 CpoO.); „N.“ i. S. des 
§ 269 Abi. 2 BGB. 318. 

Notfriſt. Wahrung einer N. durch 
eine außerhalb der Geſchäftsräume 
und der Kanzleiſtunden erfolgte 


Behändigung des Rechtsmittel— 
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ſchriftſatzes an den Regiſtratur⸗ 
beamten? 175. 


O. 


Ortsbauſtatut von 2 0 Zur 
Auslegung des § 20 106. 

Ortskirchenvermögen. Die Kapital⸗ 
ſteuerpflicht des O. 373. 

Ortspolizeiſtatuten. Zur Frage der 
Gültigkeit von O. 56. 

Dre ei i Zum Begriff 
9 


1 5 Feſtſetzung des 
Gehalts des O. innerhalb des 
Rahmens der Vollzugsverfügung 
kann mit der Rechtsbeſchwerde 
nicht angefochten werden 94. 


P. 


Privatklageſachen. Die Koſten⸗ und 
Auslagenfeſtſetzung in P.: 1) fie 
erfolgt durch den Strafrichter 
und nicht im Zivilprozeß, 2) durch 
das Gericht, das über die Koſten⸗ 
tragungspflicht entſchieden hat 47. 

Privaturkunde. Keine Beweiskraft 
Bus P. bezüglich des Datums 


Prozeßkoſten. Zuſcheidung der P. 
an den Kläger in einem auf deſ⸗ 
ſen Antrag ergehenden Verſäum⸗ 
nisurteil? 194. 


R. 


Die Form der 
von Rechtsan⸗ 


Rechtsanwälte. 
„Empfehlung“ 
wälten 251. 


S. 


Schuldanerkenntnis. Wird durch 
Sch. und Schuldverſprechen (SS 
780. 781 BGB.) ſtets eine neue 


dreißigjährige Verjährung be⸗ 
gründet? 271. 
Schuldverſprechen. Wird durch 


Schuldanerkenntnis u. Sch. (SS 
780. 781 BGB.) ſtets eine neue 
dreißigjährige Verjährung be⸗ 
gründet? 271. 
Sparkaſſeneinlage der Ehefrau. Er⸗ 
ſatzpflicht desjenigen, der ohne 
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Vorwiſſen des mit ſeiner Frau 
in landrechtlicher une enſchafts⸗ 
geſellſchaft lebenden Ehemanns 
die Sp. der Ehefrau auf Grund 
Auftrags der letzteren erhoben 
hat 276. 

Staatsanwaltſchaft. Das Beſchwer⸗ 
Deren der St. nach $ 209 StPO. 


Stuttgarter Ortsbauſtatut. Zur 
Auslegung des $ 20 106. 


T. 


Tafelhonig. Iſt T. als reiner 
Bienenhonig oder als Kunſthonig 
anzuſehen? 73 

Tierſchaden 291. 

Tötung. Anſpruch eines im elter⸗ 
lichen Haushalt Dienſte leiſtenden 
Kinds auf eine Rente gemäß 
8 844 BGB. im Fall der Tötung 
des Vaters? 9 


u. 


Ueberfahrtsrecht. Kann ein Ue. i. 
S. des Geſetzes vom 26. März 
1862 auch nach Inkrafttreten des 
BGB. gemäß Art. 40 des be⸗ 
zeichneten Geſetzes wegfallen? 11. 

Unfallverſicherungsgeſetz für Land⸗ 
N Forſtwirtſchaft (NGBL 1900 

. 641. Zur Auslegung der 88 
140 151. Tierſchaden 291. 

Ungerechtfertigte Bereicherung. Liegt 
ungerechtfertigte Bereicherung vor, 
wenn ein Gläubiger, was er zu 
fordern hatte, mittels einer wegen 
Formmangels rechtlich unwirk⸗ 


ſamen Pfändung erlangt hat? 1. 


Unterſcheidungsalter. Eintritt des 
U. bei Kindern aus Miſchehen 14. 
Urheberrecht an Werken der Lite⸗ 
ratur und Tonkunſt. Zur Aus⸗ 
legung des RGeſ. v. 19. Juni 
1901 betr. U. a. W. d. L. u. T. 
Was bedeutet Vervielfältigung 
zu perſönlichem Gebrauch im Sinn 
des § 15? Können privaten Ge⸗ 
ieh haften Urheberrechte zuſtehen? 


renden i des 
Verfahrens im U. 
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B. 


Verhaftungen. Was bedeutet „Ver⸗ 
Januar in 8 352 der CPO.? 


8 Zur usiegung des 
§ 196 Ziff. 3 BGB. 140 

Verlagsverträge. Sind die einem 
Erben aus Verlagsverträgen des 
Erblaſſers zugefloſſenen Beträge 
einkommenſteuerpflichtig? 235. 

Vermieter. Kann der V. eines 
Wohnraums, durch deſſen Mängel 
der Tod eines Menſchen verur⸗ 
ſacht wurde, von den Erben des 
Getöteten für die Beerdigungs⸗ 
koſten nach Vertragsgrundſätzen 
haftbar gemacht werden? 148. 

Verſchulden, eigenes, des Verletzten. 
Mangelhafte Verwahrung einer 
Kellertreppe 287. 

Verſicherungsrecht 157. 

Verſtrickungsbruch. Was gehört zur 
8108 u Sa des $ 137 
StGB. (V.)? 351. 

Verteidigungsgebühr im Vorver⸗ 
fahren 46. 

Verteilungsplan. Widerſpruchsklage 
i. S. des § 878 O. gegen 
einen V. im Fall einer Zwaugs⸗ 
verſteigerung zwecks Aufhebung 
einer Gemeinſchaft? 33. 

Verteilungsverfahren. Anſpruch des 
beſſer berechtigten Gläubigers, 
welcher im V. nicht berückſichtigt 
wurde, gegen nachſtehende Gläu⸗ 
biger, die aus der Teilungsmaſſe 
etwas erhalten haben 176. 

Vertiefung eines Grundſtücks. Be⸗ 
deutung des 8 909 BGB. u. der 
Art. 19. 20 der Württ. Bauord⸗ 
nung 303. 

Viehverſſcherungsgeſellſchaft Pflicht 
einer V., den Verſicherten von 
dem beſchädigten Tier zu be⸗ 
freien. — Einfluß 10 ige 
herſtellung des Tiers 157 

Sun Umfang einer erteilten 

— Zur Auslegung des $ 181 
868. Eidesauflage an einen 
der mehreren Streitgenoſſen 137. 


W. 
Wechſelprozeß. Abſtandnahme vom 
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W. in der Berufungsinſtanz mit 
Zuſtimmung des Beklagten 20. 
Wechſelverpflichtete. Anteilsweiſe 

Haftung mehrerer W. für die 
Koſten der Proteſtierung und 
Einklagung eines Wechſels im 
inneren Verhältnis 20. 
Weidegeſetz. Zuwiderhandlung ge⸗ 
gen das W. vom 26. März 1873 


Wettbewerbegeſetz. Zum ſubjektiven 
Tatbeſtand des Vergehens nach 
87 des W. 349. 

Widerſpruchsklage. Vorausſetzungen 
der W. nach § 878 Abſ. 1 CPO., 
§ 115 Abſ. 1 38G. 176. 

Wiederaufnahmeverfahren. Iſt im 
W. die Vorſchrift des § 409 
aa 4 StPO. eine zwingende? 

O. 

Wirtſchaftskonzeſſion. Fit der Rechts⸗ 
weg zuläſſig für eine Klage be: 
treffs Feſtſtellung a) des Ueber: 
gangs einer W. vom Bell. auf 
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den Klr.; b) des Verzichts des 
Belln. auf eine W.? 169. 


3. 

Zubehör. Zu § 98 Ziff. 1 BGB. 
(Wann iſt ein Gebäude für einen 
gewerblichen Betrieb dauernd 
eingerichtet?) 135. 


Zurückbehaltungsrecht 168. 


Zwangsvollſtreckung in den Bruch⸗ 
teil eines Grundſtücks 125. 

— Einſtweilige Einſtellung der Z. 
aus einem gegen Sicherheitslei⸗ 
ſtung vorläufig vollſtreckbaren Ur⸗ 
teil? 191 

— in Betreff eines Urteils, das 
einen Vater für ſchuldig erklärt, 
dafür zu ſorgen, daß ſein Sohn 
in einer beſtimmten Konfeſſion 
erzogen wird? 14. 

Zweigniederlaſſung. Ueber den Be⸗ 
griff der Z. oder gewerblichen 
Niederlaſſung im Sinn des $ 42 
GewO. 222. 
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